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Zusammenfassung 

Der zunehmende Durchdringungsgrad der öffentlichen Verwaltung mit IT und die daraus ent-

stehende, hohe Bedeutung der IT für die Verwaltungsabläufe machen es erforderlich, den IT-

Einsatz systematisch zu planen, zu überwachen und zu steuern. Um informierte Entscheidungen 

treffen zu können, benötigt das IT-Management steuerungsrelevante Informationen über den 

IT-Bereich. Um steuerungsrelevante Informationen zu erhalten, bietet das IT-Controlling für 

die Planung, Überwachung und Steuerung eine Vielzahl an Instrumenten, z. B. Kennzahlensys-

teme oder Balanced Scorecards. Obwohl IT-Controlling in der Privatwirtschaft seit langem in 

der Literatur diskutiert und in der Praxis eingesetzt wird, stellt es die öffentliche Verwaltung 

noch vor große Herausforderungen. Aufgrund spezifischer Charakteristika in Privatwirtschaft 

und öffentlicher Verwaltung kann ein Transfer der IT-Controlling-Konzepte aus der Privatwirt-

schaft in die öffentliche Verwaltung nicht durchgeführt werden, ohne Anpassungen vorzuneh-

men. Unterschiede betreffen vor allem die Art der Ziele: Während Umsatzsteigerung und 

Profitmaximierung in der Privatwirtschaft leicht zu messende Ziele darstellen, verfolgt die Ver-

waltung allgemein die Verbesserung des Gemeinwohls. Folglich sind die oftmals qualitativen 

Ziele der öffentlichen Verwaltung schwer zu messen. Die Schwierigkeit, IT-Leistung darzu-

stellen und zu bemessen, trifft die öffentliche Verwaltung daher besonders. 

Ziel dieser Arbeit ist es, das Verständnis der Einführung, Gestaltung und Nutzung von IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung zu vertiefen. Zudem soll aufgezeigt werden, wie 

Benefits Management als Lösungsansatz für die Darstellung und Bemessung der IT-Leistung 

in das IT-Controlling integriert und eingeführt werden kann. Um diese Ziele zu erreichen, 

wurde ein gestaltungsorientierter Ansatz gewählt. Eine Literaturrecherche zum Status quo des 

IT-Controllings und des Benefits Managements in der öffentlichen Verwaltung sowie eine 

Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesverwaltung dienten dazu, den Problembe-

reich abzugrenzen und ein differenziertes Verständnis zu erarbeiten. Ausgehend davon wurde 

Benefits Management als Lösungsansatz für die Unterstützung des IT-Leistungs-Controllings 

in das IT-Controlling integriert. Abschließend wurde eine analytische und merkmalsbasierte 

Evaluation der Artefakte durchgeführt. 

Zentrale Ergebnisse sind ein erweitertes Verständnis des IT-Controllings in der öffentlichen 

Verwaltung auf Ebene eines Bundeslandes sowie die Integration des Benefits Managements in 

das IT-Controlling als Lösungsansatz für die Darstellung und Bemessung der IT-Leistung. Das 

erweiterte Verständnis des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung basiert auf folgen-

den Ergebnissen: Es erfolgt eine Aufarbeitung der Auswirkungen der Rahmenbedingungen der 

öffentlichen Verwaltung auf das IT-Controlling. Zudem wird IT-Controlling am Beispiel einer 

Landesverwaltung umfassend untersucht, indem Stakeholder und ihre Anforderungen identifi-

ziert und klassifiziert, Prozesse aufgezeigt, Instrumente vorgestellt, Aufgaben und Ziele be-

schrieben sowie Herausforderungen und Einflussfaktoren beleuchtet werden. Besondere 

Bedeutung kommt hierbei dem IT-Projekt-Controlling zu, da IT-Projekte als wichtigstes Steu-

erungsobjekt angesehen werden. Die gewonnenen Erkenntnisse aus Literatur und Praxis wer-

den abschließend gegenübergestellt und diskutiert. 
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Die Integration des Benefits Managements in das IT-Controlling basiert auf folgenden Ergeb-

nissen: Benefits Management wird als Lösungsansatz für die Darstellung und Bemessung der 

IT-Leistung durch den IT-Nutzen beschrieben. Anknüpfungspunkte zur Verknüpfung von Be-

nefits Management und IT-Controlling werden in Form weiterentwickelter Instrumente, wie 

eine Stakeholder-Scorecard oder ein Benefits Template, und weiterentwickelter Prozesse auf-

gezeigt. Neu entstehende Rollen und zentrale Gremien werden beschrieben und definiert. Eine 

Einführungsstrategie unterstützt IT-Verantwortliche der öffentlichen Verwaltung bei der Ein-

führung des Benefits Managements. 

Die Identifikation und Diskussion der Nutzenpotentiale des IT-Controllings kann als Grundlage 

für die Akzeptanzsteigerung von IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung dienen, sofern 

diese kommuniziert werden. Die Arbeit trägt dazu bei, Herausforderungen aus der Praxis zu 

lösen und das Verständnis des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung zu erweitern. Sie 

zeigt auf, wie betriebswirtschaftliche Konzepte bei der bestehenden, durch das Ressortprinzip 

geprägten IT-Governance etabliert werden können. Handlungsempfehlungen unterstützen IT-

Verantwortliche der öffentlichen Verwaltung bei der Etablierung eines IT-Controllings, ein-

schließlich eines Benefits Managements. 
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1 Problemstellung und Aufbau der Arbeit 

1.1 Ausgangslage und Problemstellung 

Gesellschaft, Wirtschaft, Politik und öffentliche Verwaltung sind durch die sich stetig weiter-

entwickelnde Durchdringung mit Informationstechnologie (IT) geprägt (Weigand et al. 2015, 

S. 8). IT befindet sich beispielsweise in täglich genutzten Haushaltsgeräten oder Fahrzeugen. 

Smartphones, Tablets, PCs und Laptops gehören laut einer Studie der Initiative D21 fest zu 

unserem Alltag (Müller et al. 2016, S. 30). Nicht nur die Zivilgesellschaft, sondern auch Orga-

nisationen des privaten Sektors haben in den letzten Jahrzehnten viel Geld in IT investiert (Flak 

et al. 2015, S. 2486). Unternehmen basieren ihre Geschäftsmodelle auf IT oder entwickeln be-

stehende IT weiter. Auch in der öffentlichen Verwaltung wurden vermehrt IT-Investitionen 

getätigt (Willcocks 1994, S. 13; Hoch et al. 2005, S. 28; Fromm et al. 2015a, S. 70 ff.). Ein 

Verwaltungshandeln ohne IT ist nicht mehr möglich (Kütz 2006a, S. 1). 

IT wird in der Verwaltung verstärkt mit dem Ziel genutzt, Bürokratie abzubauen und die öf-

fentliche Verwaltung zu modernisieren (Lenk 2011, S. 47; Ulschmid 2003, S. 7). Die Bereit-

stellung von IT innerhalb der öffentlichen Verwaltung und das Anbieten von IT-gestützten 

Dienstleistungen für Bürger und Unternehmen werden dabei unter dem Schlagwort Electronic 

Government (E-Government) zusammengefasst (Flak et al. 2015, S. 2486; Hoch et al. 2005, S. 

27). Derzeit wird der Einsatz von IT auch unter den Begriffen der Digitalisierung der Verwal-

tung oder der digitalen Transformation der Verwaltung diskutiert. Die Bedeutung des IT-

Einsatzes für die öffentliche Verwaltung zeigt sich in politischen Regierungsprogrammen, wie 

die Digitale Verwaltung 2020 (BMI 2014), die Digitale Agenda 2014 – 2017 (BMWi et al. 

2014) oder die Digitale Strategie 2025 (BMWi 2016). Auf Bundes- und Landesebene entstehen 

zahlreiche E-Government- oder IT-Strategien (Obermeier et al. 2012, S. 1581). Auf Bundes-

ebene wurde ein E-Government-Gesetz verabschiedet, welches bereits von einigen Ländern, 

wie beispielsweise Bayern oder Sachsen, in ein eigenes Landes-E-Government-Gesetz über-

setzt wurde (BMI 2017). Die Rolle des Chief Information Officer (CIO) wurde aus der Privat-

wirtschaft in die öffentliche Verwaltung übernommen, um zu gewährleisten, dass der IT-

Einsatz gemanagt und gesteuert wird (Estevez/Janowski 2013, S. 1684; Nissen et al. 2016, S. 

240). Für die Zusammenarbeit zwischen Kommunen, Ländern und Bund sowie der Länder un-

tereinander werden Gremien und Arbeitsgruppen mit unterschiedlichen thematischen Schwer-

punkten gebildet. Der IT-Planungsrat soll beispielsweise eine deutschlandweite Austausch-

plattform bieten, den IT-Einsatz über die Länder hinweg koordinieren und die Zusammenarbeit 

der Verwaltungsebenen auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene fördern (IT-Planungsrat 

2017a). Die Einführung der elektronischen Akte (E-Akte) soll Papier innerhalb der öffentlichen 

Verwaltung weitestgehend unnötig machen (BMI 2014, S. 26 f.). Zudem entstehen zahlreiche 

E-Government-Angebote der Verwaltung für Bürger oder Unternehmen. Auf einheitlichen 

Verwaltungsportalen sollen die Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung digital angeboten 

und Möglichkeiten eines Bürgerkontos geschaffen werden. Die einzelnen Verwaltungsportale 

von Bund und Ländern sollen wiederum künftig in einem gemeinsamen Portalverbund ver-

knüpft werden (IT-Planungsrat 2017b; Bundestag 2017). Dies alles zeigt die hohe Bedeutung 

der IT für die öffentliche Verwaltung sowie den derzeit bereits bestehenden hohen Durchdrin-

gungsgrad der öffentlichen Verwaltung mit IT. Dieser hohe Durchdringungsgrad erfordert nicht 

nur die Aufmerksamkeit der IT-Mitarbeiter, welche die IT entwickeln, betreuen oder betreiben, 

sondern auch die des IT-Managements auf allen Führungsebenen (Kütz 2006a, S. 1). 
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Folglich macht es der Anstieg von IT-Anwendungen notwendig, die IT-Landschaft, die IT-

Bereitstellung sowie den IT-Einsatz basierend auf strukturiert erhobenen Informationen syste-

matisch zu planen, zu managen und zu steuern. Da für IT-Investitionen öffentliche Steuergelder 

verwendet werden, müssen diese solide begründet werden können (Flak et al. 2015, S. 2486). 

Hierfür benötigen die IT-Manager der öffentlichen Verwaltung Transparenz beispielsweise 

über die Anzahl und Art der vorhandenen E-Government-Angebote, die Anzahl der zu betreu-

enden IT-Arbeitsplätze, die Höhe der Hardwarekosten oder das zur Verfügung stehende Spei-

chervolumen innerhalb eines Rechenzentrums. Basierend auf diesen Informationen können sie 

dann Entscheidungen über den IT-Einsatz treffen. IT-Controlling liefert Instrumente, um diese 

Transparenz herzustellen, indem die Informationen gesammelt und aufbereitet werden. Durch 

seine Steuerungs- und Kontrollfunktion unterstützt das IT-Controlling das IT-Management 

(Schwertsik et al. 2009, S. 448). Der IT-Controlling-Leitsatz „what you can measure, you can 

manage, and what you want to manage, you have to measure“(Roos et al. 1998, S. 7) sollte 

auch in der öffentlichen Verwaltung Eingang finden, um ein effektives und effizientes IT-

Management zu gewährleisten, die IT-Landschaft strukturiert zu planen und über den Fort-

schritt bei IT-Projekten basierend auf objektiven Kriterien zu berichten. 

In der Privatwirtschaft hat IT-Controlling schon lange Eingang gefunden und wird zur Ent-

scheidungsunterstützung genutzt (Johnson 1983, S. 139 ff.).1 IT-Manager überwachen das Er-

reichen der IT-Ziele anhand vorab definierter Kennzahlen und treffen Entscheidungen 

basierend auf diesen Kennzahlen. Ein Blick in die deutsche Verwaltungslandschaft zeigt, dass 

IT-Controlling dort noch nicht etabliert oder nur unzureichend eingesetzt wird. Dies ist nicht 

allein auf die Tatsache zurückzuführen, dass die öffentliche Verwaltung laut Hoch et al. (2005, 

S. 25 f.) der Privatwirtschaft in IT-Fragen um zehn bis zwanzig Jahre hinterherhinkt. Auf der 

einen Seite gibt es Bestrebungen, IT-Controlling in die öffentliche Verwaltung einzuführen und 

als Management-Instrument zu etablieren. Auf der anderen Seite stellt es die öffentlichen IT-

Manager vor große Herausforderungen. Herausforderungen für ein übergreifendes strategisches 

IT-Controlling auf Landesebene stellen dabei beispielsweise die Charakteristika der öffentli-

chen Verwaltung dar. So müssen Interessen und Anforderungen unterschiedlicher Interessens-

gruppen (Stakeholder)2, welche bedingt durch das Ressortprinzip autonom agieren, 

berücksichtigt werden. IT-Ziele sind zudem sehr abstrakt formuliert, was wiederum eine Quan-

tifizierung dieser Ziele erschwert. Des Weiteren bestehen in einer Landesverwaltung meist un-

terschiedliche – ressortübergreifende wie ressortinterne – IT-Strategien, welche aufgrund 

fachlicher Schwerpunkte andere Ausrichtungen haben können. Aufgrund des Ressortprinzips 

wurden und werden IT-Fachverfahren oder E-Government-Angebote isoliert entwickelt, was 

                                                 

 

 

 

 
1 Für einen Überblick der Geschichte des Controllings siehe beispielsweise Braunstein (2004). 
2 Im Folgenden werden die Begriffe Interessensgruppe und Stakeholder synonym verwendet. Die bekannteste 

Definition des Stakeholder-Begriffs geht auf Freeman (1984) zurück, welcher einen Stakeholder als „[…] any 

group or individual who can affect or is affected by achievement of a corporation’s purpose“ (Freeman 1984) 

definiert. Eine Zusammenstellung weiterer Definitionen des Stakeholder-Begriffs findet sich beispielsweise bei 

Ward/Chapman (2008) oder darauf aufbauend bei Greger et al. (2015b). Stakeholder sind demnach einzelne Per-

sonen oder Gruppen von Personen, die Erwartungen oder Anforderungen an eine Organisation oder ein Projekt 

haben, Interessen gegenüber der Organisation oder dem Projekt vertreten oder Nutzen durch die Organisation oder 

das Projekt erhalten. 
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zu einer äußerst heterogenen IT-Landschaft führt. Die Leistung der öffentlichen Verwaltung 

gilt als heterogen und kann nicht nur auf eine bestimmte Zielgruppe zugeschnitten werden. 

Insgesamt stellt IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung ein Konzept dar, welches mit 

unterschiedlichen Stakeholdern, zahlreichen Ressourcen und einer Vielzahl an Entscheidungs-

prozessen verwoben ist (Song/Letch 2012, S. 277). Dies erschwert die Gestaltung des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung, da IT-Controlling in komplexe Entscheidungs-

strukturen eingebettet werden muss und unterschiedliche Sichten der Stakeholder auf IT-

Controlling – mit unterschiedlichen Informationsbedarfen – berücksichtigt werden müssen 

(Marthandan/Tang 2010, S. 39; Irani et al. 2005, S. 67). 

Da die Gestaltung des Controllings abhängig von der Organisation und Branche ist, in der es 

eingesetzt wird (Seidenschwarz 1992, S. 39; Messner 2016, S. 104), ist IT-Controlling im Kon-

text der öffentlichen Verwaltung zu untersuchen und entsprechend der Kontextspezifika zu ge-

stalten. Ein Blick in die Literatur zeigt, dass IT-Controlling bislang meist aus Sicht der 

Privatwirtschaft betrachtet wird. Die Aufarbeitung des IT-Controllings speziell in der öffentli-

chen Verwaltung findet in der Literatur kaum statt. IT-Controlling in der öffentlichen Verwal-

tung ist folglich ein weitestgehend unerforschtes Feld (Irani et al. 2005, S. 66; Irani et al. 2008, 

S. 155 f.; Bannister 2001, S. 67; Jones et al. 2006, S. 2). Zudem wird in der Literatur darauf 

hingewiesen, dass öffentliche Verwaltungen kaum ein IT-Controlling etabliert haben (Jones et 

al. 2006, S. 2; Schwertsik et al. 2011, S. 100). Dies deckt sich mit der Beobachtung der deut-

schen Verwaltungslandschaft. Dabei wird in der Literatur besonders die Bedeutung der Per-

spektiven der Stakeholder auf das IT-Controlling hervorgehoben (Irani et al. 2005, S. 67). 

Fallbeispiele konzentrieren sich auf die lokale Ebene und erfassen somit nicht die Komplexität, 

welche in Landesverwaltungen durch komplexere Entscheidungsstrukturen oder die größere 

Anzahl an Stakeholdern gegeben ist. Eine ganzheitliche Analyse, wie IT-Controlling in der 

öffentlichen Verwaltung im Vergleich zur Privatwirtschaft konkret eingesetzt wird und zu ge-

stalten ist, findet nicht statt. Zudem fehlt eine Analyse des IT-Controllings in der öffentlichen 

Verwaltung basierend auf empirischen Daten. Zusammenfassend fehlt ein Verständnis für die 

Art und Weise, wie IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung derzeit durchgeführt wird 

und wie es für die öffentliche Verwaltung auf Landesebene gestaltet werden kann, so dass es 

die Anforderungen unterschiedlicher Stakeholder berücksichtigt. 

Ein Schwerpunkt der Literatur des IT-Controllings im öffentlichen Kontext wird zumeist auf 

die Darstellung und das Bemessen des IT-Werts in der öffentlichen Verwaltung oder des Werts 

von E-Government und die damit verbundenen Herausforderungen gelegt (Irani et al. 2005, S. 

61 ff.; Irani et al. 2008, S. 159 f.; Jones 2008, S. 236 ff.). Die Darstellung und Bemessung des 

IT-Werts ist dabei nicht nur eine Herausforderung für die öffentliche Verwaltung, sondern auch 

für die Privatwirtschaft (Irani 2002a, S. 314 ff.). Als ein Grund hierfür wird in der Literatur das 

Produktivitätsparadoxon angeführt: Der durch IT zu erzielende Wert oder Nutzen wird meist 

nicht direkt, sondern beispielsweise über die Verbesserung von Geschäftsprozessen bzw. Ver-

waltungsabläufen oder über das Erzielen von Nutzen für Stakeholder erreicht (Song/Letch 

2012, S. 276; Krcmar 2015, S. 477). Bislang liefert das IT-Controlling kaum Ansätze zur Be-

stimmung des IT-Werts. IT-Controlling muss folglich derart weiterentwickelt werden, dass es 

den Wert der IT-Leistungen und den durch IT erzielten Nutzen darstellen und bewerten kann 

(Krcmar 2015, S. 472). Die beschriebene Herausforderung kommt in der öffentlichen Verwal-

tung besonders zum Tragen. Dies liegt unter anderem darin begründet, dass traditionelle An-

sätze der Kostenrechnung in der öffentlichen Verwaltung nicht zielführend sind, da diese keine 
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Kostenführerschaft oder Umsatzsteigerung wie die Privatwirtschaft anstrebt. Finanzielle Ziel-

größen sind daher für die öffentliche Verwaltung kaum von Relevanz (Jones et al. 2006, S. 2; 

Irani et al. 2008, S. 159). Vielmehr muss sich die öffentliche Verwaltung darauf fokussieren, 

wie sie den Wert der IT darstellen kann. Bestehende Konzepte, wie Value for Money, bieten 

bislang keine Lösung (Bannister 2001, S. 67 ff.). 

Ein relativ neues Konzept stellt das Benefits Management dar. Dieses verknüpft IT-

Investitionen mit den aus Sicht der Stakeholder zu erzielenden Nutzenpotentialen (Benefits)3. 

Eine IT-Investition kann dann als erfolgreich angesehen werden, wenn sie diejenigen Benefits 

realisiert, welche die Stakeholder erwartet haben (Balta et al. 2015b, S. 233 f.). Folglich kann 

der Wert der IT über die Benefits dargestellt werden. Bislang weist die Literatur auf die Not-

wendigkeit hin, Benefits Management mit IT-Controlling zu verknüpfen (Lin/Pervan 2001, S. 

18; Thorp 2001, S. 29; McKay/Marshall 2001, S. 49). Eine Ausgestaltung dieser Integration 

findet jedoch nicht statt. Für die öffentliche Verwaltung kann dieses Konzept als vielverspre-

chend angesehen werden. Aus diesem Grund wird in dieser Arbeit Benefits Management als 

möglicher Ansatz für die Erweiterung des IT-Controllings hin zur Darstellung und Bemessung 

der IT-Leistung näher betrachtet. 

1.2 Ziel und Forschungsfragen 

Ausgehend von der in Abschnitt 1.1 vorgestellten Ausgangslage ist es Ziel dieser Arbeit, das 

Verständnis der Einführung, Gestaltung und Nutzung des IT-Controllings in der öffentlichen 

Verwaltung zu vertiefen. Zudem wird aufgezeigt, wie Benefits Management als Lösungsansatz 

für die Darstellung und Bemessung der IT-Leistung in das IT-Controlling integriert und einge-

führt werden kann. Um dieses Ziel zu erreichen, wurde ein gestaltungsorientierter Forschungs-

ansatz gewählt. Eine Beschreibung der theoretischen Grundlagen des IT-Controllings mit einer 

Definition konkreter Handlungsfelder, der Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung 

sowie der Unterschiede zwischen privatem und öffentlichem Sektor und deren Auswirkung auf 

das IT-Controlling bildet hierfür die Grundlage. Aufbauend darauf werden die folgenden, auf-

einander aufbauenden Forschungsfragen beantwortet. 

Forschungsfrage 1: Was sind Anforderungen an ein IT-Controlling der öffentlichen Ver-

waltung und inwieweit wird IT-Controlling im öffentlichen Sektor bereits umgesetzt? 

Um IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung gestalten zu können, müssen die Anforde-

rungen an das IT-Controlling aus Sicht der IT-Manager der öffentlichen Verwaltung bekannt 

sein. Dies ermöglicht es, unterschiedliche Sichtweisen zu berücksichtigen. Aus diesem Grund 

werden im Zuge einer Fallstudie zuerst die Stakeholder des IT-Controllings identifiziert und 

anschließend deren Anforderungen erhoben. Für die Fallstudie wurde eine öffentliche Verwal-

tung auf Ebene der Bundesländer in Deutschland ausgewählt. 

                                                 

 

 

 

 
3 Im Folgenden werden die Begriffe Benefits und Nutzenpotentiale synonym verwendet. Eine Definition des Be-

griffs Benefit erfolgt in Abschnitt 6.3.1. 
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Um ein Verständnis dafür zu erhalten, inwieweit IT-Controlling im öffentlichen Sektor bereits 

umgesetzt wird, wird der Stand der Forschung zum IT-Controlling in der öffentlichen Verwal-

tung in einer Literaturrecherche erhoben. Zudem wird anhand einer Fallstudie aufgezeigt, wie 

die Durchführung von IT-Controlling in einer Landesverwaltung erfolgt und wie dieses gestal-

tet ist. Die Analyse basiert auf dem Content-Context-Process- (CCP-) Modell, welches in der 

Literatur bereits Anwendung bei der Analyse des IT-Controllings fand. Dieses strukturierte 

Vorgehen ermöglicht es, ein umfassendes Verständnis zu erhalten. Im Zuge der Analyse wer-

den auch aus der Literatur identifizierte Einflussfaktoren anhand von Beispielen der Landes-

verwaltung beschrieben und weitere Einflussfaktoren identifiziert. Des Weiteren werden 

Herausforderungen dargestellt und kategorisiert. Die Ergebnisse der Fallstudie werden ab-

schließend der Literatur gegenübergestellt und diskutiert. Anhand zweier Theorien werden dem 

IT-Controlling zugrundeliegenden Entscheidungsstrukturen erklärt.  

Ergebnis der ersten Forschungsfrage ist eine Liste an Anforderungen an das IT-Controlling in 

der öffentlichen Verwaltung. Zudem werden ein detailliertes Verständnis des IT-Controllings 

in der öffentlichen Verwaltung geschaffen und Unterschiede zur Privatwirtschaft herausgear-

beitet. Die Ergebnisse aus Forschungsfrage 1 dienen als Ausgangslage für die Beantwortung 

von Forschungsfrage 2. 

Forschungsfrage 2: Welche Ansätze, Instrumente, organisatorische Strukturen und Pro-

zesse sind notwendig, damit diese Anforderungen und speziell die Anforderung nach einer 

Darstellung der IT-Leistung adressiert werden? 

Benefits Management ermöglicht es, die IT-Leistung anhand der durch die Stakeholder erwar-

teten Benefits darzustellen. Hierdurch adressiert es eine Anforderung des IT-Controllings, wel-

che sowohl die Literatur als auch die IT-Verantwortlichen der Fallstudie vor große 

Herausforderungen stellt. Zur Beantwortung der zweiten Forschungsfrage wird daher Benefits 

Management als Lösungsansatz vorgestellt und diskutiert. Hierbei wird ein gestaltungsorien-

tierter Ansatz verfolgt.  

Es werden theoretische Grundlagen beschrieben und der Stand der Forschung zum Benefits 

Management in der öffentlichen Verwaltung als Grundlage aufgezeigt. Anschließend wird ge-

zeigt, wie Benefits Management in das IT-Controlling der Landesverwaltung integriert werden 

kann. Hierfür werden bestehende Instrumente, Prozesse und Rollen erweitert und neue Instru-

mente und Rollen definiert. Dabei werden die organisatorischen Rahmenbedingungen der öf-

fentlichen Verwaltung und die unterschiedlichen Perspektiven der Stakeholder beachtet. Ein 

entwickeltes Artefakt ist neben Instrumenten, Prozessen und benötigten Rollen eine Einfüh-

rungsstrategie, da die Integration des Benefits Managements in das IT-Controlling zwingend 

voraussetzt, dass dieses ganzheitlich in die öffentliche Verwaltung eingeführt wird. Zuletzt er-

folgt eine Evaluation der entwickelten Artefakte. 

Ergebnis ist eine Integration des Benefits Managements in das IT-Controlling. Hierfür werden 

Instrumente und Prozesse des Benefits Managements in das IT-Controlling integriert, Rollen 

festgesetzt und definiert sowie eine Einführungsstrategie für Benefits Management beschrie-

ben. 
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Forschungsfrage 3: Welche Implikationen lassen sich aus den Nutzenpotentialen des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung ableiten und welche Handlungsempfehlun-

gen für die Einführung und Gestaltung des IT-Controllings in der öffentlichen Verwal-

tung können basierend auf den zuvor gewonnenen Erkenntnissen gegeben werden? 

In der dritten Forschungsfrage werden die möglichen Nutzenpotentiale eines IT-Controllings 

aus Sicht der IT-Manager der öffentlichen Verwaltung dargestellt. Anschließend werden 

Schlussfolgerungen aus diesen Nutzenpotentialen für den Einsatz und die Gestaltung des IT-

Controllings gezogen. Die identifizierten Nutzenpotentiale können bei der Einführung des IT-

Controllings unterstützen, indem sie aufzeigen, dass IT-Controlling nicht nur Aufwand, son-

dern auch Nutzen mit sich bringt. Nur wenn der Nutzen klar den jeweiligen Stakeholdern des 

IT-Controllings kommuniziert werden kann, ist zu erwarten, dass diese es umsetzen und an-

wenden. Das Aufzeigen der Nutzenpotentiale steigert somit die Akzeptanz des IT-Controllings 

und unterstützt dessen Einführung. Aus diesem Grund erfolgt eine Analyse des Nutzens aus 

unterschiedlichen Perspektiven der Stakeholder. 

Des Weiteren werden Implikationen aus der Fallstudie dargestellt, aus welchen Handlungsemp-

fehlungen abgeleitet werden. Die Handlungsempfehlungen richten sich an die Einführung, Ge-

staltung und Nutzung des IT-Controllings sowie die Integration des Benefits Managements in 

das IT-Controlling. Sie bieten IT-Verantwortlichen der öffentlichen Verwaltung eine Unterstüt-

zung bei der Einführung und Durchführung des IT-Controllings. 

Ergebnisse sind eine Liste möglicher Nutzenpotentiale aus Sicht der Stakeholder, Schlussfol-

gerungen sowie Handlungsempfehlungen für das IT-Controlling in einer öffentlichen Verwal-

tung. 

1.3 Aufbau der Arbeit 

In Kapitel 1 wird die Ausgangslage geschildert und das Thema IT-Controlling in der öffentli-

chen Verwaltung durch Aufzeigen der Problemstellung und Forschungslücke motiviert. An-

schließend wird das Ziel der Arbeit zusammengefasst und die im Zuge der Arbeit zu 

beantwortenden Forschungsfragen präsentiert. Zuletzt wird der Aufbau der Arbeit vorgestellt. 

In Kapitel 2 wird die Disziplin der Wirtschaftsinformatik kurz vorgestellt und IT-Controlling 

in diese eingeordnet. Zudem wird das Forschungsdesign beschrieben, indem zuerst die gestal-

tungsorientierte Wirtschaftsinformatik von der behavioristischen Wirtschaftsinformatik abge-

grenzt und näher erläutert und anschließend der Aufbau der Arbeit in die einzelnen Schritte der 

gestaltungsorientierten Wirtschaftsinformatik eingeordnet wird. 

In Kapitel 3 werden theoretische Grundlagen zum IT-Controlling präsentiert. Hierfür erfolgt 

zuerst eine Bestimmung des Begriffs IT-Controlling (Abschnitt 3.1). Anschließend wird die 

organisatorische Verankerung und Rolle des IT-Controllers aufgezeigt (Abschnitt 3.2) sowie 

Ziele, Aufgaben und Prozesse des IT-Controllings beleuchtet (Abschnitt 3.3). Abschnitt 3.4 

gibt einen Überblick über die Instrumente des IT-Controllings. Kennzahlen (-systeme) werden 

als operatives IT-Controlling-Instrument und die Balanced Scorecard (BSC) als strategisches 

Instrument näher vorgestellt. Zudem wird der aktuelle Stand der Forschung im Bereich IT-

Controlling aufgezeigt. Es werden im Zuge dessen fünf Handlungsfelder definiert und beschrie-

ben (Abschnitt 3.5). Das Kapitel schließt mit einer Zusammenfassung (Abschnitt 3.6). 
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Kapitel 4 widmet sich dem IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung. Rahmenbedingun-

gen, Einflussfaktoren, Treiber und Herausforderungen werden vorgestellt und IT-Controlling 

in das New Public Management (NPM) eingeordnet (Abschnitt 4.1). Unterschiede zwischen 

Privatwirtschaft und öffentlicher Verwaltung und ihre Auswirkungen auf das IT-Controlling 

werden in Abschnitt 4.2 dargestellt. Anschließend wird der Status quo des Controllings in Ab-

schnitt 4.3 aufgezeigt. Hierbei wird sowohl auf das Verwaltungscontrolling als auch auf das IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung eingegangen. Abschnitt 4.4 fasst die Ergebnisse 

zusammen. 

Kapitel 5 beschreibt den IT-Controlling-Einsatz in einer ausgewählten Landesverwaltung in 

Deutschland. Hierfür wird eine Langzeitanalyse durchgeführt, welche sich auf empirische Da-

ten aus den Jahren 2005 bis 2016 stützt. Das zugrundeliegende methodische Vorgehen wird in 

Abschnitt 5.1 vorgestellt. Die Ergebnisse zu Stakeholdern des IT-Controllings und deren An-

forderungen, IT-Controlling-Prozessen bei Einführung, Nutzung und Weiterentwicklung, ein-

gesetzten Instrumenten, Aufgaben, Zielen sowie Steuerungsobjekten werden ausführlich 

beschrieben (Abschnitt 5.2). Entscheidungsstrukturen und Verantwortlichkeiten beim IT-

Controlling in der Landesverwaltung werden aufgezeigt. Das IT-Projekt-Controlling wird zu-

dem näher beleuchtet. Ebenso werden Herausforderungen und Einflussfaktoren umfassend dar-

gestellt. Anschließend werden in Abschnitt 5.3 die Ergebnisse kritisch reflektiert und diskutiert. 

Im Zuge dessen werden die Fallstudienergebnisse der Literatur gegenübergestellt, um aus der 

Literatur entwickelte Erkenntnisse ergänzt sowie die Ergebnisse vor dem Hintergrund zweier 

Theorien diskutiert, um die Problematik der Governance-Struktur aufzuzeigen. In Abschnitt 5.4 

werden die Erkenntnisse zusammengefasst. 

Kapitel 6 stellt Benefits Management als Lösungsansatz vor, mit dessen Hilfe IT-Controlling 

derart erweitert werden kann, dass IT-Leistungen dargestellt und gemessen werden können. 

Nach der Präsentation der diesem Kapitel zugrundeliegenden Methodik (Abschnitt 6.1) und 

einer Zusammenfassung der zu adressierenden Problemstellung (Abschnitt 6.2) werden in Ab-

schnitt 6.3 die theoretischen Grundlagen des Benefits Managements beschrieben und in Ab-

schnitt 6.4 der Status quo der Forschung vorgestellt. Anschließend wird in Abschnitt 6.5 der 

Lösungsansatz präsentiert. Hierfür werden bestehende IT-Controlling-Instrumente weiterent-

wickelt oder neue Instrumente eingeführt, der Benefits Management-Prozess erweitert und an-

gepasst, die benötigten Rollen beschrieben sowie eine Einführungsstrategie festgelegt. 

Abschließend werden die entwickelten Konzepte evaluiert (Abschnitt 6.6). Abschnitt 6.7 fasst 

die Ergebnisse zusammen. 

Kapitel 7 zieht Implikationen aus den bisherigen Erkenntnissen und Ergebnissen der Arbeit. 

Hierfür wird zuerst der Nutzen von IT-Controlling für öffentliche IT-Manager aufgezeigt und 

anschließend werden aus dem aufgezeigten Nutzen Implikationen abgeleitet (Abschnitt 7.1). In 

Abschnitt 7.2 werden Schlussfolgerungen aus der Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer 

Landesverwaltung abgeleitet. Darauf aufbauend werden in Abschnitt 7.3 Handlungsempfeh-

lungen für die Einführung, Gestaltung und Nutzung von IT-Controlling in der öffentlichen Ver-

waltung sowie für die Integration von Benefits Management gegeben.  

Die Arbeit endet in Kapitel 8 mit einem Fazit sowie einer Zuordnung der Ergebnisse zu den 

jeweiligen Forschungsfragen und identifizierten Handlungsfeldern (Abschnitt 8.1). Der Aus-

blick in Abschnitt 8.2 zeigt weiteren Forschungsbedarf auf. 
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Abbildung 1 fasst den Aufbau dieser Arbeit zusammen. 

 
Abbildung 1: Aufbau der vorliegenden Arbeit 

Quelle: Eigene Darstellung 
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2 Wissenschaftstheoretische Grundlagen 

2.1 Einordnung des IT-Controllings in die Wirtschaftsinformatik 

Die Wirtschaftsinformatik stellt eine interdisziplinäre Disziplin zwischen Betriebswirtschafts-

lehre und Informatik dar (Leimeister 2015, S. 9; Krcmar 2015, S. 21). Zudem weist sie Schnitt-

stellen zu den Verhaltenswissenschaften und den Ingenieurswissenschaften auf (Leimeister 

2015, S. 10). Sie betrachtet die Informations- und Kommunikationstechnologie bzw. die Infor-

mationssysteme und den IT-Einsatz sowohl in der Privatwirtschaft als auch in der öffentlichen 

Verwaltung (Heinrich 2011, S. 14). Themen der Wirtschaftsinformatik reichen von der Ent-

wicklung und Einführung über den Betrieb und die Nutzung bis hin zur Ablösung von Infor-

mationssystemen (Leimeister 2015, S. 9). Außerdem beschäftigt sie sich als querschnittliche 

Aufgabe mit dem Management der IT (Mertens 2015).  

IT-Controlling kann als Bindeglied zwischen Wirtschaftsinformatik und Controlling, welches 

ein Teilgebiet der Betriebswirtschaftslehre darstellt, bezeichnet werden (vgl. Abbildung 2). Auf 

der einen Seite beschäftigt es sich mit dem Controlling des IT-Einsatzes und der IT-

Bereitstellung und ist eine Spezialisierung des Controllings – neben beispielsweise einem Per-

sonal-Controlling oder Produktions-Controlling (Gadatsch/Mayer 2014, S. 40 f.; Strecker/ 

Kargl 2009, S. 238). Auf der anderen Seite kann es der Wirtschaftsinformatik zugeordnet wer-

den. So bezeichnen beispielsweise Gadatsch/Mayer (2014, S. 32) IT-Controlling als Kerndis-

ziplin der Wirtschaftsinformatik. Ebenso betonen Hofmann/Frank (2009, S. 234), dass IT-

Controlling ein zentrales Thema der Wirtschaftsinformatik ist. IT-Controlling gestaltet den IT-

Einsatz und fokussiert auf das Bereitstellen von Informationen hinsichtlich Planung, Steuerung 

sowie Kontrolle der IT (Gadatsch/Mayer 2014, S. 40 f.; Seidenschwarz 1992, S. 51). 

 
Abbildung 2: IT-Controlling als Bindeglied zwischen Controlling und Wirtschaftsin-

formatik 

Quelle: In Anlehnung an Gadatsch/Mayer (2014, S. 41) 
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Als Teilgebiet der Wirtschaftsinformatik kann das Informationsmanagement angesehen wer-

den. Das Informationsmanagement ist laut Krcmar (2015, S. 1) „[…] ein Teilbereich der Un-

ternehmensführung, der die Aufgabe hat, den für die Unternehmensziele bestmöglichen Einsatz 

der Ressource Information zu gewährleisten“. Laut Schöne (1997, S. 70 f.) bildet das IT-

Controlling eine Schnittmenge zwischen Informationsmanagement und Controlling. Aurenz 

(1997, S. 118) ordnet das IT-Controlling als Aufgabe des Informationsmanagements ein. Laut 

Krcmar (2015, S. 107 f.) stellt das Informationsmanagement eine Managementaufgabe dar, die 

sich mit dem Management der Informationswirtschaft, der Informationssysteme und der Infor-

mations- und Kommunikationstechnik beschäftigt. Querschnittlich zu diesen drei Manage-

mentthemen sind die Führungsaufgaben des Informationsmanagements angesiedelt. Neben 

Themen, wie IT-Strategie, IT-Governance, IT-Prozesse oder IT-Sicherheit, findet sich als Füh-

rungsaufgabe des Informationsmanagements das IT-Controlling (Krcmar 2015, S. 107 f.). Die 

Ausführungen zeigen, dass IT-Controlling dem Informationsmanagement zugeordnet werden 

kann. 

2.2 Forschungsdesign der Arbeit 

2.2.1 Grundlagen zur gestaltungsorientierten Forschung 

Die Forschung der Wirtschaftsinformatik4 verfolgt sowohl ein Erkenntnisziel als auch ein Ge-

staltungsziel (Riege et al. 2009, S. 69 f.). Diese beiden Ziele drücken sich in unterschiedlichen 

Forschungsparadigmen aus, welche als behavioristische und gestaltungsorientierte Forschung 

bekannt sind. Beide Forschungsparadigmen werden im Folgenden kurz vorgestellt. Danach 

wird schwerpunktmäßig auf die gestaltungsorientierte Wirtschaftsinformatik eingegangen. 

Behavioristische Forschung lässt sich naturwissenschaftlichen Forschungsmethoden zuordnen. 

Sie zielt darauf ab, die Realität bzw. Phänomene in einem bestimmten Kontext zu verstehen 

(March/Smith 1995, S. 253; Hevner et al. 2004, S. 77) und Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge 

zu entdecken (Österle et al. 2010, S. 667). Dafür werden neue Theorien entwickelt oder beste-

hende Theorien untersucht oder gerechtfertigt. Die Theorien helfen dabei, ein Phänomen des 

Problemfelds in einem bestimmten Kontext zu verstehen (Hevner et al. 2004, S. 79). Diese zu 

entwickelnden oder prüfenden Theorien prognostizieren oder beschreiben organisatorische und 

soziale Phänomene, die mit der Analyse, Gestaltung, Implementierung und Nutzung von IT in 

Zusammenhang stehen. Sie informieren über die Interaktionen zwischen Menschen, Technolo-

gien und Organisationen, welche berücksichtigt werden müssen, um IT zweckgebunden – unter 

Berücksichtigung von Effektivität und Effizienz – einzusetzen (Hevner et al. 2004, S. 76). Be-

mängelt wird am behavioristischen Ansatz die mangelnde Relevanz der Forschungsergebnisse 

für die Praxis (Österle et al. 2010, S. 664). Die Forschung der Wirtschaftsinformatik soll viel-

mehr relevanz- und anwendungsorientiert sein (Becker et al. 2009, S. 1). 

                                                 

 

 

 

 
4 Im angelsächsischen Raum wird die Forschung der Wirtschaftsinformatik als Information Systems bezeichnet 

(Österle et al. 2010, S. 664). 
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Im Gegensatz zur behavioristischen Forschung zielt die gestaltungsorientierte Forschung darauf 

ab, ein Problem zu lösen, indem Innovationen geschaffen werden, welche Ideen, Ansätze und 

technische Fähigkeiten festsetzen, so dass mit Hilfe der Innovationen die IT analysiert, gestal-

tet, implementiert und genutzt werden kann. Diese Innovationen sind nicht isoliert von Theo-

rien zu betrachten. Vielmehr werden Theorien angewandt, getestet oder durch die Erfahrung, 

Kreativität und Problemlösefähigkeit des Forschenden erweitert (Hevner et al. 2004, S. 76). 

Gestaltungsorientierte Forschung löst folglich ein konkretes Problem durch das Entwickeln und 

Evaluieren eines bestimmten IT-Artefakts (Hevner et al. 2004, S. 79 f.). Das IT-Artefakt dient 

dazu, ein Anliegen eines Menschen oder einer Organisation zu lösen und hierdurch einen Wert 

für die Organisation zu schaffen (March/Smith 1995, S. 253). IT-Artefakte, welche im Zuge 

der gestaltungsorientierten Wirtschaftsinformatik entwickelt werden, sind Konstrukte (z. B. 

Vokabeln oder Symbole), (Informations-) Modelle (z. B. Abstraktionen oder Repräsentatio-

nen), Methoden (z. B. Algorithmen oder praktische Konzepte) oder Instanzen (z. B. implemen-

tierte Systeme oder Prototypen) (Hevner et al. 2004, S. 77; March/Smith 1995, S. 253; Frank 

2000, S. 38). Architekturen, Standards oder Modellierungssprachen werden weiterhin in der 

Literatur als Artefakte genannt (Frank 2000, S. 38). Darüber hinaus können Organisationen, 

Strategien und Arbeitspraktiken als Artefakte der Gestaltung angesehen werden (Yetim 2009, 

S. 25; Simon 1996, S. 111). Im Zuge der gestaltungsorientierten Wirtschaftsinformatik werden 

für die IT-Artefakte Handlungsempfehlungen für deren Gestaltung und Nutzung gegeben 

(Österle et al. 2010, S. 666). 

Hevner et al. (2004) stellen ein Forschungsframework der Wirtschaftsinformatik auf und zeigen 

das Zusammenspiel von behavioristischer und gestaltungsorientierter Forschung sowie den 

Einfluss der Umwelt und der vorhandenen Wissensbasis auf die Forschung der Wirtschaftsin-

formatik (vgl. Abbildung 3): Das Problemfeld, welches durch den Forschenden wahrgenom-

men wird und adressiert werden soll, ergibt sich aus der Umwelt, welche durch Personen, 

Technologien und Organisationen charakterisiert wird. Indem Forschungsaktivitäten derart ge-

staltet werden, dass sie ein in der Umwelt vorhandenes Problem adressieren, wird Relevanz des 

Themas erzielt (Hevner et al. 2004, S. 79). Um ein Problemfeld der Wirtschaftsinformatik um-

fassend wissenschaftlich zu lösen, stehen die behavioristische und die gestaltungsorientierte 

Forschung als zwei unterschiedliche Forschungsparadigmen zur Verfügung. Dabei sind beha-

vioristische und gestaltungsorientierte Forschung nicht isoliert voneinander zu betrachten: Das 

explizite und detaillierte Verstehen eines Phänomens in einem bestimmten Kontext kann dabei 

helfen, ein IT-Artefakt nach den Anforderungen des Problemfelds zu gestalten. Ein neu einge-

führtes IT-Artefakt wiederum kann dazu führen, dass bestehende Theorien weiterentwickelt 

oder neue Theorien aufgestellt werden (Hevner et al. 2004, S. 80; March/Smith 1995, S. 254). 

Die Wissensbasis stellt dem Forschenden Forschungsmethoden, Referenzen, Erfahrungen, 

Frameworks oder Instrumente aus vorangegangener Forschung bereit. Durch das Anwenden 

bereits bestehender Grundlagen und Methoden können letztendlich eine wissenschaftliche 

Schärfe und Aussagekraft erzielt werden (Hevner et al. 2004, S. 80). 
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Abbildung 3: Forschungsframework der Wirtschaftsinformatik 

Quelle: In Anlehnung an Hevner et al. (2004, S. 80) 

Während im angelsächsischen Raum primär der behavioristische Ansatz verfolgt wird (Österle 

et al. 2010, S. 664), wird in der deutschen Wirtschaftsinformatik die gestaltungsorientierte For-

schung verwendet (Becker et al. 2009, S. 1) und die Wirtschaftsinformatik als „anwendungs-

orientierte Disziplin“ (Frank 2009, S. 164) bezeichnet. Im Englischen wird für die gestaltungs-

orientierte Wirtschaftsinformatik der Begriff Design Science verwendet, welcher von Hevner 

et al. (2004) geprägt wurde. Die gestaltungsorientierte Forschung ist von großer Bedeutung für 

die Wirtschaftsinformatik (Fettke et al. 2010, S. 339), da die Ergebnisse der gestaltungsorien-

tierten Wirtschaftsinformatik von hoher Relevanz für die Praxis sind (Becker 2008, S. 8). So 

werden beispielsweise viele Ergebnisse in der Industrie und Wirtschaft eingesetzt (Becker 

2008, S. 8 f.). Neben der Wirtschaft in Form von Unternehmen, Arbeitnehmern oder Kunden 

sind die öffentliche Verwaltung, die Politik sowie Bürger als Stakeholder der Wirtschaftsinfor-

matik zu bezeichnen. Andere wissenschaftliche Richtungen, wie die Mikroökonomie oder die 

Informatik, stehen zudem in Wechselwirkungen mit der Wirtschaftsinformatik (Österle et al. 

2010, S. 666; Mertens 2010, S. 20). 

Gestaltungsorientierte Forschung besteht aus den Prozessen der Gestaltung und Evaluation 

(March/Smith 1995, S. 254). Diese lassen sich konkreter in den iterativ zu durchlaufenden Pro-

zessschritten Analyse, Entwurf, Evaluation und Diffusion beschreiben (Österle et al. 2010, S. 

667 f.; Becker 2010, S. 13 ff.): 

1. Während der Analyse wird eine konkrete und relevante Problemstellung in der Praxis 

aufgezeigt und Forschungsfragen sowie Forschungsziel daraus abgeleitet. Dabei kann 

neben einem Gestaltungsziel auch ein Beschreibungs- oder Erklärungsziel verfolgt wer-

den (Becker 2010, S. 13). Zudem wird der Status quo in Forschung und Praxis des je-

weiligen Problemfelds identifiziert. Es wird gezeigt, welche Anforderungen an ein IT-

Artefakt gestellt und welche IT-Artefakte zur Lösung des Problems benötigt werden. 

Hierfür werden geeignete Forschungsmethoden ausgewählt (Österle et al. 2010, S. 667). 
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Als Forschungsmethoden der Analysephase werden beispielsweise Umfragen, Fallstu-

dien, Tiefeninterviews mit Experten oder die Analyse von Informationssystemen ange-

führt (Österle et al. 2010, S. 668). 

2. In der Entwurfsphase werden die IT-Artefakte unter Nutzung bekannter Methoden und 

unter Beachtung des Forschungsziels und der identifizierten Anforderungen gestaltet. 

Zudem wird die Wahl der IT-Artefakte begründet. Es wird gezeigt, inwiefern sich die 

neu zu entwickelnden IT-Artefakte von bestehenden IT-Artefakten unterscheiden 

(Österle et al. 2010, S. 667). Es wird von Becker (2010, S. 14 f.) empfohlen, dem Ent-

wurf des IT-Artefakts die Grundsätze ordnungsgemäßer Modellierung zugrunde zu le-

gen. Geeignete Methoden sind beispielsweise die Konstruktion von Prototypen, die 

Modellierung mit Werkzeugen, die Referenzmodellierung oder das Method Enginee-

ring (Österle et al. 2010, S. 668). 

3. Im Zuge der Evaluation werden die neu geschaffenen IT-Artefakte hinsichtlich der de-

finierten Ziele (z. B. Anforderungen an das IT-Artefakt oder Forschungsfragen) vergli-

chen und bewertet (Österle et al. 2010, S. 668). Zudem ist aufzuzeigen, welchen Nutzen 

die Artefakte für einen Anwender- oder Anbieterkreis haben (Becker 2010, S. 16). Eva-

luationsmethoden sind beispielsweise Laborexperimente, Pilotierung bzw. Anwendung 

eines Prototyps, Simulationen, Prüfung durch Experten oder Einsatz des IT-Artefakts 

bei Probanden im Zuge von Feldexperimenten (Österle et al. 2010, S. 668). Bei der 

Evaluation ist zu beachten, dass die Gestaltung von IT-Artefakten für einen Kontext 

erfolgen kann, welcher zwar sinnvoll, aber möglicherweise noch nicht existent ist. Die 

gestaltungsorientierte Wirtschaftsinformatik kann somit durch die Gestaltung von IT-

Artefakten neue Handlungssysteme schaffen, welche wiederum neue IT-Artefakte er-

möglichen. Wird ein IT-Artefakt in einem neuen Kontext eingeführt, so erschwert dies 

jedoch die Evaluation der Nützlichkeit (Frank 2009, S. 165 f.; Frank 2007, S. 169).  

4. Als querschnittlicher Prozess kann die Diffusion der Ergebnisse angesehen werden. Das 

IT-Artefakt als Ergebnis ist den Anspruchsgruppen der Wirtschaftsinformatik zu kom-

munizieren: Hierfür kann zum einen in wissenschaftlichen bzw. praxisorientierten Zeit-

schriften, Konferenzbänden, Zeitungen, Dissertationen, Habilitationsschriften oder 

Lehrbüchern publiziert werden. Zum anderen kann in Vorlesungen, Seminaren oder 

Praxisvorträgen davon berichtet werden. Schließlich kann die Praxis in Schulungen wei-

tergebildet oder die Ergebnisse in der Praxis implementiert werden (Österle et al. 2010, 

S. 668; Becker 2010, S. 16). 

Für die gestaltungsorientierte Wirtschaftsinformatik lassen sich die folgenden Prinzipien aus 

der Literatur ableiten: 

 Abstraktion: IT-Artefakte müssen generalisierbar sein und sollten nicht nur für einen 

Einzelfall gestaltet werden (Österle et al. 2010, S. 668; Fischer 2010, S. 103). 

 Originalität: IT-Artefakte müssen einen innovativen Forschungsbeitrag zum bereits 

bestehenden, publizierten Stand der Forschung leisten (Österle et al. 2010, S. 668; 

Fischer 2010, S. 103; Frank 2006, S. 11). 
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 Begründung: IT-Artefakte sind nachvollziehbar zu begründen und müssen evaluierbar 

sein (Österle et al. 2010, S. 668). 

 Nutzen: IT-Artefakte müssen relevanz- und anwenderorientiert sein, so dass sie heute 

oder in Zukunft einen Nutzen für die jeweiligen Anspruchsgruppen erzeugen (Österle 

et al. 2010, S. 669; Fischer 2010, S. 103; Becker et al. 2009, S. 1). 

Tabelle 1 fasst die Kernpunkte der gestaltungsorientierten Forschung, zugeordnet zu Guide-

lines, zusammen. 

Guideline Beschreibung 

Gestaltung als Artefakt Gestaltungsorientierte Forschung hat ein realisierbares Artefakt als Ergeb-

nis zu liefern. 

Problemrelevanz Das Ziel gestaltungsorientierter Forschung ist, ein Artefakt zur Lösung 

wichtiger Probleme zu entwickeln. 

Evaluation Die Nützlichkeit, Qualität und Wirksamkeit eines IT-Artefakts müssen 

durch das Anwenden geeigneter Evaluationsmethoden gezeigt werden. 

Forschungsbeitrag Gestaltungsorientierte Forschung muss einen klaren und nachweisbaren 

Beitrag in den Bereichen des Design Artefakts, der Design Grundlagen und 

/ oder Methoden leisten. 

Forschungsgenauigkeit Gestaltungsorientierte Forschung stützt sich auf rigorose Methoden bei der 

Gestaltung und Evaluation des IT-Artefakts. 

Gestaltung als For-

schungsprozess 

Die Suche nach einem effektiven IT-Artefakt macht es erforderlich, vor-

handene Mittel zu nutzen, um das gewünschte Ziel zu erreichen, während 

Gesetze und Rahmenbedingungen in der Problemumwelt beachtet werden. 

Kommunikation der 

Forschung 

Gestaltungsorientierte Forschung muss sowohl einem IT- als auch Manage-

ment-orientierten Publikum präsentiert werden. 

Tabelle 1: Kernpunkte der gestaltungsorientierten Forschung 

Quelle: In Anlehnung an Hevner et al. (2004, S. 83) 

2.2.2 Methodisches Vorgehen im Rahmen der Arbeit 

Die vorliegende Arbeit lässt sich in die gestaltungsorientierte Wirtschaftsinformatik einordnen. 

Der Aufbau der Arbeit richtet sich nach den in Abschnitt 2.2.1 beschriebenen Prozessschritten 

der gestaltungsorientierten Forschung.  

Während der Analysephase wird der Status quo zum IT-Controlling in der öffentlichen Ver-

waltung beschrieben. Rahmenbedingungen, Einflussfaktoren und Hemmnisse werden aufge-

zeigt. Um das Problemfeld näher zu verstehen und ein konkretes Problem durch die Gestaltung 

eines IT-Artefakts zu lösen, wird zum einen der Stand der Literatur erhoben und zum anderen 

der Einsatz von IT-Controlling in einer Landesverwaltung ausführlich beleuchtet und vorge-

stellt. Die Erhebung des Status quo kann als erkenntnistheoretischer Ansatz bezeichnet werden, 

da das Problemfeld ausführlich beschrieben und mögliche Erklärungsansätze in der Reflexion 

der Ergebnisse gesucht werden. Dieses umfassende Verständnis bildet die Grundlage für die 

darauf aufbauende gestaltungsorientierte Forschung: Spezifische Probleme werden in den Mit-

telpunkt gestellt und ein Lösungsvorschlag wird unterbreitet. Die Problemrelevanz wird dabei 

anhand von zu adressierenden Anforderungen an das IT-Controlling, welche eine Weiterent-

wicklung notwendig machen, gezeigt. Die Anforderungserhebung vollzieht sich zum einen in 
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der Analysephase im Zuge der Analyse der Fallstudie, zum anderen im Zuge der Vorstellung 

des Lösungsansatzes. Anschließend werden die IT-Artefakte gestaltet, so dass diese dem Prob-

lemfeld – IT-Controlling in einer Landesverwaltung – einen Lösungsansatz bieten. IT-Artefakte 

stellen dabei die konkrete Weiterentwicklung eines im Einsatz befindlichen IT-Controlling-

Instruments, die Übertragung eines Benefits Management-Instruments in das IT-Controlling 

sowie die Gestaltung eines Benefits Templates dar. Weitere Artefakte sind die Rollenbeschrei-

bung bzw. -weiterentwicklung, die Prozesseinbindung sowie die Einführungsstrategie. Zuletzt 

werden diese IT-Artefakte anhand von merkmalsbasierten und analytischen Evaluationsmetho-

den evaluiert. Abbildung 4 zeigt das Vorgehen und ordnet die noch folgenden Kapitel und Ab-

schnitte der Arbeit in das Vorgehen ein. 

 
Abbildung 4: Zusammenfassung der Forschungsmethodik 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die Analyse-, Entwurfs- und Evaluationsphase wurden durch geeignete Methoden unterstützt. 

Im Zuge der Arbeit wurde eine Kombination unterschiedlicher Forschungsmethoden ange-

wandt, welche im jeweiligen Kapitel ausführlich beschrieben werden (vgl. Abschnitt 4.3.1, Ab-

schnitt 5.1, Abschnitt 6.1 und Abschnitt 6.4.1). 

Die Diffusion und Kommunikation der Forschungsergebnisse fanden während des Dissertati-

onszeitraums auf wissenschaftlichen Konferenzen (Obermeier et al. 2012; Greger et al. 2013; 

Ertl et al. 2014a; Greger et al. 2014; Balta et al. 2015b, 2015a; Greger et al. 2015c; Ogonek et 

al. 2016), in wissenschaftlichen Zeitungen (Ertl et al. 2014b), in praxisorientierten Zeitungen 

bzw. Zeitschriften (Obermeier et al. 2013a; Greger et al. 2015a), in Abschlussstudien (Greger 

et al. 2015b; Becker et al. 2016) sowie in Buchbeiträgen (Krcmar et al. 2013; Krcmar/Greger 

2017) statt. Die Beiträge für wissenschaftliche Konferenzen und Zeitschriften wurden von min-

destens zwei Gutachtern anonym bewertet. Die Forschungsergebnisse zu den Einflussfaktoren, 

Treibern und Hürden des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung (Greger et al. 2013, 
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S. 168) wurden für den Best Paper Award der internationalen Konferenz „Electronic Govern-

ment – 12th IFIP WG 8.5 International Conference, EGOV 2013“ nominiert. Zudem wurden 

Ergebnisse im Zuge der Lehrtätigkeit bzw. Projektarbeit Studierenden bzw. Praxispartnern 

kommuniziert. Die bereits publizierten Forschungsergebnisse entstanden in Zusammenarbeit 

mit Kollegen des Lehrstuhls für Wirtschaftsinformatik an der Fakultät für Informatik der Tech-

nischen Universität München sowie Kollegen der fortiss GmbH, dem An-Institut der Techni-

schen Universität München, und sind in die vorliegende Arbeit integriert. 
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3 Einführung in theoretische Grundlagen zum IT-Controlling 

3.1 Begriffsbestimmung IT-Controlling 

3.1.1 Definition IT-Controlling 

Eine exakte Bestimmung des Begriffs IT-Controlling gestaltet sich als schwierig. Neben dem 

Begriff IT-Controlling werden im Deutschen die Begriffe automatisiertes Datenverarbeitungs-

Controlling (ADV-Controlling), Datenverarbeitungs-Controlling (DV-Controlling), elektroni-

sches Datenverarbeitungs-Controlling (EDV-Controlling), Informatik-Controlling (INF-Cont-

rolling), Informations-Controlling, Informationsverarbeitungs-Controlling (IV-Controlling) 

und Informationssystem-Controlling (IS-Controlling) in Literatur und Praxis verwendet 

(Gadatsch/Mayer 2010, S. 31; Schöne 1997, S. 55). Der Begriff IT-Controlling scheint zwar 

aus dem englischen Sprachraum zu stammen, jedoch wird im angloamerikanischen Raum die-

sem Begriff eine andere Bedeutung beigemessen. Während der englische Begriff control mit 

Kontrolle übersetzt wird, geht das Verständnis des Controllings im deutschsprachigen Raum 

über die Funktion der Kontrolle hinaus. Inhaltliche Abdeckung des Begriffs IT-Controlling 

bieten Übersetzungen wie IT (investment) evaluation, (performance) measurement, measure-

ment of IT costs and benefits, performance management of IT, IT business alignment, IT man-

agement accounting oder managerial accounting of IT (Küpper 2007, S. 212; Krcmar/Greger 

2017, S. 724; Gadatsch/Mayer 2014, S. 31; Hamel et al. 2013, S. 1410; Barth et al. 2009, S. 3). 

Der Begriff des IT-Controllings mit seiner deutschsprachigen Bedeutung entstammt eher dem 

französischen Wort contrôler, welches mit überprüfen, kontrollieren oder steuern zu übersetzen 

ist. Tabelle 2 gibt einen Überblick über deutsch- sowie englischsprachige Definitionen des Be-

griffs IT-Controlling. 

Quelle 

(alphabetisch 

geordnet) 

Definition IT-Controlling 

Bähr (2002, S. 12) „[…] ein Führungskonzept, welches die Führungsaufgaben Planung, Über-

wachung und Steuerung durch zielgerichtete Information miteinander ver-

knüpft, den Schwerpunkt auf das kontinuierliche Durchleben des 

Regelkreises Planung – Überwachung – Steuerung legt, die Koordination 

zwischen den Führungsaufgaben in den Vordergrund stellt und durch Zu-

kunftsorientierung gekennzeichnet ist“ 

Brüggemeier (1998, 

S. 26) 

„Vereinfacht auf den Punkt gebracht, steht ‚Controlling als Funktion‘ für die 

im Kern nicht delegierbare Aufgabe jedes Managers, laufend dafür zu sor-

gen, dass ein geplanter Realisierungsgrad – sprich: ein ‚Ziel‘ oder ‚Resultat‘ 

– tatsächlich erreicht wird.“ 

„Allgemein formuliert, geht es bei Controlling aus institutioneller Sicht um 

die Bündelung und organisatorische Verselbstständigung von unterschiedli-

chen Aufgaben, insbesondere aus den Bereichen Planung, Budgetierung, 

Kontrolle und Berichts- und Rechnungswesen.“ 

Farbey et al. (1999a, 

S. 190) 

“A process, or group of parallel processes, which take place at different 

points in time or continuously, for searching and for making explicit, quan-

titatively or qualitatively, all the impacts of an IT project and the programme 

and strategy of which it is a part.” 
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Quelle 

(alphabetisch 

geordnet) 

Definition IT-Controlling 

Gadatsch/Mayer 

(2014, S. 32) 

„IT-Controlling als Instrument zur Entscheidungsvorbereitung im Rahmen 

der Nutzung von IT-Ressourcen“ 

Hofmann/Frank 

(2009, S. 233) 

„[…] eine dedizierte organisatorische Funktion [..], die darauf zielt, die Wirt-

schaftlichkeit des Einsatzes von IT zu fördern, die wechselseitige Ausrich-

tung von Unternehmenszielen und IT-Zielen zu betonen und die 

Koordination von IT-Abteilung und Fachabteilungen zu unterstützen.“  

Horvath et al. (2015, 

S. 14) 

„Der Steuerungsprozess, der durch das Zusammenwirken von Manager und 

Controller wahrgenommen wird“ 

Krcmar (2015, S. 

497) 

„IT-Controlling ist das Controlling der IT im Unternehmen. […] Es wird 

hierbei nicht nur als reine Überwachungsfunktion verstanden, sondern hat 

eine Koordinationsfunktion für das gesamte [Informationsmanagement] [..]“ 

Küpper et al. (1990, 

S. 283) 

„Controlling ist Führungshilfe. Es unterstützt Teilfunktionen insbesondere  

durch die Bereitstellung von führungsrelevantem Fakten- und Methodenwis-

sen und trägt durch adäquate Kommunikationsprozesse zu einer zielorien-

tierten, koordinierten Verwendung dieses Wissens durch die Führungs-

verantwortlichen bei.“ 

Lin/Pervan (2001, S. 

3) 

„process to diagnose malfunctions and to suggest appropriate planning and 

treatment by providing feedback information and contributing to organisa-

tional planning“ 

Promberger (1995, S. 

17) 

“Controlling ist eine Form der Führungsunterstützung, die durch die Bereit-

stellung von Informationen und Methoden den verschiedenen Ebenen des 

politisch-administrativen Führungssystems die Steuerung der Effektivität, 

der Effizienz und des Finanzmittelbedarfes ermöglicht” 

Schauer (2006, S. 

212) 

„IT-Controlling bezeichnet sowohl ein Forschungsfeld als auch eine betrieb-

liche Führungsfunktion.“ 

Smithson/Hirschheim 

(1998, S. 160) 

“the assessment or appraisal of the value, worth or usefulness of an infor-

mation system”  

Song/Letch (2012, S. 

276) 

“Evaluation is a process used to identify, measure, and assess the value of an 

object in a given context” 

Tabelle 2: Überblick über Definitionen des Begriffs IT-Controlling 

Quelle: Eigene Darstellung 

Begriffsdefinitionen reichen von einem Gleichsetzen von IT-Controlling mit dem internen 

Rechnungswesen im IT-Bereich bis zu einer Erweiterung hin zu einer Führungsfunktion, wel-

che sich mit strategischen Fragen beschäftigt (Küpper et al. 1990, S. 282). Gegenwärtig wird 

gefordert, dass sich das IT-Controlling zu einem Wertschöpfungs-Controlling weiterentwickeln 

sollte, um der fortschreitenden Transformation durch Digitalisierung – und damit der Durch-

dringung sämtlicher Fachbereiche mit IT – Rechnung zu tragen (Baumöl/Grawe 2017, S. 370 

ff.; Walser et al. 2017, S. 352 ff.). 

Aus den angeführten IT-Controlling-Definitionen wird ersichtlich, dass IT-Controlling als eine 

Führungsaufgabe aufzufassen ist. Für diese Arbeit wird IT-Controlling als strategische Füh-

rungsfunktion angesehen, welche das IT-Management durch Bereitstellen führungsrelevanter 

Informationen bei Planung, Steuerung und Kontrolle des IT-Einsatzes unterstützt. 
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3.1.2 Begriffsabgrenzung zu IT-Management, IT-Governance und IT-Strategie 

Eine Begriffsabgrenzung erscheint notwendig, da IT-Controlling in der Literatur oftmals im 

Zusammenhang mit den Begriffen IT-Management, IT-Governance und IT-Strategie verwen-

det wird. Aus diesem Grund werden die Unterschiede der Begriffe und das Zusammenspiel 

zwischen IT-Controlling und IT-Management, IT-Governance bzw. IT-Strategie kurz vorge-

stellt. 

IT-Controlling und IT-Management: Das IT-Controlling unterstützt das IT-Management 

durch die Bereitstellung von führungsrelevanten Informationen. IT-Controlling und IT-

Management sind zwei unterschiedliche Aspekte, die sich in ihrer Aufgabenausgestaltung deut-

lich unterscheiden: Während das IT-Management die Entscheidungsverantwortung innehat, ist 

das IT-Controlling dafür zuständig, Entscheidungen vorzubereiten und zu sorgen, dass das IT-

Management alle für eine Entscheidungsfindung wichtigen Informationen erhält. Dies wird 

auch als Transparenzverantwortung bezeichnet (vgl. Abbildung 5). Obwohl die Aufgaben des 

IT-Managements und des IT-Controllings unterschiedlich sind, sind sie dennoch eng miteinan-

der verbunden (Kütz 2006a, S. 6; Gadatsch/Mayer 2010, S. 61; Krcmar et al. 2013, S. 423 f.; 

Gómez et al. 2009, S. 24). Jedoch ist das IT-Management nicht verpflichtet, den Informationen 

des IT-Controllings zu folgen (Kütz 2006a, S. 6). 

 
Abbildung 5: Abgrenzung IT-Management und IT-Controlling 

Quelle: In Anlehnung an Kütz (2006a, S. 9) 

IT-Controlling und IT-Governance: Die IT-Governance zielt darauf ab, die IT an der Orga-

nisationsstrategie auszurichten (Gadatsch/Mayer 2014, S. 43), und legt diesem Ziel entspre-

chend Verantwortlichkeiten und Entscheidungsstrukturen in einer IT-Organisation fest 

(Weill/Ross 2004). Um zu prüfen, inwieweit diese Ausrichtung erreicht wird, werden Kenn-

zahlen des IT-Controllings benötigt. IT-Controlling kann folglich als ein Steuerungsinstrument 

der IT-Governance bezeichnet werden (Krcmar/Greger 2017, S. 726; Krcmar et al. 2013, S. 

424; Schwertsik 2012, S. 59). Andere Definitionen der IT-Governance sehen die Steuerungs- 

und Kontrollfunktion sowie das Identifizieren des Wertbeitrags der IT als Teilaufgabe der IT-

Governance (Fröhlich/Glasner 2007, S. 17; Johannsen/Goeken 2006, S. 14; Gaulke 2006, S. 

22). Eine trennscharfe Unterscheidung von IT-Controlling und IT-Governance ist kaum mög-

lich. Jedoch liegt der Schwerpunkt der IT-Governance im Sinne einer Meta-Gestaltungsaufgabe 

auf der Ausrichtung der IT an der Organisation und der Gestaltung der Entscheidungsprozesse 
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und Verantwortlichkeiten (Krcmar 2015, S. 444), während das IT-Controlling Informationen 

zur Planung, Steuerung und Kontrolle liefert (vgl. Abschnitt 3.4). 

IT-Controlling und IT-Strategie: Das IT-Controlling leitet sich aus der IT-Strategie ab. Es 

soll das Erreichen der IT-Ziele, welche in der IT-Strategie festgesetzt werden, überwachen. 

Hierfür werden die IT-Ziele mit Kennzahlen versehen. Zudem können mit den IT-Zielen ver-

bundene Maßnahmen anhand von Kennzahlen im Zuge eines strategischen IT-Controllings 

kontrolliert werden. Die IT-Strategie beeinflusst folglich das IT-Controlling maßgeblich. Aber 

auch das IT-Controlling kann einen Einfluss auf die IT-Strategie und deren Art der Zielformu-

lierung haben. Um Ziele im IT-Controlling überwachen zu können, sind diese derart zu formu-

lieren, dass deren Erreichung anhand konkreter Kennzahlen gemessen werden kann (Horvath 

et al. 2015, S. 113). 

3.1.3 Unterscheidung zwischen strategischem und operativem IT-Controlling 

Das IT-Controlling kann in ein strategisches und operatives IT-Controlling unterteilt werden. 

Diese beiden Arten werden durch ein taktisch / administratives IT-Controlling verbunden (vgl. 

Abbildung 6). Im Folgenden werden diese Arten des IT-Controllings kurz vorgestellt. 

 
Abbildung 6: Arten des IT-Controllings 

Quelle: In Anlehnung an Gómez et al. (2009, S. 32) 

Das strategische IT-Controlling ist langfristig und auf die IT-Strategie ausgerichtet. Füh-

rungsziel ist es, qualitativ hochwertige IT-Dienstleistungen anzubieten und der bevorzugte IT-

Dienstleister für interne Kunden zu werden. Ziele des strategischen IT-Controllings sind das 

Identifizieren von Potentialen und Risiken bei den Dienstleistungen, das Stärken des Kunden-

fokus, das Anbieten preiswerter, aber qualitativ hochwertiger Dienstleistungen sowie das Op-

timieren der Fertigungstiefe. Wichtige Kennzahlen des strategischen IT-Controllings sind 

daraus abgeleitet beispielsweise die Kundenzufriedenheit, die Struktur des Leistungsportfolios, 

die Kundenstruktur sowie die Qualifikation der Mitarbeiter. Stärken, Schwächen, Chancen und 

Risiken einer Leistung werden beobachtet. Das strategische IT-Controlling beschäftigt sich pri-

mär mit der Effektivität (Kütz 2013, S. 65 f.). 

strategisches

IT-Controlling

taktisch / administratives

IT-Controlling

operatives

IT-Controlling
kontinuierliche Kontrolle anhand von Kennzahlen

Kontrolle der Zielerreichung und Erstellung von

Entscheidungsvorlagen im Bedarfsfall als eine

Unterstützung bei der Zielverfolgung

Unterstützung bei der Zielentwicklung und

-planung

Produkt-, Portfolio- und Zielorientierung

Anwendungs-, Projekt- und Serviceorientierung



3 Einführung in theoretische Grundlagen zum IT-Controlling 21 

 

Das operative IT-Controlling richtet sich am operativen Geschäft einer Organisation aus. Füh-

rungsziel ist die Generierung kostendeckender Umsätze sowie die Steigerung von Absätzen und 

der Produktivität. Das operative IT-Controlling zielt darauf ab, die Wirtschaftlichkeit der Be-

reitstellung zu verbessern, die Qualität zu erhöhen sowie die Planungs- und Termintreue zu 

steigern. Als Führungsgrößen lassen sich daraus beispielsweise der mengenmäßige Absatz, der 

Umsatz, die Produktivität sowie die Kapazitätsauslastung ableiten. Das operative IT-

Controlling fokussiert auf Effizienz (Kütz 2013, S. 65 f.). 

Kütz (2013, S. 65) merkt an, dass eine trennscharfe Unterscheidung zwischen strategischem 

und operativem IT-Controlling nur schwer möglich ist. Eine Unterscheidungsmöglichkeit bie-

ten die Verantwortlichkeiten: Auf strategischer bzw. politisch-administrativer Ebene findet das 

strategische Controlling statt, während die operative Ebene das operative Controlling durch-

führt (Brüggemeier 1998, S. 43 f.).  

Zwischen strategischer und operativer Ebene ordnen Gómez et al. (2009, S. 32) eine taktische, 

administrative Ebene ein, welche die Kontrolle der Zielerreichung übernimmt. Im Bedarfsfall 

erstellt diese Ebene Entscheidungsvorlagen für die strategische Ebene, damit diese die Errei-

chung der gesetzten Ziele verfolgen kann. 

Einflussfaktoren auf das strategische wie operative IT-Controlling sind die Situation der In-

dustrie (z. B. stabil oder unstabil), die Führungsrolle der Organisation (z. B. Pionier oder Follo-

wer), die Art des Projekts, das Vorhandensein einer Strategie, das Vorhandensein von 

Ressourcen sowie projekt- und situationsspezifische Faktoren (Hallikainen/Chen 2005, S. 57). 

Zudem haben die Rolle des IT-Controllings, die Entscheidungsumgebung, in der IT-

Controlling genutzt wird, die Eigenschaften des IT-Systems bzw. des Steuerungsobjekts sowie 

die Organisationscharakteristika einen Einfluss auf die Ausgestaltung des IT-Controllings 

(Farbey et al. 1992, S. 116). Bei der Gestaltung des IT-Controllings sind laut Küpper et al. 

(1990, S. 282) funktionale, institutionelle und instrumentale Aspekte zu beachten. Aus diesem 

Grund wird im Folgenden auf diese Aspekte durch die Beschreibung der organisatorischen 

Verankerung, der Ziele und Aufgaben sowie der Instrumente eingegangen. 

3.2 Organisatorische Verankerung und Rolle des IT-Controllers 

Die Einbindung des IT-Controllings in die Organisation stellt eine Herausforderung des Ein-

führungsprozesses von IT-Controlling dar (Krcmar/Buresch 2000, S. 16). Einen ersten Anhalts-

punkt für die organisatorische Einbindung liefert die IT-Governance einer Organisation 

(Krcmar/Greger 2017, S. 726 f.): Bei einer zentralen IT-Governance ist das IT-Controlling zent-

ral einzubinden, während es bei einer dezentralen IT-Governance dezentral zu verorten ist. Eine 

föderale IT-Governance begünstigt dementsprechend eine föderale Einbindung. Ein dezentral 

eingebundenes IT-Controlling kann beispielsweise in den unterschiedlichen Abteilungen oder 

nach unterschiedlichen Fachbereichen, z. B. Vertrieb, Organisation oder Beschaffung, erfolgen. 

Abbildung 7 zeigt mögliche organisatorische Verankerungen des IT-Controllings. 
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Abbildung 7: Organisatorische Einbettung des IT-Controllings 

Quelle: In Anlehnung an Krcmar et al. (2013, S. 425) und Krcmar/Greger (2017, S. 727) 

IT-Controlling wird, im Sinne dieser Arbeit, als Querschnittsfunktion verstanden. Je nach Aus-

gestaltung der Governance kann es zentral, dezentral oder föderal in die Organisation einge-

bunden werden (Krcmar/Buresch 2000, S. 16 f.; Krcmar/Greger 2017, S. 727; Krcmar et al. 

2013, S. 425): Ist das IT-Controlling als eigenständiger, zentraler Bereich zu sehen, eignet sich 

laut Küpper et al. (1990, S. 285) die Einbindung als Stabstelle, Linien- oder Zentralinstanz. 

Stabstellen sind zu bilden, wenn das IT-Controlling eine Beratungs- und Servicefunktion ein-

nimmt. Kann das IT-Controlling funktionsübergreifend wirken, so ist es als Zentralinstanz in 

die Organisation einzugliedern. Der IT-Controller wird in diesem Fall mit fachlichen Wei-

sungsrechten ausgestattet. Die organisatorische Einbindung als Linieninstanz ist zu vernachläs-

sigen, seit das IT-Controlling als Unterstützungsfunktion für das IT-Management etabliert ist 

(Küpper et al. 1990, S. 285). Laut Krcmar/Buresch (2000, S. 16) eignen sich Stabstellen, Paral-

lelorganisationen sowie Stab-Linienorganisationen für eine zentrale organisatorische Einbin-

dung. Eine föderale Einbindung in die Organisation stellt eine Kombination der zentralen und 

dezentralen Einbindung dar. Dies ermöglicht es, die Vorteile von Zentralität und Dezentralität 

umsetzen zu können. Das zentrale Controlling koordiniert die strategische Planung und richtet 

diese an der IT-Strategie der Organisation aus. Das dezentrale IT-Controlling operationalisiert 

die Planung und Überwachung des IT-Einsatzes in den einzelnen Organisationsbereichen, in-

dem es das zentrale IT-Controlling an die Ziele der Organisationsbereiche anpasst und auf diese 

ausrichtet (Krcmar/Buresch 2000, S. 17).  

Zudem ist zu klären, ob das IT-Controlling dem IT-Bereich oder dem allgemeinen Controlling 

zugeordnet wird (vgl. Abbildung 7). Küpper et al. (1990, S. 286) empfehlen, das IT-Controlling 

derart zu gestalten, dass es unabhängig vom Finanzbereich aufgestellt ist. Zudem ist die hierar-

chische Verankerung des IT-Controllings entscheidend für dessen Umsetzung. Küpper et al. 

(1990, S. 286) schlagen vor, das IT-Controlling der zweiten Führungsebene zuzuordnen und es 

direkt beispielsweise unter dem CIO, der Geschäftsleitung oder dem Ressortleiter zu platzieren. 
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Gadatsch/Mayer (2010, S. 66) identifizieren drei Modelle der organisatorischen Verankerung 

(vgl. Abbildung 8): Beim Partnerschaftsmodell ist der IT-Controller gleichrangig mit dem CIO 

und dem Unternehmenscontroller. Alle drei unterstehen direkt der Geschäftsleitung und berich-

ten direkt an diese (Gadatsch/Mayer 2010, S. 66). Beim Mitarbeitermodell steht der IT-

Controller hierarchisch unter dem CIO und ist dessen Aufgabenbereich zugeordnet. Der IT-

Controller erstattet direkt an den CIO Bericht (Gadatsch/Mayer 2010, S. 68 f.). Beim Control-

ling-Modell hingegen wird das IT-Controlling als Bereich des Unternehmenscontrollings an-

gesehen und diesem zugeordnet. Der IT-Controller erstattet in diesem Fall an den 

Unternehmenscontroller und nicht direkt an den CIO Bericht (Gadatsch/Mayer 2010, S. 69). 

 
Abbildung 8: Modelle der organisatorischen Verankerung des IT-Controllings 

Quelle: In Anlehnung an Gadatsch/Mayer (2010, S. 66 ff.) 

Laut Krcmar/Buresch (2000, S. 17) fallen oftmals Aufgaben des IT-Controllings mit weiteren 

Aufgaben des Informationsmanagements zusammen und werden in einer Stelle vereint. Zudem 

wird das operative Controlling von IT-Projekten meist nicht von einem eigenen IT-Controlling-

Bereich, sondern vom IT-Projektmanager selbst durchgeführt. 

Die organisatorische Einbindung steht in engem Zusammenhang mit der Rolle, welche IT-

Controlling innerhalb der Organisation einnimmt. Lambert/Sponem (2012, S. 565 ff.) diskutie-

ren vier unterschiedliche Funktionen und leiten von diesen Funktionen mögliche Rollen ab, die 

ein IT-Controller einnehmen kann: 

 IT-Controlling als eigenständige, von anderen Bereichen separierte Funktion unterstützt 

das lokale IT-Management, hat aber wenig Autorität. Der IT-Controller nimmt die Rolle 

des diskreten Steuerers des IT-Managements ein. Er kann als unabhängiger IT-

Controller bezeichnet werden (Lambert/Sponem 2012, S. 572 ff.; Sathe 1983, S. 36). 

 IT-Controlling in seiner absichernden Funktion dient dem gesamten IT-Management, 

hat aber wenig Autorität. IT-Controlling-Informationen werden vom IT-Management 

zur Absicherung von Entscheidungen herangezogen. Der IT-Controller übernimmt die 

Rolle des Absicherers und Sozialisierers des IT-Managements (Lambert/Sponem 2012, 

S. 575 ff.). 

 IT-Controlling als Partner des lokalen IT-Managements besitzt eine große Autorität. 

Diese Partnerfunktion entsteht, wenn das lokale, operativ ausgerichtete IT-Management 

täglich Informationen vom IT-Controlling benötigt. Der IT-Controller ist ein Förderer 

der Entscheidungsfindung (Lambert/Sponem 2012, S. 579 ff.). 

Unternehmensleitung / Geschäftsführung

IT-Controlling
Unternehmens-

controlling
CIO

IT-Strategie,

IT-Planung

IT-

Entwicklung

IT-

Betrieb

strategisches

IT-Controlling

IT-Projekt-

Controlling

IT-Betriebs-

Controlling

Planung

Kosten-

rechnung

Finanzen

1) Partnerschaftsmodell

Unternehmensleitung / Geschäftsführung

Unternehmens-

controlling
CIO

IT-Controlling

IT-

Entwicklung

IT-

Betrieb

Planung

Kosten-

rechnung

Finanzen

2) Mitarbeitermodell

Unternehmensleitung / Geschäftsführung

Unternehmens-

controlling
CIO

IT-Strategie,

IT-Planung

IT-

Entwicklung

IT-

Betrieb

IT-Controlling Planung

Kosten-

rechnung
Finanzen

3) Controlling-Modell



24 3 Einführung in theoretische Grundlagen zum IT-Controlling 

 

 IT-Controlling in einer allmächtigen Funktion unterstützt das gesamte IT-Management 

einer Organisation. Es weist eine große Autorität auf. Der IT-Controller ist ein Zentra-

lisierer der Macht des IT-Managements, indem er das IT-Management mit steuerungs-

relevanten Informationen versorgt (Lambert/Sponem 2012, S. 581 ff.; Sathe 1983, S. 37 

f.). 

Zwei Extreme sind die Rolle des Buchhalters und des Entscheidungsunterstützers: Der IT-

Controller in der Rolle des Buchhalters ist dafür verantwortlich, dass die oftmals finanziellen 

Informationen eines Organisationsbereichs korrekt sind, dass die interne Steuerung sich an den 

Vorschriften der Organisation ausrichtet und die Compliance eingehalten wird. Jedoch wird er 

von den Organisationsbereichen als Außenstehender wahrgenommen, welcher eine starke Kon-

trolle ausübt. Eine Zusammenarbeit zwischen Organisationsbereichen und IT-Controller gestal-

tet sich in diesem Fall als schwierig (Lambert/Sponem 2012, S. 566 f.). Der IT-Controller in 

der Rolle des Entscheidungsunterstützers ist hingegen dafür verantwortlich, IT-Manager mit 

geeigneten Informationen für die Entscheidungsfindung zu unterstützen. Das IT-Management 

stellt somit einen Kunden des IT-Controllers dar. Die Zusammenarbeit zwischen IT-

Management und IT-Controlling ist eng (Lambert/Sponem 2012, S. 566 f.). 

Küpper et al. (1990, S. 286 f.) untergliedern die Rolle des Entscheidungsunterstützers weiter 

und beschreiben daher drei mögliche Rollen des IT-Controllers: 

 Der IT-Controller als Registrator ist der Rolle des Buchhalters gleichzusetzen. Diese 

Rolle tritt primär dann auf, wenn die Umwelt sowohl innerhalb als auch außerhalb der 

Organisation relativ statisch ist. Der Registrator ist an der Vergangenheit orientiert und 

arbeitet primär historische und aus der Buchhaltung gewonnene Informationen auf. 

Diese Rolle ist kaum managementorientiert (Küpper et al. 1990, S. 286 f.). 

 Der IT-Controller als Navigator hat eine Unterstützungsfunktion des IT-Managements 

inne. Die Umwelt der Organisation ist in diesem Fall in Teilen dynamisch. Der Naviga-

tor ist an der Gegenwart und am IT-Management orientiert (Küpper et al. 1990, S. 286 

f.).  

 Der IT-Controller als Innovator ist durch das Bereitstellen von Informationen und das 

Ableiten von Steuerungsempfehlungen an Problemlösungen beteiligt. Diese Rolle ge-

winnt bei einer sehr dynamischen Umwelt an Bedeutung. Der Innovator ist an der Zu-

kunft und am IT-Management orientiert (Küpper et al. 1990, S. 286 f.). 

Im Sinne dieser Arbeit wird die Rolle des IT-Controllers als Navigator und Innovator verstan-

den, welche das IT-Management bei der Entscheidungsfindung und Planung künftiger Maß-

nahmen unterstützt. 

Neben der Rolle, die der IT-Controller selbst einnehmen kann, hat das IT-Controlling eine Viel-

zahl an unterschiedlichen Stakeholdern, die am IT-Controlling-Prozess beteiligt sind oder IT-

Controlling-Informationen erhalten: Marthandan/Tang (2010, S. 39) unterteilen die Stakehol-

der des IT-Controllings in Nutzer, Management, IT-Personal sowie externe Stakeholder. 

Ballantine et al. (1996, S. 135) erheben Stakeholder des IT-Controllings und ordnen diese den 

Kategorien externe Auditoren / Buchhalter, externe Berater, Stakeholder auf Ebene der Ge-
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samtleitung und Stakeholder auf Ebene des Geschäftsbereichs zu. Die letzten beiden Katego-

rien unterteilen sich jeweils in IT-Abteilung, Finanzen und Buchhaltung, Fachbereich sowie 

interne Audit-Abteilung. Song/Letch (2012, S. 283 f.) identifizieren in einer Literaturrecherche 

Senior Manager, Top Manager sowie Nutzer als konkrete Stakeholder, welche in IT-

Controlling involviert sind. Eine detaillierte Beschreibung dieser Stakeholder erfolgt nicht. 

Freeman et al. (2010, S. 134 ff.) analysieren Stakeholder in unterschiedlichen Kontexten, z. B. 

strategisches Management, Controlling oder Marketing. Sie sehen Controlling als ein Instru-

ment an, welches einerseits von Stakeholdern genutzt wird, um relevante Informationen darzu-

stellen, und welches andererseits weitere Stakeholder mit Informationen versorgt, auf deren 

Basis diese weiteren Stakeholder dann strategische Entscheidungen treffen können. Der Zeit-

punkt des Berichtens der Informationen kann dabei Stakeholder maßgeblich aufgrund der 

dadurch entstehenden Informationsassymetrie beeinflussen. Stakeholder im Controlling-Kon-

text sind Nutzer (users), Vorbereiter der Informationen (preparers), Buchführer (accountants) 

oder Behörden (regulators). Nutzer können beispielsweise Shareholder, Mitarbeiter oder Gläu-

biger sein (Freeman et al. 2010, S. 138; Winston/Sharp 2005, S. 74 ff.). Weitergehende Analy-

sen der Stakeholder des IT-Controllings finden sich nicht in der Literatur. 

3.3 Ziele, Aufgaben und Prozesse des IT-Controllings 

3.3.1 Ziele des IT-Controllings 

IT-Controlling ist ziel- und ergebnisorientiert (Promberger 1995, S. 19 ff.). Es zielt darauf ab, 

den IT-Einsatz und die IT-Bereitstellung ökonomisch zu bewerten (Schauer 2006, S. 212). 

Wirtschaftlichkeit und Effektivität des IT-Einsatzes und der IT-Bereitstellung sollen gewähr-

leistet werden (Kütz 2006a, S. 9). Primäres Ziel ist hierbei, das IT-Management durch die Be-

reitstellung relevanter Informationen bei Entscheidungen zu unterstützen, so dass die 

Entscheidungen auf Basis objektiver Kriterien getroffen werden können (Bähr 2002, S. 12; 

Rembor 1997, S. 9 f.; Jones/Irani 2003, S. 1447). Für die Bereitstellung der Informationen ist 

Transparenz sowohl über die IT-Kosten als auch über die IT-Ressourcen zwingend notwendig 

(Gadatsch/Mayer 2010, S. 72).  

Des Weiteren sollen mithilfe des IT-Controllings IT-Ressourcen effektiv gemanagt, IT-

Investitionen in IT-Projekte gerechtfertigt sowie IT-Projekte priorisiert und basierend auf 

Kennzahlen gesteuert werden (Farbey et al. 1992, S. 110; Jones/Irani 2003, S. 1445 f.). Hier-

durch unterstützt das IT-Controlling maßgeblich das Projektmanagement. Effektivität und Ef-

fizienz können durch Soll-Ist-Abgleiche hergestellt werden (Farbey et al. 1992, S. 110). IT-

Controlling trägt somit dazu bei, die Organisation durch ex-post Analysen beim Lernen zu un-

terstützen. 

Krcmar (2015, S. 497) unterscheidet zwischen Formal- und Sachzielen. Formalziele sind das 

Gewährleisten von Effektivität und Effizienz der IT. Sachziele beinhalten das Erzielen von ho-

her Qualität und Funktionalität der IT sowie das Einhalten von Terminen bei IT-Projekten 

(Krcmar 2015, S. 497). Neben diesen Zielen kann dem IT-Controlling noch ein weiteres Ziel 

zugeordnet werden: Es soll geeignete Instrumente und Methoden zur Erhebung, Auswertung 

und Analyse relevanter Informationen bereitstellen (Promberger 1995, S. 19 ff.). Diese Metho-

den stellen die Voraussetzung zum Erreichen der anderen Ziele dar. 
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3.3.2 Aufgaben und Steuerungsobjekte des IT-Controllings 

Das IT-Controlling ist eine Querschnittsaufgabe (Schauer 2006, S. 212) und nimmt eine Bera-

tungs- und Servicefunktion für das IT-Management ein (Küpper et al. 1990, S. 284; Müller et 

al. 2009, S. 66; Rembor 1997, S. 7). Basierend auf Kennzahlen berät es im Bereich der Planung, 

der Koordination und des Monitorings. Zudem koordiniert es Bedarfe (Soll-Vorgaben) an so-

wie die Bereitstellung von IT (Küpper et al. 1990, S. 283). Von den Aufgaben des IT-

Controllings wird in der Literatur die Steuerungs- bzw. Koordinationsfunktion hervorgehoben 

(Krcmar/Buresch 2000, S. 5), welche keine einmalige Aufgabe darstellt (Fröhlich/Glasner 

2007, S. 20 f.). Dies steht im Gegensatz zu einer Umfrage in der Praxis bei 71 Unternehmen, 

welche der Planungs- und Kontrollfunktion eine höhere Bedeutung zusprechen als der Koordi-

nationsfunktion (Schöne 1997, S. 135). Weitere Aufgaben sind das Rechtfertigen von IT-

Investitionen, die Entscheidungsunterstützung bei der Auswahl von um Ressourcen konkurrie-

renden IT-Projekten, die Kontrolle über Ausgaben und Projektfortschritt, die Informationsge-

winnung für die Projektplanung, die Durchführung von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen bei 

IT-Projekten sowie die Überwachung des IT-Einsatzes (Ballantine et al. 1996, S. 130). 

Die Aufgaben des IT-Controllings lassen sich in strategische sowie operative Aufgaben eintei-

len (vgl. Tabelle 3). Strategische Aufgaben sind eng mit der IT-Strategie und dem IT-

Management verbunden. Basierend auf Informationen aus dem strategischen IT-Controlling 

soll das IT-Management Maßnahmen ergreifen, so dass die IT-Strategie zielorientiert umge-

setzt werden kann (Küpper et al. 1990, S. 285). Operative Aufgaben sind kurz- und mittelfristig 

ausgerichtet (Küpper et al. 1990, S. 284). Sie beschäftigen sich mit dem Controlling von be-

stimmten Einsatzfeldern, z. B. IT-Projekte, Produkte, Infrastruktur sowie IT-Personal (Krcmar 

2015, S. 498 ff.; Schmidberger 1994, S. 317 ff.). Dabei sind Ressourcen optimal zu verteilen, 

so dass die vorgegebenen strategischen Ziele erreicht werden können (Küpper et al. 1990, S. 

284).  

 Aufgaben 

Strategische 

Aufgaben 

 Planung von Maßnahmen und IT-Projekten, die zur Erreichung der Organisati-

onsziele optimal beitragen 

 Unterstützung des IT-Managements bei der Entwicklung einer IT-Strategie 

 Beratung bei der Weiterentwicklung der IT-Landschaft durch Bereitstellen geeig-

neter Informationen 

Operative 

Aufgaben 

 Portfolio-Controlling 

 Projekt-Controlling 

 Produkt-Controlling 

 Infrastruktur-Controlling 

Tabelle 3: Übersicht über strategische und operative Aufgaben des IT-Controllings 

Quelle: In Anlehnung an Krcmar et al. (2013, S. 427 f.) 
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Sowohl strategischen als auch operativen Aufgaben ist gemeinsam, dass sie 

 Planung (z. B. Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen) (Gadatsch/Mayer 2014, S. 25; Kütz 

2006a, S. 9; Kütz 2013, S. 49 f.), 

 Analyse (Gadatsch/Mayer 2014, S. 25; Kütz 2013, S. 49 f.), 

 Monitoring (Gadatsch/Mayer 2014, S. 25; Kütz 2006a, S. 9; Kütz 2013, S. 50), 

 Steuerung und Koordination (Gadatsch/Mayer 2014, S. 25; Weber/Schäffer 2000, S. 

109 ff.; Kütz 2006a, S. 9; Rembor 1997, S. 9) sowie 

 Informieren / Berichten (Reporting) an das IT-Management (Gadatsch/Mayer 2014, S. 

25; Kütz 2013, S. 50) 

beinhalten.  

Tabelle 4 spezifiziert die Aufgaben Planung, Steuerung, Informieren und Kontrolle und ordnet 

diesen beispielhaft weitere Unteraufgaben des IT-Controllings zu. Zudem werden Aufgaben im 

Zusammenhang mit den IT-Controlling-Instrumenten aufgezeigt.   
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Aufgabe Unteraufgaben 

Planung  Unterstützung der IT-Strategieentwicklung und -umsetzung 

 Koordination der strategischen mit der operativen IT-Planung 

 Erstellung von Jahres- und Mittelfristplänen 

 Aufstellung von Regelungen für den Ablauf der IT-Planung 

 Unterstützung der Planung von IT-Ressourcen 

 Erarbeitung interner Verträge (Service Level Agreements (SLA)) 

 Konzeption und Implementierung eines IT-Kosten- und Leistungsverrechnungs-

systems 

 Aufbau eines IT-Berichts- und Kennzahlensystems 

Steuerung  Steuerndes Eingreifen in die Prozesse und Aktivitäten bei Soll-/ Ist-Abweichun-

gen 

 Koordination und Überwachung der festgelegten Korrektur- und Verbesserungs-

maßnahmen im IT-Bereich 

Informieren  Analyse, Kommentierung, Plausibilisierung und Berichterstattung (Reporting) 

von Informationen des IT-Bereichs 

 Beratung in Bezug auf  

o die Ausarbeitung der IT-Strategie, 

o die IT-Kosten- und Leistungsverrechnung, 

o alle Belange der strategischen und operativen IT-Planung, 

o den Einsatz neuer IT, 

o die Festlegung der IT-Architektur und IT-Grundsätze sowie 

o die Zusammensetzung des IT-Portfolios hinsichtlich der strategischen Re-

levanz 

Kontrolle  Soll-Ist-Vergleiche in Bezug auf  

o die IT-Projektabwicklung, 

o den IT-Betrieb und IT-Support, 

o die Einhaltung von Standards, 

o die Kontrolle aller Maßnahmen im Rahmen des IT-Risikomanagements 

und der IT-Sicherheit sowie 

o die Einhaltung der IT-Strategie und der IT-Portfolios 

Erstellen von 

Instrumenten 

 Entwicklung, Implementierung und Betrieb von Führungsinstrumenten im Be-

reich der IT-Strategie, der IT-Planung, der IT-Projektabwicklung und des IT-

Betriebs 

Tabelle 4: Beispielhafte Aufgaben des IT-Controllings 

Quelle: In Anlehnung an Gadatsch/Mayer (2014, S. 50) 
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Um zielgerichtet steuern zu können, muss dem IT-Controller bekannt sein, was gesteuert wer-

den soll. Aus diesem Grund sind im ersten Schritt des Steuerungsprozesses sogenannte Steue-

rungsobjekte zu identifizieren (Greger 2009, S. 36 f.). Die Steuerungsobjekte geben Antwort 

auf die Frage, was im Zuge des IT-Controllings gemessen werden soll (Thorp 2001, S. 37). 

Folgende Steuerungsobjekte sind hierbei im Fokus des IT-Controllings: 

 Produkte und Services für Kunden (Krcmar 2015, S. 498; Kütz 2006a, S. 13; Seddon et 

al. 2002, S. 12; Song/Letch 2012, S. 283; Gómez et al. 2009, S. 33; Helmke/Uebel 2012, 

S. 29; Kütz 2011, S. 8; Kütz 2013, S. 12), 

 IT-Projekte (Krcmar 2015, S. 498; Kütz 2006a, S. 13; Seddon et al. 2002, S. 12; Gómez 

et al. 2009, S. 33; Helmke/Uebel 2012, S. 29; Kütz 2011, S. 8; Kütz 2013, S. 12), 

 Portfolio, z. B. an IT-Projekten und IT-Investitionen (Krcmar 2015, S. 498; Seddon et 

al. 2002, S. 12; Kütz 2013, S. 13), 

 Infrastruktur (Krcmar 2015, S. 498; Kütz 2006a, S. 9), 

 intern genutzte IT-Systeme (Kütz 2006a, S. 13; Scott/Norman 1981, S. 55; Song/Letch 

2012, S. 283; Gómez et al. 2009, S. 33; Kütz 2011, S. 8; Kütz 2013, S. 12), 

 Prozesse (Kütz 2006a, S. 13; Gómez et al. 2009, S. 33; Kütz 2011, S. 8; Kütz 2013, S. 

12), 

 IT-Personal (Seddon et al. 2002, S. 12; Kütz 2011, S. 17), 

 Organisation (Kütz 2011, S. 8), 

 Webseiten (Brooks/Persaud 2015, S. 291 ff.), 

 social media (Loukis et al. 2015, S. 305 ff.) sowie 

 Nutzen der IT (Song/Letch 2012, S. 283). 

Für diese Steuerungsobjekte sind anschließend der Ist- sowie der Soll-Zustand zu bestimmen. 

Sind zwischen Soll- und Ist-Zustand Abweichungen zu erkennen, so sind diese zu analysieren 

und bei Bedarf Maßnahmen für Änderungen einzuleiten. Dieser Prozess wird in einem Con-

trolling-Regelkreis dargestellt (Greger 2009, S. 37; Kütz 2011, S. 3).  
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3.3.3 IT-Controlling-Regelkreis 

Der Controlling-Regelkreis umfasst die Phasen Planung, Umsetzung, Analyse sowie Steuerung 

und Kontrolle (Gadatsch/Mayer 2014, S. 24 f.). Abbildung 9 zeigt den IT-Controlling-Regel-

kreis. 

 
Abbildung 9: IT-Controlling-Regelkreis 

Quelle: In Anlehnung an Kütz (2006a, S. 40) 

In der Planungsphase wird beispielsweise die Planung des IT-Budgets, der IT-Beschaffung, des 

IT-Portfolios oder der Standards durchgeführt. Während der Umsetzungsphase werden Ist-Da-

ten erhoben und IT-Controlling-Datenbanken gepflegt. Das Feststellen von Abweichungen 

zwischen Ist und Soll, die Analyse der Daten, die Aufbereitung der Informationen, die Aktua-

lisierung des IT-Controlling-Konzepts, das Erstellen eines Berichts sowie das Bereitstellen von 

ad-hoc gewünschten Informationen findet in der Analysephase statt. In der Korrekturphase wer-

den Maßnahmen entwickelt und durchgeführt. Hierfür werden Informationen bewertet, Maß-

nahmen festgesetzt und ausgeführt sowie die Notwendigkeit neuer Methoden geprüft (Kütz 

2013, S. 57). Die Weiterentwicklung des IT-Controllings stellt einen vom IT-Controlling-

Regelkreis unabhängigen Prozess dar. Sie umfasst beispielsweise die Analyse des Informati-

onsbedarfs, die Pflege des IT-Controlling-Datenmodells und des IT-Controlling-Systems, das 

Aktualisieren des Standardberichts sowie die Weiterentwicklung der Methoden und Instru-

mente (Kütz 2013, S. 58). 

Neben dem IT-Controlling-Prozess spielt der Zeitpunkt, wann IT-Controlling durchgeführt 

wird, eine entscheidende Rolle. Ein IT-Controlling ex-ante ermöglicht Wirtschaftlichkeitsbe-

rechnungen und dient der Planung, während ein IT-Controlling ex-post, z. B. nach Durchfüh-

rung eines IT-Projekts, den Erfolg bemisst (Serafeimidis 2001b, S. 60). Serafeimidis/Smithson 

(1999, S. 96 f.) weisen darauf hin, dass die Bewertung des Projekterfolgs nicht nur einmalig 

nach Projektabschluss stattfinden sollte, sondern auch während der Nutzung der im Projekt 

entwickelten IT, da sich der Projekterfolg erst im Zeitverlauf durch Nutzung oder Nicht-Nut-

zung der IT zeigt. Laut Song/Letch (2012, S. 283) findet eine Evaluation durch das IT-

Controlling zumeist erst im Nachhinein statt. Die Planungsfunktion des IT-Controllings wird 

deutlich seltener genutzt. Eine fortwährende Evaluation der IT findet kaum statt (Song/Letch 

2012, S. 283). 

  

Umsetzungsphase Analysephase

Korrekturphase

Planungsphase
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3.4 Instrumente des IT-Controllings  

3.4.1 Überblick über die Instrumente des IT-Controllings 

IT-Controlling-Instrumente lassen sich in operative und strategische, quantitative und qualita-

tive Instrumente unterteilen. Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über die IT-Controlling-

Instrumente gegeben. 

Quantitative Instrumente und Methoden fokussieren meist auf die Kostenseite des IT-

Bereichs. Beispiele für quantitative Methoden sind Total Cost of Ownership (TCO) (z. B. Kütz 

2013, S. 138 ff.), Return on Investment (ROI) (z. B. Vogt/Hales 2010, S. 3), Net Present Value 

(NPV) (z. B. Berghout/Renkema 2001, S. 85), Internal Rate of Return (IRR) (z. B. Berghout/ 

Renkema 2001, S. 85), Earned Value-Analyse (z. B. Vogt/Hales 2010, S. 3), Discounted Cash 

Flow (DCF) (z. B. Andresen et al. 2000, S. 60) oder Payback Period (z. B. Berghout/Renkema 

2001, S. 84). Quantitative Methoden lassen sich in Kennzahlen ausdrücken, welche in Kenn-

zahlensystemen zusammengefasst werden. Ziel dieser Methoden ist es, IT zu planen, zu mana-

gen und zu überwachen, indem Kosten identifiziert werden und der Kostennutzen aufgezeigt 

wird (Jones/Irani 2003, S. 1446; Vogt/Hales 2010, S. 3; Farbey et al. 1992, S. 113 ff.; Tam 

1992, S. 347). Traditionelle, an Finanzkennzahlen orientierte IT-Controlling-Methoden sind 

jedoch bei Entscheidungen für IT-Investitionen nicht ausreichend (Lin/Pervan 2001, S. 6). Die 

alleinige Betrachtung von finanziellen Kennzahlen ist für das Treffen von strategischen Ent-

scheidungen ungeeignet, da hierbei weitere Faktoren berücksichtigt werden müssen, die oft-

mals nur qualitativ beschrieben werden können (Irani et al. 2005, S. 64). Der Begriff IT-

Controlling wird, begründet durch den schwerpunktmäßigen Einsatz von Finanzkennzahlen, 

oftmals mit einer Kostenreduktion verbunden (Gadatsch/Mayer 2014, S.32). Um diesem nega-

tiven Bild des IT-Controllings entgegenzuwirken, ist es zwingend notwendig, neben der Kos-

tenbetrachtung auch die leistungsorientierte Sichtweise in genügendem Maße abzudecken und 

aufzuzeigen, welche Leistungen die IT in einer Organisation erbringt (Gadatsch/Mayer 2014, 

S. 32).  

Multidimensionale Methoden liefern für die Nutzwertanalysen einen Ansatz, indem sie so-

wohl quantitative als auch qualitative Aspekte betrachten. Multidimensionale Methoden sind 

beispielsweise Business Value Index (z. B. Vogt/Hales 2010, S. 3), Total Economic Impact (z. 

B. Vogt/Hales 2010, S. 3), BSC (z. B. Vogt/Hales 2010, S. 3), Total Value of Opportunity bzw. 

Business Value of IT (z. B. Vogt/Hales 2010, S. 3), Information Economics (auch benannt als 

erweiterter ROI) (z. B. Berghout/Renkema 2001, S. 85), Return On Management (ROM) (z. B. 

Andresen et al. 2000, S. 60) oder Strategic Investment Evaluation and Selection Tool Amster-

dam (SIESTA) (z. B. Berghout/Renkema 2001, S. 87). Diese Methoden berücksichtigen Fak-

toren wie Strategien, Ressourcen, Opportunitätskosten oder Risiken und sind daher eher für den 

Einsatz in Nonprofit-Organisationen geeignet (Vogt/Hales 2010, S. 3). 

Instrumente zur Wirtschaftlichkeitsbetrachtung unter Einbeziehung qualitativer Aspekte 

mit Schwerpunkt auf der Nutzenbewertung sind Nutzwertanalysen (z. B. Gómez et al. 2009, S. 

192 ff.), Erfolgsfaktorenanalysen (z. B. Gómez et al. 2009, S. 206 ff.), Portfolioanalysen (z. B. 

Gómez et al. 2009, S. 232 ff.), Argumentenbilanz (z. B. Gómez et al. 2009, S. 294) oder Sze-

nario-Technik (z. B. Gómez et al. 2009, S. 294). Der Nutzen der IT für die Organisation ist 

jedoch schwer direkt darstellbar und daher schwer zu bemessen (Baschin/Steffen 2001, S. 368; 
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Krcmar 2015, S. 473 ff.). Erste Lösungsmöglichkeiten liefern Ansätze zum Portfoliomanage-

ment, z. B. Bedell’s Ansatz (z. B. Berghout/Renkema 2001, S. 88), Investment Portfolio (z. B. 

Berghout/Renkema 2001, S. 88 f.) oder Investment Mapping (z. B. Berghout/Renkema 2001, 

S. 89). Ein Ansatz zur Identifikation und Realisation der Nutzenpotentiale einer IT-Investition 

stellt das Benefits Management dar (Greger et al. 2015b). 

Neben einer inhaltlichen Einteilung der IT-Controlling-Instrumente können diese nach Art der 

Tätigkeit in operative und strategische IT-Controlling-Instrumente eingeteilt werden. Opera-

tive IT-Controlling-Instrumente sind beispielsweise die Kosten- und Leistungsrechnung 

(KLR) (Gadatsch/Mayer 2014, S. 155 ff.), Kennzahlen (Gadatsch/Mayer 2014, S. 184 ff.), 

SLAs (Gadatsch/Mayer 2014, S. 194 ff.), Controlling der IT-Projekte (Gadatsch/Mayer 2014, 

S. 203 ff.) und Controlling der IT-Prozesse (Gadatsch/Mayer 2014, S. 251 ff.). Kostenrechnung 

(Gadatsch/Mayer 2014, S. 305 ff.), Deckungsbeitragsrechnung (Gadatsch/Mayer 2014, S. 373 

ff.) sowie Prozesskostenrechnung (Gadatsch/Mayer 2014, S. 401 ff.) gehören ebenso zu den 

operativen IT-Controlling-Instrumenten. Zu den strategischen IT-Controlling-Instrumenten 

zählen beispielsweise die BSC (Gadatsch/Mayer 2014, S. 109 ff.), IT-Portfoliomanagement 

(Gadatsch/Mayer 2014, S. 120 ff.) sowie Ansätze zur Messung des Wertbeitrags der IT 

(Gadatsch/Mayer 2014, S. 137 ff.). Im Folgenden werden Kennzahlen und Kennzahlensysteme 

als operatives IT-Controlling-Instrument (vgl. Abschnitt 3.4.2) und die IT-BSC als strategi-

sches IT-Controlling-Instrument (vgl. Abschnitt 3.4.3) vorgestellt. 

3.4.2 Operatives IT-Controlling-Instrument: Kennzahlen und Kennzahlensysteme 

Um planen, steuern und überwachen zu können, benötigt das IT-Controlling Informationen. 

Mithilfe von Kennzahlen können diese Informationen in quantitativer Form konzentriert und 

strukturiert erhoben werden (Gómez et al. 2009, S. 126). Kennzahlen ermöglichen eine Beur-

teilung des IT-Bereichs und liefern dem IT-Management Informationen über IT-Projekte oder 

IT-Ressourcen. Durch Soll-Werte wird das IT-Controlling mit der IT-Strategie verknüpft, so 

dass der Ist-Zustand einem Zielwert gegenübergestellt werden kann. Durch diese Soll-Ist-Ver-

gleiche können Abweichungen erkannt und anschließend analysiert werden. Darauf basierend 

kann das IT-Management bei Bedarf korrigierende Maßnahmen einleiten (Gadatsch/Mayer 

2014, S. 234; Gómez et al. 2009, S. 126 f.).  

Kennzahlen sind charakterisiert durch ihren Informationscharakter (jede Kennzahl ist einem 

Kontext zugeordnet), ihre Quantifizierbarkeit (jede Kennzahl kann quantitativ dargestellt wer-

den) sowie ihre Informationsform (jede Kennzahl stellt einen Sachverhalt komprimiert dar) 

(Kütz 2011, S. 39). Kennzahlen bilden aufgrund der Notwendigkeit der Quantifizierbarkeit nur 

quantitativ messbare Aspekte ab (Kütz 2011, S. 5). Qualitative Aspekte werden nicht erhoben. 

Um eine Kennzahl verwenden zu können, muss diese für einen bestimmten Zweck geeignet, 

genau, aktuell, im Verhältnis zu Kosten und Nutzen stehend sowie einfach und nachvollziehbar 

sein (Kütz 2011, S. 40).  

IT-Kennzahlen lassen sich in absolute Kennzahlen und Verhältniskennzahlen unterteilen. Wäh-

rend absolute Kennzahlen absolute Werte darstellen, werden Verhältniskennzahlen aus Relati-

onen gebildet. Verhältniskennzahlen lassen sich weiter untergliedern in Gliederungs-, 

Beziehungs- sowie Indexkennzahlen (Gadatsch/Mayer 2014, S. 235). Abbildung 10 gibt einen 

Überblick über diese Unterteilung und zeigt Beispiele für diese Kennzahlenkategorien. 
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Abbildung 10: Kategorisierung der IT-Kennzahlen 

Quelle: In Anlehnung an Gadatsch/Mayer (2014, S. 235) 

Um Kennzahlen strukturiert erheben zu können und Vergleiche bzw. Zeitreihen bei Kennzahlen 

zu ermöglichen, muss gewährleistet werden, dass exakt definiert ist, was erhoben werden soll. 

Dies sollte in Zusammenarbeit zwischen IT-Controlling und IT-Management geschehen (Kütz 

2011, S. 40). Um dies zu erreichen, sind Kennzahlen in Kennzahlensteckbriefen zu beschreiben. 

Neben einer Beschreibung der Kennzahl enthalten Kennzahlensteckbriefe Informationen über 

die Datenermittlung und -auswertung sowie die Präsentation der Kennzahl (z. B. Gómez et al. 

2009, S. 131 ff.). Abbildung 11 gibt einen Überblick über mögliche Inhalte eines Kennzahlen-

steckbriefs. 

 
Abbildung 11: Aufbau und Inhalte eines Kennzahlensteckbriefs 

Quelle: In Anlehnung an Gadatsch/Mayer (2014, S. 243) 

Die Aussagekraft isolierter Kennzahlen ist als gering anzusehen. Um die Aussagekraft der 

Kennzahlen zu erhöhen und ein Steuerungsobjekt vollständig zu erfassen, sind diese in einem 

Kennzahlensystem zusammenzufassen (Gadatsch/Mayer 2010, S. 135; Kütz 2011, S. 41). Im 

Kennzahlensystem können Abhängigkeiten und Wechselbeziehungen zwischen einzelnen 
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Kennzahlen abgebildet werden (Gómez et al. 2009, S. 151). Eine Standardisierung eines Kenn-

zahlensystems über unterschiedliche Organisationen hinweg ist jedoch nicht möglich, da sich 

abhängig von den Zielen einer Organisation die zu erhebenden Kennzahlen und das Kennzah-

lensystem ändern. Beim Aufbau eines Kennzahlensystems sind aus diesem Grund die indivi-

duellen Anforderungen einer Organisation zu beachten und das Kennzahlensystem flexibel zu 

gestalten (Gadatsch/Mayer 2014, S. 241; Gómez et al. 2009, S. 152). Die Flexibilität ermöglicht 

es, auf geänderte technologische oder organisatorische Rahmenbedingungen reagieren zu kön-

nen (Hill 2014, S. 285; Kütz 2011, S. 41). Festgesetzte Kennzahlen sind bei Bedarf anzupassen, 

zu erweitern oder zu streichen. Kennzahlen und Kennzahlensysteme stellen somit kein starres 

Gebilde dar. Bei der Gestaltung eines Kennzahlensystems sind die Korrektheit und Vollstän-

digkeit der Modellbildung, die Minimalität, die Veränderungssensibilität, die Unveränderlich-

keit von Zielveränderungen, die Stabilität sowie die Vergleichbarkeit zu beachten (Kütz 2009, 

S. 50 f.). 

Kaskadierende Ziele und Kennzahlen ermöglichen ein Ausrichten der Kennzahlen auf die be-

nötigte Detailtiefe der jeweiligen Hierarchiestufe. Während bei höheren Hierarchieebenen we-

nige, allgemeingültige, abstrakte Kennzahlen den Informationsbedarf des Managements 

decken, benötigen niedrigere Hierarchieebenen konkrete Kennzahlen, um steuern zu können 

(Hill 2014, S. 285). 

Erfolgsfaktoren sind das Bestimmen und Ausrichten der Kennzahlen am Informationsbedarf 

der Adressaten sowie die klare Beschreibung der Kennzahlen in Kennzahlensteckbriefen. Zu-

dem sollen die Datenquellen es ermöglichen, dass die Kennzahlen einen Sachverhalt möglichst 

korrekt abbilden (Kütz 2011, S. 43). Die Kennzahlen sind ohne großen Aufwand von der Da-

tenquelle zu beziehen. Die Auswahl der richtigen Kennzahlen ist ebenso für den Erfolg eines 

Kennzahlensystems entscheidend. Das Minimalitätsprinzip trägt dazu bei, dass nur wenige, 

aber relevante Kennzahlen zu erheben sind und folglich der Aufwand überschaubar bleibt. Ei-

nen letzten Erfolgsfaktor stellt die Managementunterstützung beim Definieren der Kennzahlen 

dar (Kütz 2011, S. 44). 

Abschließend ist zu betonen, dass Kennzahlen und Kennzahlensysteme keineswegs isoliert zu 

betrachten sind (Gadatsch/Mayer 2014, S. 235). Bei der Analyse sind daher zwangsläufig or-

ganisatorische Rahmenbedingungen und Zielvorgaben der Organisation zu beachten. Ein An-

satzpunkt zur Verknüpfung von Kennzahlen mit diesen Aspekten stellt die BSC dar, welche in 

Abschnitt 3.4.3 beschrieben wird. 

3.4.3 Strategisches IT-Controlling-Instrument: Balanced Scorecard 

Die BSC ist ein strategisches IT-Controlling-Instrument (Gadatsch/Mayer 2014, S. 52; Kaplan/ 

Norton 1996, S. 75 ff.). Ausgehend von der Unternehmensvision und Strategie verknüpft die 

BSC die Unternehmensziele mit Handlungsmaßnahmen, Kennzahlen sowie Soll-Vorgaben. Sie 

ermöglicht es, Geschäftsaktivitäten an der Unternehmensstrategie auszurichten und die Errei-

chung der strategischen Ziele über die Zeit zu überwachen (Arshad et al. 2012, S. 163). Die 

Unternehmensziele werden in den vier Perspektiven Finanzen, interne Geschäftsprozesse, Ler-

nen und Entwickeln sowie Kunden abgebildet (vgl. Abbildung 12). Mithilfe dieses strategi-

schen IT-Controlling-Instruments soll ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den Zielen der 

unterschiedlichen Perspektiven erzielt (balanced) und das Ganze prägnant auf einer Tafel über-

sichtlich und strukturiert dargestellt werden (scorecard) (Krcmar 2015, S. 128). 
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Abbildung 12: Aufbau einer BSC 

Quelle: In Anlehnung an Krcmar (2015, S. 128) 

Die BSC unterstützt die Planung, Steuerung und Kontrolle des IT-Bereichs (Baschin/Steffen 

2001, S. 367). Hierbei fokussiert sie nicht nur auf finanzielle Kennzahlen, sondern greift auch 

nicht-finanzielle Aspekte durch ihre unterschiedlichen Perspektiven auf (Gadatsch/Mayer 

2014, S. 136; Krcmar 2015, S. 128). Während traditionelle Kennzahlen eher vergangenheits-

orientiert sind, kann die BSC als zukunftsorientiert angesehen werden (Gadatsch/Mayer 2014, 

S. 136). Zudem kann die BSC Beziehungen zwischen den Kennzahlen aufzeigen, indem ver-

schiedene Ziele miteinander verbunden werden (Kaplan/Norton 1992, S. 72). Dies unterstützt 

die Analyse der Kennzahlen und ermöglicht es, Auswirkungen von Änderungen bei einer Kenn-

zahl auf eine andere Kennzahl darzustellen. 

Die BSC kann sowohl in privatwirtschaftlichen Unternehmen (Kaplan/Norton 1992, S. 71 ff.) 

als auch in Nonprofit-Organisationen (Kaplan 2001, S. 353 ff.) und öffentlichen Verwaltungen 

(Arshad et al. 2012, S. 162 ff.) eingesetzt werden. Ihr Einsatz ist unabhängig von der Organi-

sationsgröße. So wird sie beispielsweise sowohl in kleinen Unternehmen als auch in Großbe-

trieben eingesetzt (Gadatsch/Mayer 2014, S. 138). Ihr vielfältiger Einsatz wird durch ihre 

Flexibilität bei ihrem Aufbau unterstützt, da die Perspektiven an den jeweiligen Organisations-

kontext anpassbar sind und um weitere Perspektiven ergänzt werden können (Gadatsch/Mayer 

2014, S. 138). Zudem kann eine IT-BSC sowohl für die Steuerung des gesamten IT-Bereichs 

als auch für die Steuerung einzelner Bereiche, wie IT-Projekte oder IT-Investitionen, eingesetzt 

werden (Gadatsch/Mayer 2010, S. 139). 
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Laut Sundin et al. (2010, S. 208 ff.) lassen sich drei Arten von BSC unterscheiden: 

 Bei der Key Performance Indicator- (KPI-) Scorecard werden Kennzahlen für die je-

weiligen Perspektiven entwickelt. Diese Kennzahlen haben nur einen geringen Bezug 

zur Organisationsstrategie (Sundin et al. 2010, S. 208). Die KPI-Scorecard dient eher 

als Zusammenfassung der Kennzahlen ohne festen Bezug zur Strategie.  

 Bei einer Strategie-Scorecard wird die Organisationsstrategie in der BSC abgebildet. 

Kennzahlen und Maßnahmen werden der Strategie zugeordnet (Sundin et al. 2010, S. 

208). Zwischen den unterschiedlichen Perspektiven soll ein ausgewogenes Verhältnis 

vorherrschen (Sundin et al. 2010, S. 211). Die Strategie-Scorecard stellt ein strategi-

sches IT-Controlling-Instrument dar. 

 Bei einer Stakeholder-Scorecard werden Stakeholder identifiziert und Ziele abgelei-

tet, um die Interessen der Stakeholder abzubilden (Sundin et al. 2010, S. 208). Die Her-

ausforderung bei dieser Scorecard liegt darin, die vielen, teils unterschiedlichen Ziele 

in der BSC ins Gleichgewicht zu bringen. Um eine Stakeholder-Scorecard zu erstellen, 

sind die unterschiedlichen Ziele der Stakeholder systematisch zu identifizieren und an-

schließend in der BSC zu verorten (Sundin et al. 2010, S. 210). 

Um eine IT-BSC zu etablieren, sind drei übergreifende Fragen von der Organisation zu beant-

worten (van der Zee/de Jong 1999, S. 147): 

1. Wer wollen wir sein? 

2. Wie kommen wir da hin und welche Ziele müssen wir dafür erreichen? 

3. Was müssen wir anhand von Kennzahlen messen? 

Anhand dieser Fragen lassen sich Phasen ableiten, welche für das Bilden einer IT-BSC durch-

laufen werden müssen: Basierend auf einem Leitbild für die Organisation bzw. den IT-Bereich 

und auf IT-Zielen ist eine IT-Strategie festzusetzen. Anschließend sind strategische Erfolgsfak-

toren zu identifizieren und Kennzahlen abzuleiten. Zur Erreichung der Ziele sind Maßnahmen 

zu definieren. Zudem sind Verantwortlichkeiten zuzuordnen (Gómez et al. 2009, S. 165).  

Verankerung und Nutzung der BSC können in unterschiedlichen Graden erfolgen. Zur Ermitt-

lung der Reifegrade einer IT-BSC schlagen van Grembergen/Saull (2001, S. 204 f.) ein IT-

BSC-Reifegradmodell vor. Dieses umfasst fünf unterschiedliche Reifegrade: 

 Reifegrad 1 – „initial“: Die Organisation hat die Notwendigkeit eines Kennzahlensys-

tems für ihren IT-Bereich erkannt. Es gibt ad-hoc-Ansätze zum Messen der IT in den 

Bereichen IT-Betrieb und Entwicklung. Dieser Prozess wird jedoch nur als Reaktion 

auf bereits aufgetretene Herausforderungen durchgeführt (van Grembergen/Saull 2001, 

S. 205). 

 Reifegrad 2 – „repeatable“: Das IT-Management kennt das Konzept der IT-BSC. Es 

hat seine Absicht, Kennzahlen festzusetzen, kommuniziert. Kennzahlen werden erho-

ben und in einer Scorecard gesammelt. Verbindungen zwischen Input und Output sind 
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definiert, aber noch nicht dokumentiert oder in strategische und operative Planungspro-

zesse integriert. Schulungen in der Anwendung der IT-BSC sind informell. Es gibt noch 

keinen Compliance-Prozess (van Grembergen/Saull 2001, S. 205). Bei Reifegrad 2 han-

delt es sich um eine reine KPI-Scorecard. 

 Reifegrad 3 – „defined“: Das Management hat die IT-BSC standardisiert, dokumen-

tiert und kommuniziert. Es gibt eine formale Schulung. Der Prozess der IT-BSC ist 

strukturiert. Die IT-BSC ist an der fachlichen BSC ausgerichtet. Die Notwendigkeit ei-

ner Compliance wurde kommuniziert, aber die Compliance ist noch inkonsistent. Das 

Management versteht die Notwendigkeit, die IT-BSC in den Ausrichtungsprozess von 

IT- und Geschäftsbereich zu integrieren. Es werden Anstrengungen unternommen, die-

sen Ausrichtungsprozess zu verändern (van Grembergen/Saull 2001, S. 205). Ab Rei-

fegrad 3 kann die BSC als Strategie-Scorecard angesehen werden. 

 Reifegrad 4 – „managed“: Die IT-BSC ist vollständig in strategische und operative 

Planungen integriert. Verbindungen zwischen Input und Output werden systematisch 

überwacht und basierend auf Analyseergebnissen überarbeitet. Die Herausforderungen 

werden auf allen Ebenen der Organisation verstanden. Es finden Schulungen statt. 

Langzeitziele und Priorisierungen für IT-Investitionen sind festgesetzt und mit der IT-

BSC verbunden. Es gibt eine fachliche Scorecard sowie mehrere kaskadierende IT-

BSCs. Diese sind allen Mitarbeitern der Organisation bekannt. Individuelle Ziele der 

Mitarbeiter sind mit der Scorecard verbunden. Ein Anreizsystem ist an die Kennzahlen 

der IT-BSC gekoppelt. Der Compliance-Prozess ist etabliert (van Grembergen/Saull 

2001, S. 205). 

 Reifegrad 5 – „optimized“: Die IT-BSC ist vollständig am Management-Framework 

der Organisation ausgerichtet. Die Vision wird regelmäßig geprüft, aktualisiert und ver-

bessert. Interne und externe Experten engagieren sich dabei, Best Practices zu entwi-

ckeln und anzupassen. Die Ergebnisse der Messungen sind Teil des Management-

Berichts und werden vom Management verwendet. Monitoring, Selbsteinschätzungen 

und Kommunikation sind allgegenwärtig in der Organisation. IT-Controlling wird dar-

über hinaus durch einen Tooleinsatz unterstützt (van Grembergen/Saull 2001, S. 205). 

Die BSC erweitert traditionelle, meist auf finanzielle Aspekte ausgerichtete Kennzahlensys-

teme um strategische Komponenten und nicht-finanzielle Aspekte. In der Praxis findet sich 

jedoch zumeist die KPI- oder Strategie-Scorecard. Stakeholder-Scorecards werden kaum ver-

wendet (Sundin et al. 2010, S. 204 ff.). Folglich wird der Nutzen der IT für verschiedene Sta-

keholder größtenteils außer Acht gelassen. 
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3.5 Aktueller Stand und Handlungsfelder des IT-Controllings 

Im Folgenden wird kurz der aktuelle Stand des IT-Controllings skizziert. Anschließend werden 

aktuell bestehende Handlungsfelder vorgestellt, welche im Zuge der Arbeit adressiert werden. 

Seit den 1960ern gibt es die Erkenntnis, dass Investitionen im IT-Bereich schwierig zu bewer-

ten sind. Traditionelle Methoden sind oftmals nicht ausreichend (Serafeimidis/Smithson 1999, 

S. 96). Hierfür lassen sich zwei Gründe anführen: 

1. Für die Bewertung von IT-Investitionen sind nicht nur die Kosten oder quantitative As-

pekte, sondern auch der Nutzen einer IT-Investition zu identifizieren und zu messen 

(Andresen et al. 2000, S. 59; Marthandan/Tang 2010, S. 37). 

2. Traditionelle Methoden fokussieren auf eine einzelne, meist finanzielle Kennzahl (vgl. 

Abschnitt 3.4.1). 

Manager versuchen, ihre Ausgaben für IT mit Finanzkennzahlen, wie ROI, NPV, IRR oder 

DCF, zu rechtfertigen (Nudurupati et al. 2011, S. 280; Andresen et al. 2000, S. 60; Lin/Pervan 

2001, S. 6). Diese Methoden sind jedoch primär für Kapitalanlagen geeignet (Marthandan/Tang 

2010, S. 37). Für eine umfassende Bewertung von IT-Investitionen sind sie nur begrenzt geeig-

net, da sie den qualitativen Nutzen der IT-Investitionen nicht darstellen können (Lin/Pervan 

2001, S. 6). Aus diesem Grund wurden für die Bewertung von IT-Investitionen komplexere, 

multidimensionale Methoden entwickelt, z. B. Information Economics oder ROM (Andresen 

et al. 2000, S. 60). Jedoch bewerten diese Methoden den Nutzen der IT nur unzureichend.  

Basierend auf dieser Ausgangslage hat sich Benefits Management als Lösungsansatz entwi-

ckelt. Dieser Ansatz gibt ein Vorgehen vor, wie Benefits identifiziert, geplant, realisiert und 

überwacht werden können (z. B. Bradley 2013). Der Ansatz kann als relativ junger Ansatz 

verstanden werden. Erst in den letzten Jahren findet er sowohl in Wissenschaft als auch Praxis 

Beachtung. Obwohl der Ansatz aufgrund der Problemstellung der Bewertung von IT-

Investitionen entwickelt wurde, fand diese Entwicklung losgelöst vom IT-Controlling statt. 

In der Literatur wird versucht, IT-Controlling zu verstehen und verbesserte Techniken und In-

strumente für das Controlling der IT zu entwickeln. IT-Controlling ist ein wichtiges und fort-

während bestehendes Feld, an dem Forschungsinteresse besteht (Song/Letch 2012, S. 276). 

Aktuelle Herausforderungen und Handlungsfelder, welche in dieser Arbeit adressiert werden, 

werden im Folgenden kurz beschrieben. 

Handlungsfeld 1: Analyse des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung 

IT-Controlling in der Privatwirtschaft wird sowohl in der Praxis als auch in der Wissenschaft 

vielfältig diskutiert. Zahlreiche Praxisbücher beschäftigen sich mit IT-Controlling, meist zuge-

schnitten auf den privaten Sektor (z. B. Gadatsch 2009, 2012; Gadatsch/Mayer 2014; Krcmar 

et al. 2013; Krcmar/Greger 2017; Kütz 2006b, 2009, 2007, 2006a). Die Wissenschaft nähert 

sich dem Thema sowohl durch theoretische Beiträge als auch durch die Analyse zahlreicher 

Fallstudien bei Unternehmen (z. B. Serafeimidis/Smithson 1999, S. 99 ff.; van der Zee/de Jong 

1999, S. 147 ff.). Methoden und Instrumente, organisatorische Verankerungen und Prozesse 

sind auf den Einsatz in der Privatwirtschaft abgestimmt. Die öffentliche Verwaltung stellt auf-

grund spezieller Rahmenbedingungen ein besonderes Einsatzgebiet des IT-Controllings dar. 



3 Einführung in theoretische Grundlagen zum IT-Controlling 39 

 

Während die Praxis versucht, IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung umzusetzen, fin-

den sich in der Literatur kaum Beiträge zum IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung. 

Damit einhergehend findet bislang auch kaum eine Analyse des IT-Controllings in der deut-

schen Verwaltungslandschaft statt. Folglich ist das Verständnis des IT-Controlling-Einsatzes in 

der öffentlichen Verwaltung in Deutschland gering. Die vorliegende Arbeit liefert einen Beitrag 

zu diesem Handlungsfeld durch Aufarbeitung der Literatur und Analyse einer ausgewählten 

Verwaltung auf Ebene eines Bundeslandes. 

Handlungsfeld 2: Durchführung einer Langzeitanalyse des IT-Controllings in der öffent-

lichen Verwaltung 

IT-Controlling wird in der Literatur anhand zahlreicher Fallstudien beschrieben. Diese Fallstu-

dien basieren oftmals auf Interviews und stellen eine Momentaufnahme dar. Kaum empirische 

Forschung gibt es über die Veränderung des IT-Controllings innerhalb einer Organisation in 

einer Langzeitanalyse. Lambert/Sponem (2012, S. 587) betonen das Interesse an Langzeitana-

lysen im Bereich IT-Controlling, um analysieren zu können, inwieweit sich Rollen und Aufga-

ben im IT-Controlling über die Zeit verändern. Um dieses Handlungsfeld zu adressieren, 

wurden im Zuge der Analyse der Fallstudie empirische Daten aus den Jahren 2005 bis 2016 

analysiert.  

Handlungsfeld 3: Detaillierte Analyse der Rolle des IT-Controllers und der am IT-

Controlling beteiligten Stakeholder  

Die Rolle des IT-Controllers ist aus wissenschaftlicher Sicht weitgehend unerforscht. Es fehlen 

vor allem praktische Erkenntnisse – in der Privatwirtschaft ebenso wie in der öffentlichen Ver-

waltung (Lambert/Sponem 2012, S. 566). Die vorliegende Arbeit setzt hier an, indem sie das 

Verständnis der Funktion von IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung erweitert und die 

Rolle des IT-Controllers beschreibt.  

Des Weiteren sollte der Startpunkt für IT-Controlling sein, mit den Stakeholdern zu kommuni-

zieren und deren Erwartungen zu identifizieren (Rodrigue et al. 2013, S. 301). Bislang gibt es 

wenig Forschung zu den Stakeholdern des IT-Controllings (Serafeimidis 2001a, S. 101). Der 

Nutzen des IT-Controllings wird meist pauschal, ohne genaue Zuordnung zu einzelnen Stake-

holdern beschrieben (Song/Letch 2012, S. 285). Eine differenzierte Betrachtungsweise unter-

stützt die Akzeptanz des IT-Controllings in der Organisation. Serafeimidis (2001a, S. 101) 

argumentiert, dass den Stakeholdern des IT-Controllings eine hohe Bedeutung zukommt, da sie 

diejenigen sind, welche über Erfolg oder Misserfolg entscheiden. Aus diesem Grund werden 

die Stakeholder des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung identifiziert und beschrie-

ben. 

Handlungsfeld 4: Erweiterung des IT-Projekt-Controllings um eine differenzierte Be-

trachtung der Stakeholder 

Bislang wird die Erfolgsmessung nur aus Sicht eines Stakeholders durchgeführt. Mehrere Sta-

keholder werden nicht betrachtet (Clarkson 1995, S. 112). Folglich wird außer Acht gelassen, 

wie vielfältige, oft konfliktäre Ziele gemanagt werden können und wie dies in bestehenden IT-

Controlling-Instrumenten abgebildet werden kann (Sundin et al. 2010, S. 204). Zwar bietet die 

BSC die Möglichkeit, unterschiedliche Ziele aufzuzeigen und zu managen. Jedoch nimmt die 
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BSC weniger die Sicht unterschiedlicher Stakeholder ein (Sundin et al. 2010, S. 204 und S. 213 

f.). In einem Umfeld mit heterogenen Stakeholdern scheint es zwingend notwendig, diese um-

fassend darzustellen und in eine Stakeholder-BSC zu integrieren. Sundin et al. (2010, S. 240) 

erweitern die BSC am Beispiel einer Fallstudie, indem sie die Kundenperspektive weiter de-

taillieren. Patel (2001, S. 130) fordert eine interpretative Sicht auf das IT-Controlling, welche 

die Perspektiven unterschiedlicher Stakeholder einbezieht. Eickelmann (2001b, S. 246) nimmt 

den Aspekt der Erwartungen an Benefits in die Kundenperspektive auf, beschreibt oder detail-

liert diese aber nicht näher. Aufgrund der unterschiedlichen Stakeholder-Struktur in Privatwirt-

schaft und öffentlicher Verwaltung ist dieser Ansatz auf die Stakeholder der öffentlichen 

Verwaltung anzupassen und zu differenzieren. 

Handlungsfeld 5: Integration des Benefits Management-Ansatzes in das IT-Controlling 

Traditionelle IT-Controlling-Methoden, bei welchen der Fokus auf Kosten bzw. quantitativ er-

mittelbaren Informationen liegt, sind nur bedingt geeignet, um IT sowohl in der Privatwirtschaft 

als auch in der öffentlichen Verwaltung umfassend zu steuern und IT-Investitionen unter Be-

achtung der nicht-tangiblen Benefits zu bewerten (Gunasekaran et al. 2001, S. 351). Entschei-

dungen für IT-Investitionen sollen nicht nur auf der Basis von Kosten getroffen werden 

(Gunasekaran et al. 2001, S. 351). Serafeimidis/Smithson (1999, S. 96) heben die Notwendig-

keit für interpretative Ansätze im IT-Controlling hervor. Diese interpretativen Ansätze können 

das traditionelle IT-Controlling erweitern, so dass die Wahrnehmungen unterschiedlicher Sta-

keholder auf ein IT-System berücksichtigt werden können (Song/Letch 2012, S. 284). Dies er-

möglicht wiederum ein umfassendes Darstellen und Bewerten des Projekterfolgs. In der 

Literatur wird dies unter dem Ansatz des Benefits Managements aufgegriffen. 

Derzeit werden IT-Controlling und Benefits Management meist isoliert betrachtet. In der Lite-

ratur wird die Verbindung zwischen IT-Controlling und Benefits Management nur von wenigen 

Autoren explizit aufgegriffen. So stellen Lin/Pervan (2001, S. 18) eine Verbindung zwischen 

IT-Controlling und Benefits Management her. Thorp (2001, S. 29) verweist darauf, dass Be-

nefits Management zum Festsetzen von Messgrößen bei der BSC genutzt werden kann. As-

pekte, wie die Art oder die Bedeutung eines Benefits, werden jedoch bei diesen Ansätzen nicht 

adressiert (Jones/Irani 2003, S. 1445). McKay/Marshall (2001, S. 49) betonen die Notwendig-

keit, IT-Controlling und Benefits Management in einem Ansatz zu integrieren. Während IT-

Controlling darauf abzielt, Kosten – und Nutzen – zu messen und Methoden und Prozesse hier-

für zu entwickeln, ist Benefits Management für die Realisierung der Benefits zuständig 

(McKay/Marshall 2001, S. 49). Eine Integration des Benefits Managements in das IT-

Controlling wird umso wichtiger, je schwieriger es ist, konkret messbare Ziele festzusetzen. 

Der Erfolg von IT-Projekten lässt sich beispielsweise nicht nur über die Aspekte „in time, in 

budget, in quality“ darstellen, sondern steht in engem Zusammenhang damit, ob die von Stake-

holdern erwarteten Benefits realisiert werden können (Balta et al. 2015b, S. 233 ff.). Die In-

tegration von Benefits Management in IT-Controlling ermöglicht, die Benefits strukturiert und 

systematisch zu planen, zu steuern und zu reviewen. Zudem kann eine Darstellung der IT-

Leistung durch die Benefits erfolgen. 
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3.6 Zusammenfassung der theoretischen Grundlagen 

IT-Controlling als querschnittliche Aufgabe der Wirtschaftsinformatik plant, steuert und über-

wacht den Einsatz von IT (z. B. Infrastrukturen oder Systeme) und die Durchführung von IT-

Projekten. Primäres Ziel ist das Gewährleisten von Effizienz und Effektivität sowie das Unter-

stützen des IT-Managements mit steuerungsrelevanten Informationen. Unterschieden wird zwi-

schen einem operativen und einem strategischen IT-Controlling. Beiden Arten des IT-

Controllings können unterschiedliche Instrumente zugeordnet werden. Am häufigsten werden 

Kennzahlen als operative Instrumente und die BSC als strategisches Instrument verwendet. 

Einer Vielzahl von finanziellen IT-Controlling-Instrumenten stehen nur sehr wenige Ansätze 

gegenüber, die den Nutzen der IT bewerten. Multidimensionale Instrumente versuchen, sowohl 

quantitative und finanzielle Kennzahlen als auch qualitative Aspekte zu berücksichtigen. Ein 

Ansatz zur Identifikation und Realisierung des Nutzens von IT stellt Benefits Management dar. 

Dieser Ansatz versucht, basierend auf einem iterativen Prozess und strukturierten Methoden 

die Benefits, welche unterschiedliche Stakeholder von einem IT-Projekt erzielen können, zu 

identifizieren, zu analysieren, zu realisieren und zu managen. 

Aus den theoretischen Grundlagen wurden fünf Handlungsfelder identifiziert. 

1. Analyse des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung 

2. Durchführung einer Langzeitanalyse des IT-Controllings in der öffentlichen Verwal-

tung 

3. Detaillierte Analyse der Rolle des IT-Controllers und der am IT-Controlling beteiligten 

Stakeholder 

4. Erweiterung des IT-Projekt-Controllings um eine differenzierte Betrachtung der Stake-

holder 

5. Integration des Benefits Management-Ansatzes in das IT-Controlling 

Diese Handlungsfelder werden in den folgenden Kapiteln sowie durch die Beantwortung der 

Forschungsfragen adressiert: In den Kapiteln 4 bis 7 wird das IT-Controlling in der öffentlichen 

Verwaltung analysiert. Die Analyse erfolgt sowohl durch eine Aufarbeitung der Literatur (Ka-

pitel 4) als auch durch die Auswertung von empirischen Daten, welche in einer Landesverwal-

tung erhoben wurden (Kapitel 5 und Kapitel 7). Um Handlungsfeld 2 hinsichtlich der Durch-

führung einer Langzeitanalyse des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung zu adressie-

ren, werden empirische Daten herangezogen, welche im Zeitraum von 2005 bis 2016 erhoben 

wurden. Somit umfasst die Langzeitanalyse einen Zeitraum von über zehn Jahren. Die Ergeb-

nisse der Langzeitanalyse finden sich in Kapitel 5. Im Zuge der Langzeitanalyse werden auch 

die Rolle des IT-Controllers und die am IT-Controlling beteiligten Stakeholder analysiert. Hier-

durch wird ein Beitrag zu Handlungsfeld 3 geleistet. Mit Betrachtung des Benefits Manage-

ment-Ansatzes konnte das IT-Projekt-Controlling um eine differenzierte Betrachtung der 

Stakeholder erweitert werden. Dies zeigt sich im Ergebnis der Stakeholder-Scorecard (Ab-

schnitt 6.5.2.1). Schließlich wird in Kapitel 6 beschrieben, wie der Benefits Management-An-

satz in das IT-Controlling integriert werden kann.  
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4 IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung 

4.1 Rahmenbedingungen für IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung 

(IT-) Controlling kann zu einem Instrument der System- und Selbsttäuschung werden, wenn es 

nicht an die Rahmenbedingungen der Verwaltung angepasst wird (Promberger 1995, S. 16). 

Ertl et al. (2014b) führen an, dass es einen Einfluss auf die Gestaltung des IT-Controllings hat, 

ob es sich bei der Organisation um ein Unternehmen, eine öffentliche Organisation oder eine 

Verwaltung handelt. Daher werden in den folgenden Abschnitten die Rahmenbedingungen, 

Einflussfaktoren und Charakteristika der öffentlichen Verwaltung in Deutschland kurz be-

schrieben. Diese tragen dazu bei, dass das in Abschnitt 3.5 identifizierte Handlungsfeld der 

bislang unzureichenden Analyse des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung adressiert 

wird. 

4.1.1 Einflussfaktoren auf IT-Controlling der öffentlichen Verwaltung 

Im Zuge der Literaturrecherche bezüglich der Einflussfaktoren wurden sowohl anonymisiert 

bewertete Journal- als auch Konferenzbeiträge, wie der Fachtagung Verwaltungsinformatik, 

HICSS oder IFIP eGOV, in den Bereichen IT-Controlling und öffentliche Verwaltung mit fes-

ten Suchbegriffen durchsucht5. Die identifizierten Einflussfaktoren wurden anschließend in all-

gemeine, interne sowie externe Einflussfaktoren eingruppiert. 

Allgemeine Einflussfaktoren beschäftigen sich mit der Organisation oder der politischen Um-

welt. Sie sind in Tabelle 5 zusammengefasst. 

Allgemeine Einflussfaktoren 

 Organisationskultur (Pina et al. 2009) 

 Vorhandensein eines Kulturwechsels (Taylor 2011a) 

 Organisationsgröße (Marcuccio/Steccolini 2009) 

 Organisationsform (Schwertsik et al. 2009) 

 Performance einer Organisation (Marcuccio/Steccolini 2009) 

 Politische Umwelt (Padovani et al. 2010; Yetano 2009; Kuhlmann et al. 2008) 
Tabelle 5: Allgemeine Einflussfaktoren auf das IT-Controlling in der öffentlichen Ver-

waltung 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2013, S. 166) 

Tabelle 6 zeigt die identifizierten Einflussfaktoren, welche als intern klassifiziert wurden. In-

terne Einflussfaktoren beschäftigen sich mit Faktoren, die innerhalb der öffentlichen Verwal-

tung das IT-Controlling beeinflussen können, wie das Vorhandensein von Ressourcen und 

Kompetenzen, das Vorhandensein von Akzeptanz bei den internen Stakeholdern, Anforderun-

gen der internen Stakeholder sowie technische Unterstützung des IT-Controlling-Prozesses. 

                                                 

 

 

 

 
5 Die Einflussfaktoren auf das IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung wurden bereits in Greger et al. (2013) 

veröffentlicht. 
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Interne Einflussfaktoren 

 Vorhandensein von Ressourcen (Zeit, Finanzen, Mitarbeiter) (Berman/Wang 2000; de Lancer 

Julnes/Holzer 2001; Taylor 2009; Melkers/Willoughby 2005; Yang/Hsieh 2007; de Vries 

2007) 

 Akzeptanz beim Management (Berman/Wang 2000; Taylor 2011a; Melkers/Willoughby 2005; 

Yang/Hsieh 2007; Ter Bogt/Van Helden 2000; Cavalluzzo/Ittner 2004; Wang/Berman 2000; 

Padovani et al. 2010; Rantanen et al. 2007) 

 Akzeptanz bei der Politik (Berman/Wang 2000; Taylor 2009; Yang/Hsieh 2007; 

Marcuccio/Steccolini 2009) 

 Vorhandensein von Zielen, von welchen Kennzahlen abgeleitet werden können 

(Berman/Wang 2000; de Lancer Julnes/Holzer 2001; Yang/Hsieh 2007; Wang/Berman 2000; 

Hoque 2008; Rantanen et al. 2007; Yetano 2009) 

 Technische Unterstützung beim Sammeln, Analysieren und Interpretieren der Controlling-In-

formationen (Berman/Wang 2000; Taylor 2011a, 2009; Rantanen et al. 2007) 

 Kompetenzen bei den Mitarbeitern in Bezug auf IT-Controlling (Cavalluzzo/Ittner 2004; 

Marcuccio/Steccolini 2009) 

 Interne Anforderungen (de Lancer Julnes/Holzer 2001; Yang/Hsieh 2007) 

 Interne Stakeholder (Yang/Hsieh 2007; de Lancer Julnes/Holzer 2001) 

 Aufzeigen der durch IT-Controlling entstehenden Benefits bei den Stakeholdern 

(Lapsley/Wright 2004; Taylor 2011a) 

 Zugang zu Informationen des IT-Controllings (de Lancer Julnes/Holzer 2001) 
Tabelle 6: Interne Einflussfaktoren auf das IT-Controlling in der öffentlichen Verwal-

tung 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2013, S. 166) 

Externe Einflussfaktoren kommen von der Umwelt der öffentlichen Verwaltung. Sie treten in 

Form von Anforderungen sowie Interessen externer Stakeholder sowie von gesetzlichen Rah-

menbedingungen auf. Tabelle 7 fasst diese zusammen. 

Externe Einflussfaktoren 

 Externe Anforderungen (de Lancer Julnes/Holzer 2001; Yetano 2009) 

 Externe Stakeholder (de Lancer Julnes/Holzer 2001; Yang/Hsieh 2007) 

 Gesetze, Regeln und Regularien (Modell et al. 2007; Lapsley/Wright 2004; Hoque 2008; 

Marcuccio/Steccolini 2009; Yetano 2009; Lynch/Day 1996; Irani et al. 2005; Jones et al. 

2006) 
Tabelle 7: Externe Einflussfaktoren auf das IT-Controlling in der öffentlichen Ver-

waltung 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2013, S. 166) 

In einer in Teilen auf Greger et al. (2013) aufbauenden Publikation identifizieren Ertl et al. 

(2014b) allgemeine Einflussfaktoren auf das IT-Controlling. Zusätzlich zu den bereits beschrie-

benen Einflussfaktoren führen sie die Stabilität der Organisation und den Zeithorizont von Ent-

scheidungen sowie das Wertesystem innerhalb einer Organisation (z. B. Vorhandensein von 

Anreiz- und Sanktionsmechanismen oder Verbundenheit mit der jeweiligen Organisation) an. 

Das Vorhandensein von Zielen erweitern sie um die in der Organisation vorhandenen Produkte 

und Leistungen (als Steuerungsobjekte) sowie um die Kunden der Organisation. Letztere ent-

sprechen den bereits identifizierten externen Stakeholdern. Die Komplexität beziehen sie nicht 

nur auf Entscheidungsstrukturen, sondern leiten diese von der Anzahl der Stakeholder, der He-
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terogenität bzw. Homogenität der IT-Landschaft sowie von organisatorischen Rahmenbedin-

gungen, wie beispielsweise durch das Ressortprinzip gegeben, ab. Abbildung 13 zeigt die von 

Ertl et al. (2014b) identifizierten Einflussfaktoren.  

 
Abbildung 13: Einflussfaktoren auf IT-Controlling 

Quelle: In Anlehnung an Ertl et al. (2014b, S. 163) 

Diese Einflussfaktoren müssen bei der Gestaltung des IT-Controllings beachtet werden. Zudem 

gibt die öffentliche Verwaltung Rahmenbedingungen vor, welche sich ebenso auf das IT-

Controlling auswirken können: Gesetze, Regularien und Vorschriften bestimmen den Aufbau 

und das Verwaltungshandeln maßgeblich. Aus diesem Grund werden das Ressortprinzip, der 

Föderalismus und das Verbot der Mischverwaltung als grundlegende Prinzipien, welche Ver-

waltungshandeln tangieren, kurz vorgestellt: 

Das Ressortprinzip, geregelt in Art. 65 GG, legt fest, dass „[…] jeder Bundesminister seinen 

Geschäftsbereich selbständig und unter eigener Verantwortung [innerhalb der durch den Bun-

deskanzler bestimmten Richtlinien leitet]“ (Art. 65 GG). Dieses Prinzip gilt auch für die Lan-

desebene. Es führt letztendlich zu einem föderalen Aufbau der ressortübergreifenden IT-

Organisation. 

Der Föderalismus unterteilt Deutschland in einen Gesamtstaat (Bund) und 16 Bundesländer. 

Die Bundesländer unterteilen sich wiederum in eigenverantwortlich agierende Gemeinden. 

Stand März 2017 gab es in Deutschland laut Statistischem Bundesamt insgesamt 10.056 Ge-

meinden (Destatis 2017). Der Föderalismus führt zu einer Gewaltenteilung, d. h. Teilung der 

Aufgaben, Pflichten und Verantwortlichkeiten zwischen Bund, Ländern und Gemeinden. Auf-

grund der eigenen Staatsgewalt können sowohl Bund als auch die Bundesländer eigene Gesetze 

erlassen (Bundestag 2015), wobei „Bundesrecht bricht Landesrecht“ (Art. 31 GG) gilt. Tabelle 

8 zeigt die Charakteristika föderaler Organisationen. 
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Charakteristika von föderalen Organisationen 

 Dezentrale, autonome Organisationseinheiten 

 Subsidiarität 

 Kooperation 

 Solidarität 

 Vertraglich geregelte Konfliktlösungen 

 Partizipation 

 Gegenseitige Kontrolle 

 Verteilung der Macht 

 Delegation 
Tabelle 8: Zusammenfassung der Charakteristika von föderalen Organisationen 

Quelle: In Anlehnung an Greger (2009, S. 17) 

Das Verbot der Mischverwaltung (Art. 83 ff. GG) trennt Verwaltungszuständigkeiten von 

Bund und Ländern. Um die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern bzw. zwischen Län-

dern in IT-Angelegenheiten zu ermöglichen, wurde das Verbot der Mischverwaltung für IT in 

Art. 91 c GG explizit aufgehoben. So dürfen Bund und Länder „[…] bei der Planung, der Er-

richtung und dem Betrieb der für ihre Aufgabenerfüllung benötigten informationstechnischen 

Systeme zusammenwirken“ (Abs. 1 des Art. 91 c GG) oder „[…] die für die Kommunikation 

zwischen ihren informationstechnischen Systemen notwendigen Standards und Sicherheitsan-

forderungen festlegen“ (Abs. 2 des Art. 91 c GG). Es ist jedoch anzumerken, dass es keinen 

Zwang zur Zusammenarbeit in IT-Angelegenheiten gibt (Greger et al. 2015c, S. 602). 

Des Weiteren ist die öffentliche Verwaltung durch Bürokratie charakterisiert (Müller et al. 

2009, S. 13 ff.). Diese drückt sich beispielsweise in Autorität, Hierarchie oder Schriftformer-

fordernis aus (Weber 1922). Diese Bürokratie wird oftmals kritisiert. Reformbewegungen ver-

suchen daher, Bürokratie in der Verwaltung abzubauen (vgl. Abschnitt 4.1.2). 

4.1.2 Einordnung des IT-Controllings in das New Public Management 

Unter dem Begriff New Public Management (NPM) lassen sich unterschiedliche Reformen und 

Initiativen anführen, welche darauf abzielen, Bürokratie abzubauen und die Verwaltung zu mo-

dernisieren, indem unter anderem betriebswirtschaftliche Konzepte auf die öffentliche Verwal-

tung übertragen werden. Da IT-Controlling ein solches Konzept darstellt, wird es im Folgenden 

nach einer kurzen Vorstellung des NPM in dieses eingeordnet. 

Für NPM gibt es keine einheitliche Definition. NPM lässt sich am ehesten über die Kernpunkte 

definieren (Vöhringer 2002, S. 2). Allgemein kann NPM als weltweit erkennbarer Trend von 

Reformaktivitäten bezeichnet werden. Die Kernpunkte des NPM, auch als Doktrinen bezeich-

net, sind laut Hood (1991, S. 4 f.) 

 die Einführung eines praktischen, professionellen Managements mit einer aktiven, 

sichtbaren Steuerung, einer klaren Zuweisung von Verantwortlichkeiten sowie Hand-

lungsspielräumen, 

 die Einführung von expliziten Standards und Messgrößen zur Leistungsbewertung: 

Festsetzen von Zielen, Erfolgsfaktoren sowie quantitativen Kennzahlen, aber auch Kos-

ten-Nutzenabwägungen, 



4 IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung 47 

 

 ein stärkerer Fokus auf einer ergebnisorientierten Steuerung: Verknüpfung der Res-

sourcenzuordnung und der Vergütungen mit gemessener Leistung sowie Aufbrechen 

des zentralen Personalmanagements, 

 eine Disaggregation der Verwaltungseinheiten: Aufbrechen monolithischer Einheiten 

in kleinere, dezentralere und selbstständigere Einheiten sowie Schaffen von produktori-

entiert abgegrenzten Verwaltungseinheiten, 

 ein Wechseln zu gesteigertem Wettbewerb: Einführen eines Vertragsmanagements mit 

befristeten Verträgen und öffentlichen Ausschreibungsverfahren, 

 ein Übernehmen von Managementstilen und Managementinstrumenten aus dem priva-

ten Sektor: Abrücken von militärisch geprägten Führungsstilen, Einführung von Flexi-

bilität bei Personalakquise und -vergütung sowie Übernehmen von Marketingtechniken 

sowie 

 ein Fokus auf größerer Disziplin und Sparsamkeit bei der Nutzung von Ressourcen: 

Reduktion der direkten Kosten, Steigern der Arbeitsdisziplin und Widerstand gegenüber 

Forderungen von externen Stakeholdern.  

Weitere Beschreibungen der Kernpunkte finden sich unter anderem bei Budäus et al. (2004), 

Schedler/Proeller (2006), Vöhringer (2002), Brüggemeier (1998) oder Pollitt/Bouckaert 

(2004). Alle Themenfelder zielen darauf ab, betriebswirtschaftliche Ansätze aus dem privaten 

auf den öffentlichen Sektor zu übertragen und somit verstärkt im öffentlichen Sektor einzuset-

zen (Jagalla/Weber 2009, S. 4; Grimmer 2004, S. 54). Die Aufgabenwahrnehmung innerhalb 

der öffentlichen Verwaltung soll derart gestaltet werden, dass Effizienz und Effektivität des 

Verwaltungshandelns gesteigert werden können (Grimmer 2004, S. 54; Vöhringer 2002, S. 30). 

In Folge dessen soll ein Wechsel von der inputorientierten zu der outputorientierten Steuerung 

stattfinden (Schedler/Proeller 2006, S. 5). Basierend auf der Modernisierung der öffentlichen 

Verwaltung sollen bürokratische Organisationsgrundsätze geprüft und überwunden werden 

(Grimmer 2004, S. 54). Grimmer (2004, S. 54) führt an, dass „die zukünftige Verwaltung [..] 

nicht länger eine Bürokratie, sondern ein Dienstleistungsunternehmen sein [soll].“ Folglich 

kann und soll die Zufriedenheit der Bürger bzw. Unternehmen gesteigert werden (Vöhringer 

2002, S. 30). Weiterhin hat NPM zum Ziel, die strategische Führungskompetenz zu stärken und 

hierdurch die politische Steuerung zu verbessern, Transparenz innerhalb der öffentlichen Ver-

waltung zu steigern und die Leistungsbereitschaft von Mitarbeitern zu erhöhen, indem Aufga-

ben und Verantwortungen delegiert werden (Vöhringer 2002, S. 30). 

NPM stützt sich einerseits auf eine externe Strukturreform, andererseits auf eine Management-

orientierung innerhalb der öffentlichen Verwaltung (Müller et al. 2009, S. 14) (vgl. Abbildung 

14). Die externe Strukturreform beinhaltet das Schaffen eines Wettbewerbs zwischen öffentli-

chen Verwaltungen und die Ausrichtung auf externe Stakeholder. Die Managementorientierung 

ist innerhalb der öffentlichen Verwaltung vorzunehmen und betrifft Strukturen, Prozesse sowie 

Personen. Die externe Reform sowie die interne Modernisierung stehen in Wechselbeziehun-

gen zueinander. Insgesamt sollen die Reformen zu einer verstärkten Bürgerorientierung führen. 
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Abbildung 14: Vom Bürokratiemodell zum NPM 

Quelle: In Anlehnung an Müller et al. (2009, S. 14) 

NPM ist sowohl auf politisch-ideologische (Vöhringer 2002, S. 19) als auch theoretische 

Grundlagen zurückzuführen. Beispiele für Theorien, auf welchen NPM basiert, sind die neue 

politische Ökonomie und Public Choice-Theorie (Vöhringer 2002, S. 20 f.; Barkowsky 2014, 

S. 77; Schedler/Proeller 2006, S. 47), Managerialismus (Vöhringer 2002, S. 21; Barkowsky 

2014, S. 77; Schedler/Proeller 2006, S. 47), Systemtheorie (Vöhringer 2002, S. 22), Bürokra-

tietheorie (Vöhringer 2002, S. 22 f.) sowie Institutionenökonomik (Transaktionskostentheorie, 

Property Rights-Theorie oder Principal Agent-Theorie) (Vöhringer 2002, S. 22 ff.; Barkowsky 

2014, S. 77). Zudem basiert NPM auf den Kernelementen Marketing, Lean Management, ex-

terne / interne Märkte, Programmevaluation, Organisationslehre und Verwaltungswissenschaf-

ten (Buschor 1996, S. 45). Die wesentlichen Elemente sind jedoch nicht isoliert voneinander 

zu betrachten, sondern stehen in enger Verbindung miteinander (Vöhringer 2002, S. 33). 

Die unter dem Begriff NPM zusammengefassten Reformaktivitäten entstanden in den 1980ern: 

Ausgehend vom Großbritannien der Thatcher-Ära strahlten sie weiter aus in andere, zuerst ang-

loamerikanische Länder, z. B. USA, Australien oder Neuseeland. Ab den 1990ern verbreiteten 

sich die Doktrinen des NPM in Europa. Beginnend in Ländern, wie Finnland oder Frankreich 

(Jagalla/Weber 2009, S. 5), wurden die Ideen des NPM anschließend in Ländern, wie Deutsch-

land oder Italien, übernommen (Vogel 2012, S. 370; Müller et al. 2009, S. 14; Jagalla/Weber 

2009, S. 5). Der kurze Abriss der Historie zeigt, dass NPM als weltweit erkennbarer Trend von 

unterschiedlichen Initiativen und Reformaktivitäten verstanden werden kann. 
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Hintergrund für den Start von Initiativen zur Modernisierung in Deutschland war die ange-

spannte Haushaltslage. Diese Initiativen wurden schwerpunktmäßig auf kommunaler Ebene 

durchgeführt und in Deutschland unter dem Begriff Neues Steuerungsmodell (NSM) zusam-

mengefasst (Müller et al. 2009, S. 15; Rembor 1997, S. 19). Vorbild für Deutschland war die 

Stadt Tilburg (Müller et al. 2009, S. 15; Promberger 1995, S. 57 ff.; Barlow/Röber 1996, S. 74). 

Geprägt wurde das NSM von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfa-

chung (KGSt) (Müller et al. 2009, S. 15; Rembor 1997, S. 20). Zentrale Elemente des NSM 

sind der Aufbau einer dezentralen Führungs- und Organisationsstruktur, die Neubestimmung 

des Verhältnisses von Politik und Verwaltung, eine ergebnisorientierte Steuerung, Qualitäts-

management sowie Wettbewerbsorientierung (Vöhringer 2002, S. 35 ff.; Müller et al. 2009, S. 

17). Zudem sollte im Zuge der Reformen des NSM die inputorientierte kamerale Rechnungsle-

gung durch die Doppik abgelöst werden (Jagalla/Weber 2009, S. 6; Budäus/Hilgers 2009, S. 

378 ff.). Das NSM konzentriert sich folglich auf die Binnenmodernisierung innerhalb der öf-

fentlichen Verwaltung (Müller et al. 2009, S. 15). 

(IT-) Controlling adressiert einige Elemente des NPM bzw. NSM: Bereits Vöhringer (2002, S. 

37) wies darauf hin, dass Controlling als Führungsinstrument zur Planung, Steuerung und Kon-

trolle einen Beitrag zum NPM leisten kann. Dies ist auch beim IT-Controlling der Fall. IT-

Controlling als betriebswirtschaftlicher Ansatz wird aus dem privaten Sektor in den öffentli-

chen Sektor übertragen. Durch das Schaffen von Transparenz adressiert Controlling ein weite-

res Themenfeld des NSM (Müller et al. 2009, S. 16). Im Zuge vom NPM sollen 

Bewertungsmethoden zur Leistungsmessung sowie Messgrößen eingeführt werden. Auch hier 

leistet (IT-) Controlling einen Beitrag (Hill 2012, S. 227). IT-Controlling stellt zusammenfas-

send ein Instrument dar, mit welchem einige Ziele des NPM erreicht werden können. Hierbei 

trägt es zur Binnenmodernisierung der öffentlichen Verwaltung bei, indem es als betriebswirt-

schaftlicher Ansatz eingeführt wird. 

4.1.3 Herausforderungen und Treiber für IT-Controlling der öffentlichen Verwaltung 

Treiber und Herausforderungen bestimmen, ob IT-Controlling letztendlich eingeführt, genutzt 

und akzeptiert wird. Sowohl die Herausforderungen als auch die Treiber des IT-Controllings in 

der öffentlichen Verwaltung wurden aus der Literatur hergeleitet6. Im Zuge der Literaturrecher-

che wurden sowohl anonymisiert bewertete Journal- als auch Konferenzbeiträge in den Berei-

chen IT-Controlling und öffentliche Verwaltung mit festen Suchbegriffen durchsucht. 

Die gefundenen Herausforderungen, die es zu lösen gilt, wurden der Einführungs- und Nut-

zungsphase zugeordnet. War keine exakte Zuordnung notwendig, wurden die Herausforderun-

gen der Kategorie allgemeine Herausforderung (sowohl bei der Einführung als auch der 

Nutzung) zugeteilt. Tabelle 9 gibt einen Überblick über die in der Literatur identifizierten Her-

ausforderungen während der Einführungsphase. Es zeigt sich, dass die Herausforderungen der 

Einführungsphase mit einem Akzeptanzmanagement in Zusammenhang stehen. 

  

                                                 

 

 

 

 
6 Die Literaturanalyse wurde bereits in Greger et al. (2013) veröffentlicht. 
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Herausforderungen während der Einführungsphase 

 Widerstand beim Top Management (Pollanen 2005; Northcott/Taulapapa 2012) 

 Kein Einbeziehen der Stakeholder (Yang 2007) 
Tabelle 9: Herausforderungen bei der Einführung des IT-Controllings 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2013, S. 166) 

Die Herausforderungen der Nutzungsphase hingegen beziehen sich schwerpunktmäßig auf 

Kennzahlen als IT-Controlling-Instrument, auf fehlende Ressourcen und Kompetenzen sowie 

auf die unzureichende Nutzung der IT-Controlling-Informationen. Diese sind in Tabelle 10 auf-

geführt. 

Herausforderungen während der Nutzungsphase 

 Keine effiziente Nutzung von IT-Controlling-Informationen (Ospina et al. 2004; de Lancer 

Julnes/Holzer 2001; Taylor 2009; Melkers/Willoughby 2005; Nakamura et al. 2010; 

Poister/Streib 1999; Pollanen 2005; Wisniewski/Stewart 2004; Fryer et al. 2009; Irani et al. 

2005) 

 Erheben von Kennzahlen ohne Steuerungsrelevanz (Taylor 2009; de Bruijn 2002; 

Lonti/Gregory 2007; Reginato 2010; Pollanen 2005; Wisniewski/Stewart 2004) 

 Manipulation von Kennzahlen (Halachmi/Holzer 2010) 

 Ständiges Wechseln der Kennzahlen (Gregory/Lonti 2008; Nakamura et al. 2010) 

 Keine Kompetenzen bezüglich IT-Controlling (Boyne et al. 2002; Reginato 2010; Pollanen 

2005; Irani et al. 2005; Arshad et al. 2012) 

 Fehlende Ressourcen zum Sammeln, Auswerten und Interpretieren der Kennzahlen (Pollanen 

2005; Northcott/Taulapapa 2012; Fryer et al. 2009; Arshad et al. 2012) 

 Kein Zugang zu IT-Controlling-Informationen, so dass diese nicht für die Entscheidungsfindung 

genutzt werden können (Halachmi/Holzer 2010; Taylor 2011a) 

 Schwierigkeiten beim Darstellen von IT-Leistungen (Irani et al. 2005; Irani et al. 2008; Jones et 

al. 2006; Bannister 2001) 
Tabelle 10: Herausforderungen bei der Nutzung des IT-Controllings 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2013, S. 166) 

Tabelle 11 fasst allgemeine Herausforderungen, welche sowohl die Einführung als auch Nut-

zung des IT-Controllings betreffen, zusammen. Diese stehen mit organisatorischen und politi-

schen Rahmenbedingungen sowie den Stakeholdern des IT-Controllings (unterschiedliche 

Anforderungen, kein Aufzeigen der Benefits für die Stakeholder) im Zusammenhang. Des Wei-

teren erschweren ein fehlendes Bewusstsein für IT, fehlende Ziele sowie Schwierigkeiten bei 

der Definition des Leistungsbegriffs sowohl die Einführung als auch die Nutzung des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung. 

  



4 IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung 51 

 

Allgemeine Herausforderungen 

 Unterschiedliche Anforderungen der Stakeholder (van Helden et al. 2008) 

 Kein Bewusstsein für IT beim Top Management (Bellamy/Taylor 1994; Irani et al. 2005) 

 Keine klaren Ziele (Nakamura et al. 2010; Irani et al. 2005; Yetano 2009) 

 Schwierigkeiten bei der Definition des Leistungsbegriffs für öffentliche Dienstleistungen 

(Pollanen 2005) 

 Kein Darstellen der Benefits des IT-Controllings (Harun et al. 2012; Irani et al. 2005; Padovani 

et al. 2010) 

 Eigenständigkeit der Ministerien (Ressorthoheit) (Irani et al. 2005) 

 Anstieg des bürokratischen Aufwands (de Bruijn 2002; Rantanen et al. 2007) 

 Politische Rahmenbedingungen (z. B. politische Wahlzyklen oder politische Vorgaben) 

(Lynch/Day 1996; Padovani et al. 2010; Pilcher 2005a; Irani et al. 2005) 

 Fehlende Verantwortlichkeiten (Irani et al. 2005) 
Tabelle 11: Allgemeine Herausforderungen des IT-Controllings 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2013, S. 166) 

Diesen Herausforderungen steht eine Vielzahl an Treibern des IT-Controllings gegenüber7. 

Die im Zuge der Literaturrecherche identifizierten Treiber wurden in interne sowie externe 

Treiber eingeteilt. Interne Treiber werden vom internen Management als Treiber angesehen. 

Tabelle 12 zeigt diese internen Treiber.   

Interne Treiber 

 “what gets measured gets done” (Petrakaki et al. 2008; de Bruijn 2002; Osborne/Gaebler 

1992; Petrakaki et al. 2009) 

 Unterstützung bei der Entscheidungsfindung (Melkers/Willoughby 2005; Poister/Streib 

1999; Yang/Hsieh 2007; Timoshenko/Adhikari 2009; Cavalluzzo/Ittner 2004; Pina et al. 

2009; Hoque 2008; Mandell 1997; Padovani et al. 2010; Rantanen et al. 2007; 

Wisniewski/Stewart 2004; Yetano 2009) 

 Verbesserung des Managements (Yang/Hsieh 2007; Timoshenko/Adhikari 2009; de Bruijn 

2002) 

 Budgetkontrolle (Mandell 1997; Timoshenko/Adhikari 2009) 

 Verbesserung der Effizienz (Taylor 2009, 2011a; Ammons 1995; Nakamura et al. 2010; Pina 

et al. 2009; Mandell 1997; Yetano 2009; Zeppou/Sotirakou 2003) 

 Verbesserung der Effektivität (Taylor 2009; Ammons 1995; Nakamura et al. 2010; Pina et al. 

2009; Mandell 1997; Yetano 2009; Zeppou/Sotirakou 2003) 

 Motivation der Mitarbeiter (Petrakaki et al. 2008) 

 Identifikation von Trends (Ammons 1995) 
Tabelle 12: Interne Treiber für das IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2013, S. 165) 

                                                 

 

 

 

 
7 Die Treiber wurden bereits in Greger et al. (2013) veröffentlicht und in Greger et al. (2015c) als Benefits des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung diskutiert. 
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Externe Treiber hingegen stellen Anforderungen dar, welche zumeist von externen Stakehol-

dern (z. B. Bürger oder Politik) gestellt werden, aber von den internen Stakeholdern wiederum 

umgesetzt werden müssen. Diese werden in Tabelle 13 gezeigt. 

Externe Treiber 

 Schaffen von Transparenz (Petrakaki et al. 2008; Pina et al. 2009; de Bruijn 2002; Mandell 

1997; Padovani et al. 2010; Rantanen et al. 2007; Yetano 2009; Petrakaki et al. 2009) 

 Einhalten von Gesetzen, Regularien und Vorschriften (Lapsley/Wright 2004; Hoque 2008; 

Marcuccio/Steccolini 2009; Modell et al. 2007; Petrakaki et al. 2009) 

 Zwang oder Anforderungen von außen (Kopczynski/Lombardo 1999; Taylor 2009; 

Nakamura et al. 2010; Poister/Streib 1999; Yang/Hsieh 2007; Kloot/Martin 2000; 

Lapsley/Wright 2004; Kloot 1999) 

 Verbesserung von Verantwortlichkeiten (Taylor 2009, 2011a; Poister/Streib 1999; 

Cavalluzzo/Ittner 2004; de Bruijn 2002; Hoque 2008; Kloot 1999; Pollanen 2005; Rantanen 

et al. 2007; Wisniewski/Stewart 2004; Yetano 2009; Lonti/Gregory 2007) 

 Verbesserung der Qualität der Dienstleistungen (Petrakaki et al. 2008; Padovani et al. 2010; 

Wisniewski/Stewart 2004; Zeppou/Sotirakou 2003) 

 Verbesserung des Images (Irani et al. 2005) 

Tabelle 13: Externe Treiber des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2013, S. 165) 

Bei der Einführung des IT-Controllings in die öffentliche Verwaltung sind die Treiber als Nut-

zenpotentiale zu kommunizieren und ein Akzeptanzmanagement zu betreiben. Bei der Gestal-

tung des IT-Controllings sind zugleich die Herausforderungen zu adressieren, indem diese 

berücksichtigt und gelöst werden. Hierbei kann der Lösungsprozess mitunter über Jahre hinweg 

andauern, wenn beispielsweise ein Kulturwechsel stattfinden muss. 

4.2 Unterschiede zwischen Privatwirtschaft und öffentlicher Verwaltung 

und deren Auswirkung auf das IT-Controlling 

Es gibt zwischen der Privatwirtschaft und der öffentlichen Verwaltung signifikante Unter-

schiede, welche beachtet werden müssen, wenn Managementprinzipien aus einem Bereich in 

den anderen übertragen werden sollen (Denford et al. 2015, S. 4494). Newcomer/Caudle (1991, 

S. 378) sehen die Unterschiede zwischen Privatwirtschaft und öffentlicher Verwaltung als 

Grund an, weshalb IT-Controlling im öffentlichen Sektor noch komplexer ist. Um das in Ab-

schnitt 3.5 identifizierte Handlungsfeld der bislang unzureichenden Analyse des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung umfassend zu adressieren, ist es daher notwendig, 

die Unterschiede zur Privatwirtschaft und deren Auswirkungen auf das IT-Controlling zu ver-

stehen.  
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Im Folgenden werden daher diejenigen Unterschiede, welche sich auf das IT-Controlling aus-

wirken, kurz erläutert. Unterschiede ergeben sich vor allem in den Aspekten Stakeholder, Ziele, 

Anreiz- und Sanktionsmechanismen, Wettbewerbsdruck, Organisationsstruktur, Entschei-

dungsfindungsprozesse, Steuerung, Produkte und (IT-) Controlling-Instrumente8.  

Während Unternehmen ihre Produkte und Dienste für eine feste Zielgruppe anbieten und somit 

wenige, einer homogenen Gruppe angehörende Stakeholder haben, sind die Stakeholder der 

öffentlichen Verwaltung zahlreich. Externe Stakeholder, wie Bürger oder Unternehmen, sind 

weit gefasst und können nicht begrenzt werden, da die öffentliche Verwaltung ihre Dienstleis-

tungen für alle Stakeholder anbieten muss (Ertl et al. 2014a, S. 87). Projekte in der öffentlichen 

Verwaltung sind durch staatliche Stakeholder auf unterschiedlichen, politischen Ebenen (z. B. 

kommunale, Landes- oder Bundesebene), unterschiedliche gesellschaftliche Stakeholder oder 

suprastaatliche Akteure (z. B. EU) (Konzendorf 2013, S. 171) sowie eine große Anzahl hetero-

gener Stakeholder gekennzeichnet (Greger et al. 2014, S. 194). Zudem gibt es innerhalb der 

öffentlichen Verwaltung ebenfalls unterschiedliche Stakeholder. Betrachtet man die Landes-

ebene, so sind die Ministerien (als Stakeholder) aufgrund des Ressortprinzips durch Autonomie 

und eigene Interessen gekennzeichnet. Diese Autonomie hat wiederum Auswirkung auf bei-

spielsweise ressortübergreifende Ziele, ressortübergreifende Konzepte, wie ein IT-Controlling-

Konzept, oder Entscheidungsprozesse.  

Ziele von Unternehmen sind zumeist Profit- oder Wertmaximierung sowie Unternehmens-

wachstum (Jurisch et al. 2012, S. 2608; Greger et al. 2013, S. 169; Greger et al. 2015c, S. 602). 

Sie sind zudem rechenschaftspflichtig gegenüber Shareholdern (Denford et al. 2015, S. 4494). 

Ziele der öffentlichen Verwaltung sind hingegen die Gewährleistung des Allgemeinwohls 

(Greger et al. 2013, S. 169; Ertl et al. 2014a, S. 88; Greger et al. 2015c, S. 602), das Einhalten 

von Gesetzen und Vorschriften (Jurisch et al. 2012, S. 2608; Obermeier et al. 2013b, S. 897; 

Bähr 2002, S. 36), Effizienzsteigerungen (Vogt/Hales 2010, S. 2), Kostenreduzierungen auf-

grund der begrenzten Haushaltsmittel (Vogt/Hales 2010, S. 2) sowie eine effektive Bereitstel-

lung von öffentlichen Dienstleistungen (Vogt/Hales 2010, S. 2). Eine Rechenschaftspflicht 

besteht daher primär gegenüber den Bürgern (Denford et al. 2015, S. 4494). Aufgrund der Res-

sorthoheit kann jedes Ministerium eigenständig (Organisations- und IT-) Ziele für das eigene 

Ministerium festsetzen (vgl. Abbildung 15). Diese ressortinternen IT-Ziele können jedoch im 

Widerspruch zu den ressortübergreifend angedachten IT-Zielen einer zentralen IT-Stelle stehen 

(Greger et al. 2015c, S. 602). Aus diesem Grund ist die Festsetzung einer ressortübergreifenden 

IT-Strategie mit Zielen für alle Ressorts auf Landesebene oder nationaler Ebene schwierig 

(Obermeier et al. 2012, S. 1585; Greger et al. 2015c, S. 602). Zudem erschwert das Fehlen von 

ressortübergreifenden IT-Zielen die Ausgestaltung eines strategischen, ressortübergreifenden 

IT-Controllings, da Kennzahlen basierend auf sehr abstrakten IT-Zielen oder gar ohne IT-Ziele 

entwickelt werden müssen (Greger et al. 2015c, S. 602). 

                                                 

 

 

 

 
8 Teile dieses Kapitels wurden bereits in Greger et al. (2013), Ertl et al. (2014a), Ertl et al. (2014b) und Greger et 

al. (2015c) veröffentlicht und bauen auf den Vorarbeiten von Obermeier et al. (2013b) und Jurisch et al. (2012) 

auf. 
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Abbildung 15: Spannungsfeld innerhalb öffentlichen Verwaltungen in Deutschland 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2015c, S. 602) 

Die Zielerreichung in der Privatwirtschaft ist oftmals mit Anreizmechanismen (z. B. Bonus-

zahlungen oder Küren des Mitarbeiters des Monats) verbunden, wohingegen Sanktionsmecha-

nismen angewandt werden können, wenn Ziele nicht erreicht werden. In der öffentlichen 

Verwaltung hingegen sind Anreiz- oder Sanktionsmechanismen nur schwer umzusetzen (Ertl 

et al. 2014a, S. 89; Ertl et al. 2014b, S. 162; Arnaboldi et al. 2015, S. 18).  

In der Privatwirtschaft herrscht ein hoher Wettbewerbsdruck, so dass Unternehmen oftmals 

gewillt sind, Risiken einzugehen, um Wettbewerbsvorteile zu erzielen (Jurisch et al. 2012, S. 

2608; Obermeier et al. 2013b, S. 897). Im Gegensatz dazu sind öffentliche Verwaltungen kaum 

einem Wettbewerbsdruck ausgesetzt (Ertl et al. 2014a, S. 87; Bähr 2002, S. 36). Angestellte der 

öffentlichen Verwaltung, z. B. IT-Manager, sind im Vergleich zu IT-Managern in der Privat-

wirtschaft eher risiko-avers (Jurisch et al. 2012, S. 2608; Jones/Irani 2003, S. 1447; Greger et 

al. 2015c, S. 602). Dies kann dazu führen, dass IT-Manager der öffentlichen Verwaltung IT-

Trends sorgfältig und lange Zeit beobachten, bevor eine Entscheidung über deren Einsatz ge-

troffen wird. 

Organisationsgröße und -strukturen von Unternehmen sind vielfältig und es existieren un-

terschiedliche Hierarchieebenen und unterschiedliche Grade an Autonomie (Jurisch et al. 2012, 

S. 2608; Obermeier et al. 2013b, S. 897; Greger et al. 2015c, S. 602 f.). Charakteristisch für 

den öffentlichen Sektor sind im Gegensatz dazu starre Hierarchien und Organisationsstruktu-

ren. Zudem herrscht ein geringer Grad an Autonomie (Boyne 2002, S. 101 f.; Greger et al. 

2015c, S. 603; Bähr 2002, S. 36).  

Während in der Privatwirtschaft Entscheidungen meist hierarchisch von einer verantwortli-

chen Person basierend auf wirtschaftlichen Kriterien, z. B. Profitmaximierung oder Unterneh-

menswachstum, getroffen werden (Marschollek/Beck 2012, S. 157; Obermeier et al. 2013b, S. 

897; Ertl et al. 2014a, S. 88), sind in öffentlichen Verwaltungen Verantwortlichkeiten für eine 

Entscheidung meist über mehrere Stakeholder verteilt (Konzendorf 2013, S. 171). Zudem wer-

den bei der Entscheidungsfindung Interessen unterschiedlicher Stakeholder berücksichtigt. Die 

am Entscheidungsprozess beteiligten Stakeholder treffen dabei erst autonom und isoliert ihre 

eigene Entscheidung, bevor dann die finale Entscheidung unter Beteiligung aller Stakeholder 

gefällt wird (Konzendorf 2013, S. 171). Folglich werden Entscheidungen oftmals im Konsens 
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getroffen, um alle Stakeholder zu berücksichtigen (Greger et al. 2015c, S. 603; 

Marschollek/Beck 2012, S. 157). In der Managementlehre wurde für derartige „[…] dezentra-

len Entscheidungs- und Machtprozesse [der] […] Begriff der Heterarchie eingeführt“ 

(Konzendorf 2013, S. 171). Überträgt man diese Entscheidungskultur auf das IT-Controlling, 

so bedeutet dies, dass die Anforderungen aller Stakeholder (z. B. IT-Manager einer zentralen 

IT-Stelle und IT-Manager der Ressorts) hinsichtlich der Gestaltung eines IT-Controllings auf 

Landesebene berücksichtigt werden müssen (Greger et al. 2013, S. 170; Schwertsik et al. 2009, 

S. 444 f.). Des Weiteren wird in der öffentlichen Verwaltung der Prozess der Entscheidungs-

findung durch politische Einflüsse tangiert (Jurisch et al. 2012, S. 2608; Obermeier et al. 2013b, 

S. 897): IT-Manager der öffentlichen Verwaltung können beispielsweise Entscheidungen, die 

politische Aspekte betreffen, nicht ohne Rücksprache mit der politischen Ebene treffen 

(Obermeier et al. 2013b, S. 897; Jones/Irani 2003, S. 1448). Dieser politische Einfluss wirkt 

sich auf das Festsetzen von langfristigen, strategischen (IT-) Zielen aus. Von der Politik vorge-

gebene strategische IT-Ziele sind an Wahlzyklen gebunden und können sich aus diesem Grund 

bei einem politischen Machtwechsel ändern (Obermeier et al. 2012, S. 1585 f.). Diese Kurz-

fristigkeit muss bei der Gestaltung des IT-Controllings beachtet werden. Zudem werden IT-

Projekte oftmals aufgrund politischer Wünsche, z. B. Notwendigkeit eines elektronischen El-

terngeldantrags, durchgeführt oder sind politischen Einflüssen unterworfen (Jones/Irani 2003, 

S. 1447). Aufgrund des Einflusses der Politik erschwert dies eine Planung oder Priorisierung 

basierend auf IT-Controlling-Informationen. 

In der Privatwirtschaft erfolgt die Steuerung ergebnisorientiert und auf den Output ausgerichtet 

(Bozeman 1987). Zudem können Effizienz und Effektivität überwacht werden, indem das Ver-

hältnis von Input zu Output berechnet wird (Hatry 1978, S. 28 ff.). In der öffentlichen Verwal-

tung hingegen erfolgt aufgrund der Kameralistik primär eine Steuerung der benötigten 

Ressourcen und des Inputs. Aufgrund der fehlenden ergebnisorientierten Steuerung sind IT-

Controlling-Informationen beschränkt auf den Ressourcen-Input (Greger et al. 2015c, S. 603). 

Jedoch eignet sich die kamerale Rechnungslegung nur bedingt für eine Steuerung, da sie nur 

unzureichend Informationen zur Unterstützung der Entscheidungsfindung des Managements 

liefern kann (Jagalla/Weber 2009, S. 4; Stegmann/Landgrebe 2017, S. 12). Im Zuge des NSM 

sollte ein Umstieg von der kameralen Rechnungslegung auf die Doppik erfolgen. Statt einem 

gänzlichen Umstieg von der kameralen Rechnungslegung auf die Doppik wurde jedoch von 

einem Großteil der öffentlichen Verwaltungen der Landesebene der Umstieg auf die erweiterte 

kamerale Rechnungslegung gewählt (Budäus/Hilgers 2009, S. 385). Bislang sind laut 

Stegmann/Landgrebe (2017, S. 12) nur die Bundesländer Bremen, Hamburg und Hessen gänz-

lich auf die Doppik umgestiegen. Eine Unterscheidung der verschiedenen Rechnungssysteme 

zeigt Abbildung 16. Bogumil/Holtkamp (2012, S. 115 ff.) kommen zu dem Schluss, dass Dop-

pik, sofern sie bei Kommunen eingesetzt wird, bislang nicht die gewünschten Erfolge der 

Transparenz und Effizienz bringt. Somit bleibt die Steuerung inputorientiert. Ein auf der kame-

ralen Rechnungslegung basierendes IT-Controlling muss derart gestaltet werden, dass das IT-

Management mit führungsrelevanten Informationen versorgt werden kann. 
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Abbildung 16: Rechnungssysteme der öffentlichen Verwaltung 

Quelle: In Anlehnung an Budäus/Hilgers (2009, S. 381) 

Während sich Unternehmen in der Privatwirtschaft auf ein Produkt oder eine Dienstleistung 

spezialisieren können, muss die öffentliche Verwaltung eine Vielzahl an unterschiedlichen Pro-

dukten oder Dienstleistungen anbieten, z. B. im Bereich Umwelt, Arbeit, Finanzen oder Sicher-

heit (Ertl et al. 2014a, S. 88; Ertl et al. 2014b, S. 161). Die Dienstleistungen werden im Zuge 

der Digitalisierung vermehrt elektronisch durchgeführt. Dies führt dazu, dass eine Vielzahl an 

unterschiedlichen IT-Systemen eingesetzt wird, welche im IT-Controlling geplant und über-

wacht werden müssen (Jones/Irani 2003, S. 1447). 

Private Unternehmen setzen meist traditionelle, eindimensionale, auf finanziellen Kennzahlen 

basierende IT-Controlling-Methoden ein (vgl. Abschnitt 3.4), um den Wert eines IT-Projekts 
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2; Agbabiaka/Ugadd 2016, S. 2923). IT-Manager haben ein großes Interesse an Public Value, 

da ihre IT-Organisation darauf abzielt, das tägliche Verwaltungshandeln mit IT zu unterstützen 

und die Zielerreichung der öffentlichen Verwaltung mit IT-Projekten zu ermöglichen. Das IT-

Controlling dieser IT-Projekte wird dadurch erschwert, dass neben projektspezifischen Fakto-

ren (wie z. B. in time, in budget oder in quality) soziale, wirtschaftliche und politische Faktoren 

und Priorisierungen (Vogt/Hales 2010, S. 3) sowie Interessen und Einflüsse unterschiedlicher 

Stakeholder berücksichtigt werden müssen (Balta et al. 2015b, S. 233). Während die finanziel-

len Kennzahlen leicht zu definieren und zu erheben sind (Irani et al. 2005, S. 64), ist der in der 

öffentlichen Verwaltung benötigte Wertebegriff komplex und nicht allein durch finanzielle 

Kennzahlen darstellbar (Vogt/Hales 2010, S. 2). 

Bei dieser ausführlichen Darstellung zeigt sich, dass es eine Vielzahl an Unterschieden zwi-

schen Unternehmen und öffentlicher Verwaltung gibt, welche sich auf das IT-Controlling aus-

wirken. Bei dem Transfer des IT-Controllings aus der Privatwirtschaft in die öffentliche 

Verwaltung müssen daher die bestehenden Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung 

beachtet und das IT-Controlling – mit seinen Aufgaben, Prozessen und Instrumenten – bei Be-

darf angepasst werden. 

4.3 Aktueller Stand zum Controlling in der öffentlichen Verwaltung  

4.3.1 Methodisches Vorgehen bei der Literaturrecherche 

Die Erhebung und Analyse vorhandener, relevanter Literatur sind für die wissenschaftliche 

Forschung zwingend notwendig. Durch die Literaturrecherche können eine breite Wissensbasis 

aufgebaut und mögliche Forschungslücken identifiziert werden (Webster/Watson 2002, S. xiii). 

Im Zuge dieser Arbeit wird der Status quo des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung 

erhoben, wodurch das in Abschnitt 3.5 identifizierte Handlungsfeld der bislang unzureichenden 

Analyse des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung adressiert wird. Hierfür soll sowohl 

der Stand des Wissens über das Verwaltungscontrolling im Allgemeinen, d. h. des Controllings 

in der öffentlichen Verwaltung ohne Bezug zum IT-Bereich, als auch über das IT-Controlling 

im Speziellen erhoben werden. Um zu untersuchen, inwieweit bereits Wissen über IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung vorhanden ist, bildet die Literaturrecherche einen 

Ausgangspunkt für dieses Forschungsziel. Aus diesem Grund wurde eine Literaturrecherche 

nach Webster/Watson (2002) durchgeführt. Um relevante Literatur zu identifizieren, sind im 

Zuge der Literaturrecherche führende Journals und für den Fachbereich wichtige Datenbanken 

mit festgesetzten Suchbegriffen zu durchsuchen. Anschließend ist in den als relevant eingestuf-

ten Beiträgen eine Rückwärtssuche durchzuführen, bei der die in den Beiträgen als wichtig 

identifizierten Zitationsquellen untersucht werden. Zuletzt ist eine Vorwärtssuche anhand des 

Web-of-Science-Zitationsindexes durchzuführen (Webster/Watson 2002, S. xvi).  

Um einen Überblick über IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung zu erhalten, wurde die 

Suche breit angelegt. Durchsucht wurden Konferenzbeiträge, Beiträge aus wissenschaftlichen 

Zeitschriften und Monografien, welche sich mit den Themenfeldern IT-Controlling, E-Govern-

ment oder öffentlichen Verwaltungen beschäftigen. Für die Auswahl der Zeitschriften wurden 

die Rankings der WKWI (2008) und der VHB (2009) zugrunde gelegt. Da es sich um eine 

Arbeit handelt, welche in der Wirtschaftsinformatik angesiedelt ist, wurden zudem die Zeit-

schriften des „Basket of eight“ systematisch durchsucht (European Journal of Information Sys-

tems, Information Systems Journal, Information Systems Research, Journal of AIS, Journal of 
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Information Technology, Journal of MIS, Journal of Strategic Information Systems sowie MIS 

Quarterly). Um Konferenzbeiträge und Monographien nicht auszuschließen, wurden schließ-

lich Datenbanken, wie Springer Link, Google Scholar, Ebsco Host, Science Direct oder Isi Web 

of Science, durchsucht. Ebenso wurden E-Government-spezifische Konferenzen, wie die IFIP 

EGOV, ECEG oder HICSS, sowie Dissertationen, Forschungsstudien und Abschlussberichte 

in die Recherche mit aufgenommen. In der Praxis gelesene Zeitschriften, wie Behördenspiegel, 

eGovernment Review oder eGovernment Computing, wurden ebenfalls gesichtet. 

Als Suchbegriffe wurden (IT-) Controlling oder Balanced Scorecard in Verbindung mit (E-) 

Government, öffentliche Verwaltung, öffentlicher Sektor oder New Public Management ver-

wendet. Um auch einen Überblick über die Literatur des Verwaltungscontrollings zu erhalten, 

wurden in einem ersten Schritt die Suchbegriffe ohne die Verknüpfung zur IT verwendet. Für 

die Abdeckung der englischsprachigen Literatur fand eine entsprechende Übersetzung der Be-

griffe statt. Da es keine wörtliche Übersetzung für den Begriff IT-Controlling ins Englische 

gibt (vgl. Abschnitt 3.1), wurden mehrere Begriffe verwendet, um eine breite Begriffsabde-

ckung zu erhalten und relevante Quellen nicht bereits im Voraus auszuschließen. Englische 

Suchbegriffe für den Begriff IT-Controlling waren IT evaluation, IT management accounting, 

managerial accounting, IT performance management, IT performance measurement oder cost-

benefit-analysis. In Anlehnung an Webster/Watson (2002, S. xvi) wurde bei relevanten Beiträ-

gen eine Rückwärtssuche durchgeführt, um weitere relevante Artikel zu berücksichtigen. Eine 

Vorwärtssuche rundete die Datenerhebung im Zuge der Literaturrecherche ab.  

Die im Zuge der Literaturrecherche identifizierten Beiträge wurden zuerst anhand ihres Titels, 

ihrer Schlagworte und ihres Abstracts als relevant oder nicht relevant klassifiziert. Als relevant 

klassifizierte Literatur wurde anschließend gelesen und basierend auf dem Beitragsinhalt als 

relevant in die weitere Auswertung aufgenommen oder nicht. Ziel der Literaturrecherche war 

es, zum einen Beiträge zum Verwaltungscontrolling und zum anderen Beiträge zum IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung zu identifizieren. Während für das Verwaltungs-

controlling insgesamt über 120 Beiträge als relevant klassifiziert werden konnten, konnten nur 

31 Beiträge identifiziert werden, die sich mit IT-Controlling-Themen in der öffentlichen Ver-

waltung befassen. 

Die als relevant identifizierten Beiträge wurden anschließend nach inhaltlichen Kriterien zu-

sammengefasst und kategorisiert. Dies ermöglicht es, einen Überblick über bereits abgedeckte 

Themenfelder und über derzeit unter wissenschaftlichem Interesse stehende Themenfelder zu 

schaffen. Bei der Auswertung der Ergebnisse fand – wie bereits bei der Literatursuche – eine 

Unterscheidung zwischen Literatur des Verwaltungscontrollings und Literatur des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung statt. Die Ergebnisse der Literaturrecherche zum 

Verwaltungscontrolling werden im Folgenden in Abschnitt 4.3.2 und die Ergebnisse zum IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung in Abschnitt 4.3.3 vorgestellt. 
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4.3.2 Überblick über die Literatur des Verwaltungscontrollings 

(Verwaltungs-) Controlling im öffentlichen Sektor wird in zahlreichen Studien und Monogra-

phien dargestellt, z. B. Bähr (2002), BARC (2009), Boyle (2006), Brüggemeier (1998), de 

Bruijn (2007), Fuchs et al. (2009), Hilgers (2008), Hirsch et al. (2012), Müller et al. (2009), 

Promberger (1995), Rembor (1997), Schmidberger (1994) oder Seidenschwarz (1992).  

Es werden Herausforderungen bei der Einführung und Nutzung des Controllings aufgezeigt 

(Jarrar/Schiuma 2007; Rantanen et al. 2007; Sanger 2008; Barbato/Turri 2017; Cuganesan et 

al. 2014; Hall 2017), Kritik an der Leistungsmessung geübt (Adcroft/Willis 2005) sowie spezi-

elle Herausforderungen – beispielsweise mit Rechnungslegungssystemen (Anthony 2000), 

Kennzahlen im Allgemeinen (Gleason/Barnum 1982) oder Manipulation von Kennzahlen 

durch IT-Manager im Besonderen (Fisher/Downes 2008) – diskutiert. Herausforderungen bei 

Kennzahlen sind zahlreich. Angeführt werden beispielsweise eine fehlende Verbindung von 

Zielen und Kennzahlen (Müller et al. 2009, S. 156; Nakamura et al. 2010, S. 597), eine zu große 

Anzahl an isolierten Kennzahlen (Müller et al. 2009, S. 156) oder das Übernehmen von Kenn-

zahlen aus der Privatwirtschaft ohne Aussagekraft für die öffentliche Verwaltung (Müller et al. 

2009, S. 156). Ein kaskadierendes Controlling birgt ebenso Herausforderungen: Meist werden 

an zentraler Stelle wenige Kennzahlen beschlossen. Dezentrale Stellen sollen darauf aufbauend 

ein eigenes Controlling entwickeln. Dies kann dazu führen, dass an dezentraler Stelle eine große 

Menge an unterschiedlichen Kennzahlen definiert wird, um die fachliche Bandbreite abzude-

cken (Nakamura et al. 2010, S. 598). Fehlendes Akzeptanzmanagement bei der Einführung 

eines Verwaltungscontrollings erhöht Widerstände sowohl bei Mitarbeitern als auch bei politi-

schen Stellen (Schmidberger 1994, S. 99; Promberger 1995, S. 280). 

Für die Herausforderungen und Risiken des Controllings im öffentlichen Sektor stellt de Bruijn 

(2002) Strategien auf, um diese zu lösen. Halachmi (2011) stellt den Herausforderungen die 

erwarteten Benefits von Controlling gegenüber. Im Gegensatz dazu werden mögliche Treiber 

allgemein (Ammons 1995) oder im Speziellen – beispielsweise die Möglichkeit eines IT-

Benchmarks (Ammons 1999; Ball 2001; Bertelli/John 2010) oder die Effizienzsteigerung von 

Dienstleistungen (Greiling 2006) – aufgezeigt und analysiert. Ziele und Gründe des Verwal-

tungscontrollings werden beispielsweise in Brüggemeier/Lenk (2011), Bähr (2002), 

Brüggemeier (1998) oder Promberger (1995) vorgestellt. 

Ein weiterer Literaturstrang beschäftigt sich mit der Analyse von Einflussfaktoren auf das 

Controlling – wie beispielsweise der Kontext (Anderson/Klaassen 2012), externe Rahmenbe-

dingungen (Andrews et al. 2005), politische Prozesse (Baber/Sen 1984) oder die Organisati-

onsstruktur (Berman/Wang 2000) – oder Einflussfaktoren auf die Wahl der Rechnungs-

legungsart (Anessi-Pessina et al. 2008). Eine Analyse der Einflussfaktoren auf die wahrgenom-

menen Benefits des Controllings zeigt, dass klare Ziele die Benefits Effizienz und Effektivität 

beeinflussen (Ahmad/Rehman 2011). Zudem wird analysiert, inwiefern sich Controlling und 

ein Berichtswesen auf die Verwaltung selbst (Carlin 2005) oder auf die Leistungen 

(Speklé/Verbeeten 2014) auswirken. Außerdem wird die Verbindung der Leistung der Verwal-

tung (gemessen durch Controlling) und dem Vertrauen der Bürger in die Verwaltung analysiert 

(Yang/Holzer 2006). 
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Zahlreiche Beiträge zeigen den Status quo des Controllings in der Praxis auf, z. B. Fryer et 

al. (2009) oder Gajda-Lüpke (2009). Kuhlmann (2010) vergleicht den Einsatz von Controlling 

in den Ländern Frankreich, Deutschland, Schweden und Großbritannien. Das BARC-Institut 

untersuchte in einer Studie den Einsatz von Steuerungs- und Planungssystemen in der öffentli-

chen Verwaltung (BARC 2009). Die Entwicklung des Controllings im Zeitverlauf anhand von 

Fallstudien untersuchen beispielsweise Lonti/Gregory (2007) oder Lynch/Day (1996), während 

Broadbent/Guthrie (2008) eine Literaturrecherche über die Historie der Controlling-Forschung 

durchführen. Den Status quo der Forschung zeigen beispielsweise van Helden et al. (2008) 

oder van Helden/Northcott (2010). Um Controlling in der öffentlichen Verwaltung zu untersu-

chen, werden unterschiedliche Theorien verwendet, beispielsweise die institutionelle Theorie 

(Brignall/Modell 2000; Modell 2009), die Innovationstheorie (Lapsley/Wright 2004), die 

Agency-Theorie (Johnsen 2001) oder die Public Choice-Theorie (Boyne 1998, S. 43). 

In zahlreichen Beiträgen wird Controlling in Zusammenhang mit NPM diskutiert, da es im 

Zuge dieser Reformbewegung aufkam (Gianakis 2002; Jackson/Lapsley 2003; Kloot 2009; Lee 

2008; Pidd 2005; Reginato 2010; Tambulasi 2007; Ter Bogt 2008; van Helden 2005; 

Brüggemeier 1998). Zudem wird die Art der Rechnungslegung und deren Veränderung durch 

die Reformbewegungen untersucht (Goddard 2005a; Hyndman/Connolly 2011). Heinrich 

(2004) bezeichnet das Verwaltungscontrolling selbst als administrative Reform. Ergebnisori-

entiertes Controlling, wie im Zuge der Reformen gefordert, wird als Ausgangslage zum Erzie-

len von festen Verantwortlichkeiten und Effektivität angesehen (Heinrich 2002). 

Weitere Beiträge beschäftigen sich mit Controlling im Zusammenhang mit Veränderungsma-

nagement (MacBride et al. 2014). Ein Vergleich von Controlling im öffentlichen und privaten 

Sektor wird bei Hvidman/Andersen (2014) durchgeführt. Darüber hinaus wird die Effektivität 

von Controlling in der öffentlichen Verwaltung analysiert (Baird et al. 2012). Coste/Tudor 

(2013) definieren das Konzept der Service-Performance und analysieren, wie Service-Perfor-

mance gemessen werden kann und welche Informationen benötigt werden. Eine Unterschei-

dung des operativen und strategischen Verwaltungscontrollings präsentiert beispielsweise 

Brüggemeier (1998). Informationen zum Prozess der Einführung des Verwaltungscontrollings 

finden sich unter anderem bei Nakamura et al. (2010) oder Maly/Riedel (2014).  

Promberger (1995) listet als Stakeholder des Verwaltungscontrollings die Ministerialverwal-

tung, die politische Führung, die Vollzugsverwaltung, den Haushalt sowie den Rechnungshof 

auf. Stakeholder, welche Informationen des Verwaltungscontrollings nutzen sollen, sind Parla-

ment, Regierung, Regierungsmitglieder oder Mitglieder der obersten administrativen Füh-

rungsebene (Promberger 1995, S. 18). Bals (2004, S. 9) bezeichnet den Haushalt als zentrales 

Steuerungsgremium der öffentlichen Verwaltung. Diese Auflistung erscheint jedoch sehr gene-

risch und abstrakt für eine weitere Analyse der Stakeholder und ihrer Interessen. 

Eingesetzte Controlling-Instrumente sind ebenso Untersuchungsobjekt. Bereits Altman 

(1979) betonte die Notwendigkeit des Einsatzes von Controlling-Instrumenten zum Überwa-

chen von Dienstleistungen innerhalb der Verwaltung. Viel diskutiert und analysiert wird der 

Einsatz einer periodengerechten Aufwands- und Ertragsrechnung (Arnaboldi/Lapsley 2009; 

Lapsley et al. 2009; Aiken/Capitanio 1995) sowie der BSC (Bevanda et al. 2011; James 2009; 

Kloot/Martin 2000; Modell 2004; Northcott/Taulapapa 2012; Radnor/McGuire 2004; 

Wisniewski/Olafsson 2004; Zhang et al. 2009; Arnaboldi et al. 2015). Letztere wird für den 
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Einsatz innerhalb der öffentlichen Verwaltung als geeignet angesehen (Vöhringer 2002). Wei-

tere untersuchte Instrumente sind Activity-based Costing (z. B. Arnaboldi/Lapsley 2005), 

Kennzahlen und Kennzahlensysteme (z. B. Ball/Beckett 1991; Müller et al. 2009; Arnaboldi et 

al. 2015; Berman 2008; Pilcher 2005b), KLR (Kindler et al. 2002), internationale Rechnungs-

legungsgrundsätze (Haller/Blab 2009) oder eine Leistungsmessung (Pestieau 2009).  

Der Einsatz von Controlling wird nicht nur in entwickelten Ländern, sondern auch in Entwick-

lungsländer analysiert (Mimba et al. 2007). Um Controlling zu analysieren oder den Status quo 

zu erheben, werden zahlreiche Fallstudien durchgeführt. Insgesamt wurden 128 Beiträge mit 

Fallstudien identifiziert. Es sind 

 65 Fallstudien in Europa (davon 40 Fallstudien in Europa ohne UK und 25 Fallstudien 

im UK),  

 21 Fallstudien in Amerika (davon 4 Fallstudien in Kanada und 17 Fallstudien in den 

USA), 

 21 Fallstudien in Australien und Neuseeland, 

 zehn Fallstudien in Asien und 

 eine Fallstudie in Afrika 

durchgeführt worden. Zudem beschäftigen sich zehn Fallstudien mit Controlling im Länderver-

gleich. Eine ausführliche Auflistung der Fallstudien mit kurzer Beschreibung des Analysefokus 

und geordnet nach Ländern findet sich im Anhang A. Die Analyse der Fallstudien zeigt, dass 

primär Controlling bzw. die Leistungsmessung in angloamerikanischen Ländern untersucht 

werden. Die meisten Fälle beziehen sich auf die lokale bzw. kommunale Ebene. Die nationale 

Ebene wird nur selten betrachtet. Des Weiteren findet sich mit nur fünf Beiträgen (Hirsch et al. 

2015; Jagalla/Weber 2009; Pieper et al. 2006; Greiling 2005; Harle/Kuleman 2005) kaum eine 

Analyse des Controllings in Deutschland. 

Dieser kurze Überblick zeigt, dass in der Literatur zahlreich über Controlling in der öffentlichen 

Verwaltung – mit unterschiedlichen Themenschwerpunkten – berichtet wird. Analysiert wird 

dabei jedoch in den meisten Fallstudien das Controlling auf lokaler Ebene. Die Komplexität der 

Landesebene wird außer Acht gelassen. Zudem finden sich kaum Langzeitanalysen des Con-

trollings im öffentlichen Sektor. Die in Abschnitt 3.5 beschriebenen Handlungsfelder gelten 

somit auch in großen Teilen für das Verwaltungscontrolling. 

4.3.3 Überblick über die Literatur des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung 

Obwohl IT-Controlling als spezielle Ausprägung des Controllings verstanden werden kann, 

lassen sich einige Unterschiede erkennen. Hiervon stellt die Schwierigkeit der Bewertung von 

IT die größte Herausforderung dar (vgl. Abschnitt 3.5). Aus diesem Grund wird der Status quo 

der Literatur bezogen auf IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung beleuchtet. Der großen 

Anzahl an Literatur zum Verwaltungscontrolling steht nur eine äußerst geringe Anzahl an wis-

senschaftlichen Artikeln, Studien und Monographien zum IT-Controlling in der öffentlichen 

Verwaltung gegenüber. Die identifizierten Beiträge wurden für die Analyse thematisch geord-

net und werden im Folgenden vorgestellt. 
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IT-Controlling wird im Zusammenhang mit Untersuchungen zur IT-Governance in der öffent-

lichen Verwaltung erwähnt oder im Zuge dieser Beiträge selbst als Analyseobjekt näher be-

leuchtet. Ali/Green (2007) stellen die Hypothese auf, dass das Vorhandensein von Controlling-

Instrumenten, wie der IT-BSC, die Effektivität der IT-Governance positiv beeinflusst. Die Er-

gebnisse einer Umfrage in Organisationen des öffentlichen Sektors in Australien unterstützen 

diese Hypothese jedoch nicht. Die Autoren weisen darauf hin, dass dieses Ergebnis inkonsistent 

mit anderen Ergebnissen aus der Literatur ist. Als mögliche Gründe führen sie an, dass die IT-

BSC ein relativ neues Instrument sei und dass die öffentliche Verwaltung nicht durch Kosten-

effizienz charakterisiert ist. 

Currie (2008) evaluiert die IT-Governance-Strukturen eines nationalen Programms im Bereich 

der Krankenhäuser in Großbritannien. Dieses Programm hat die Einführung von fünf Systemen 

im UK zum Ziel. Die Evaluation erfolgt basierend auf Daten einer Langzeitanalyse. Im Zuge 

dessen vergleicht Currie (2008) alte und bestehende Ansätze für IT-Investitionen und bemerkt 

einen Trend hin zu zentralen Strukturen. Zudem wird darauf hingewiesen, dass zentral initiierte 

und durchgeführte IT-Projekte die Interessen aller beteiligten Stakeholder beachten müssen, da 

diese ansonsten mit Widerstand reagieren. 

Schwertsik et al. (2011) analysieren den Stand der Umsetzung eines Public Information Mana-

gements in Deutschland. (IT-) Controlling stellt hierbei ein Analyseobjekt dar. Der Schwer-

punkt liegt jedoch auf der Untersuchung der IT-Governance. Die Autoren identifizieren zwei 

mögliche Governance-Strukturen: Zum einen eine zentrale, zum anderen eine durch das Res-

sortprinzip bestimmte, dezentrale Struktur. Basierend auf den Erkenntnissen der empirischen 

Untersuchung schlagen sie Handlungsempfehlungen für eine föderale Governance-Struktur 

vor, unter anderem die Etablierung von betriebswirtschaftlichen Steuerungsmethoden. Bezüg-

lich des IT-Controllings zeigt sich, dass es kaum in den analysierten Verwaltungen (auf kom-

munaler, Landes- oder Bundesebene) zum Einsatz kommt und die öffentlichen Verwaltungen 

vor große Herausforderungen stellt. 

Die Evaluation von E-Government-Angeboten kann als Teilgebiet des IT-Controllings be-

trachtet werden. Für die Evaluation werden hierbei unterschiedliche Ansätze in Form von 

Frameworks oder Methoden vorgestellt. Amberg et al. (2005) entwickeln ein Framework, mit 

dessen Hilfe E-Government evaluiert werden kann. Als Problemfelder für IT-Controlling bei 

E-Government-Projekten identifizieren sie die problematische Einschätzung von erwarteten 

Benefits, die rein kostenbasierte Bewertung von IT, das Treffen von Entscheidungen basierend 

auf Intuition, die geringe Akzeptanz der Bewertung über Benefits, strategisch falsche Entschei-

dungen, Angst vor Verlust des Arbeitsplatzes aufgrund Leistungsmessung, geringen Druck für 

ein Controlling von Investitionen sowie bestehende Rechnungslegungsstandards. Das Frame-

work basiert auf einem stakeholderorientierten Evaluationsansatz. Ziel ist es, E-Government 

aus Sicht der Stakeholder zu bewerten.  

Andersen/Medaglia (2008) schlagen ein Modell zur Kosten-Nutzen-Analyse zur Evaluation 

von E-Government-Dienstleistungen aus Sicht der Bürger vor. Benefits durch E-Government 

für Bürger werden mit Zeitersparnis gleichgesetzt, welche über das in dieser Zeit möglicher-

weise zu verdienende Gehalt gemessen wird. 
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Brooks/Persaud (2015) vergleichen und evaluieren Webseiten kommunaler Verwaltungen in 

Kanada und Großbritannien. Diese Studie trifft zwar keine Aussage zum IT-Controlling dieser 

Verwaltungen, aber aus ihren Ergebnissen lassen sich Webseiten als für Verwaltungen relevan-

tes Steuerungsobjekt ableiten. Zudem stellen die Autoren Möglichkeiten zur Evaluation von 

Webseiten vor. Für ihren multidimensionalen Ansatz der Evaluation von Webseiten betrachten 

sie die Benutzerfreundlichkeit (z. B. Webdesign, Navigation oder Funktionalität), Nutzer-Feed-

back (z. B. Nutzerprofil, demografische Daten, Nutzerzufriedenheit oder Nutzung und Ein-

fluss), Nutzungsdaten (z. B. Anzahl der angesehenen Seiten, Anzahl der Besuche der Webseite, 

Anzahl der einmaligen Besucher oder Suchläufe) und Daten der Web- und Internetperformance 

(z. B. Ladezeit der Webseite, verfügbare Bandbreite, Latenzzeit oder Anzahl der Paketverluste) 

(Brooks/Persaud 2015, S. 294). 

Aufgrund der Bedeutung von E-Government-Dienstleistungen ist deren Qualität laut Candiello 

et al. (2012) zu messen. Die Autoren finden heraus, dass das Messen der Qualität komplex ist 

und geeignete Instrumente, wie Umfragen oder Nutzungszahlen, hierfür benötigt werden. 

Ebenso ist der Prozess innerhalb der Verwaltung zu messen. Zuletzt sind technische Kennzah-

len für Stabilität, Skalierbarkeit und Antwortverhalten der Software zu erheben. 

Das Aufzeigen und Messen des Werts von E-Government wird vielfach in der Literatur dis-

kutiert. Erste Lösungsansätze sind jedoch entweder zu rudimentär oder zu fallspezifisch. Oft-

mals wird auch auf bereits bestehende Instrumente, wie die BSC, verwiesen. Flak et al. (2009) 

stellen sich die übergreifende Frage, was der Wert von E-Government ist. Basierend auf einer 

Literaturrecherche merken sie an, dass der Wertebegriff in Zusammenhang mit E-Government 

bislang noch unzureichend diskutiert wird.  

Scott et al. (2016) gehen davon aus, dass der Erfolg von E-Government davon abhängt, welchen 

Nutzen die Bürger wahrnehmen. Um den Begriff der Wahrnehmung zu definieren, entwickeln 

sie ein Konstrukt, welches sich aus den Faktoren Kosten, Zeit, Komfort bei der Nutzung, Per-

sonalisierung, Kommunikation, Einfachheit der Informationsabfrage, Vertrauen, Informiertheit 

und Teilnahme an der Entscheidungsfindung zusammensetzt. Dieses Konstrukt wird mithilfe 

eines Fragebogens von 347 Personen anhand eines ausgewählten E-Government-Angebots va-

lidiert. 

Karunasena et al. (2011) versuchen, den Wert von E-Government zu bemessen. Hierfür ziehen 

sie die Dimensionen Bereitstellen öffentlicher Services, Erzielen von Ergebnissen, Entwickeln 

von Vertrauen sowie Effektivität von öffentlichen Organisationen heran. Anhand dieser Di-

mensionen wird dann das E-Government-Programm von Sri Lanka analysiert. Die Ergebnisse 

der Studie bezüglich der Dimensionen zeigen, dass anhand dieser Dimensionen der Wert von 

E-Government erfasst und bemessen werden kann. 

Bannister (2001) untersucht in Irland auf lokaler Verwaltungsebene, wie der Wert von IT-

Investitionen im öffentlichen Sektor dargestellt werden kann. Es werden vier Herausforderun-

gen identifiziert: (1) Selbst wenn es gelingt, Ergebnisse zu messen, ist es dennoch schwer, Ziele 

festzulegen. (2) Es ist schwer zu bestimmen, wer die Kunden einer Verwaltungsleistung sind. 

(3) Einzelne Ministerien konzentrieren sich auf ihre Kunden. (4) Eine Vielzahl an unterschied-

lichen IT-Systemen wurde isoliert entwickelt; eine Zusammenarbeit zwischen Ministerien fin-

det meist nicht statt. Um den Wert von IT zu bestimmen, fordert Bannister (2001) ein 

Umdenken der öffentlichen Verwaltung und einen Wechsel in der Wahrnehmung des Werts. 
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Heeks (2008) schlägt IT-Benchmarking als Ansatz vor, um das Messen und Evaluieren von E-

Government zu verbessern. Zudem schlägt er Kennzahlen für ein Controlling bzw. Benchmar-

king von E-Government vor (Heeks 2008, S. 269 ff.). 

Liu et al. (2008) untersuchen, wie E-Government-Programme evaluiert werden können. Sie 

entwickeln ein integriertes Framework zur Wertbemessung. Dieses Framework besteht aus den 

Kategorien finanzieller Wert, sozialer Wert, operativer Wert und strategischer bzw. politischer 

Wert. Innerhalb eines Wertewürfels werden diesen Kategorien die Sichten unterschiedlicher 

Ziele der Stakeholder zugeordnet. 

Wu/Kuo (2012) untersuchen im Gesundheitssektor, wie der Wert von IT dargestellt werden 

kann. Sie schlagen als Lösung eine BSC vor, da diese sowohl finanzielle als auch nicht-finan-

zielle Werte abbilden kann. Des Weiteren ermöglicht die BSC, den Kunden durch die Kunden-

perspektive zu betrachten. Dabei wird der Kundenperspektive eine ebenso hohe Bedeutung wie 

der Finanzperspektive zugesprochen. 

Eine Analyse des Status quo des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung wird nur bei 

wenigen Autoren durchgeführt: Arshad et al. (2012) analysieren das Controlling von IT-

Projekten im öffentlichen Sektor von Malaysia. Sie finden heraus, dass kaum ein IT-Controlling 

stattfindet. Als Gründe hierfür werden unzureichende Ausbildung der IT- (Projekt-) Manager 

in IT-Controlling-Instrumenten, unzureichendes Personal für das IT-Controlling, fehlende Un-

terstützung des Top Managements sowie hoher Ressourcenaufwand bei der Durchführung iden-

tifiziert. Wenn ein Controlling der IT-Projekte durchgeführt wird, werden diese IT-Projekte 

meist erst nach Projektabschluss evaluiert. Ein IT-Controlling während des Projekts findet 

kaum statt (Arshad et al. 2012, S. 163 f.). Arshad et al. (2012, S. 164 ff.) entwickeln ein Vor-

gehensmodell für IT-Controlling basierend auf einer BSC. Die Prozessschritte umfassen hierbei 

(1) die Identifikation des Bedarfs für ein Controlling des jeweiligen IT-Projekts, (2) die Aus-

wahl des Teams, welches das IT-Controlling durchführt, (3) die Organisation und Durchfüh-

rung des IT-Controllings (bestehend aus der Identifikation der Perspektiven der BSC, dem 

Ableiten von Kriterien für jede Perspektive, dem Zuweisen von Gewichten zu diesen Kriterien, 

dem Zuweisen von Punkten zu den Kriterien sowie dem Multiplizieren dieser Punkte mit den 

Gewichten, um eine Gesamtpunktzahl zu erhalten), (4) den Bericht über die gefundenen Ergeb-

nisse sowie (5) das Einreichen des Reports zum Review. 

Jones (2008) zeigt IT-Controlling-Methoden und -Praktiken im öffentlichen Sektor im UK auf. 

Er betont die Notwendigkeit des IT-Controllings im Allgemeinen und eines jährlichen Berichts 

im Besonderen im öffentlichen Sektor. Er verweist darauf, dass traditionelle Methoden für die 

öffentliche Verwaltung nur bedingt geeignet sind und ein interpretativer Ansatz gewählt werden 

sollte. Neben dem Vergleich von mechanistischen und interpretativen IT-Controlling-Ansätzen 

(Jones 2008, S. 248) gibt er Handlungsempfehlungen für ein interpretatives IT-Controlling 

(Jones 2008, S. 252).  

Mit Instrumenten und Methoden wird sich intensiv beschäftigt. Zumeist wird jedoch darauf 

hingewiesen, dass traditionelle Methoden nicht für die öffentliche Verwaltung geeignet sind. 

Irani et al. (2005) zielen darauf ab, den Umfang und die Rolle von IT-Controlling in der öffent-

lichen Verwaltung zu definieren. Hierfür analysieren sie, ob öffentliche Verwaltungen von der 

Anwendung traditioneller, ex-ante IT-Controlling-Instrumente profitieren können. Ihr konzep-
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tionelles Framework wenden die Autoren an zwei Fallbeispielen im UK an. Die Autoren schlie-

ßen, dass IT-Controlling im öffentlichen Sektor ein Prozess der subjektiven Beurteilung ist. Es 

wird zwar als wichtig angesehen, aber primär zum Aufzeigen von Problemen und Herausfor-

derungen genutzt (Irani et al. 2005, S. 69). Irani et al. (2005) stellen die Anwendbarkeit traditi-

oneller IT-Controlling-Instrumente daher in Frage. Das entwickelte Framework zieht 

Investitionsentscheidungen, Controlling-Instrumente, Organisationskultur und -struktur sowie 

Post-hoc-Controlling mit ein. Zudem hebt es die Bedeutung einer situationsbezogenen, inter-

pretativen Nutzersicht beim Controlling von E-Government-Investitionen hervor (Irani et al. 

2005, S. 74). Darüber hinaus geben Irani et al. (2005) Handlungsempfehlungen für IT-

Controlling basierend auf den Ergebnissen der zwei Fallstudien. Das Einbeziehen des Nutzers 

als Stakeholder von IT-Projekten wird von den Autoren als wichtig erachtet. In der analysierten 

Verwaltung gibt es hierfür keinen formalen oder dokumentierten Ansatz (Irani et al. 2005, S. 

73). Stakeholder werden nicht einbezogen, sondern vielmehr größtenteils ignoriert. Die Auto-

ren merken an, dass Benefits Management nicht in den IT-Controlling-Prozess integriert ist 

(Irani et al. 2005, S. 70). Insgesamt zeigt sich, dass dem IT-Controlling in der Vergangenheit 

aufgrund eines fehlenden Verständnisses des IT-Controllings und aufgrund der Verwirrung dar-

über, welche Methoden des IT-Controllings für die öffentliche Verwaltung geeignet sind, kaum 

Bedeutung beigemessen wurde (Irani et al. 2005, S. 69). 

Jones/Irani (2003) merken an, dass im öffentlichen Sektor im UK traditionelle IT-Controlling-

Instrumente mit Schwerpunkt auf quantitativen Kennzahlen zum Einsatz kommen, welche die 

Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung unberücksichtigt lassen. Bestehende An-

sätze zur Nutzenbewertung sind zu mächtig und zu komplex (Jones/Irani 2003, S. 1447). Sie 

stellen eine Forschungsagenda auf, welche alternative Instrumente berücksichtigt. Diese Me-

thoden sollen öffentliche Organisationen dabei unterstützen, den Wert der IT darzustellen.  

Jones et al. (2006) bzw. Jones et al. (2007) und Irani et al. (2008) analysieren IT-Controlling 

bzw. die Evaluation von E-Government anhand zweier bzw. dreier Fallstudien im UK mit 

Schwerpunkt auf organisatorischen und managementbezogenen Aspekten. Ziel ist es, das Ver-

ständnis des IT-Controllings im Kontext von E-Government zu verbessern. Die Autoren kom-

men zu dem Schluss, dass Controlling im Kontext von E-Government ein bislang kaum 

entwickeltes Themengebiet ist. Sie fordern, dass sich das Senior Management vermehrt damit 

auseinandersetzt. Die Autoren weisen darauf hin, dass – sofern IT-Controlling-Informationen 

genutzt werden – diese primär dazu dienen, eine bestehende Meinung zu stützen (Jones et al. 

2006, S. 5). Verantwortlichkeiten für die Evaluation und damit verbundene Aktivitäten sind 

unklar und nicht festgesetzt. Es wurde beispielsweise angenommen, dass das IT-Management 

hierfür zuständig ist. Das IT-Management war sich jedoch dieser Annahme nicht bewusst 

(Jones et al. 2006, S. 5). Des Weiteren ist unklar, was genau gemessen werden soll. Betriebs-

wirtschaftliche Kennzahlen, z. B. Kosten oder Umsatz, haben eine geringere Bedeutung als in 

der Privatwirtschaft und werden in den analysierten Fällen nicht genutzt und mit großer Skepsis 

betrachtet (Jones et al. 2006, S. 5; Irani et al. 2008, S. 159 f.). Irani et al. (2008, S. 160) weisen 

darauf hin, dass die Herausforderung darin liegt, sich mit den nicht-messbaren Benefits zu be-

fassen. Zuletzt erschweren das fehlende Wissen über IT-Controlling sowie Schwierigkeiten 

beim Festlegen von Kennzahlen den Einsatz von IT-Controlling im öffentlichen Sektor (Jones 

et al. 2006, S. 6). 
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Jukic et al. (2013) untersuchen die Auswirkung von ex-ante Controlling-Instrumenten auf den 

Erfolg von E-Government-Projekten. Hierfür führen sie eine Umfrage in der öffentlichen Ver-

waltung in Slowenien auf kommunaler Ebene und in Ministerien inkl. nachgeordneter Bereiche 

durch. Es zeigt sich, dass die ex-ante Evaluation eine Auswirkung auf den Projekterfolg hat. 

Palka et al. (2013) zeigen im Zuge einer Literaturrecherche den Stand der Methoden zur Eva-

luation von Investitionen für E-Government auf. Sie analysieren diese Methoden hinsichtlich 

der Kriterien Multi-Perspektive der Stakeholder, Entscheidungsunterstützung, Beachtung mul-

tidimensionaler Aspekte (z. B. Kosten, Nutzen, Qualität oder Strategie) und Vorhandensein ei-

nes formativen Charakters. Für die Gestaltung von IT-Controlling-Instrumenten geben die 

Autoren folgende Empfehlungen: Risiken sollen beachtet und in die Methode integriert werden. 

IT-Controlling soll flexibel und anpassbar an die spezifischen Rahmenbedingungen der jewei-

ligen Verwaltung sein. Die Präzision der Methode ist abhängig von der Multidimensionalität. 

Daher soll die Methode so viele Aspekte wie möglich aufnehmen. Die Perspektive der Bürger 

ist bevorzugt zu berücksichtigen. 

Vogt/Hales (2010) betonen, dass in der öffentlichen Verwaltung finanzielle oder quantitative 

Kennzahlen allein nicht ausreichend sind. Im Zuge einer Fallstudie auf lokaler Ebene in Aust-

ralien zeigen sie auf, dass beim Messen des „Public Value“ andere Aspekte berücksichtigt wer-

den müssen. 

Ein weiterer Literaturstrang beschäftigt sich mit Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen im öffent-

lichen Sektor: Krcmar/Wolf (2006) stellen einen prozessorientierten Ansatz zur Wirtschaftlich-

keitsbetrachtung von E-Services vor. Sie weisen darauf hin, dass Wirtschaftlichkeits-

betrachtungen in öffentlichen Verwaltungen meist nur unzureichend durchgeführt werden. Das 

Framework zur Wirtschaftlichkeitsbetrachtung enthält die Dimensionen Kosten / Nutzen, Qua-

lität / Strategie, Dringlichkeit sowie Flexibilität. Zudem unterscheidet es zwischen den beiden 

Perspektiven Bürger / Unternehmen und Verwaltungen. 

Weitere Beiträge beschäftigen sich mit Faktoren, welche beim IT-Controlling im öffentlichen 

Sektor beachtet werden müssen (Newcomer/Caudle 1991), oder leiten Anforderungen an so-

wie Lösungsvorschläge für die Gestaltung des IT-Controllings aus der Literatur ab (Schwertsik 

et al. 2009). Petrakaki et al. (2008) bzw. Petrakaki et al. (2009) untersuchen, inwieweit Leis-

tungsmessung und Monitoring durch ein IT-Controlling-Tool in einem Bürgerbüro Einfluss auf 

Verantwortlichkeiten haben. Die Ergebnisse ihrer Studie zeigen, dass ein Tool nur begrenzt 

Verantwortlichkeiten und Rechenschaftspflicht sicherstellen kann. Sivarajah et al. (2014) un-

tersuchen den Einsatz von Web 2.0-Technologien auf lokaler Ebene im UK. Die Ergebnisse 

ihrer Studie zeigen Kriterien für die Evaluation von IT im öffentlichen Sektor auf und leiten 

Einflussfaktoren auf die Web 2.0-Nutzung ab. Für die Evaluation von Web 2.0 betrachten sie 

sowohl Benefits als auch Kosten und Risiken. Ihrer Analyse legen sie die Annahme zugrunde, 

dass die Evaluation von Benefits, Kosten und Risiken die Nutzung von Web 2.0-Technologien 

im E-Government-Kontext unterstützt. Greger et al. (2013) erstellen – basierend auf einer Li-

teraturrecherche sowohl in der Controlling- als auch IT-Controlling-Literatur – ein Framework, 

welches Treiber, Barrieren und Einflussfaktoren auf die Einführung und Nutzung des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung aufzeigt (vgl. Abbildung 17). 
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Abbildung 17: Framework für Treiber, Barrieren und Einflussfaktoren auf IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2013, S. 168) 

Es zeigt sich, dass die wissenschaftlichen Artikel bezüglich IT-Controlling in der öffentlichen 

Verwaltung sich auf die Schwierigkeit des Bemessens des IT-Werts fokussieren. Lösungsvor-

schläge sind nur wenige vorhanden. Es wurde kein Beitrag gefunden, welcher IT-Controlling 

in der öffentlichen Verwaltung auf Landesebene insgesamt detailliert analysiert. Die wenigen 

Fallstudien fokussieren sich auf den angloamerikanischen Raum. Eine Analyse des IT-

Controllings in deutschen Verwaltungen fand bislang nicht statt. Daher soll in einer Langzeit-

analyse das IT-Controlling in einer Landesverwaltung detailliert analysiert und um Ansätze zur 

Bewertung der IT – mit Fokus auf den Benefits Management-Ansatz – erweitert werden. Die 

Ergebnisse der Literaturrecherche zum IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung bekräfti-

gen die in Abschnitt 3.5 beschriebenen Handlungsfelder. 

4.4 Zusammenfassung der Erkenntnisse zum IT-Controlling in der öffentli-

chen Verwaltung 

Kapitel 4 beschäftigt sich mit IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung basierend auf einer 

Aufarbeitung der Literatur. Es liefert einen Beitrag zur Beantwortung von Forschungsfrage 1. 

Durch die Literaturanalyse wird zudem das in Abschnitt 3.5 identifizierte Handlungsfeld der 

bislang unzureichenden Analyse des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung adressiert. 

Es werden besondere Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung aufgezeigt und be-

schrieben sowie Einflussfaktoren auf das IT-Controlling dargestellt. Diese werden – ebenso wie 

die identifizierten Treiber und Herausforderungen – der Einführungs- oder Nutzungsphase zu-

geordnet. 

Eine Einordnung des IT-Controllings in NPM zeigt, dass IT-Controlling die mit NPM verbun-

denen Ziele adressieren kann. Es schafft die geforderte Transparenz und trägt zur Modernisie-

rung der Verwaltung bei. Zudem legt es den Fokus auf die Leistungsmessung. Mit IT-

Controlling wird ein betriebswirtschaftlicher Ansatz in die öffentliche Verwaltung übertragen. 
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Charakteristika der öffentlichen Verwaltung wurden vorgestellt, mit der Privatwirtschaft ver-

glichen und im Hinblick auf IT-Controlling diskutiert. Ein Transfer von der Privatwirtschaft in 

die öffentliche Verwaltung ohne Anpassungen an die Charakteristika und Rahmenbedingungen 

der öffentlichen Verwaltung ist kritisch zu bewerten. 

Der zahlreichen Literatur und den zahlreichen Fallstudien bezogen auf das Verwaltungscon-

trolling stehen nur wenige wissenschaftliche Beiträge gegenüber, welche sich mit dem IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung beschäftigen. Der Fokus dieser Literatur liegt dabei 

auf der Darstellung und Bemessung der IT-Leistung bzw. des IT- / E-Government-Werts. Hier-

bei wird zumeist nur Kritik an den traditionellen Instrumenten des IT-Controllings geäußert 

oder ein interpretativer IT-Controlling-Ansatz gefordert. Einen Gestaltungsvorschlag für das 

IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung findet sich nicht. Eine umfassende Analyse des 

IT-Controllings basierend auf empirischen Daten findet kaum statt. Das Verständnis des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung ist als gering zu bewerten. 
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5 Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Kapitel 5 ergänzt die Ergebnisse der Literaturrecherche aus Kapitel 4 durch Einblicke in die 

Praxis, welche durch eine Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer öffentlichen Verwal-

tung auf Landesebene ermöglicht werden. In Kapitel 5 werden Handlungsfeld 1 (Analyse des 

IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung), Handlungsfeld 2 (Durchführung einer Lang-

zeitanalyse des IT-Controllings) und Handlungsfeld 3 (detaillierte Analyse der Rolle des IT-

Controllers und der am IT-Controlling beteiligten Stakeholder) adressiert. Die Aufarbeitung 

der Literatur hinsichtlich Handlungsfeld 1 wird durch Ergebnisse der Fallstudie ergänzt, so dass 

Handlungsfeld 1 umfassend bearbeitet wird. Handlungsfeld 2 wird durch die Analyse von em-

pirischen Daten, erhoben im Zeitraum von 2005 bis 2016, und die damit mögliche Langzeit-

analyse adressiert. Die Ergebnisse der Analyse der am IT-Controlling beteiligten Stakeholder 

(Handlungsfeld 3) werden im Zuge dieser Langzeitanalyse in Abschnitt 5.2.1 vorgestellt. 

5.1 Methodisches Vorgehen 

5.1.1 Einführung in die Methodik der Fallstudie 

Die diesem Kapitel zugrundeliegende Methodik kann der empirischen Sozialforschung zuge-

ordnet werden. Bei der empirischen Sozialforschung werden Ausschnitte aus der sozialen Welt 

beobachtet und analysiert. Basierend auf dieser Analyse werden Theorien weiterentwickelt oder 

Artefakte für die soziale Welt entworfen (Gläser/Laudel 2010, S. 24). Die empirische Sozial-

forschung richtet sich nach den vier Prinzipien sozialwissenschaftlicher Forschung 

(Gläser/Laudel 2010, S. 29 ff.): 

1. Prinzip der Offenheit: Der empirische Forschungsprozess muss derart gestaltet sein, 

dass unerwartete Informationen, welche in den theoretischen Vorüberlegungen nicht er-

fasst wurden, jederzeit berücksichtigt werden können. Beobachtungen sind offen und 

ohne Vorurteile oder vorschnelles Einsortieren in bereits bekannte Informationen zu 

analysieren (Gläser/Laudel 2010, S. 30). 

2. Prinzip des theoriegeleiteten Vorgehens: Vorhandenes theoretisches Wissen bildet 

die Grundlage für die empirische Sozialforschung. An dieses Wissen soll angeknüpft 

werden (Gläser/Laudel 2010, S. 31). 

3. Prinzip des regelgeleiteten Vorgehens: Bei der Analyse eines Beobachtungsgegen-

stands ist strukturiert in Form von festen Regeln vorzugehen. Dies soll ermöglichen, 

dass das Vorgehen von anderen Wissenschaftlern nachvollzogen werden kann 

(Gläser/Laudel 2010, S. 31 f.). 

4. Prinzip des Verstehens: Im Zuge der sozialwissenschaftlichen Forschung müssen der 

Beobachtungsgegenstand und die Handlungen der beteiligten Personen verstanden wer-

den (Gläser/Laudel 2010, S. 32). 

Die empirische Sozialforschung lässt sich in einen quantitativen und qualitativen Ansatz unter-

teilen (Gläser/Laudel 2010, S. 24; Schirmer 2009, S. 64 ff.; Atteslander 2010, S. 12 ff.): Beim 

quantitativen Forschungsansatz erfolgt die Datenerhebung standardisiert und wird meist anhand 
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von Umfragen durchgeführt. Die erhobenen Daten werden anschließend mit statistischen Me-

thoden ausgewertet. Ziel ist es, im Zuge der statistischen Tests signifikante Kausalzusammen-

hänge zu identifizieren (Bortz/Döring 2006, S. 296; Gläser/Laudel 2010, S. 26). Beim 

qualitativen Forschungsansatz hingegen erfolgt die Datenerhebung meist basierend auf Inter-

views. Verbales Material oder zur Verfügung gestellte Dokumente werden strukturiert analy-

siert (Bortz/Döring 2006, S. 296). Um Kausalzusammenhänge zu identifizieren und Theorien 

zu generieren, kann bereits ein detailliert analysierter Fall ausreichend sein (Gläser/Laudel 

2010, S. 26).  

Als zentrale Aspekte der qualitativen Forschungsmethoden werden die folgenden Punkte auf-

geführt (Schirmer 2009, S. 77 ff.; Lamnek 2010, S. 19 ff.), welche als Ergänzung zu den vier 

Prinzipien der empirischen Sozialforschung verstanden werden können: 

 Forschen als Sensibilisierung: Ein Ziel der qualitativen Sozialforschung ist es, durch 

die Analyse eines Beobachtungsausschnitts für diesen (seine Besonderheiten, Probleme 

etc.) zu sensibilisieren (Schirmer 2009, S. 77 f.). 

 Forschen als Kommunikation: Die Ergebnisse der Forschung entstehen in einem In-

teraktions- und Kommunikationsprozess zwischen Forschenden und dem Erforschten 

(Lamnek 2010, S. 20 f.). 

 Offenheit: Offenheit gegenüber dem Forschungsgegenstand ermöglicht die Identifika-

tion neuer, auch unerwarteter Erkenntnisse. Die Offenheit soll sich durch den gesamten 

Forschungsprozess ziehen (Schirmer 2009, S. 78 f.; Lamnek 2010, S. 19 f.). 

 Reflexivität und Zweifel: Selbstreflexivität, eine kritische Reflexion der Ergebnisse 

sowie Zweifel an den gewonnenen Erkenntnissen tragen dazu bei, die Subjektivität der 

qualitativen Forschung zu objektivieren (Schirmer 2009, S. 79). 

 Gegenstandsangemessenheit: Der Aspekt der Gegenstandsangemessenheit umfasst 

drei Punkte: Erstens soll der Beobachtungsgegenstand bzw. die Person unter Beobach-

tung die Möglichkeit haben, frei ihre Ansichten zu äußern, ohne durch die Subjektivität 

des Forschenden eingeschränkt zu werden. Zweitens muss die Komplexität des Be-

obachtungsgegenstands berücksichtigt werden. Diese darf nicht aus Analysezwecken so 

weit reduziert werden, dass sie die soziale Welt nicht mehr korrekt abbildet. Drittens 

müssen die verwendeten Forschungsmethoden zum Beobachtungsgegenstand passen 

(Schirmer 2009, S. 79 f.). 

 Reliabilität: Der Prozess der Datenerhebung und -auswertung muss nachvollziehbar 

sein. Um dies zu erreichen, ist eine Dokumentation dieses Prozesses notwendig 

(Schirmer 2009, S. 80 f.). 

 Validität: Validität ist gewährleistet, wenn die Ergebnisse als plausibel und glaubwür-

dig anzusehen sind. Eine Dokumentation des Vorgehens unterstützt die Gewährleistung 

der Validität (Schirmer 2009, S. 81 f.). 

 Repräsentativität und Generalisierung: Die aus einer oder wenigen Fallstudien ge-

wonnenen Erkenntnisse sollen repräsentativ und auf andere Fälle übertragbar sein 

(Schirmer 2009, S. 82). 
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Für die Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer öffentlichen Verwaltung wurde ein quali-

tativer Ansatz gewählt. Das Vorgehen bei der Analyse basiert auf dem Prozess der empirischen 

sozialwissenschaftlichen Forschung, welcher in Abbildung 18 gezeigt wird. 

 
Abbildung 18: Prozess der empirischen sozialwissenschaftlichen Forschung 

Quelle: In Anlehnung an Gläser/Laudel (2010, S. 35) 

Der Prozess der empirischen sozialwissenschaftlichen Forschung kann wie folgt beschrieben 

werden:  

 Formulierung einer Forschungsfrage: Grundlage der empirischen sozialwissen-

schaftlichen Forschung bildet eine Forschungsfrage. Ziel der Beantwortung der For-

schungsfrage ist es, eine Forschungslücke zu schließen (Gläser/Laudel 2010, S. 62). Das 

Formulieren einer Forschungsfrage sowie die Entscheidung für eine Erklärungsstrategie 

können kaum von den theoretischen Vorüberlegungen getrennt werden, da beim Stellen 

der Forschungsfrage auf bereits existierendes, theoretisches Wissen zurückgegriffen 

wird (Gläser/Laudel 2010, S. 73 f.). Die Formulierung der Forschungsfrage wird in Ab-

schnitt 5.1.2 vorgenommen. 

 Entscheidung für eine Erklärungsstrategie: Die Formulierung einer Forschungsfrage 

hat Einfluss auf die Entscheidung für eine Erklärungsstrategie (Gläser/Laudel 2010, S. 

70). Unterschieden wird zwischen einer relationsorientierten und einer mechanismen-

orientierten Erklärungsstrategie. Bei der Wahl einer relationsorientierten Erklärungs-

strategie wird auf quantitative Forschungsmethoden zurückgegriffen, während qualita-

tive Methoden bei einer mechanismenorientierten Erklärungsstrategie zum Einsatz 
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kommen. Die Entscheidung für eine Erklärungsstrategie beinhaltet folglich die Ent-

scheidung, ob ein quantitativer oder qualitativer Forschungsansatz gewählt wird 

(Gläser/Laudel 2010, S. 70 f.). Die im Zuge der Fallstudie verwendete Erklärungsstra-

tegie wird in Abschnitt 5.1.2 begründet. 

 Theoretische Vorüberlegungen: Bei den theoretischen Vorüberlegungen wird der ak-

tuelle Stand der Forschung aufgearbeitet und der Forschungsgegenstand eingegrenzt 

(Gläser/Laudel 2010, S. 74 f.). Die theoretischen Vorüberlegungen zur Langzeitanalyse 

werden in Abschnitt 5.1.2 näher erläutert. 

 Entwicklung einer Untersuchungsstrategie: Die Entwicklung der Untersuchungsstra-

tegie beinhaltet die Fall- sowie Methodenauswahl. Hierbei werden die Fragen geklärt, 

welche Fälle empirisch untersucht werden und welche Methoden zum Einsatz kommen 

(Gläser/Laudel 2010, S. 93 ff.). Fall- und Methodenauswahl werden in Abschnitt 5.1.3 

vorgestellt. 

 Datenerhebung: An die Entwicklung einer Untersuchungsstrategie schließt die Erhe-

bung der Daten an (Gläser/Laudel 2010, S. 131 ff.). Die Datenerhebung wird ausführ-

lich in Abschnitt 5.1.4 beschrieben. 

 Datenauswertung: Nachdem die Daten erhoben wurden, beginnt der Prozess der Da-

tenauswertung (Gläser/Laudel 2010, S. 199 ff.). Hierbei wurde die qualitative Inhalts-

analyse ausgewählt und die Analyse nach dem vorgeschlagenen Vorgehen von Mayring 

(2010, S. 52 ff.) durchgeführt. Die Datenauswertung wird in Abschnitt 5.1.5 vorgestellt. 

 Interpretation der Ergebnisse und Beantwortung der Untersuchungsfrage: Nach 

der Datenauswertung sind die Ergebnisse zu interpretieren. Hierfür werden sie mit vor-

handenem, theoretischem Wissen abgeglichen und diesem gegenüber gestellt (Gläser/ 

Laudel 2010, S. 262). Die Interpretation der Ergebnisse und die Beantwortung der Un-

tersuchungsfrage werden in Abschnitt 5.1.6 kurz beschrieben. Die Ergebnisse der Fall-

studie werden in Abschnitt 5.2 vorgestellt und in Abschnitt 5.3 diskutiert.  

Im Folgenden werden die theoretischen Vorüberlegungen (vgl. Abschnitt 5.1.2), die Entwick-

lung einer Untersuchungsstrategie (vgl. Abschnitt 5.1.3), die Datenerhebung (vgl. Abschnitt 

5.1.4), die Datenauswertung (vgl. Abschnitt 5.1.5) sowie die Interpretation der Ergebnisse (vgl. 

Abschnitt 5.1.6) näher erläutert. 

5.1.2 Theoretische Vorüberlegungen, Forschungsfrage und Erklärungsstrategie 

Theoretische Vorüberlegungen dienen dazu, den aktuellen Stand der Forschung aufzuarbeiten. 

Ausgehend davon kann die Forschungslücke identifiziert und eine Forschungsfrage gestellt 

werden. Diese bedingt wiederum die Wahl der Erklärungsstrategie (Gläser/Laudel 2010, S. 70 

ff.). Grundlage für die Forschungsfrage der Fallstudie bildet die dieser Arbeit zugrundeliegende 

erste Forschungsfrage (vgl. Abschnitt 1.2). Ziel ist es, zu untersuchen, inwieweit IT-Controlling 

in der öffentlichen Verwaltung bereits durchgeführt wird und was die Anforderungen an das 

IT-Controlling in einer öffentlichen Verwaltung sind. Um den aktuellen Stand der Forschung 

zu identifizieren, wurden theoretische Vorüberlegungen zum IT-Controlling im Allgemeinen, 

zum Verwaltungscontrolling sowie zum IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung ange-
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stellt: Es wurden theoretische Grundlagen zum IT-Controlling vorgestellt und aktuelle Hand-

lungsfelder abgeleitet (vgl. Kapitel 3), der aktuelle Stand der Literatur des Verwaltungs-con-

trollings vorgestellt (vgl. Abschnitt 4.3.2) sowie der aktuelle Stand der Literatur des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung aufgearbeitet (vgl. Abschnitt 4.3.3). Dabei zeigte 

sich, dass IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung nur unzureichend in der Literatur be-

achtet wird. Aufgrund der besonderen Charakteristika der öffentlichen Verwaltung im Ver-

gleich zur Privatwirtschaft (vgl. Abschnitt 4.2) und der vor allem in der öffentlichen 

Verwaltung zum Tragen kommenden Schwierigkeit der Darstellung und Bemessung der IT-

Leistung in der öffentlichen Verwaltung (vgl. Abschnitt 4.3.3) ergab sich hier ein Forschungs-

bedarf, welcher in der Praxis von Relevanz ist. 

Aus diesem Grund ist es Ziel der Fallstudie, zu verstehen, inwieweit sich der Einsatz eines IT-

Controllings in einer öffentlichen Verwaltung von dem in einem Unternehmen unterscheidet. 

Diese zentrale Frage lässt sich weiter untergliedern in die Fragen, 

 welche Prozesse, Instrumente, Aufgaben und Strukturen dem IT-Controlling in einer 

Landesverwaltung zugrunde liegen und wie sich diese von denen der Privatwirtschaft 

unterscheiden, 

 welche Anforderungen die Stakeholder des IT-Controllings an das IT-Controlling ha-

ben und inwieweit diese bereits umgesetzt werden sowie 

 welche Einflussfaktoren, Herausforderungen und Nutzenpotentiale für IT-Controlling 

in der öffentlichen Verwaltung identifiziert werden können. 

Aufgrund der Forschungsfragen und der Fallauswahl (vgl. Abschnitt 5.1.3) wurde eine mecha-

nismenorientierte Erklärungsstrategie gewählt, welche qualitative Forschungsmethoden nach 

sich zieht. Diese Wahl lässt sich wie folgt begründen: Das Verständnis des IT-Controllings in 

einer öffentlichen Verwaltung kann nur durch verbale Aussagen von Verwaltungsmitarbeitern 

abgeleitet werden. Da IT-Controlling in der deutschen Verwaltungslandschaft auf Landesebene 

kaum etabliert ist, musste der Beobachtungsausschnitt auf eine Landesverwaltung einge-

schränkt werden. Zudem konnte die Langzeitanalyse nur bei einer Landesverwaltung durchge-

führt werden, bei welcher der Zugang des Forschenden gewährleistet ist. Folglich war der zu 

befragende Personenkreis auf die IT-Verantwortlichen der ausgewählten Landesverwaltung be-

grenzt. Eine statistische Auswertung hätte aufgrund des begrenzten Befragungskreises keine 

signifikanten Ergebnisse erzielen können. 

5.1.3 Entwicklung einer Untersuchungsstrategie 

5.1.3.1 Fallauswahl 

Forschungsgegenstand im Zuge dieser Arbeit ist IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung. 

Die Fallstudie wurde am Beispiel einer öffentlichen Verwaltung in Deutschland auf Landes-

ebene durchgeführt. Die ausgewählte Landesverwaltung nimmt eine Vorreiterrolle beim IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung in Deutschland ein. In der deutschen Verwaltungs-

landschaft ist das ressortübergreifende, strategische IT-Controlling auf Landesebene ansonsten 

kaum etabliert. Zumeist werden Kennzahlen zum IT-Bereich nicht strukturiert, sondern nur auf 

Anfrage der Politik erhoben. Um ein Verständnis dafür entwickeln zu können, wie IT-

Controlling in einer Landesverwaltung durchgeführt wird, musste daher eine Landesverwaltung 
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ausgewählt werden, welche das ressortübergreifende, strategische IT-Controlling weitestge-

hend etabliert und den Prozess der Erhebung, Analyse und Auswertung verstetigt hat. Zudem 

musste das IT-Controlling bereits seit einiger Zeit eingeführt sein, um eine Langzeitanalyse 

durchführen und sowohl die Einführungs- als auch Nutzungsphase detailliert analysieren zu 

können. Zuletzt muss der Zugang zu den empirischen Daten gegeben sein, um das IT-

Controlling umfassend analysieren zu können. 

Im Zuge der Arbeit wurde eine Einzelfallstudie durchgeführt. Eine Einzelfallstudie wird als 

geeignet angesehen, wenn ein kritischer, ungewöhnlicher, allgemeiner, offenbarender oder lon-

gitudinaler Fall vorliegt (Yin 2014, S. 51): 

 Als kritisch wird ein Fall bezeichnet, wenn er dazu beiträgt, die in der Theorie hergelei-

teten Problemstellungen zu adressieren (Yin 2014, S. 51).  

 Ein ungewöhnlicher Fall liegt vor, wenn dieser von bestehenden Theorien oder anderen 

gängigen, als alltäglich zu bezeichnenden Fällen abweicht (Yin 2014, S. 52). 

 Im Gegensatz dazu beschreibt ein allgemeiner Fall alltäglich auftretende Aspekte. Dies 

kann dazu genutzt werden, Rahmenbedingungen und alltägliche Umstände zu beschrei-

ben (Yin 2014, S. 52). 

 Ein offenbarender Fall ermöglicht dem Forschenden Zugang zu empirischen Daten, 

welche bislang noch nicht zugänglich waren (Yin 2014, S. 52). 

 Der longitudinale Fall ermöglicht die Analyse eines Untersuchungsgegenstands über 

den Zeitverlauf hinweg (Yin 2014, S. 53). 

Die im Zuge der Arbeit durchgeführte Einzelfallstudie trägt dazu bei, dass das aus der Theorie 

abgeleitete Forschungsproblem adressiert wird (kritischer Fall). Zudem konnten im Zuge der 

Fallstudie empirische Daten aufgearbeitet werden, zu welchen der Forschende Zugang erhalten 

hatte. Ein solcher Zugang war zuvor bislang nicht gegeben (offenbarender Fall). Zuletzt ermög-

lichte der über zehn Jahre hinweg andauernde Zugang zu der ausgewählten Landesverwaltung 

die Durchführung der Langzeitanalyse (longitudinaler Fall). 

Bei einer Einzelfallstudie kann zwischen einer ganzheitlichen oder eingebetteten Einzelfallstu-

die unterschieden werden. Bei der ganzheitlichen Einzelfallstudie wird ein Fall ganzheitlich 

analysiert. Eine Unterteilung des Falls in weitere Analyseeinheiten ist nicht möglich. Bei der 

eingebetteten Einzelfallstudie hingegen besteht der Fall aus mehreren Analyseeinheiten, welche 

sich in den übergreifenden Fall einbetten (Yin 2014, S. 50). Die Landesverwaltung weist auf-

grund ihrer organisatorischen Struktur mehrere weitere Analyseeinheiten in Form der Ressorts 

auf. Zudem wurde der Untersuchungsgegenstand IT-Controlling in weitere Untersuchungsge-

genstände zerlegt, wie seine Stakeholder und ihre Anforderungen, den IT-Controlling-Prozess 

oder die Herausforderungen des IT-Controllings. Daher kann die vorliegende Einzelfallstudie 

als eingebettet bezeichnet werden. 

Wie in Abschnitt 4.1.1 beschrieben, ist die öffentliche Verwaltungslandschaft und folglich auch 

die ausgewählte Landesverwaltung durch das Ressortprinzip charakterisiert. Die Landesver-

waltung ist in Ressorts unterteilt, welche unterschiedliche, fachliche Schwerpunkte haben und 

gemäß Ressortprinzip autonom und unabhängig voneinander handeln. Jedes Ressort hat einen 
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eigenen IT-Bereich. IT-Verantwortliche der Ressorts treffen autonom ihre Entscheidungen hin-

sichtlich des IT-Einsatzes und legen ressortintern durch ihre ressortinterne IT-Strategie die Ge-

staltung ihres IT-Bereichs fest. Jedes Ressort hat einen eigenen Ressort-CIO. Zugleich gibt es 

einen Landes-CIO, welcher ressortübergreifend den IT-Einsatz der Landesverwaltung planen 

und steuern soll. Im Zuge dessen fällt es beispielsweise in seinen Aufgabenbereich, eine ress-

ortübergreifende IT-Strategie festzulegen, das ressortübergreifende IT-Controlling durchzufüh-

ren und ressortübergreifende Grundsatzfragen zu beantworten. Unterstützt wird der Landes-

CIO durch eine zentrale IT-Stelle. Das in Abschnitt 4.2 beschriebene Spannungsfeld zwischen 

dezentralen Einheiten (Ressorts) und zentraler Einheit (zentrale IT-Stelle) ist auch in der unter-

suchten Landesverwaltung anzutreffen. Landes-CIO und zentrale IT-Stelle sind organisatorisch 

in einem der Ressorts angesiedelt. Der IT-Betrieb sowie die IT-Bereitstellung erfolgen primär 

durch IT-Dienstleister, welche organisatorisch der Landesverwaltung angehören und als nach-

geordnete Bereiche eines der Ressorts geführt werden. Für die Steuerung der IT-Dienstleister 

ist die zentrale IT-Stelle zuständig.  

5.1.3.2 Methodenauswahl 

Zur Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesverwaltung wird eine eingebettete Ein-

zelfallstudie durchgeführt. Fallstudien sind eine Form der empirischen Sozialforschung (Yin 

2014, S. 2). Der Prozess der Fallstudiendurchführung ist somit eng am Prozess der empirischen 

sozialwissenschaftlichen Forschung angelehnt: Um eine Fallstudie durchzuführen, ist diese zu-

erst zu planen und zu gestalten. Anschließend ist die Durchführung der Fallstudie vorzuberei-

ten. Der Vorbereitungsphase folgt das Sammeln und die Analyse der Daten. Zuletzt sind die im 

Zuge der Fallstudie gewonnenen Ergebnisse zu teilen (Yin 2014, S. 2 ff.).  

Für die Datenerhebung können Dokumentationen und Archivbestände herangezogen, Inter-

views geführt, direkte oder teilnehmende Beobachtungen genutzt sowie physische Artefakte 

untersucht werden (Yin 2014, S. 106). Um eine Triangulation der Daten zu gewährleisten und 

umfassende Erkenntnisse zu erlangen, ist es sinnvoll, mehrere Quellen für die Datenerhebung 

heranzuziehen (Yin 2014, S. 119).  

Um die Daten für die Langzeitanalyse zu sammeln, wurden sowohl Experteninterviews mit IT-

Verantwortlichen der Ressorts und der IT-Dienstleister geführt als auch bereitgestellte Doku-

mente analysiert. Zudem wurde die Datenerhebung durch die Teilnahme an Workshops und 

eigene Beobachtungen ergänzt: 

 Dokumentationen: Dokumentationen umfassen Briefe, E-Mails, Agenden von Work-

shops, Protokolle, administrative Dokumente sowie projektbezogene Dokumente. Vor-

teile der Dokumentenanalyse sind, dass die Inhalte der Dokumente spezifisch sind und 

einen breiten Bereich umfassen (Yin 2014, S. 105 ff.). Im Zuge der Arbeit wurde um-

fangreich auf Dokumentationen zurückgegriffen, um die Langzeitanalyse über zehn 

Jahre durchführen zu können. Zur Verfügung stehende Dokumente waren E-Mails, 

Briefe, verwaltungsinterne Vermerke, Protokolle zu Workshops und Arbeitskreisen, IT-

Controlling-Berichte sowie Dokumente des IT-Controllings, wie Konzepte, Steckbriefe 

oder Kennzahlensysteme. Zudem wurden Transkripte alter Interviews, welche 2009 und 

2011 / 2012 mit IT-Verantwortlichen der Ressorts und der zentralen IT-Stelle geführt 

wurden, in die Analyse mit aufgenommen. 
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 Interviews: Interviews stellen eine der wichtigsten Quellen für Fallstudien dar (Yin 

2014, S. 110; Schirmer 2009, S. 180). Die Interviews basieren auf offenen Fragen. Ziel 

ist es, den Interviewten möglichst frei seine subjektive Meinung äußern und eigene 

Schwerpunkte setzen zu lassen (Bortz/Döring 2006, S. 308). Der Nachteil offener Be-

fragungen, dass diese mehr Zeit in Anspruch nehmen (Bortz/Döring 2006, S. 297), 

konnte durch die geringe Anzahl an Befragten und die geringe Anzahl an gestellten 

Fragen begrenzt werden. Als Interviewpartner ausgewählt wurden die IT-Controller der 

Ressorts und der IT-Dienstleister. Interviews wurden je Ressort oder je IT-Dienstleister 

geführt. Hatte ein Ressort oder ein IT-Dienstleister mehrere IT-Controller, so wurde ein 

Gruppeninterview durchgeführt (Atteslander 2010, S. 141; Lamnek 2010, S. 312). 

Grundlage der geführten Interviews bildete ein semi-strukturierter Fragebogen, dessen 

Fragen als Leitfaden durch das Interview leiten sollten (Bortz/Döring 2006, S. 308; 

Atteslander 2010, S. 135). Der semi-strukturierte Fragebogen ermöglicht es den befrag-

ten Personen, eigene Schwerpunkte zu setzen und eigene Themen einzubringen. Sub-

jektive Meinungen können hierdurch erfasst werden (Bortz/Döring 2006, S. 308; 

Atteslander 2010, S. 135). Die Reihenfolge der Fragen ist prinzipiell austauschbar 

(Atteslander 2010, S. 135). Ein solcher Leitfaden dient primär dazu, dem Interviewer 

ein Leitgerüst und eine Gedankenstütze mitzugeben. Zudem kann er die Analyse des 

Interviews erleichtern (Bortz/Döring 2006, S. 314). Die Interviews fanden Face-to-Face 

statt. Dies ermöglicht eine vertrauensvolle Gesprächsatmosphäre und die Beobachtung 

von Interaktionen bei Gruppeninterviews (Gläser/Laudel 2010, S. 154).  

 Beobachtungen: Beobachtungen ermöglichen es, Erkenntnisse über einen Untersu-

chungsgegenstand zu erlangen, ohne eine künstliche Situation zu schaffen. Neben ver-

balem Material können Interaktionen beobachtet werden (Schirmer 2009, S. 204). 

Formen der Beobachtung sind beispielsweise die direkte Beobachtung, die teilneh-

mende Beobachtung oder die Ethnographie (Schirmer 2009, S. 204; Yin 2014, S. 113 

ff.). Bei der direkten Beobachtung gewinnt der Forschende Erkenntnisse während der 

Teilnahme an Meetings oder während der Interviews. Der Forscher als passiver Be-

obachter wird hierbei als außenstehende Person wahrgenommen, die nicht aktiv ein-

greift (Yin 2014, S. 113 ff.). Bei einer teilnehmenden Beobachtung ist der Forscher kein 

passiver Beobachter, sondern kann in eine Situation eingreifen. Im Zuge eines Projekts 

kann er mit Projektteilnehmern interagieren oder Aktivitäten im Projekt durchführen 

(Yin 2014, S. 115 ff.). Bei der Ethnographie ist der Forschende direkt in das Geschehen 

involviert und wird als Teil des Projekts bzw. des Falls angesehen. Als Vorteil können 

die Tiefe und Praxisnähe angesehen werden, welche die Nachteile des hohen Zeitauf-

wands und der Fokussierung auf nur einen Fall aufwiegen (Myers 1999, S. 2 ff.). Bei 

der Ethnographie nimmt der Forschende zwei Rollen ein: In seiner Rolle als Projekt-

partner hat er feste Aufgaben im Projekt und unterstützt die Interviewten bei ihrer Ar-

beit. In seiner Rolle als Wissenschaftler untersucht er den Beobachtungsgegenstand 

wissenschaftlich (Nett/Stevens 2009, S. 57). Aufgrund der langjährigen Involvierung in 

die Einführung und Durchführung des IT-Controllings in der Landesverwaltung ist eine 

passive Beobachtung nicht gegeben. Vielmehr wird die zentrale IT-Stelle im IT-

Controlling unterstützt. Dies ermöglicht es, ein tiefgreifendes Verständnis des IT-

Controlling-Einsatzes in der Landesverwaltung aufzubauen. Die im Zuge der Fallstudie 

gemachten Beobachtungen wurden in eigenen Notizen festgehalten. Beobachtungen 
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wurden neben der Teilnahme an Workshops und Arbeitskreisen aus begleitenden infor-

mellen Gesprächen sowie aus Projekttreffen der IT-Controller der zentralen IT-Stelle 

gezogen. 

Die Qualität einer Fallstudie kann anhand von vier Qualitätskriterien festgestellt werden (Yin 

2014, S. 45). Eine Konstruktvalidität liegt vor, wenn korrekte operative Maßnahmen in Form 

von Methoden für die Beobachtungsgegenstände identifiziert werden. Erreicht werden kann 

dies dadurch, dass unterschiedliche Methoden der Datenerhebung verwendet werden (Yin 

2014, S. 46 f.). In der vorliegenden Arbeit erfolgt die Datenerhebung neben Interviews basie-

rend auf einer Dokumentenanalyse und Beobachtungen. Somit ist dieses Qualitätskriterium er-

füllt. Eine interne Validität liegt vor, wenn Zusammenhänge identifiziert und verglichen 

werden (Yin 2014, S. 47 f.). Im Zuge der Analyse der Fallstudie werden Zusammenhänge iden-

tifiziert und mit weiteren Fallstudienergebnissen in Verbindung gebracht. Aus diesem Grund 

ist die interne Validität gegeben. Die externe Validität ist gegeben, wenn eine Generalisierung 

der Ergebnisse möglich ist (Yin 2014, S. 48). In der Arbeit liegt eine externe Validität vor, da 

die Ergebnisse mit der Theorie verknüpft werden. Zudem sind die Ergebnisse auf andere öf-

fentliche Verwaltungen übertragbar. Zuletzt ist das Kriterium der Reproduzierbarkeit zu erfül-

len. Die im Zuge der Fallstudie erzielten Ergebnisse sollen derart zuverlässig sein, dass sie 

erneut erzielt werden können, wenn die Untersuchung und Analyse erneut durchgeführt wer-

den. Eine genaue Dokumentation der Fallstudienergebnisse trägt hierzu bei (Yin 2014, S. 48 

f.). Das Vorgehen bei der Fallstudie wurde genau dokumentiert und beschrieben. Abgeleitete 

Interpretationen sind mit Zitaten belegt. Folglich ist eine Reproduzierbarkeit gewährleistet. 

5.1.4 Datenerhebung 

Zur Erhebung der Daten wurden unterschiedliche Methoden angewandt: Es wurden – entspre-

chend der Methodenauswahl (vgl. Abschnitt 5.1.3.2) – Interviews geführt sowie Dokumente 

und Beobachtungen analysiert (vgl. Abbildung 19). Die empirischen Daten wurden im Zeit-

raum von 2005 bis 2016 erhoben. Die Dokumente der Datenerhebung flossen anschließend in 

die Datenauswertung ein (vgl. Abschnitt 5.1.5). 

 
Abbildung 19: Zusammenfassung der Datenerhebung 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Die Datenerhebung der Interviews wurde im Zuge von zwei Interviewserien durchgeführt. Die 

erste Interviewserie fand von Mai bis Juli 2014 statt, die zweite Interviewserie im Juni und Juli 

2015. Befragt wurden die IT-Controller der Ressorts und der IT-Dienstleister. Insgesamt wur-

den 14 Experten Face-to-Face interviewt. Die Interviews wurden anhand eines semi-struktu-

rierten Fragebogens geführt. Die Fragen waren hierbei offen, neutral, klar und einfach gestellt. 

Die Leitfäden zu den Interviews sind in Anhang B aufgeführt. In der ersten Interviewserie wur-

den die Experten zu den Anforderungen, Zielen, Aufgaben, dem erzielten Nutzen und weiteren 

Instrumenten des IT-Controllings befragt. Die Fragen hierzu wurden aus den theoretischen 

Grundlagen der Arbeit sowie den Erkenntnissen der Literaturrecherche zum IT-Controlling in 

öffentlichen Verwaltungen abgeleitet. Die zweite Interviewserie diente dazu, das IT-Projekt-

Controlling der Ressorts näher zu vertiefen. Neben einer einleitenden Frage zur Durchführung 

des IT-Projekt-Controllings wurde gefragt, wie der Projekterfolg gemessen und wie der Nutzen 

eines E-Government-Projekts dargestellt wird. Ausgangslage für diese Fragestellungen bilde-

ten die Erkenntnisse aus den im Jahr zuvor erhobenen Daten. Bereits während der Interviews 

wurden Notizen gemacht. Die Interviews wurden aufgezeichnet und transkribiert. Zudem wur-

den eigene Notizen während des Interviews angefertigt. Die Protokolle zu den Interviews wur-

den den Befragten anschließend zugesandt, um zu gewährleisten, dass das Gesagte richtig 

verstanden wurde. 

Die Erkenntnisse der Interviews wurden durch eine umfangreiche Dokumentenanalyse er-

gänzt, welche den Zeitraum 2005 bis einschließlich 2016 umfasst. Analysierte Dokumente wa-

ren schwerpunktmäßig Agenden und Protokolle von Arbeitskreisen und Workshops, aber auch 

Briefe und E-Mails der Ressorts an die zentrale IT-Stelle und vice versa. Zudem wurden Pro-

jektberichte und bestehende IT-Controlling-Konzepte, wie ein übergreifendes Konzept, Steck-

briefe oder Kennzahlensysteme, untersucht. Weitere Informationen konnten in verwaltungs-

internen Vermerken gefunden werden. Zuletzt konnten noch Transkripte einer alten Interview-

serie herangezogen werden. Diese Interviews wurden 2009 (sechs dokumentierte Interviews) 

und 2011 / 2012 (vier dokumentierte Interviews) mit IT-Verantwortlichen der Ressorts und der 

zentralen IT-Stelle geführt. Diese umfangreiche Anzahl an Dokumenten bildet maßgeblich die 

Grundlage für die Sammlung der empirischen Daten. Sie ermöglicht es, sowohl während der 

Einführungs- als auch während der Nutzungsphase das IT-Controlling in der Landesverwaltung 

zu analysieren und folglich die Langzeitanalyse durchzuführen. 

Zuletzt wurden die bereits erhobenen Daten durch Notizen aus Beobachtungen ergänzt. Im 

Zuge der Beobachtungen konnten vor allem Daten bei der zentralen IT-Stelle erhoben werden, 

so dass eine separate Befragung in Form eines Interviews nicht notwendig war. Zudem wurden 

informelle Gespräche mit den IT-Verantwortlichen der zentralen IT-Stelle sowie den Ressorts 

herangezogen. Beobachtungen während der Arbeitskreise oder Workshops wurden ebenso in 

Notizen festgehalten. Der Beobachtungszeitraum erstreckt sich schwerpunktmäßig von 2011 

bis 2016, aber auch zuvor konnten bereits ab 2009 vereinzelt Beobachtungen durch die Teil-

nahme an Workshops gemacht werden. Somit konzentrieren sich die Beobachtungen auf das 

Ende der Einführungsphase sowie die Nutzungsphase des IT-Controllings in der ausgewählten 

Landesverwaltung. 
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Im Zeitraum von 2005 bis 2016 wurden insgesamt 2.585 Dokumente – gewonnen aus Inter-

views, Dokumentenanalyse und Beobachtungen – gesammelt. Sie beziehen sich sowohl auf die 

Einführungs- als auch Nutzungsphase des IT-Controllings in der untersuchten Landesverwal-

tung und bilden maßgeblich die Grundlage für die Langzeitanalyse. Tabelle 14 gibt einen Über-

blick über die Anzahl der Dokumente geordnet nach Jahren. 

Phase Jahr 
Ausgangsmaterial 

(Anzahl Dokumente) 

Einführungs-

phase 

2005 2 

2006 17 

2007 183 

2008 424 

Testphase 
2009 47 

2010 36 

Nutzungs-

phase 

2011 241 

2012 66 

2013 134 

2014 559 

2015 451 

2016 425 

 Insgesamt 2.585 

Tabelle 14: Im Zuge der Datenerhebung gesammeltes Ausgangsmaterial 

Quelle: Eigene Darstellung 

Diese Dokumente stellen das Ausgangsmaterial für die Datenauswertung dar. Sie wurden an-

schließend weiter aufbereitet, um die Datenauswertung durchführen zu können (vgl. Abschnitt 

5.1.5). 

5.1.5 Datenauswertung 

Für die Datenauswertung wurde eine qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring (2010, S. 52 ff.) 

durchgeführt. Diese Inhaltsanalyse umfasst die folgenden Schritte: 

1. Bestimmung des Ausgangsmaterials: Zuerst ist festzulegen, welches Material ver-

wendet wird und wie groß die Basis des Materials sein soll. Zudem ist die Entstehungs-

situation des Materials zu skizzieren. Zuletzt ist das Material anhand formaler 

Charakteristika zu beschreiben. Zumeist liegt das Material aber bereits in Textform vor 

(Mayring 2010, S. 52 f.). So liegt das Ausgangsmaterial für die Fallstudie ebenso in 

Textform vor. Das Ausgangsmaterial umfasst 2.585 Dokumente (vgl. Abschnitt 5.1.4), 

davon etwa 740 Excel-Dateien (entspricht 29 % des Ausgangsmaterials) und etwa 420 

Powerpoint-Präsentationen (entspricht 16 % des Ausgangsmaterials). Alle Dokumente 

wurden gesichtet und eine Qualitätssicherung wurde dabei vorgenommen. Im Zuge des-

sen wurden beispielsweise doppelt vorliegende Dokumente aussortiert. Bei nicht voll-

endeten Dokumenten, wie Protokolle oder Arbeitsstände des IT-Controlling-Konzepts, 

welche nur durch Ergänzungen erweitert wurden, wurde der finale Versionsstand in die 

Analyse aufgenommen. Die Excel-Dateien, welche beispielsweise Rückmeldungen 

zum Erhebungsauftrag oder zu Auswertungen enthielten, sowie die Powerpoint-Präsen-

tationen konnten nicht toolgestützt ausgewertet werden. Daher flossen insgesamt noch 
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ca. 150 Dokumente – schwerpunktmäßig Protokolle, IT-Controlling-Konzepte, interne 

Notizen, verwaltungsinterne Dokumente und Transkripte der Interviews – in die tool-

gestützte Auswertung und Analyse ein. Die aufgrund ihres Formats nicht toolgestützt 

analysierbaren Dokumente wurden jedoch gemäß dem Kodierschema der toolgestützten 

Analyse gesichtet und analysiert, so dass auch diese Dokumente nicht unberücksichtigt 

blieben. 

2. Fragestellung der Analyse: Im nächsten Schritt ist das Ergebnis der Inhaltsanalyse 

festzulegen und eine Zielgruppe zu bestimmen. Zudem ist eine Frage zu stellen, welche 

im Zuge der Inhaltsanalyse beantwortet werden soll. Diese Frage wird aus der Theorie 

abgeleitet (Mayring 2010, S. 56 ff.). Im Zuge der Arbeit sind die Fragestellungen der 

Inhaltsanalyse gleichzusetzen mit den Forschungsfragen, welche dem Prozess der em-

pirischen Sozialforschung zugrunde liegen (vgl. Abschnitt 5.1.2): Ziel der Fallstudie ist 

das Schaffen eines Verständnisses, worin sich der Einsatz eines IT-Controllings in einer 

öffentlichen Verwaltung von dem in einem Unternehmen unterscheidet. Diese zentrale 

Frage wird weiter untergliedert in die Fragen,  

 welche Prozesse, Instrumente, Aufgaben und Strukturen dem IT-Controlling in 

einer Landesverwaltung zugrunde liegen und wie sich diese von denen der Pri-

vatwirtschaft unterscheiden,  

 welche Anforderungen die Stakeholder des IT-Controllings an das IT-

Controlling haben und inwieweit diese bereits umgesetzt werden sowie  

 welche Einflussfaktoren, Herausforderungen und Nutzenpotentiale für IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung identifiziert werden können.  

Die Beantwortung dieser Fragestellungen stellt das Ergebnis der Inhaltsanalyse dar. 

Zielgruppe der Inhaltsanalyse sind sowohl die Wissenschaft als auch die Praxis, z. B. 

IT-Verantwortliche aus öffentlichen Verwaltungen. 

3. Ablaufmodell der Analyse: Das Ablaufmodell der Analyse umfasst die Festlegung von 

Analyseeinheit und -technik. Die Analyseeinheit unterteilt sich in die Kodiereinheit 

(kleinster auszuwertender Materialbestandteil, kleinster unter eine Kategorie fallender 

Textteil), die Kontexteinheit (größter, unter eine Kategorie fallender Textbestandteil) 

sowie die Auswertungseinheit (Reihenfolge der Auswertung der Textteile). Ziel ist es, 

die Ergebnisse in Kategorien zusammenzufassen (Mayring 2010, S. 59). Für die Aus-

wertung der erhobenen Daten wurde ein umfangreiches Kodierschema aufgesetzt, wel-

ches aus der Literatur abgeleitet wurde und auf dem CCP-Modell basiert. Dieses Modell 

wurde bereits für die Analyse von IT-Controlling verwendet und stellt eine Grundlage 

dar, um IT-Controlling im Detail zu analysieren (Song/Letch 2012, S. 277 f.; 

Serafeimidis 2001b, S. 60). Das Modell umfasst die drei Dimensionen Inhalt (content), 

Kontext (context) und Prozess (process). Die Dimension Kontext zeigt die Gründe für 

IT-Controlling sowie die Stakeholder des IT-Controllings auf. Hierbei wird sowohl eine 

interne (d. h. Analyse der Organisationsstruktur, Organisations-/ IT-Strategie und Or-

ganisationskultur) als auch eine externe Perspektive (d. h. Analyse der Marktstrukturen, 

Gesetze und Technologien) auf die Organisation eingenommen (Song/Letch 2012, S. 
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277). Bei der Analyse des Kontexts werden Ziele, Nutzenpotentiale und Einflussfakto-

ren identifiziert. Informationen zur organisatorischen Verankerung des IT-Controllings 

sowie zu den am IT-Controlling beteiligten Stakeholdern werden erhoben und ausge-

wertet. Die Kontextbetrachtung des CCP-Models wird zudem um die Analyse von Bar-

rieren – wie im Framework von Irani et al. (2005, S. 74) vorgeschlagen – erweitert. Die 

Dimension Inhalt analysiert den Gegenstand des IT-Controllings, d. h. die Steuerungs-

objekte (was wird evaluiert). Hierunter fallen auch die eingesetzten Instrumente. Inhalt 

und Kontext stehen dabei in enger Verbindung (Song/Letch 2012, S. 277). Die Dimen-

sion Prozess analysiert den Zeitpunkt, wann IT-Controlling stattfindet, sowie die Art 

und Weise, wie es durchgeführt wird. Darüber hinaus werden die Handlungen und In-

teraktionen der involvierten Stakeholder analysiert (Song/Letch 2012, S. 277). Ange-

lehnt an dieses CCP-Modell erfolgte die Analyse von Stakeholdern und Anforderungen 

sowie der Prozesse, Aufgaben, Ziele und Instrumente. Erste allgemeine Kategorien wur-

den bereits aus den theoretischen Grundlagen abgeleitet. Beispielsweise wurden die 

Aufgaben konkret in die Kategorien Planung, Beratung, Prognose, Kontrolle, Steuerung 

und Information aufgeteilt. Zuletzt umfasste das Kodierschema allgemeine Metainfor-

mationen. Insgesamt ergaben sich ca. 170 unterschiedliche Codes, mit deren Hilfe die 

Datenanalyse vorgenommen wurde (vgl. Anhang C). Diese Auswertung wurde mit Un-

terstützung eines Analysetools vorgenommen.  

4. Interpretation der Ergebnisse: Zuletzt werden die Ergebnisse interpretiert. Hierfür 

sind die Ergebnisse zu erklären, zu strukturieren und zusammenzufassen (Mayring 

2010, S. 63 f.). Die Interpretation der Ergebnisse wird in Abschnitt 5.1.6. kurz beschrie-

ben. 

5.1.6 Interpretation der Ergebnisse und Beantwortung der Forschungsfrage 

Nach der Datenauswertung sind die Ergebnisse zu interpretieren. In dieser Arbeit werden die 

Ergebnisse ausführlich in Abschnitt 5.2 vorgestellt. Um die Häufigkeit von Nennungen anzu-

geben, ergänzen quantitative Darstellungen die qualitative Analyse. Eine Interpretation der Er-

gebnisse findet in Abschnitt 5.3 statt. Hierbei werden die Ergebnisse kritisch reflektiert und mit 

Erkenntnissen aus der Literatur verknüpft. Zudem werden Erklärungsansätze vorgestellt, bei-

spielsweise in Form einer Einordnung der Erkenntnisse in wissenschaftliche Theorien (vgl. Ab-

schnitt 5.3.2). Bei den Herausforderungen, Einflussfaktoren und Nutzenpotentialen fand eine 

Zusammenfassung der Ergebnisse aus Literatur und Fallstudie statt (vgl. Abschnitt 5.3.1.5, Ab-

schnitt 5.3.1.6 und Abschnitt 7.2). Die Strukturierung der Ergebnisse wurde bereits im Zuge 

der Vorstellung der Ergebnisse in Abschnitt 5.2 durch die Einteilung der Abschnitte vorgenom-

men. 

Die Beantwortung der Forschungsfrage wird durch die Ergebnisse der Langzeitanalyse in Ab-

schnitt 5.2 und deren Diskussion in Abschnitt 5.3 vorgenommen. Zudem gibt die Fallstudie 

Antwort auf die der Arbeit zugrundeliegende erste Forschungsfrage, inwieweit IT-Controlling 

bereits umgesetzt wird und was Anforderungen an das IT-Controlling in einer öffentlichen Ver-

waltung sind. Zuletzt adressiert sie die in Abschnitt 3.5 beschriebenen Handlungsfelder 1 bis 3. 
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5.2 Ergebnisse der Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesver-

waltung 

5.2.1 Stakeholder des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Die Analyse der Stakeholder hat die Identifikation aller Stakeholder, d. h. Interessensgruppen, 

einer Organisation bzw. eines Projekts zum Ziel und adressiert Handlungsfeld 3. Des Weiteren 

trägt sie zur Beantwortung von Forschungsfrage 1 bei, indem die Anforderungen an das IT-

Controlling anschließend aus Sicht der bedeutenden Stakeholder analysiert werden können. 

Die Stakeholder-Analyse bietet einen strukturierten Ansatz, um Stakeholder zu identifizieren 

und zu priorisieren, indem (1) Stakeholder und ihre Interessen identifiziert, (2) anschließend 

klassifiziert und (3) fortwährend evaluiert und fortgeschrieben werden (Scholz 1987; Greger et 

al. 2015b). Für die Stakeholder-Analyse wird eine Vielzahl an Methoden vorgeschlagen (z. B. 

Yang et al. (2011) oder Bryson (2004)). Unterschiedliche Klassifikationsansätze klassifizieren 

laut Greger et al. (2015b) die Stakeholder gemäß ihrem Einfluss auf die Organisation oder das 

Projekt (Mitchell et al. 1997; Cleland 1998; Frooman 1999; Mathur et al. 2008), ihrer Einstel-

lung zur Organisation oder dem Projekt (Etzioni 1971; Mahoney 1994) oder ihrer organisatori-

schen Verankerung in der Organisation oder im Projekt (Winch 2004). Eine Zusammenstellung 

der Klassifikationsansätze findet sich beispielsweise bei Sallinen et al. (2011) oder darauf auf-

bauend bei Greger et al. (2015b). Zu beachten ist, dass Stakeholder nicht isoliert zu analysieren 

sind, da diese durch Interaktionen mit anderen Stakeholdern in Wechselbeziehungen zueinan-

der stehen und sich maßgeblich beeinflussen können, so dass hierdurch auch ihre Interessen 

und Anforderungen beeinflusst werden können (Greger et al. 2014; Balta et al. 2015a). 

Die Stakeholder, welche für das IT-Controlling in der ausgewählten Landesverwaltung identi-

fiziert wurden, werden in Tabelle 15 aufgelistet und beschrieben. Durch die graue Markierung 

wird angegeben, ob es sich um einen Stakeholder während der Einführungs- oder während der 

Nutzungsphase des IT-Controllings handelt, um Veränderungen bei den Stakeholdern im Zeit-

verlauf aufzuzeigen.  

Insgesamt konnten 21 Stakeholder identifiziert werden. Davon handelt es sich bei 16 Stakehol-

dern um interne Stakeholder der Landesverwaltung und bei fünf Stakeholdern um externe Sta-

keholder, die außerhalb der Landesverwaltung angesiedelt sind. Während die internen 

Stakeholder fest in das IT-Controlling integriert sind, findet eine Interaktion mit den externen 

Stakeholdern – bis auf die wissenschaftlichen Berater – nur bei Bedarf oder für den Erfahrungs-

austausch statt. Die wissenschaftlichen Berater nehmen eine Sonderrolle ein und arbeiten eng 

mit der Landesverwaltung zusammen. 

  



5 Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 83 

 

Stakeholder Beschreibung 
Einführungs-

phase 

Nutzungs-

phase 

Zentrale IT-Stelle Unterstützung des CIO, Fokus auf 

querschnittliche, ressortübergreifende 

Themen 

  

(wissenschaftliche) 

Berater 

Wissenschaftliche Beratung und Un-

terstützung sowohl bei der Einführung 

(z. B. Erstellen der Konzepte oder De-

finition der Kennzahlen) als auch bei 

der Nutzung (z. B. Auswertung oder 

Fortschreibung der Kennzahlen) 

  

Ressorts Teils an der Einführung des IT-

Controllings beteiligt; später Erhebung 

von Kennzahlen basierend auf dem 

Auftrag der zentralen IT-Stelle 

  

IT-Dienstleister An der Einführung des IT-Controllings 

beteiligt; später Erhebung von Kenn-

zahlen basierend auf dem Auftrag der 

zentralen IT-Stelle 

  

Basissystemverant-

wortlicher 

Verantwortlicher für spezifische Fach-

verfahren, welche einheitlich, ressort-

übergreifend in der Landesverwaltung 

eingesetzt werden sollen; Erhebung 

von Kennzahlen basierend auf dem 

Auftrag der zentralen IT-Stelle 

  

IT-Sicherheits-

verantwortlicher 

Erhebung von sicherheitsbezogenen 

Kennzahlen basierend auf dem Auftrag 

der zentralen IT-Stelle 

  

Politik Auftraggeber; 

bei Bedarf Nutzung der erhobenen 

Kennzahlen 

  

Haushaltsabteilung Bei Bedarf Nutzung der erhobenen 

Kennzahlen 

  

Personalabteilung Prüfung der zu erhebenden Kennzah-

len aus personalrechtlicher Sicht 

  

Juristische Abtei-

lung 

Prüfung der zu erhebenden Kennzah-

len aus juristischer Sicht 

  

CIO Nutzung der Kennzahlen zur Unter-

mauerung politischer Aussagen 

  

ORH Externe Prüfung des IT-Controllings   

Lenkungsausschuss 

der Abteilungsleiter 

Begleitung der Einführung; Eskalati-

onsstufe; Beschluss des ersten IT-

Controlling-Konzepts 

  

Fachaufsichten Fachliche Aufsicht der IT-

Dienstleister; Prüfung der zu erheben-

den Kennzahlen 
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Stakeholder Beschreibung 
Einführungs-

phase 

Nutzungs-

phase 

Projektgruppe IT-

Controlling 

Bestehend aus Ressorts, IT-

Dienstleistern, zentraler IT-Stelle so-

wie den wissenschaftlichen Beratern; 

Erarbeitung des IT-Controlling-

Konzepts; abgelöst vom Arbeitskreis 

IT-Controlling 

  

Arbeitskreis IT-

Controlling 

Bestehend aus Ressorts, IT-

Dienstleistern, zentraler IT-Stelle so-

wie den wissenschaftlichen Beratern; 

Fortschreibung des IT-Controlling-

Konzepts; löst Projektgruppe IT-

Controlling ab 

  

Datenschutzbeauf-

tragter 

Prüfung der zu erhebenden Kennzah-

len auf datenschutzkritische Aspekte 

  

IT-Fachausschuss Zusammengesetzt aus der Staatskanz-

lei, den Staatsministerien, dem Land-

tagsamt, dem Obersten Rechnungshof, 

dem Landesbeauftragten für Daten-

schutz, den IT-Dienstleistern sowie der 

zentralen IT-Stelle; 

beratendes Gremium, Austausch von 

Informationen und Erfahrungen (Do-

kument 69) 

  

Bund Austausch von Erfahrungen, äußerst 

geringe Einbindung 

  

Bundesländer Austausch von Erfahrungen, äußerst 

geringe Einbindung 

  

IT-Planungsrat Gremium, welches sich aus Bund, 

Ländern und den kommunalen Spit-

zenverbänden zusammensetzt (Doku-

ment 69); 

Austausch von Erfahrungen, äußerst 

geringe Einbindung 

  

Tabelle 15: Stakeholder des IT-Controllings in einer deutschen Landesverwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Es zeigt sich, dass die Stakeholder des IT-Controllings im Zeitverlauf unverändert geblieben 

sind, aber unterschiedliche Rollen bei der Einführung bzw. Nutzung angenommen haben. Zu-

dem wurden Begrifflichkeiten geändert: Während bei der Einführungsphase Ressorts, IT-

Dienstleister und zentrale IT-Stelle in einer Projektgruppe zusammentrafen, wurde diese bei 

der Nutzungsphase als Arbeitskreis benannt. Es ist weiterhin zu erkennen, dass einige Stake-

holder nicht durchgehend am IT-Controlling beteiligt sind. Beispielsweise führt der Oberste 

Rechnungshof (ORH) in bestimmten Abständen eine Kontrolle des IT-Controllings durch, ist 

aber ansonsten an der Nutzungsphase nicht beteiligt. Ebenso führen die juristischen Abteilun-

gen oder die Personalabteilung einmal jährlich eine Prüfung durch und bestätigen hierdurch den 

Auftrag zur Erhebung der Kennzahlen. Ansonsten sind diese ebenso nicht kontinuierlich betei-

ligt. Bund, andere Bundesländer sowie der IT-Planungsrat werden nur äußert selten zum Erfah-

rungsaustausch hinzugezogen. Ein Erfahrungsaustausch mit den Kommunen hinsichtlich des 

IT-Controllings findet nicht statt; diese wurden im Zuge der Analyse nicht als Stakeholder des 

IT-Controllings der Landesverwaltung identifiziert.  

Rolle Stakeholder 

Auftraggeber  Politik (Auftraggeber des IT-Controllings) 

 Zentrale IT-Stelle (im Sinne des Erhebungsauftrags) 

Datenlieferant  Ressorts 

 IT-Dienstleister  

 Basissystemverantwortlicher 

 IT-Sicherheitsverantwortlicher 

Datennutzer  Zentrale IT-Stelle 

 CIO 

 Ressorts 

 IT-Dienstleister 

 Politik 

 Haushaltsabteilung 

Prüfer  Zentrale IT-Stelle (prüft Kennzahlen der Datenlieferanten) 

 Wissenschaftliche Berater 

 Ressorts (prüfen Kennzahlen der nachgeordneten Behörden) 

 Personalabteilung 

 Juristische Abteilung 

 ORH 

 Fachaufsichten (bei Einführung neuer Kennzahlen) 

 Datenschutzbeauftragter 

Unterstützer 

(Informations- 

und Erfahrungs-

austausch) 

 IT-Fachausschuss 

 Bund und Bundesländer 

 IT-Planungsrat 

 Wissenschaftliche Berater 

Gremien und 

Arbeitskreise 

 Lenkungsausschuss (bestehend aus IT-Abteilungsleitern) 

 Projektgruppe bzw. Arbeitskreis IT-Controlling 

 IT-Fachausschuss 

Tabelle 16: Kategorisierung der IT-Controlling-Stakeholder einer Landesverwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Die identifizierten Stakeholder lassen sich in die Rollen Auftraggeber, Datenlieferant, Daten-

nutzer, Prüfer und Unterstützer im Sinne eines Informations- und Erfahrungsaustauschs eintei-

len. Zudem sind zahlreiche Gremien und Arbeitskreise beteiligt, welche in einer eigenen 

Kategorie zusammengefasst werden (vgl. Tabelle 16).  

Die Gremien sind schwerpunktmäßig bei der Einführung eingebunden. Bei der Umsetzung sind 

diese – bis auf den Arbeitskreis IT-Controlling – nicht mehr vorhanden. Da sich der Arbeits-

kreis im Kern aus IT-Verantwortlichen der Ressorts sowie der zentralen Stelle zusammensetzt, 

bildet er aus diesen Stakeholdern eine Basis für den Austausch von IT-Controlling-Aspekten. 

Datenlieferanten sind die Ressorts, die IT-Dienstleister, die Basissystemverantwortlichen sowie 

die IT-Sicherheitsverantwortlichen. 2009 gab es eine Diskussion, ob der ORH als Datenliefe-

rant aufgenommen werden sollte (Dokument 1). Dies wurde jedoch nicht durchgesetzt (Doku-

ment 2). 

Die zentrale IT-Stelle sowie die Ressorts und IT-Dienstleister lassen sich – je nach ihrer Rolle 

im IT-Controlling-Prozess – in mehreren Kategorien finden. Beispielsweise gibt die zentrale 

IT-Stelle den Erhebungsauftrag für das IT-Controlling und nimmt hierdurch die Rolle des Auf-

traggebers ein. Gleichzeitig überprüft sie die von den Ressorts und IT-Dienstleistern gelieferten 

Daten und wertet diese aus. Zudem nutzt sie die gelieferten Daten, indem sie diese beispiels-

weise dem CIO bereitstellt. Die Ressorts erheben, wie von der zentralen IT-Stelle gefordert, die 

Kennzahlen und sind daher Datenlieferanten. Parallel hierzu erhalten sie von ihren nachgeord-

neten Behörden die Kennzahlen, prüfen diese und werten diese im Zuge des ressortinternen IT-

Controllings aus. Die beiden Beispiele zeigen, dass ein relativ kleiner Kreis an Stakeholdern 

unterschiedliche Rollen – abhängig vom IT-Controlling-Prozess – einnimmt. 

Die wissenschaftlichen Berater haben eine Sonderrolle. Als externe Beobachter und Berater 

prüfen sie Strukturen, Abläufe und Kennzahlen und geben der zentralen IT-Stelle Anknüp-

fungspunkte für Möglichkeiten zur Weiterentwicklung des IT-Controllings. Zugleich informie-

ren sie über Trends im Bereich IT-Controlling und nehmen hier eine strategische Perspektive 

ein. Daneben werden sie operativ tätig, indem sie auf operativer Ebene die zentrale IT-Stelle 

bei der Auswertung oder Definition neuer Kennzahlen unterstützen. Gleichzeitig erhalten sie 

Einblicke in das IT-Controlling einer öffentlichen Verwaltung und können diese wissenschaft-

lich aufarbeiten. 

Schwerpunktmäßig wird das IT-Controlling von den IT-Verantwortlichen in den Ressorts so-

wie den Mitarbeitern der zentralen IT-Stelle genutzt. Dieses Spannungsfeld der zentralen und 

dezentralen Perspektive tangiert die Gestaltung und Nutzung des IT-Controllings. Aus diesem 

Grund muss ihm große Beachtung geschenkt werden. Im Zuge dieser Arbeit wird das Span-

nungsfeld durch die Analyse der Verantwortlichkeiten und Entscheidungsstrukturen in Ab-

schnitt 5.2.8 näher beleuchtet. Andere Stakeholder, wie der CIO oder der ORH, tangieren die 

Gestaltung und Nutzung nur partiell. Der CIO lässt sich beispielsweise bei Bedarf Informatio-

nen von der zentralen IT-Stelle geben, wenn er diese nutzen kann, um politische Entscheidun-

gen mit Kennzahlen aus dem IT-Controlling zu untermauern. 

Die Berichtsstrukturen wurden im Zuge der Einführung des IT-Controllings von der zentralen 

IT-Stelle – in Form einer sogenannten Adressatenpyramide – festgelegt und haben auch in der 

Nutzungsphase noch Gültigkeit: Die Anwender erheben die Daten und geben sie an den IT-

Verantwortlichen der jeweiligen Behörde weiter. Dieser liefert die Daten an den IT-



5 Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 87 

 

Verantwortlichen des jeweiligen Ressorts, welcher von allen nachgelagerten Behörden Daten 

bekommt und diese aggregiert. Die zentrale IT-Stelle erhält anschließend von jedem Ressort 

nur die aggregierten Werte. Nach der Prüfung, Auswertung und Analyse meldet sie die IT-

Controlling-Werte bei Bedarf an die Politik (Dokument 3).  

Die Adressatenpyramide ist das Ergebnis einer Stakeholder-Analyse, welche während der Ein-

führung des IT-Controllings durchgeführt wurde. Als Stakeholder des IT-Controllings wurden 

schwerpunkmäßig die Datenlieferanten wahrgenommen. Die Identifikation und Analyse der 

Interessen und Anforderungen fand im Zuge der Einführung durch eine schriftliche Abfrage 

der Anforderungen statt. Es zeigt sich, dass an der Gestaltung und am Prozess des IT-

Controllings schwerpunktmäßig die zentrale IT-Stelle und die Ressorts bzw. IT-Dienstleister 

beteiligt sind. Im Folgenden wird sich daher auf diese beiden Stakeholder fokussiert. Um die 

Stakeholder-Analyse abzurunden, werden im nächsten Abschnitt 5.2.2 deren Anforderungen 

präsentiert. 

5.2.2 Anforderungen an das IT-Controlling in einer Landesverwaltung 

Die Anforderungen wurden aus Sicht der Ressorts bzw. IT-Dienstleister und der zentralen IT-

Stelle als wichtige Stakeholder erhoben. Durch diese differenzierte Betrachtung wird sowohl 

die Analyse der Anforderungen unterstützt als auch ein tieferes Verständnis der primären Sta-

keholder des IT-Controllings geschaffen, indem deren unterschiedliche Sichtweisen aufgezeigt 

werden. Neben der Beantwortung von Forschungsfrage 1 wird hierdurch Handlungsfeld 3 (de-

taillierte Analyse der Rolle des IT-Controllers und der am IT-Controlling beteiligten Stakehol-

der) Rechnung getragen. 

Eine Abfrage der Anforderungen erfolgte einmal während der Einführungsphase des IT-

Controllings im Jahr 2009 und einmal während der Nutzung des IT-Controllings im Jahr 2014 

im Zuge der Interviewserie. Zwischen 2006 und 2014 fand keine explizite Erhebung von An-

forderungen in Interviews statt. Jedoch können die Ressorts neu auftretende Anforderungen 

jederzeit an die zentrale IT-Stelle melden, welche diese dann prüft und ggf. umsetzt. Bei diesen 

ad-hoc gemeldeten Anforderungen handelt es sich zumeist um Anforderungen an bestehende 

Kennzahlen, z. B. Schärfung der Kennzahlendefinition. Neben den beiden Erhebungen der An-

forderungen in 2009 und 2014 sind daher weitere Anforderungen an das IT-Controlling in Do-

kumenten zu finden. Bei der Dokumentenanalyse konnten auch Anforderungen des ORH an 

das IT-Controlling identifiziert werden. Aus diesem Grund wird der ORH als Stakeholder, wel-

cher eine externe Sicht einnimmt, mit betrachtet. 

Im Folgenden werden die Anforderungen an das IT-Controlling sowohl während der Einfüh-

rungs- als auch der Nutzungsphase aufgezeigt und kategorisiert. Die identifizierten Anforde-

rungen sind in Tabelle 17 zusammengefasst. Neben der Zuordnung zum Zeitpunkt, an welchem 

die Anforderungen zu berücksichtigen sind (in der Tabelle grau markiert), erfolgt eine Zuord-

nung zu zentraler IT-Stelle, Ressorts inklusive IT-Dienstleister und ORH (in der Tabelle 

schwarz markiert). 
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Kategorie Anforderungen 

Zeitpunkt Stakeholder 

Einführung Nutzung  
Zentrale 

IT-Stelle 
Ressorts ORH 

Einführungs- 

und Fort-

schreibungs-

prozess 

Stufenweise Einführung      

Schrittweise Weiterentwicklung      

Schaffen des notwendigen Know-hows      

Kein Top-Down-Ansatz: Miteinbeziehen der Behörden, um Akzeptanz 

zu steigern 

     

Wenige Änderungen bei den Kennzahlen, um Kontinuität herzustellen      

 Einbezug der Ressorts in die Ausarbeitung der Steckbriefe und Kenn-

zahlen 

     

 Rechtzeitige Ankündigung von Änderungen      

 Dynamisches Controlling      

Methoden und 

Instrumente 

Berücksichtigung von Qualität und Kosten      

Aufnahme qualitativer Kriterien zur Nutzung der IT      

Fokus nicht nur auf betriebswirtschaftlichen Kennzahlen      

Verwendung allgemein anerkannter Methoden, Verfahren und Kenn-

zahlen 

     

 Festlegen von leicht kommunizierbaren Konzepten      

 Wenige, aussagekräftige, valide und steuerungsrelevante Kennzahlen      

 Klar strukturierte Kennzahlensteckbriefe      

 Exakt und detailliert beschriebene Kennzahlensteckbriefe      

 Verbinden von betriebswirtschaftlichen, prozessualen und IT-Aspekten      

Organisation Wahrung des Ressortprinzips      

 Anbindung an das ressortinterne IT-Controlling      

 Festlegen von Verantwortlichkeiten      

 Einrichten einer zentralen Anlaufstelle für Fragen       
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Kategorie Anforderungen 

Zeitpunkt Stakeholder 

Einführung Nutzung  
Zentrale 

IT-Stelle 
Ressorts ORH 

Erhebungs-

prozess 

Optimale Verteilung der Ressourcen      

Ressourcenschonende Erhebung       

Automatisierung der Erhebung      

Verknüpfung des IT-Controllings mit bestehenden Informationssyste-

men 

     

Straffung des Erhebungszeitplans      

Bereitstellen von quartalsweisen Daten      

Analyseprozess Ressourcenschonende Analyse      

 Berücksichtigen von verschiedenen Informationsbedarfen und der nur 

teilweise vorhandenen Vergleichbarkeit der Verwaltungseinheiten 

     

 Bereitstellen einer adressatenbezogenen Auswertung durch die zentrale 

IT-Stelle  

     

 Gewährleisten einer Vergleichbarkeit      

Inhalte  Unterstützung bei der Organisationsoptimierung      

Controlling von IT-Projekten      

 Festlegen von konkreten Steuerungsobjekten      

 Aufzeigen von Trends      

Zugriff auf 

Informationen 

Gewährleistung des Zugriffs auf aktuelle Werte      

Herausgabe der Kennzahlenwerte nur mit Interpretation      

IT-Strategie Ausrichten des IT-Controllings an der IT-Strategie      

Aufnahme von Kennzahlen in die IT-Strategie      

Vorhandensein von Zielen      

Prozess Festlegen eines Vorgehens beim IT-Controlling      

Tabelle 17: Kategorisierung der Anforderungen an das IT-Controlling einer Landesverwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Die Anforderungen aus der Kategorie Einführungs- und Fortschreibungsprozess beziehen 

sich speziell auf die Einführung und Weiterentwicklung des IT-Controllings. Sowohl Einfüh-

rung als auch Weiterentwicklung sollen sukzessive erfolgen. Dabei soll kein Top-Down-Ansatz 

von der zentralen IT-Stelle vorgenommen, sondern die Ressorts und ihre nachgeordneten Be-

hörden mit einbezogen werden. Dies erhöht wiederum die Akzeptanz des IT-Controllings in 

der Landesverwaltung. Damit sich die Ressorts auf die Erhebung vorbereiten können, sollen 

Änderungen rechtzeitig angekündigt werden. Zudem soll Kontinuität im IT-Controlling herge-

stellt werden. Beispielsweise sollen Kennzahlen möglichst wenig verändert werden, um einen 

Routineeffekt bei der Erhebung zu gewährleisten (Dokument 4). Für die Einführung und Wei-

terentwicklung ist es zudem wichtig, das für IT-Controlling benötigte Know-how vorzuhalten. 

Die dynamische Weiterentwicklung soll Flexibilität gewährleisten und garantiert, dass das IT-

Controlling kein starres Gebilde ist. 

Die Anforderungen der Kategorie Methoden und Instrumente beschäftigen sich schwer-

punktmäßig mit Anforderungen an Kennzahlen. Der Fokus soll nicht nur auf betriebswirtschaft-

lichen Kennzahlen liegen, sondern auch auf qualitativen, prozessualen oder IT-Aspekten. Die 

in der Landesverwaltung eingesetzten Methoden, Verfahren und Kennzahlen sollen allgemein 

anerkannt und in der Privatwirtschaft bereits erprobt sein. Festgelegte Konzepte sollen ver-

ständlich und klar strukturiert sein. Zudem ist eine exakte und detaillierte Beschreibung der 

Kennzahlen in Form von Steckbriefen notwendig (Experte A 2012a; Experte B 2012a). Darüber 

hinaus wird gefordert, dass nur wenige, aussagekräftige und steuerungsrelevante Kennzahlen 

erhoben werden.  

„[Kennzahlen sollen wir] sparsam ausbauen“ (Experte C 2015)  

„[…] mein Fokus liegt jetzt nicht so sehr auf den rein betriebswirtschaftlichen Kennzahlen“ 

(Experte D 2009) 

„Aus [unserer] Sicht […] erfüllen die Kennzahlen und das Kennzahlensystem […] die Anfor-

derung, um damit ein IT-Controlling betreiben zu können. Allerdings handelt es sich vorwie-

gend um Kosten-Kennzahlen bzw. aus Kosten abgeleitete Kennzahlen.“ (Experte E 2013)  

Die Kategorie Organisation enthält Anforderungen, welche organisatorische Rahmenbedin-

gungen betreffen oder auf die Organisation des IT-Controllings abzielen. Die Wahrung des 

Ressortprinzips sowie die Anbindung des IT-Controllings an bei der Einführung bereits beste-

hende, ressortinterne IT-Controlling-Konzepte zeigen, dass ein übergreifendes, strategisches 

IT-Controlling nicht losgelöst von den Ressorts gestaltet werden sollte. Zudem sollen Verant-

wortlichkeiten klar festgelegt werden, so dass bekannt ist, wer wem berichtet und wer An-

sprechpartner für das IT-Controlling ist. Des Weiteren fordern die Ressorts eine zentrale 

Anlaufstelle für Fragen bei der Erhebung. 

„Bei der Erhebung werden Kennzahlen unterschiedlich interpretiert; daher wäre eine zent-

rale Stelle für Fragen wünschenswert.“ (Experte A 2012b) 

Anforderungen der Kategorie Erhebungsprozess stehen mit dem Erhebungsprozess in Verbin-

dung: Hierfür sollen Ressourcen optimal verteilt werden. Des Weiteren soll die Erhebung mög-

lichst ressourcenschonend erfolgen, da für die Erhebung oftmals keine neuen Ressourcen 

bereitgestellt werden. Eine automatisierte Erhebung sowie eine Verknüpfung des IT-
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Controllings mit bestehenden Informationssystemen, z. B. Systemen zur Verwaltung der Per-

sonaldaten, können hierbei unterstützen. Außerdem soll der Erhebungszeitplan gestrafft wer-

den, so dass die Erhebung in kurzer Zeit erfolgen kann. Dies wiederum kann die Forderung 

nach quartalsweisen Daten begünstigen. 

„[…] wenn ich die [Kennzahlen] in kürzeren Abständen als einem Jahr kriegen würde, wenn 

ich sie wenigstens quartalsweise auf Knopfdruck hätte ohne eine große Abfrage draußen star-

ten zu müssen.“ (Experte F 2009) 

„Aufwand [bei der Erhebung] muss im Verhältnis zum Nutzen stehen.“ (Experte C 2015) 

Anforderungen der Kategorie Analyseprozess beziehen sich auf den Prozess der Auswertung 

und Analyse. Dieser soll – wie bereits schon die Erhebung – ressourcenschonend erfolgen. Zu-

dem sind die Informationsbedarfe der unterschiedlichen Stakeholder zu berücksichtigen. Es soll 

durch eine strukturierte Erhebung der Kennzahlen bei der Analyse eine Vergleichbarkeit zwi-

schen gleichartigen IT-Dienstleistungen oder zwischen Ressorts des betrachteten Bundeslands 

ermöglicht werden. Zudem soll eine Vergleichbarkeit der betrachteten Landesverwaltung mit 

anderen Ländern, mit der Privatwirtschaft oder mit Banken und Versicherungen durchgeführt 

werden können. Die Vergleichbarkeit mit anderen Ländern stellt dabei eine Anforderung dar, 

die sowohl von der zentralen IT-Stelle als auch den Ressorts genannt wurde. Im Gegensatz dazu 

steht die Anforderung, dass berücksichtigt werden soll, dass eine Vergleichbarkeit der einzel-

nen Verwaltungseinheiten nur bedingt möglich ist, da die Verwaltungseinheiten eine hetero-

gene Struktur aufweisen können. Die Ressorts fordern darüber hinaus, dass adressatenbezogene 

Auswertungen durch die zentrale IT-Stelle vorgenommen werden sollen. 

„[IT-Controlling soll] Dienste und Services vergleichbar machen mit Hilfe von Kenngrößen.“ 

(Experte G 2012a) 

„Vergleichbarkeit mit anderen Ländern [soll gewährleistet werden.]“ (zentrale IT-Stelle 

2012) 

Anforderungen der Kategorie Inhalte stellen Anforderungen dar, welche sich an konkrete In-

halte des IT-Controllings richten. So soll IT-Controlling bei der Organisationsoptimierung un-

terstützen, indem es geeignete Informationen hierfür liefert. Zudem soll ein Controlling der IT-

Projekte eingeführt bzw. ausgebaut werden. Auf abstrakter Ebene stellt das Festlegen von kon-

kreten Steuerungsobjekten eine Anforderung dar. Sowohl zentrale IT-Stelle als auch Ressorts 

erachten es als wichtig, dass das IT-Controlling aktuelle Trends in Form von Zeitreihen auf-

zeigt. 

„[…] und da wollten wir eben auch auf Dauer Projektdaten haben, wann bestimmte Dinge 

realisiert werden und wie viele Leute das dann nutzen oder wie viele Behörden das dann nut-

zen und was das kostet […]“ (Experte D 2009) 

Weitere Anforderungen beziehen sich auf den Zugriff auf IT-Controlling-Informationen, auf 

die IT-Strategie sowie den IT-Controlling-Prozess. Es soll ein Zugriff auf aktuelle Werte 

jederzeit möglich sein. Zudem sollen Kennzahlen nicht unkommentiert, sondern nur mit einer 

Interpretation versehen verbreitet werden (Dokument 5, Experte B 2012b). 
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„Die Daten sollen nur in Zusammenhang mit einer Interpretation herausgegeben werden.“ 

(Experte B 2012b) 

Für den IT-Controlling-Prozess soll ein Vorgehen definiert werden. Außerdem soll das IT-

Controlling an der IT-Strategie ausgerichtet werden, so dass Kennzahlen zu den Zielen der IT-

Strategie gebildet werden. Die Anforderung, die Kennzahlen zur Messung der Erreichung der 

Ziele direkt in die IT-Strategie aufzunehmen, wird von einem Experten über den Zeitverlauf als 

konkrete Anforderung genannt. 

„Konkrete Sollvorgaben sind zu definieren, deren Zielerreichung ist zu überwachen.“ (Ex-

perte E 2013) 

„Schön wäre gewesen: 10 konkrete IT-Ziele und ein daraus folgendes Kennzahlensystem; am 

Ende der IT-Strategie, Empfehlung wie die Ziele gemessen werden können mit Hilfe von 

Kennzahlen; Ausrichtung des IT-Controllings an der Strategie“ (Experte C 2012) 

„Auf die letzte Seite [der IT-Strategie] sollten Kennzahlensteckbriefe eingefügt werden, so 

dass die IT-Strategie gemonitort wird und aus den strategischen Zielen die Kennzahlen gleich 

abgeleitet werden.“ (Experte C 2015) 

Neben der Kategorisierung der Anforderungen erfolgte eine Analyse der Anforderungen, wel-

che 2014 im Zuge der 14 Experteninterviews mit den Ressorts und IT-Dienstleistern identifi-

ziert wurden. Diese Erhebung zeigt, dass IT-Controlling laut den Interviewpartnern keine 

unnötigen Ressourcen (z. B. Personal oder Zeit) einnehmen darf und die nur teilweise vorhan-

dene Vergleichbarkeit zwischen Ressorts beachtet werden muss (vgl. Abbildung 20).  

 
Abbildung 20: Anforderungen an das IT-Controlling einer Landesverwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Neben diesen Anforderungen wurden spezielle Anforderungen an die Kennzahlen genannt. 

Diese werden in Abbildung 21 dargestellt. Es zeigt sich, dass nur Kennzahlen erhoben werden 

sollen, welche Steuerungsrelevanz besitzen und aussagekräftig sind.  

 
Abbildung 21: Anforderungen an die IT-Controlling-Kennzahlen einer Landesver-

waltung 

Quelle: Eigene Darstellung 

Anzumerken ist, dass sowohl bei den allgemeinen Anforderungen als auch bei den Anforde-

rungen an die Kennzahlen des IT-Controllings keine Priorisierung zur Umsetzung vorgenom-

men wurde. Zudem erfolgte bei diesen Anforderungen weder eine Kontrolle, ob die 

Anforderungen umgesetzt wurden, noch eine Rückmeldung, welche Anforderungen umgesetzt 

wurden. Eine Ausnahme stellen Anforderungen hinsichtlich des Änderungsbedarfs von Steck-

briefen oder Kennzahlen dar: Diese werden von den Ressorts an die zentrale IT-Stelle unter-

jährig gemeldet. In diesem Fall wird eine Rückmeldung gegeben und die Anforderungen 

werden, sofern umsetzbar, in die Weiterentwicklung des IT-Controllings aufgenommen (vgl. 

Abschnitt 5.2.3.3). 

Im Vergleich der Anforderungen von 2006 und 2014 wird ersichtlich, dass sich die Anforde-

rungen größtenteils geändert haben. Während die Anforderungen 2006 auf die Einführung des 

IT-Controllings und die Gestaltung seiner Konzepte abzielen, sind die Anforderungen 2014 

primär auf die Nutzung des IT-Controllings ausgerichtet. Sowohl 2006 als auch 2014 wurden 

als Anforderungen genannt, dass eine geringe Anzahl an aussagekräftigen, relevanten Kenn-

zahlen erhoben werden, dass die Erhebung und Auswertung ressourcenschonend stattfinden 

und dass auf allgemein anerkannte Methoden aus der Privatwirtschaft zurückgegriffen werden 

soll. Zwei dieser übereinstimmenden Anforderungen sind 2014 die am häufigsten genannten 

Anforderungen. Einige Anforderungen wurden bereits umgesetzt, wie die Forderung nach ei-

nem festgelegten Vorgehen. Die Prozesse des IT-Controllings werden im Abschnitt 5.2.3 aus-

führlich beschrieben. 
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5.2.3 Prozess des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Im Folgenden wird der Prozess des IT-Controllings beleuchtet. Es wird dabei auf den Prozess 

der Einführung (Abschnitt 5.2.3.1), Nutzung (Abschnitt 5.2.3.2) sowie Fortschreibung (Ab-

schnitt 5.2.3.3) eingegangen. 

5.2.3.1 Einführungsprozess des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Die Einführung des IT-Controllings ist auf eine politische Entscheidung aus dem Jahr 2005 

zurückzuführen: Der zentralen IT-Stelle wurde der Auftrag erteilt, ein ressortübergreifendes 

IT-Controlling zu etablieren (Dokument 6). Anfang 2006 wurden die Ressorts, die IT-

Dienstleister sowie der ORH von der zentralen IT-Stelle zu einer Informationsveranstaltung zur 

Einführung des IT-Controllings eingeladen (Dokument 7). Die zentrale IT-Stelle unterteilte die 

Einführung des IT-Controllings in mehrere Schritte. Am Anfang war das IT-Controlling nicht 

auf Dauer angelegt, sondern dessen Nutzung in der Landesverwaltung sollte erst in einer ersten 

Erhebung getestet werden (Dokument 70). Die Stakeholder wurden von Anfang an bei der Ein-

führung und Gestaltung des IT-Controllings beteiligt. Dies sollte die Akzeptanz der Stakeholder 

für die Durchführung des IT-Controllings erhöhen. 

„Nicht zu hohe Geschwindigkeit bei der Einführung – Stück für Stück, dynamischer Prozess“ 

(zentrale IT-Stelle 2012) 

„Wir können im Grunde jetzt nicht von Anfang an perfekte Vorgaben machen, wir müssen uns 

da vortasten schrittweise.“ (Experte D 2009) 

Im Zuge der schrittweisen Einführung wurde das IT-Controlling auf die Leistungserstellung 

beschränkt. Es erfolgte daher keine Betrachtung der Leistungsverwendung (Dokument 3). Aus 

diesem Grund wurden primär Kostenkennzahlen und einige quantitative Kennzahlen aufge-

nommen. 

Für die Etablierung des IT-Controllings in der Landesverwaltung und das Festsetzen von IT-

Controlling-Konzepten (einschließlich Kennzahlen, Kennzahlensteckbriefen und Berichtswe-

sen) wurde laut Experte B (2011) eine Projektgruppe gebildet, welche sich aus Vertretern der 

zentralen IT-Stelle, der Ressorts und der IT-Dienstleister zusammensetzt. Diese Zusammenset-

zung sollte gewährleisten, dass die Expertise der Ressorts und IT-Dienstleister frühzeitig ein-

gebunden wird. Um alle Ressorts einzubinden und ressortspezifische Fragen und Anforderun-

gen klären zu können, benannten die nicht in der Projektgruppe vertretenen Ressorts und IT-

Dienstleister Ansprechpartner, welche regelmäßig informiert und in Abstimmungsrunden mit 

eingebunden wurden (Dokument 8, Dokument 71). Über den Projektverlauf wurde regelmäßig 

in IT-Sitzungen oder im Intranet berichtet (Dokument 71). Für die Projektgruppe beratend wa-

ren der ORH und die wissenschaftlichen Berater tätig (Dokument 9, Dokument 71). Die Pro-

jektleitung hatte die zentrale IT-Stelle übernommen (Dokument 71). 

„Wir haben das in Projektgruppenstruktur gemacht, in Arbeitsgruppen. So dass wir gesagt 

haben, man holt alle Beteiligten an einen Tisch, redet darüber und schaut, dass man eine Lö-

sung findet.“ (Experte H 2009) 
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„[…] [Es] sollte in die Ausarbeitung konkreter Kennzahlenkonzepte die IT-Fachkompetenz 

der Ressorts einbezogen werden, sodass vor weiteren Vorlagen an den Lenkungsausschuss 

fachlich ausreichend detaillierte und aufbereitete Diskussionsgrundlagen zur Verfügung ste-

hen, die zu einem möglichst frühen Zeitpunkt einer entsprechenden fachlichen Vorabstim-

mung unterzogen wurden.“ (Experte I 2008) 

Diese Projektgruppe traf sich alle zwei Wochen (Dokument 10). Zusätzliche Sitzungen wurden 

bei Bedarf einberufen. Entscheidungen innerhalb der Projektgruppe mussten einstimmig ge-

troffen werden und waren für alle Beteiligten verbindlich (Dokument 8). Zu allen Sitzungen 

der Projektgruppe gab es ein Protokoll (Dokument 8). Das Projektergebnis wird in einem Ar-

beitspapier dokumentiert, welches sowohl Informationen zum Projektmanagement als auch zu 

Projektergebnissen (z. B. Daten der Erhebung des Ist-Bestands oder den ersten Entwurf des IT-

Controlling-Konzepts) enthält (Dokument 10). Die Arbeit der Projektgruppe wurde durch einen 

Lenkungsausschuss – zusammengesetzt aus den Abteilungsleitern der Ressorts, welche für den 

IT-Bereich des jeweiligen Ressorts zuständig sind, sowie den Leitern der IT-Dienstleister – 

gesteuert. Wichtige Entscheidungspunkte, wie erzielte Projektergebnisse, wurden dem Len-

kungsausschuss zur Beschlussfassung vorgelegt. Zu festen Zeitpunkten wurde er über den Pro-

jektfortschritt informiert und entschied, ob das Projekt fortgeführt werden sollte. Der 

Lenkungsausschuss stellte des Weiteren ein Eskalationsgremium dar, falls die Projektgruppe 

keine Einigung erzielen konnte. Beratend wurde der Lenkungsausschuss vom ORH und den 

wissenschaftlichen Beratern begleitet (Dokument 8, Dokument 71). Abbildung 22 gibt einen 

Überblick über die etablierte Projektorganisation für das Einführungsprojekt. 

 
Abbildung 22: Projektorganisation bei der Einführung des IT-Controllings 

Quelle: Eigene Darstellung 

Das IT-Controlling wurde aufbauend auf der IT-Landesstrategie und den in ihr festgelegten 

Zielen eingeführt. Hierfür wurden von der IT-Strategie konkrete Ziele abgeleitet, welche im 

Zuge des IT-Controllings anhand von Kennzahlen überwacht werden sollten. Da diese Ziele 

nur in einer Liste ohne Priorisierung vorlagen, wurden diese in Abstimmung mit den Ressorts 

priorisiert. 
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„IT-Controlling war in der IT-Strategie enthalten, der einheitlich zugestimmt wurde. An-

schließend Ausarbeitung der Feinziele.“ (zentrale IT-Stelle 2012) 

„Das sind diese […] Ziele, die im Rahmen […] vom Controlling-Projekt aus der Landesstra-

tegie abgeleitet wurden.“ (Experte D 2009) 

Für die Einführung des IT-Controllings wurden Konzepte aus der Privatwirtschaft geprüft und 

in die Verwaltung übertragen. Zudem wurden zuallererst die Zielsetzungen des IT-Controllings 

bestimmt. 

„Controllingkonzepte müssen von der Wirtschaft auf die Verwaltung übertragen werden und 

entsprechend angepasst werden.“ (Experte G 2012a) 

„[…] nicht so sehr den Fokus auf eben die Definition der Kennzahlen oder auf das operative 

Controlling, wie es gerade passiert, […] sondern mehr darauf Wert zu legen, also wie Con-

trolling grundsätzlich funktionieren soll, warum man Controlling braucht, welche Aufgabe 

Controlling innerhalb des Gesamtmanagement[s] hat, der Gesamtaufgabensteuerung es hat, 

der Gesamtverantwortungsbereiche, die es in einem Betrieb ganz allgemein gibt.“ (Experte J 

2009) 

Das Ergebnis der Projektgruppe war ein ressortübergreifendes IT-Controlling-Konzept (Doku-

ment 11, Dokument 12, Dokument 13). Die Erstellung des IT-Controlling-Konzepts erfolgte 

iterativ in mehreren Abstimmungsrunden innerhalb der Projektgruppe. Nach der Erstellung ei-

nes ersten Entwurfs wurden die Ressorts aktiv mit einbezogen und konnten ihre bisher gesam-

melten Erfahrungen mit Controlling-Konzepten als Best Practices einbringen (Dokument 14). 

Bei der Erstellung des IT-Controlling-Konzepts wurden zudem individuelle Besonderheiten der 

Ressorts (Dokument 15) sowie konkrete Anforderungen der Ressorts an das übergreifende IT-

Controlling beachtet (Dokument 16). Im Zuge dieser Einbindung erfolgte auch eine Ist-Auf-

nahme bereits bestehender IT-Controlling-Konzepte und -Instrumente (Dokument 17). 

Während das ressortübergreifende IT-Controlling-Konzept einen übergreifenden Rahmen vor-

gibt, soll es im Zuge des ressortinternen IT-Controllings von den Ressorts verfeinert und an 

ihre eigene IT-Strategie angepasst werden (Dokument 18). Analog wurde bei den IT-

Dienstleistern verfahren, welche ein eigenes Konzept erstellt haben (Dokument 19). Für das IT-

Controlling-Konzept wurden Kennzahlen festgesetzt und innerhalb der Projektgruppe ausführ-

lich diskutiert (Dokument 20, Dokument 21, Dokument 22, Dokument 23). Die in der Projekt-

gruppe festgesetzten Kennzahlen stellen eine Auswahl an Kennzahlen dar, welche von den 

Ressorts um eigene Kennzahlen ergänzt werden können. Im Zuge dessen wurde bereits disku-

tiert, dass die Kennzahlen künftig anpassbar sein sollen (Dokument 21). Die Kennzahlen wur-

den in Steckbriefen beschrieben. Wichtige Begriffe sollten in einem Glossar erläutert werden, 

um ein einheitliches Verständnis sicherzustellen (Dokument 24, Dokument 25).  

Während der Einführungsphase kam auch die Frage nach einer technischen Unterstützung des 

IT-Controlling-Prozesses auf. Diese Frage wurde aber zugunsten der Erstellung der Control-

ling-Konzepte in der Einführungsphase nicht weiterverfolgt. Es sollten zuerst die Konzepte er-

stellt werden. Anschließend sollte über eine technische Unterstützung diskutiert werden. 
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„Wenn es dann einmal da ist, ja. […] Man hätte gerne Toolunterstützung, aber man hätte sie 

eben doch wieder nicht gerne. Also irgendwie so diese Kompromissgeschichte und wir haben 

den Grundansatz verfolgt, erst Konzept, dann Tool. Und an diesem Grundansatz würde ich 

auch festhalten wollen.“ (Experte H 2009) 

Da die Mitarbeiter der Landesverwaltung kaum Kenntnisse im IT-Controlling besaßen, wurden 

parallel zur Erstellung der Konzepte während der Einführung Schulungen in sogenannten The-

menworkshops durch Externe durchgeführt. Für die Schulungen gab es ein Schulungskonzept 

(Dokument 28). Zielgruppen der Schulung waren die Mitarbeiter der zentralen IT-Stelle, die 

Ansprechpartner der Ressorts, das Projektkernteam, Führungskräfte, die IT-Dienstleister sowie 

weitere interessierte Dritte. Die Schulung bestand aus einer Grundschulung, einer Aufbauschu-

lung sowie Praxisworkshops. Themen der Grundschulung waren unter anderem Definition und 

Abgrenzung der Begriffe, Controlling-Regelkreis, Einordnung des Controllings in das Gesamt-

system, Sinn/Zweck/Nutzen des IT-Controllings, Controlling-Aufgaben, Rahmenbedingungen, 

Methoden und Werkzeuge. Sofern möglich wurden die Themenfelder beispielhaft an Fallstu-

dien aufgezeigt. Die Aufbauschulung ist ein Aufbauseminar, in dem weiterführende Themen 

behandelt wurden, z. B. spezielle Handlungsfelder des IT-Controllings (z. B. Kundenmanage-

ment, Servicemanagement, Projektmanagement, Finanzmanagement, Portfoliomanagement o-

der IT-Prozessmanagement), Kennzahlen bzw. Kennzahlensysteme oder Anwendungs-

möglichkeiten des Controllings auf der Basis konkreter Beispiele. Die Praxisworkshops dienten 

als allgemeine Diskussionsforen zu Themen des IT-Controllings. Sie fanden 2007 einmal mo-

natlich zu einem festen Zeitpunkt statt. Themen der Praxisworkshops waren unter anderem 

Controlling von Produkten und Leistungen, Portfolio-Controlling, Projekt-Controlling und 

Multiprojektcontrolling, Finanzcontrolling im IT-Controlling sowie Risiko-Controlling. Wäh-

rend der Schulungen wurde auch weiterführende Literatur zum Selbststudium des IT-

Controllings angegeben (Dokument 29). Zudem wurde angestrebt, Best Practices in einzelnen 

Ministerien oder Behörden als Praxisvorträge vorzustellen (Dokument 30, Dokument 31).  

Nach der Finalisierung des IT-Controlling-Konzepts innerhalb der Projektgruppe wurde dieses 

im Lenkungsausschuss sowie mit dem politischen Auftraggeber final abgestimmt (Dokument 

69). Die Erstellung des Konzepts dauerte knapp zwei Jahre. Die zentrale IT-Stelle betonte, dass 

eine Fortentwicklung des IT-Controlling-Konzepts erfolgen müsse und es kein starres Gebilde 

sei. Außerdem wurde geplant, den Lenkungsausschuss aufzulösen (Dokument 26). Die Einfüh-

rungsphase ging anschließend in die Umsetzungsphase über. Als Übergang wurde eine Test-

phase mit Testerhebung gewählt. Dies sollte sicherstellen, dass die entwickelten Konzepte in 

der Praxis einsetzbar sind. In Folge dessen konnte in dieser Phase das IT-Controlling-Konzept 

evaluiert werden (Dokument 26, Dokument 27). Zudem ermöglichte dies ein Ausprobieren und 

ein Festsetzen der benötigen Strukturen innerhalb der Ressorts. 

Das Vorgehen in der Testphase erfolgte analog dem in Abschnitt 5.2.3.2 beschriebenen Prozess. 

An die Testphase schloss sich deren Evaluation durch den Lenkungsausschuss an. Der Len-

kungsausschuss sah das entwickelte Konzept als geeignete Grundlage zur Fortentwicklung des 

IT-Controllings an und stimmte der nächsten Erhebung der Kennzahlen zu. Außerdem wurde 

durch den Lenkungsausschuss beschlossen, das IT-Controlling nun als dauerhaftes Steuerungs-

instrument zu etablieren und den Lenkungsausschuss aufzulösen (Dokument 70).  
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Abbildung 23 zeigt den Einführungsprozess einschließlich der Testphase – vom politischen 

Auftrag bis hin zur dauerhaften Etablierung des IT-Controllings als Steuerungsinstrument in 

der Landesverwaltung. 

 
Abbildung 23: Übersicht über den IT-Controlling-Einführungsprozess 

Quelle: Eigene Darstellung 

5.2.3.2 Nutzungsphase des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Der in der Literatur beschriebene Controlling-Regelkreis lässt sich in die Phasen Festlegung 

von Kennzahlen und Definition des Solls (Plan), Erhebung der Kennzahlen (Do), Analyse der 

Kennzahlen (Check) und Ableiten von Handlungsmaßnahmen (Act) einteilen (vgl. Abschnitt 

3.3.3). Der IT-Controlling-Prozess ist – wie auch von der zentralen IT-Stelle angemerkt – am 

IT-Controlling-Regelkreis (Plan, Do, Check, Act) ausgerichtet. 

„[Der Controlling-Prozess soll] idealtypisch [erfolgen]. Planung, Messen, Soll-Ist-Abgleich“ 

(Experte H 2009) 

Angelehnt an diese vier Phasen wird im Folgenden der IT-Controlling-Prozess der Landesver-

waltung beschrieben. Der zugrundeliegende Regelkreislauf dauert in etwa ein Jahr (vgl. Abbil-

dung 24). Wie bereits der Einführungsprozess wird der Durchführungsprozess von den 

wissenschaftlichen Beratern begleitet. Diese bringen Fachwissen in den Prozess ein und unter-

stützen die zentrale IT-Stelle bei den Phasen Plan, Check und Act. 

 
Abbildung 24: IT-Controlling-Regelkreis der untersuchten Landesverwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Festlegung von Kennzahlen und Definition des Solls (Phase Plan) 

Die Kennzahlen wurden während der Einführungsphase festgelegt. Im Zuge des IT-

Controlling-Prozesses werden sie jährlich bei Bedarf fortgeschrieben. Eine Definition von über-

greifenden Soll-Werten wird nicht durch die zentrale IT-Stelle vorgenommen. Es steht den Res-

sorts und den IT-Dienstleistern frei, eigene Soll-Werte innerhalb ihres ressortinternen IT-

Controllings zu definieren. Zudem können die Ressorts und IT-Dienstleister weitere Kennzah-

len festlegen, die in ihrem Bereich zu erheben sind (Dokument 19). 

Im Zuge der Weiterentwicklung des IT-Controllings können in dieser Phase bestehende Kenn-

zahlen geschärft, bestehende Kennzahlen verworfen und somit künftig nicht mehr erhoben oder 

neue Kennzahlen eingeführt werden (vgl. Abschnitt 5.2.3.3). 

Erhebung der Kennzahlen (Phase Do) 

Ein Auftrag zur Datenerhebung von der zentralen IT-Stelle an die Ressorts und IT-Dienstleister 

am Ende eines Jahres startet die Erhebungsphase. Mit dem Erhebungsauftrag werden das aktu-

elle IT-Controlling-Konzept, Kennzahlensteckbriefe sowie das Berichtswesen an die Datenlie-

feranten gesandt. Änderungen im Vergleich zum Vorjahr sind in diesen Dokumenten kenntlich 

gemacht, um explizit auf diese hinzuweisen und nachgeordnete Behörden darüber zu informie-

ren (Dokument 32). 

Die zentrale IT-Stelle schickt den Erhebungsauftrag an den jeweiligen Ansprechpartner in den 

Ressorts, welcher diesen an die Verantwortlichen in den nachgeordneten Behörden weiterleitet. 

Die IT-Controlling-Prozesse und Verantwortlichkeiten innerhalb eines Ministeriums sind der 

zentralen IT-Stelle nicht bekannt. Die Erhebung hat bis zu einem von der zentralen IT-Stelle 

vorgegebenen Termin zu erfolgen. Dieser kann bei Bedarf in Abstimmung mit der zentralen 

IT-Stelle nach hinten geschoben werden. Nach einem Erhebungszeitraum von ca. drei Monaten 

erhält die zentrale IT-Stelle von den IT-Verantwortlichen der Ressorts die aggregierten Kenn-

zahlenwerte. 

„Also regelmäßig kommt von uns die Meldung an die Ressorts und wie die das intern weiter-

verteilen bleibt denen überlassen. Also grad vorhin die angesprochenen Zuständigkeiten, ei-

ner macht den Haushalt, einer macht Organisation, einer macht die Technik, das überlassen 

wir denen. Die Dinge sind definiert, was wir haben wollen, und die müssen dann uns diese 

Qualität einfach liefern. […] Und von denen soll das dann zu uns zurückkommen. Wir konso-

lidieren das Ganze ein und dann geht’s in den Bereich Qualitätssicherung, Rückfragen also 

wieder an die Ressorts, an den zentralen Ansprechpartner, der uns genannt wurde. Der muss 

das innerhalb des Hauses wieder koordinieren.“ (Experte H 2009) 

Werden Daten für einzelne Ressorts von zentraler Stelle bereitgestellt, sind diese von den Res-

sorts zu prüfen und zu analysieren (Dokument 25). Diese Rückkopplung ermöglicht neben der 

Verifizierung, Transparenz über den IT-Bereich zu schaffen. 

Die Datenerhebung findet teilweise noch von Hand, ohne technische Unterstützung statt; teil-

weise haben die Datenlieferanten eigene Datenbanken oder eine KLR aufgebaut, aus welchen 

sie die Werte extrahieren können. Eine Verknüpfung der zu erhebenden Werte mit Systemen 
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des Haushalts findet nicht statt. Nur bei zwei Kennzahlen wird angegeben, an welcher Stelle 

im Haushaltsplan der Wert zu finden ist. Dies geschieht mit exakter Angabe der Titelgruppe. 

„Momentan werden die IT-Arbeitsplätze für die Erfassung noch händisch gezählt.“ (Experte 

K 2012) 

„Alle Daten kommen aus einer zentralen Datenbank.“ (Experte L 2012) 

Parallel zur Datenerhebung bereitet die zentrale IT-Stelle bereits die Grundlagen für die Daten-

auswertung vor. Außerdem steht sie für Rückfragen zur Datenerhebung zur Verfügung. 

Analyse der Kennzahlen (Phase Check) 

Nach der Erhebung der Kennzahlen schließt die Datenanalyse an. Die Auswertung und Analyse 

der Daten nimmt die zentrale IT-Stelle zusammen mit den wissenschaftlichen Beratern vor 

(Dokument 33). Sie konzentriert sich darauf, Ausreißer bei den Kennzahlen bei einem Ressort 

im Vergleich zu den anderen Ressorts zu hinterfragen, die Kennzahlen im Zeitverlauf zu ana-

lysieren oder die Erkenntnisse zu konsolidieren. 

„Und dann kommt das wieder zurück und dann beginnt quasi wie bei den anderen Kennzah-

len noch einmal die Geschichte, wenn es Unterschiede gibt, warum gibt’s Unterschiede, wo-

rauf lässt sich das begründen.“ (Experte H 2009) 

Um Informationen über Ausreißer zu erhalten und die Analyse der IT-Controlling-Daten durch 

die zentrale IT-Stelle vorzunehmen, werden strukturierte Gespräche mit den für IT-Controlling 

Verantwortlichen der Ressorts und IT-Dienstleister geführt. Im Zuge der Gespräche werden der 

Ressortwert, der Median, das Minimum sowie Maximum einer Kennzahl offengelegt und dis-

kutiert. Absolute Werte der anderen Ressorts sollen in diesem Schritt aus Gründen der Anony-

mität nicht aufgezeigt werden (Dokument 34). Parallel zur Analyse der Kennzahlen durch die 

zentrale IT-Stelle soll eine Analyse innerhalb der Ressorts und IT-Dienstleister stattfinden. Ins-

besondere bei Ressorts mit großen, homogenen, nachgeordneten und somit untereinander ver-

gleichbaren Bereichen hat sich eine solche Analyse als sinnvoll erwiesen (Dokument 35). 

„Die Auswertung der Kennzahlen erfolgt durch die [..] [zentrale IT-Stelle] mit externer Un-

terstützung durch die [..] [wissenschaftlichen Berater]. Die Kennzahlen werden grafisch auf-

bereitet und im Rahmen von Gesprächen mit den Ressorts gemeinsam analysiert.“ (Experte E 

2013) 

Ableiten von Handlungsmaßnahmen (Phase Act) 

Am Ende der Analysephase beginnt die Ableitung von Handlungsempfehlungen. Gegen Ende 

des IT-Controlling-Prozesses findet ein jährlicher Abschlussworkshop statt (Experte E 2013). 

Dieser wird durch die zentrale IT-Stelle in Zusammenarbeit mit den wissenschaftlichen Bera-

tern vorbereitet. An diesem Workshop nehmen Vertreter der Ministerien und der IT-

Dienstleister auf Abteilungsleiter- bzw. Referatsleiterebene teil. Der Workshop wird von einem 

Externen moderiert (Dokument 32). Dies gewährleistet Neutralität und eine Unbefangenheit 

beim Vorstellen der Ergebnisse. Der Workshop verfolgt zwei Ziele. Zum einen sollen ressort-

übergreifend die Ergebnisse des IT-Controlling-Jahres offengelegt und gemeinsam diskutiert 

werden. Im Zuge dessen werden für die Leitungsebene und Politik interessante Kennzahlen als 
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die wichtigsten Fakten dargestellt, so dass diese für die gesamte Landesverwaltung einheitlich 

sind und von allen Ressorts herangezogen werden können. Zum anderen werden identifizierte 

Maßnahmen präsentiert und diskutiert. Anschließend wird beschlossen, welche der Maßnah-

men im nächsten Jahr umgesetzt werden sollen. Maßnahmen, welche sich direkt auf das IT-

Controlling beziehen (wie beispielsweise die Schärfung von Kennzahlenbeschreibungen), kön-

nen direkt beschlossen werden. Hierdurch findet die Fortschreibung der Kennzahlen bereits 

parallel zum Ableiten der Handlungsmaßnahmen statt. Maßnahmen, welche die IT-Strategie 

oder Gesamtorganisation der Verwaltung betreffen, müssen erst dem CIO oder anderen Ver-

antwortlichen kommuniziert werden. Ob diese Maßnahmen umgesetzt werden, bleibt daher 

zum Zeitpunkt des Workshops offen. 

„Dann folgen die Maßnahmen. Und aus den Maßnahmen, was außerhalb des Controllings 

läuft, müssen wir dann wieder die entsprechende Adaption vornehmen bzw. das Messen vor-

nehmen, läuft das nach der Gewichtung, wie sich das unser CIO vorgestellt hat, und wenn 

nicht, woran liegt es und was können wir da tun.“ (Experte H 2009) 

Der IT-Controlling-Prozess ist seit der Einführung nahezu unverändert geblieben. Dies führt 

dazu, dass das Sammeln der Kennzahlen und deren Auswertung in geringerer Zeit durchgeführt 

werden können und der Prozess im Zeitverlauf optimiert werden konnte. Diese Routine fördert 

die Akzeptanz des IT-Controllings. Zudem lässt sich bei der Datenerhebung über die Jahre hin-

weg eine Verbesserung der Datenqualität feststellen. Fehler bei der Erhebungsmethodik durch 

falsch verstandene Kennzahlensteckbriefe werden beseitigt (Experte L 2013). Bislang noch 

nicht in die Erhebung mit einbezogene, vergessene Verwaltungsbereiche oder Kostenblöcke 

werden aufgenommen und künftig berücksichtigt (Experte M 2012).  

5.2.3.3 Weiterentwicklungsprozess des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Das IT-Controlling in der Landesverwaltung wird jährlich fortgeschrieben – basierend auf Er-

kenntnissen aus der Erhebung oder neu hinzukommenden Anforderungen. Die Fortschreibung 

kann in die Kategorien redaktionelle / formelle Änderungen, inhaltliche Änderungen sowie den 

Prozess betreffende Änderungen eingeteilt werden (Dokument 1).  

 Redaktionelle / formelle Änderungen betreffen beispielsweise Änderungen bei der 

Struktur der Steckbriefe oder des Berichtswesens. Verbesserungen innerhalb des Texts, 

wie Verbesserungen von Grammatik- oder Rechtschreibfehlern, gehören ebenso dazu. 

 Den Prozess betreffende Änderungen beziehen sich auf Änderungen im IT-Controlling-

Prozess. Hierzu gehören beispielsweise das Anpassen der Erhebungsdeadline oder das 

Versenden des Erhebungsauftrags bereits im Vorjahr (statt am Anfang des nächsten 

Jahres). 

 Inhaltliche Änderungen machen den größten Teil der Fortentwicklung des IT-

Controllings aus. Beispiele sind das Einarbeiten der Erkenntnisse aus einem IT-

Controlling-Jahr in die Kennzahlen, das Überarbeiten und Schärfen der Steckbriefe, die 

Definition neuer bzw. das Streichen bestehender Kennzahlen oder Workshops zu steu-

erungsrelevanten Themen. 
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Der Prozess der inhaltlichen Weiterentwicklung soll am Beispiel des Ausbaus der Leistungs-

kennzahlen kurz aufgezeigt werden: Das Thema der Einführung von Leistungskennzahlen 

wurde in einem IT-Controlling-Abschlussworkshop als Maßnahme zur Weiterentwicklung des 

IT-Controllings aufgezeigt. Um sich dem Thema zu nähern, fand im Folgejahr ein Arbeitskreis 

– bestehend aus Vertretern der Ressorts, IT-Dienstleistern, zentralen IT-Stelle und den wissen-

schaftlichen Beratern – statt. Die Weiterentwicklung erfolgte ähnlich wie die Einführung des 

IT-Controllings nicht top-down, sondern in Zusammenarbeit mit den Stakeholdern des IT-

Controllings (Dokument 36). Im Zuge des Arbeitskreises wurde beschlossen, dass künftig die 

Kostenkennzahlen durch Leistungskennzahlen zu ergänzen sind. 

Bei der Ausarbeitung der Leistungskennzahlen wurde analog der Einführung der bestehenden 

Kennzahlen vorgegangen. Bestehende Leistungskennzahlen innerhalb der Landesverwaltung 

sollten identifiziert und um Leistungskennzahlen aus der Privatwirtschaft ergänzt werden (Do-

kument 37). Die entstehende Liste an möglichen Kennzahlen wurde daraufhin priorisiert. Ziel 

war es, möglichst wenige, aber aussagekräftige Leistungskennzahlen zu etablieren (Doku-

ment 38). Nach einer Einigung auf (quantitative) Leistungskennzahlen wurden die Kennzahlen 

in Form von Steckbriefen durch die zentrale IT-Stelle ausgearbeitet und in mehreren Runden 

mit den Ressorts abgestimmt. Nach der finalen Abstimmung der Steckbriefe wurden die Kenn-

zahlen in das Berichtswesen integriert. Die erstmalige Erhebung der Leistungskennzahlen 

wurde als Testerhebung deklariert. Anschließend erfolgte die Fortschreibung der Leistungs-

kennzahlen. 

Die Weiterentwicklung ermöglicht es, das IT-Controlling der Landesverwaltung flexibel zu ge-

stalten, so dass es an sich ändernde Rahmenbedingungen angepasst werden und externe Ein-

flüsse berücksichtigen kann. Jedoch betonen die Experten, dass eine Weiterentwicklung nur in 

Maßen vorgenommen werden sollte, um einerseits bestehende Kennzahlen möglichst konstant 

zu halten und Zeitreihen etablieren zu können und um andererseits bei der Einführung neuer 

Kennzahlen den Aufwand vertretbar zu halten. 

„Die Kennzahlen und Steckbriefe des IT-Controllings sollten die nächsten 5 bis 7 Jahre stabil 

gehalten werden. Dies ermöglicht auf Dauer das Bilden von aussagekräftigen Zeitreihen. 

Größere[..] Änderungen an den Steckbriefen sollten nicht mehr durchgeführt werden.“ (Ex-

perte G 2012b) 

Im Zeitverlauf zeigt sich eine Änderung des Fortschreibungsprozesses: Bei anfänglichen Fort-

schreibungen wurden die Änderungswünsche sogleich unter Einbezug aller Ressorts diskutiert. 

Dies zog mitunter längere Abstimmungsprozesse nach sich. Nach einigen Erhebungszyklen än-

derte die zentrale IT-Stelle dieses Vorgehen, indem sie zuerst ausgewählte Ressorts, welche 

dem IT-Controlling positiv gegenüberstehen, einbezog und deren Anmerkungen zum Ände-

rungswunsch aufnahm, und anschließend erst die Änderungswünsche an alle Ressorts kommu-

nizierte und mit diesen diskutierte. Dieses Vorgehen ermöglicht es der zentralen IT-Stelle, im 

Voraus Unterstützer für die Änderungen zu gewinnen, welche bei der Diskussion andere Res-

sorts überzeugen können. 

Eine weitere Veränderung zeigt sich derzeit bei der Kommunikation der Ergebnisse des IT-

Controlling-Abschlussworkshops. Diese werden nun zu einem internen IT-Controlling-Bericht 

zusammengefasst, welcher wiederum an alle Ressorts gesandt wird. Erst nach Abnahme des 

Berichts durch die Ressorts – und nach der Aufnahme etwaiger Änderungswünsche – gilt der 



5 Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 103 

 

Bericht als final. Zudem wird eine Zusammenfassung der IT-Controlling-Ergebnisse von der 

zentralen IT-Stelle an den CIO und an die politische Spitze übermittelt. Dies stellt eine Neue-

rung dar, da bislang die Ergebnisse nur auf Anfrage mitgeteilt wurden. 

5.2.4 Ziele des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Die IT-Controlling-Ziele wurden während der Einführungsphase diskutiert und festgesetzt (Do-

kument 10). Laut der IT-Strategie wird mit der Einführung des IT-Controllings die Steuerung 

eines wirtschaftlichen IT-Einsatzes angestrebt (Dokument 39). Bei der Einführung sollte das 

IT-Controlling laut den Experten Transparenz über den IT-Bereich schaffen und als Grundlage 

zum Treffen von Entscheidungen dienen (Dokument 68).  

„Der Themenkreis IT-Controlling hat das Ziel, Transparenz zu schaffen und Informationen zu 

generieren, die dann wieder als Basis dafür dienen, Fakten basierte Entscheidungen A) abzu-

leiten, B) zu treffen und C) durchzusetzen.“ (Experte H 2009) 

Neben Transparenz wurde in der Einführungsphase die Optimierung der Verwaltungsprozesse 

als übergeordnetes Ziel angesehen. IT-Controlling trägt dazu bei, indem es Transparenz über 

den IT-Einsatz schafft. Basierend auf dieser Transparenz können dann der IT-Einsatz und die 

IT-Bereitstellung optimiert werden. 

„Optimierung von Beschaffungsvorgängen, ja, Controlling-Zahlen sollen dazu beitragen, 

ganz klar.“ (Experte H 2009) 

Daneben trägt IT-Controlling laut Experte H (2009) dazu bei, Qualität zu steigern und Kosten 

zu reduzieren. Weitere Ziele sind die Planung des IT-Einsatzes, die Vereinheitlichung der IT-

Unterstützung bei Verwaltungsabläufen, das Schaffen von Synergieeffekten durch eine zentrale 

Betrachtung des IT-Bereichs, der Aufbau einheitlicher Datenquellen sowie das Einführen einer 

KLR (Dokument 40). Schließlich soll das IT-Controlling ein einheitliches Verständnis des IT-

Einsatzes in der Landesverwaltung schaffen (Dokument 40). Bei den IT-Dienstleistern werden 

mit IT-Controlling die Ziele Verbesserung der internen Steuerungsmöglichkeiten durch die 

Amtsleitung, Optimierung von Effizienz und Effektivität der Arbeitsabläufe sowie Schaffung 

von Transparenz bezüglich Zielen und Ergebnissen verbunden (Dokument 41). 

Primäres Ziel des IT-Controllings aus Sicht der zentralen IT-Stelle ist es, Eckzahlen für die 

Politik und den CIO zu erhalten (zentrale IT-Stelle 2012). Ziele der IT-Verantwortlichen der 

Ressorts, welche 2014 im Zuge von 14 Interviews erhoben wurden, sind in Abbildung 25 zu-

sammengefasst.  
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Abbildung 25: Ziele des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 

Es zeigt sich, dass sowohl das Schaffen von Transparenz als auch die optimale, wirtschaftliche 

IT-Unterstützung der Verwaltungsprozesse von den befragten Experten am häufigsten genannt 

wurden. Diese beiden Ziele wurden folglich sowohl während der Einführungs- als auch wäh-

rend der Nutzungsphase als wichtig erachtet. 

5.2.5 Instrumente des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Sämtliche Instrumente sind dem landesweiten IT-Controlling-Konzept als Anlage beigefügt 

und werden in diesem beschrieben. Zu diesem landesweiten IT-Controlling-Konzept gehören 

Kennzahlen, Kennzahlensteckbriefe sowie ein Berichtswesen. Zudem enthält das IT-

Controlling-Konzept einen Verweis auf die eingesetzte BSC. Während das Konzept und die 

BSC keinen direkten Adressatenbezug aufweisen, sind Kennzahlen, Kennzahlensteckbriefe 

und Berichtswesen auf den jeweiligen Adressaten, d. h. Datenlieferanten, ausgerichtet. Im Fol-

genden werden die Instrumente kurz beschrieben. 

Landesweites IT-Controlling-Konzept 

Das landesweite IT-Controlling-Konzept geht auf einen politischen Auftrag zurück und bildet 

die Grundlage für das ressortübergreifende, strategische IT-Controlling in der Landesverwal-

tung. Es basiert auf einem Konzept zum Einsatz der neuen Steuerungselemente (Dokument 11, 

Dokument 42). Das IT-Controlling-Konzept beinhaltet ressortübergreifende Festlegungen in 

Form eines Standards, um Einheitlichkeit bei Begriffen, Definitionen und Methoden zu ge-

währleisten, sowie eine konkrete Beschreibung der von der zentralen IT-Stelle benötigten 

Kennzahlen (Dokument 12, Dokument 42). Weitere Inhalte des IT-Controlling-Konzepts sind 

die Definition des IT-Controlling-Begriffs, die Abgrenzung des IT-Controllings zu anderen 

Projekten und Themen, Verantwortlichkeiten der beteiligten Stellen, die Darlegung der Steue-

rungsrelevanz und der Steuerungsmöglichkeiten, das Aufzeigen von möglichem Informations-

bedarf, Controlling-Methoden und -Prozesse, Voraussetzungen für die praktische Umsetzung 

sowie das Aufzeigen des Nutzens der Controlling-Maßnahmen und die Aufwandsschätzung für 

Einführung und Umsetzung (Dokument 13). Im Fokus des IT-Controlling-Konzepts steht die 

praxisorientierte Umsetzung und Gestaltung des IT-Controllings. Theoretische Grundlagen 

sind daher nur sehr knapp dargestellt (Dokument 43).  
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Das landesweite IT-Controlling-Konzept soll den Informationsbedarf der zentralen IT-Stelle 

decken und gleichzeitig die Einführung und Durchführung des ressortübergreifenden IT-

Controllings unterstützen (Dokument 39). Es besitzt Gültigkeit für alle Ressorts und IT-

Dienstleister. Das IT-Controlling-Konzept mit gemeinsamen Vorgaben soll als Grundlage da-

für dienen, dass ressortinterne Konzepte mit stärkerem operativen Fokus erstellt werden können 

(Dokument 43). 

BSC 

In der analysierten Landesverwaltung wird eine BSC eingesetzt, da diese es ermöglicht, ver-

schiedene Perspektiven auf die Ziele einzunehmen. Die BSC gewährleistet die ganzheitliche 

Sicht auf alle Ziele der IT-Strategie und wird deshalb als geeignetes Instrument angesehen (Do-

kument 44). Basierend auf den Zielen wurden Kennzahlen entwickelt und der jeweiligen Per-

spektive zugeordnet. Neu hinzugekommene Kennzahlen werden in die bereits vorhandene BSC 

eingeordnet. Jedoch wird die BSC kaum mit Soll-Werten oder Maßnahmen versehen. 

Die BSC hat die Ausprägung einer Strategie-Scorecard (vgl. Abschnitt 3.4.3). Sie besteht aus 

den vier Perspektiven 

 IT-Prozesse (Leistungserstellung), 

 IT-Ressourcen,  

 Finanzen und Wirtschaftlichkeit sowie  

 Qualität und Sicherheit.  

Die übergreifenden Ziele sind partiell den Perspektiven zugeordnet (Dokument 41). Tabelle 18 

zeigt den Aufbau der in der analysierten Landesverwaltung eingesetzten BSC. 

Perspektive Ziele Kennzahlen 

IT-Prozesse Ziel 1 Kennzahl 1 

 Ziel 2 Kennzahl 2 

 Ziel 3 Kennzahl 3 

IT-Ressourcen Ziel 4 Kennzahl 2 

 Ziel 5 Kennzahl 4 

  Kennzahl 5 

Finanzen und Wirtschaftlichkeit Ziel 6 Kennzahl 5 

Ziel 7 Kennzahl 6 

  Kennzahl 7 

 Ziel 8 Kennzahl 8 

Qualität und Sicherheit Ziel 3 Kennzahl 9 

 Ziel 9 Kennzahl 10 

Tabelle 18: Aufbau der in der Landesverwaltung eingesetzten BSC 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Kennzahlen 

Die Kennzahlen besitzen für das IT-Controlling der Landesverwaltung große Bedeutung und 

stehen im Mittelpunkt des IT-Controllings. 

„Meiner Meinung nach eine so große Organisation zu führen […], das geht gar nicht ohne 

Zahlen. Das ist unmöglich, weil wir relativ wenige Leute sind.“ (Experte D 2009) 

Die Kennzahlen sind adressatenbezogen zu liefern. Insgesamt gibt es 14 verpflichtende und 

zwei optional zu erhebende Kennzahlen für die Ressorts, 26 für die IT-Dienstleister sowie zwei 

weitere Kennzahlen für themenbezogene Datenlieferanten, beispielsweise IT-Sicherheit. Die 

beiden optionalen Kennzahlen können auf freiwilliger Basis erhoben werden. Die Kennzahlen 

sind primär finanzielle und quantitative Kennzahlen. Es werden als quantitative, leistungsbezo-

gene Kennzahlen beispielsweise die Anzahl der IT-Mitarbeiter, der IT-Arbeitsplätze, der IT-

Nutzer oder der IT-Anwendungen erhoben. Beispiele für finanzielle Kennzahlen sind die Kos-

ten für IT-Personal, Hardwarekosten, IT-Infrastrukturkosten oder Softwarekosten. 

Kaum vorhanden sind qualitative Kennzahlen. Beispielsweise wird bei den IT-Dienstleistern 

eine Kundenzufriedenheitsumfrage durchgeführt. Kennzahlen, welche den Nutzen bzw. die 

Leistung der IT aufzeigen, werden gerade aufgebaut. Die Kennzahlen der Landesverwaltung 

werden sowohl absolut als auch relativ dargestellt. Die insgesamt 44 Kennzahlen werden in 

Form von Kennzahlensteckbriefen beschrieben (Dokument 45). 

Kennzahlensteckbriefe 

Die Kennzahlensteckbriefe sind Teil der Erhebungsgrundlagen. Für jeden Datenlieferanten gibt 

es ein eigenes Set an Kennzahlen und Kennzahlensteckbriefen (Dokument 32). Die Steckbriefe 

sind strukturiert aufgebaut. Tabelle 19 vergleicht die während der Einführungsphase ange-

dachte Struktur der Kennzahlensteckbriefe mit der bei der Erhebung tatsächlich vorhandenen 

Struktur. Es zeigt sich, dass in den Steckbriefen der Erhebung Informationen zu Verantwort-

lichkeiten, Adressaten sowie eine Bewertung der Kennzahl in Form von Soll-Werten gänzlich 

verschwunden sind. Abhängigkeiten, Ziel / Nutzen der Kennzahl, Aggregationsstufen sowie 

Auswertungszyklus des Controlling-Objekts werden unter anderen Bezeichnungen teils ange-

geben. Neu hinzugekommen sind die Steckbriefnummer sowie Informationen zu möglichen 

Risiken oder Fehlinterpretationen. 

Während bei der Einführung Steckbriefe für sowohl absolute als auch relative Kennzahlen dis-

kutiert wurden (Dokument 46), wurden für die Erhebung nur Steckbriefe mit absoluten Werten 

gebildet – und ggf. bei der Berechnungsmethode darauf verwiesen, dass eine absolute Kennzahl 

in eine relative Kennzahl einfließt. 
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Struktur der Kennzahlensteckbriefe wäh-

rend der Einführungsphase 

Tatsächliche Struktur der Kennzahlen-

steckbriefe während der Nutzungsphase 

 Kurzbezeichnung 

 Kennzahlenbeschreibung 

 Ziel / Nutzen der Kennzahl 

 Bewertung der Kennzahl 

 Abhängigkeiten 

 BSC-Perspektive(n) 

 Adressat 

 Verantwortlicher 

 Gültigkeitszeitraum 

 Datenquellen 

 Berechnungsmethode 

 Aggregationsstufen 

 Auswertungszyklus des Controlling-Objekts 

 Kurzbezeichnung 

 Steckbriefnummer 

 Kennzahlenbeschreibung (inklusive Be-

schreibung des Ziels / Nutzens der Kennzahl) 

 Berechnungsmethode 

 Einheit 

 Messfrequenz 

 Zugehörigkeit zum Mindeststandard 

 Datenquelle 

 Mögliche Risiken / Fehlinterpretationen 

Tabelle 19: Struktur der Kennzahlensteckbriefe vor und nach der Einführung 

Quelle: Eigene Darstellung 

Berichtswesen 

Das Berichtswesen ist Teil der Erhebungsgrundlagen (Dokument 32). Zielsetzung ist die „[…] 

adressatenspezifische Bereitstellung entscheidungsrelevanter Informationen aus den vorhande-

nen Controlling-Instrumenten“ (Dokument 41). Eine Verknüpfung des Berichtsformulars mit 

anderen (Controlling-) Systemen ist jedoch nicht vorhanden. Das Berichtswesen stellt ein 

Excel-basiertes Berichtsformular dar, in welches die festgesetzten Kennzahlen einzutragen 

sind. Die Ressorts tragen die Werte meist händisch ein. Einige Kennzahlen werden automatisch 

im Berichtswesen berechnet, z. B. die Summe der IT-Gesamtkosten aus Hardware-, Software- 

und Personalkosten. Das Berichtswesen enthält zudem ein Kommentarfeld, in welches Erklä-

rungen zu den einzelnen Kennzahlen eingetragen werden können (Dokument 47). Diese Erklä-

rungen unterstützen die zentrale IT-Stelle bei der Analyse der Kennzahlen und liefern erste 

Interpretationsansätze. 

Weitere IT-Controlling-Instrumente in der Landesverwaltung 

Neben den beschriebenen Instrumenten werden weitere Instrumente eingesetzt, welche aber 

nicht direkt von der Landesverwaltung dem IT-Controlling zugeordnet werden. Dennoch stel-

len diese Instrumente im weitesten Sinne IT-Controlling-Instrumente dar. Deshalb sollen diese 

Instrumente im Folgenden kurz aufgeführt und beschrieben werden. 

Bei einigen Datenlieferanten wird eine KLR eingesetzt (Dokument 19). Die in der KLR enthal-

tenen Werte können in das Berichtsformular des IT-Controllings übertragen werden. Ein 

Dienstleister nutzt für das interne IT-Controlling ein Business Intelligence-Cockpit (BI-

Cockpit) mit insgesamt 68 Kennzahlen. Das BI-Cockpit basiert auf einer BSC mit den Perspek-

tiven Finanzen und Haushalt, Qualität und Leistung, Kunden und Nutzer sowie Mitarbeiter und 

Innovationen (Experte N 2015). 
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Während der Einführungsphase wurde von Experten angeführt, dass Wirtschaftlichkeitsbe-

trachtungen nach WiBe die Planungsfunktion des IT-Controllings unterstützen (Experte J 

2009). Diese sind für IT-Projekte durchzuführen, bevor ein IT-Projekt ausgeschrieben wird 

(zentrale IT-Stelle 2010). Ein weiteres Planungsinstrument ist die Plankostenrechnung bei der 

Verrechnung von IT-Dienstleistungen (Experte H 2009). 

Außerdem wird von den Experten angemerkt, dass die Anzeige von IT-Projekten und IT-

Beschaffungen im Zuge des Portfoliomanagements inhaltlich einen engen Bezug mit der Kenn-

zahlenerhebung besitzt (Dokument 48). Ein Interviewpartner sieht diese Anzeigen des Portfo-

liomanagements als Planungsinstrument an (Experte J 2009). Jedoch wird die Anzeige von IT-

Projekten und IT-Beschaffungen allgemein nicht als Teil des IT-Controllings, sondern als In-

strument der strategischen IT-Koordinierung wahrgenommen (Dokument 69).  

Weitere IT-Controlling-Instrumente, identifiziert in der 2014 durchgeführten Interviewserie 

mit 14 IT-Verantwortlichen, sind in Abbildung 26 dargestellt. Hierbei wurde das Controlling 

von IT-Projekten von fast allen Experten als wichtiges Instrument neben dem strategischen IT-

Controlling dargestellt. Ein Controlling der IT-Projekte findet meist ressortintern statt. Ein 

übergreifendes IT-Projekt-Controlling findet nur implizit über das Portfoliomanagement statt. 

Es wird jedoch kaum übergreifend evaluiert, ob ein IT-Projekt erfolgreich abgeschlossen 

wurde. 

 
Abbildung 26: Weitere IT-Controlling-Instrumente in einer Landesverwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 

5.2.6 Aufgaben des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Bei der Einführung des IT-Controllings sahen die zentrale IT-Stelle und die Ressorts das IT-

Controlling als Grundlage für die übergreifende Planung, Steuerung und Koordination des IT-

Bereichs an (Dokument 3). Eine begriffliche Abgrenzung von Steuerung und Koordination 

wurde nicht getroffen. Es kann jedoch angenommen werden, dass Steuerung im Sinne von 

Kontrolle der Zielerreichung gemeint war. 
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Im Zuge der Interviewserie in 2014 wurden die 14 IT-Verantwortlichen bezüglich der Aufga-

ben des IT-Controllings befragt. Abbildung 27 zeigt die identifizierten Aufgaben. Steuerung 

und Monitoring wurden am häufigsten von den Experten genannt. 

 
Abbildung 27: Aufgaben des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 

Eine Dokumentenanalyse zu den Aufgaben gibt ein ähnliches Bild wie die Interviewserie. Auf-

gaben des IT-Controllings stellen zusammengefasst die  

 Planung (z. B. bei Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen),  

„Mehrwert des IT-Controllings liegt vor allem in der Planung.“ (Experte O 2012) 

 Prognose (durch Zeitreihenanalysen), 

„Es ist davon auszugehen, dass […] auch im Erhebungsjahr 2013 mit einer weiteren 

Steigerung zu rechnen sei.“ (Experte P 2013) 

 Beratung (z. B. der Führungsebene), 

„Wesentliche Aufgabe des Controllings ist die Beratung und Unterstützung […] bei 

der Planung, Steuerung und Kontrolle.“ (Dokument 19) 

 Steuerung sowie 

„Die Zahlen zeigen Entwicklungen auf und können dabei helfen, diese zu steuern.“ 

(Experte L 2012) 

 Kontrolle 

„Das zentrale IT-Controlling dient als Instrument für die nachhaltige Kontrolle und 

Optimierung des IT-Einsatzes.“ (Experte E 2013) 
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dar. Es zeigt sich, dass speziell die Steuerungsfunktion auf großen Diskussionsbedarf stößt. 

Während einige Ressorts die Steuerung als Aufgabe des IT-Controllings wahrnehmen, stehen 

andere Ressorts bei dieser Aufgabe noch vor großen Herausforderungen. 

„Ein direktes Steuerungsinstrument sehe ich im bislang bestehenden ressortspezifischen IT-

Controlling noch nicht. Hierzu müssen erst weitere Zeitreihen geschaffen und das Werkzeug 

kontinuierlich und dynamisch verbessert werden.“ (Experte B 2012b) 

„Zudem besteht […] speziell die Problematik, dass […] [das Ressort] bei seinen nachgela-

gerten Behörden wenig bis gar keine Steuerungsmöglichkeiten hat.“ (Experte B 2012) 

„Bei vielen Ressorts besteht kein umfassender Überblick über die im eigenen Bereich vorhan-

dene IT. Dies erschwert eine strategische Steuerung des IT-Einsatzes durch den Ressort-

CIO.“ (Experte E 2013) 

Ebenso zeigt sich, dass die Kontrollaufgabe nicht in Gänze – aufgrund von fehlenden Soll-

Vorgaben – erfüllt werden kann. Die Problematik der fehlenden Zielvorgaben betrifft auch die 

Steuerung. Dies wurde im Zuge einer externen Prüfung des IT-Controllings thematisiert. Diese 

empfahl, sich stärker auf den Steuerungsansatz zu fokussieren und konkrete Sollvorgaben zu 

definieren, so dass die Zielerreichung überwacht und gesteuert werden kann. Zudem sollen die 

Ressorts die Steuerungsmöglichkeiten, welche das IT-Controlling bietet, nutzen und für ihre 

eigenen Zwecke ausbauen (Experte E 2013). 

5.2.7 Steuerungsobjekte des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Um den IT-Einsatz steuern zu können, muss bekannt sein, welche Steuerungsobjekte beachtet 

werden sollen. Aus diesem Grund werden im Folgenden die von zentraler IT-Stelle, Ressorts 

und IT-Dienstleistern wahrgenommenen Steuerungsobjekte beschrieben. 

Gegen Ende der Einführungsphase fand eine erste Erhebung von Steuerungsobjekten statt. Als 

Steuerungsobjekte wurden hierbei Prozesse, Standards und Richtlinien, Wirtschaftlichkeit, IT-

Projekte, IT-Systeme, IT-Anwendungen und IT-Services, IT-Infrastruktur, IT-Organisation 

und IT-Personal, IT-Sicherheit, IT-Arbeitsplatz, Schulungen sowie IT-Revision identifiziert 

(Greger 2009, S. 60). Es zeigt sich, dass ein relativ weites Feld an möglichen Steuerungsobjek-

ten genannt wurde, welche zukünftig durch das IT-Controlling gesteuert werden sollten. 

Eine Erhebung der Steuerungsobjekte während der Nutzungsphase zeigt, dass sich die Anzahl 

der tatsächlich gesteuerten Objekte reduziert hat und eine Fokussierung erkennbar ist: Als Steu-

erungsobjekte wurden von den Experten IT-Projekte, IT-Personal, mobile Endgeräte, E-Mail-

Verkehr, ressortinterne Server sowie Tickets aus dem Ticketsystem genannt. Die am häufigsten 

genannten Steuerungsobjekte stellen hierbei IT-Projekte sowie das IT-Personal (im Zuge von 

Arbeitszeiterfassungen oder Auflistung der Überstunden) dar. Die restlichen Steuerungsobjekte 

wurden nur vereinzelt von Experten genannt. 

Aus der Dokumentenanalyse lassen sich die Steuerungsobjekte Personal und Finanzen, IT-

Projekte, Prozesse, Ressourcen sowie Produkte und Leistungen identifizieren (Dokument 19, 

Dokument 49, Dokument 50). Tabelle 20 fasst die identifizierten Steuerungsobjekte – getrennt 

nach Einführungs- und Nutzungsphase – zusammen. 
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Steuerungsobjekte Einführungsphase Steuerungsobjekte Nutzungsphase 

 IT-Projekte 

 IT-Organisation und IT-Personal 

 Prozesse 

 Wirtschaftlichkeit 

 IT-Systeme und IT-Anwendungen 

 IT-Services 

 IT-Infrastruktur 

 IT-Arbeitsplatz 

 IT-Sicherheit 

 Standards und Richtlinien 

 Schulungen 

 IT-Revision 

 IT-Projekte 

 IT-Personal 

 Prozesse 

 Finanzen 

 Tickets aus dem Ticketsystem 

 Produkte und Leistungen  

 ressortinterne Server 

 mobile Endgeräte (als IT-Arbeitsplätze) 

 E-Mail-Verkehr 

Tabelle 20: Zusammenfassung der Steuerungsobjekte 

Quelle: Eigene Darstellung 

Es zeigt sich, dass die Steuerungsobjekte aus der Nutzungsphase sich einem Steuerungsobjekt 

aus der Einführungsphase zuordnen lassen. Zudem wird ersichtlich, dass die Steuerungsobjekte 

aus der Nutzungsphase detaillierter sind und auf die operative Ebene abzielen, während die 

Steuerungsobjekte aus der Einführungsphase abstrakter gefasst sind. Die in der Einführungs-

phase genannten Steuerungsobjekte Standards und Richtlinien, Schulungen sowie IT-Revision 

wurden während der Nutzungsphase von Experten nicht als Steuerungsobjekte erwähnt. Dies 

kann darauf hindeuten, dass IT-Controlling bei diesen Aspekten derzeit nicht zur Steuerung 

eingesetzt wird. 

5.2.8 IT-Governance der Landesverwaltung 

IT-Governance ist definiert als „[…] specifying the decision rights and accountability frame-

work to encourage desirable behavior in the use of IT” (Weill/Woodham 2002, S. 1). Im Zuge 

einer Analyse der IT-Governance sind demnach Entscheidungsstrukturen und Verantwortlich-

keiten zu betrachten. Für die Entscheidungsstrukturen definieren Weill/Ross (2005, S. 27) fünf 

Typen: Monarchie, Föderalismus, Duopol, Feudalismus sowie Anarchie. Im Folgenden wird 

die Governance des IT-Controllings der Landesverwaltung analysiert. Dabei wird schwer-

punktmäßig auf die Entscheidungsstrukturen und Verantwortlichkeiten eingegangen. 

Die Governance, welche der Landesverwaltung zugrunde liegt, ist das Ressortprinzip: Ressorts 

bilden aufgrund des Ressortprinzips eigenständige, dezentrale Einheiten. Diesen gegenüber 

steht eine zentrale IT-Stelle, welche landesweite, übergreifende Aspekte, wie eine übergrei-

fende IT-Strategie oder ein übergreifendes IT-Controlling, festsetzen soll. Die zentrale IT-

Stelle ist den Ressorts nicht hierarchisch übergeordnet, sondern in einem der Ressorts angesie-

delt. Sie ist dafür zuständig, den CIO zu unterstützen und den landesweiten IT-Einsatz zu ko-

ordinieren. Zudem steuert sie die IT-Dienstleister. Sie besitzt keine Weisungsbefugnis oder 

Richtlinienkompetenz gegenüber den Ressorts. Obwohl sie über ein zentrales IT-Budget ver-

fügt, nutzt sie dieses nicht als Druckmittel gegenüber den Ressorts. Die Ressorts wiederum 

verfügen über ein eigenes, ressortinternes IT-Budget. 
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„Die IT-Budgets werden auf Ebene der Ressorts im Rahmen der in der Kameralistik üblichen 

Haushaltsverhandlungen festgelegt. Darüber hinaus hat der CIO ein eigenes Budget zur Fi-

nanzierung von [..] [ressortübergreifenden IT-Projekten] und weiteren zentralen Projekten.“ 

(zentrale IT-Stelle 2010)  

Aufgrund der fehlenden Weisungsbefugnis oder Richtlinienkompetenz kann die zentrale IT-

Stelle im IT-Controlling keine Top-Down-Vorgaben machen. Alle Ressorts sind daher in die 

das IT-Controlling betreffenden Entscheidungsfindungen mit einzubeziehen. Im Folgenden 

wird aufgezeigt, wie dies bei der Einführung des IT-Controllings umgesetzt wurde. 

An der Einführungsphase wurden alle Ressorts beteiligt. Die Entscheidungsfindung bei der Ge-

staltung des IT-Controllings war von Konsens geprägt. Bei Abstimmungen war eine einfache 

Mehrheit gefordert, damit ein gültiges Abstimmungsergebnis vorlag (Dokument 10). Konnte 

kein Konsens erzielt werden, so wurde der Lenkungsausschuss als Eskalations- und Entschei-

dungsgremium hinzugezogen. Ein Vorteil dieses Entscheidungsprozesses ist, dass alle Betei-

ligten in die Entscheidungsfindung mit einbezogen und ihre Anmerkungen, Anforderungen 

oder Befürchtungen hinsichtlich des IT-Controllings beachtet werden. Als nachteilig wurde der 

teils lange Abstimmungsprozess angesehen, welcher notwendig war, um Konsens bzw. die ge-

forderte einfache Mehrheit zu erzielen (Dokument 9).  

Die Kommunikation während der Einführungsphase erfolgte über die zentrale IT-Stelle. Ein 

Austausch der Ressorts untereinander fand kaum statt. Die zentrale IT-Stelle kann als Verant-

wortlicher für die Einführung des IT-Controllings bezeichnet werden. Zudem war die zentrale 

IT-Stelle im Zuge der Einführung des IT-Controllings für die Koordination und Organisation 

zuständig (Dokument 10).  

Zusammenfassend stellt die Entscheidungsfindung bei der Einführungsphase ein hybrides, fö-

derales Modell dar. Die zentrale IT-Stelle gestaltete gemeinsam mit den Ressorts das IT-

Controlling, ohne Top-Down-Vorgaben zu machen. Konnte keine Einigung erzielt werden, 

wurde basierend auf einem hierarchischen Modell der Lenkungsausschuss hinzugezogen. Für 

die Einführung des IT-Controllings kooperierten somit zentrale IT-Stelle und Ressorts. 

Während der Durchführungsphase zeigt sich ein analoges Modell zur Einführungsphase. Die 

Fortschreibung des IT-Controllings erfolgt weitestgehend im Konsens. Die Ressorts werden 

weiterhin in Abstimmungen mit einbezogen. Werden Neuerungen oder Änderungen von der 

zentralen IT-Stelle gewünscht, so werden diese zunächst den Ressorts vorgestellt und in Ar-

beitskreisen diskutiert. Nur bei der Einführung der Leistungskennzahlen zeigte sich, dass die 

zentrale IT-Stelle Kennzahlen fordert. Dies geschieht mit Verweis auf den Informationsbedarf 

des CIO. Die Definition dieser Kennzahlen erfolgt aber wieder unter Einbezug der Ressorts. 

Für die Fortschreibung des übergreifenden IT-Controllings sowie für die übergreifende Aus-

wertung, Analyse und Aufbereitung der Daten ist die zentrale IT-Stelle verantwortlich. Die 

Ressorts hingegen sind für die rechtzeitige Lieferung von Daten mit hoher Qualität, Erklärun-

gen für diese Daten sowie für das jeweilige ressortinterne IT-Controlling verantwortlich. 

Während das ressortübergreifende, landesweite IT-Controlling die ressortprinzipgeprägten 

Rahmenbedingungen beachten muss und Entscheidungen in Abstimmung mit zentraler IT-

Stelle und dezentralen Ressorts getroffen werden müssen, findet das ressortinterne IT-

Controlling hierarchisch statt. Die Ergebnisse des IT-Controllings werden nur teils von den IT-
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Verantwortlichen der Ressorts an die Ressortmitarbeiter oder die nachgeordneten Behörden 

kommuniziert. Teils werden die Ressort-CIO über das IT-Controlling informiert, teils finden 

regelmäßige Termine statt, in welchen IT-Controlling bei Bedarf thematisiert wird. Einige Res-

sorts haben ressortinterne Arbeitsgruppen gebildet, um das ressortinterne IT-Controlling wei-

terzuentwickeln. Strukturen, Entscheidungsprozesse und Verantwortlichkeiten unterscheiden 

sich von Ressort zu Ressort. 

5.2.9 IT-Projekt-Controlling in einer Landesverwaltung 

Das IT-Projekt-Controlling kann als Randbereich des Aufgabengebiets des IT-Controllers an-

gesehen werden, da an diesem Projektleiter, Projektteam oder Projektauftraggeber mit beteiligt 

sind (Kütz 2011, S. 12). In der Fallstudie zeigt sich, dass das Controlling der IT-Projekte große 

Relevanz für die IT-Controller der Landesverwaltung hat. Aufgrund der Bedeutung des Steue-

rungsobjekts IT-Projekte wurde 2015 eine Interviewserie mit den IT-Verantwortlichen bzw. 

IT-Controllern der Ressorts auf Basis eines semi-strukturierten Fragebogens durchgeführt. Die 

Interviews fanden im Zuge des IT-Controlling-Prozesses bei der Vorstellung und Diskussion 

der ressorteigenen Werte statt. Neben dem Ablauf des IT-Projekt-Controllings und Berichts-

strukturen wurde gefragt, inwieweit der Erfolg eines IT- bzw. E-Government-Projekts gemes-

sen und inwieweit der Nutzen dargestellt wird. 

5.2.9.1 Struktur der IT-Projekte sowie Durchführung des IT-Projekt-Controllings 

Auftraggeber bei IT-Projekten ist die Fachabteilung oder das Ministerium durch den Politiker 

oder den Amtschef (Experte G 2015). Zur Durchführung der Projekte wird meist ein Projekt-

team und ein Projektleiter etabliert. Allen großen Projekten gemeinsam ist ein Lenkungsaus-

schuss, welcher zumeist aus der Abteilungsleiterebene besteht (Experte G 2015). Die 

Kommunikation über das Projekt erfolgt nach festen hierarchischen Strukturen: Die Projektlei-

tung kommuniziert an den Behördenleiter (nur bei Projekten, welche von nachgelagerten Be-

hörden durchgeführt werden). Anschließend wird der Amtsleitung des Ministeriums oder der 

Behörde und zuletzt dem Lenkungsausschuss berichtet (Experte B 2015). 

Die IT-Controlling-Struktur ist abhängig von der Projektgröße. Unterschieden wird zwischen 

großen und kleinen Projekten. Während bei kleinen Projekten in der Regel das IT-Projekt-

Controlling intern durchgeführt wird, wird bei großen Projekten als unterstützendes Steue-

rungselement bei Bedarf ein externer IT-Controller zugekauft (Experte B 2015; Experte L 

2015). Der externe IT-Controller wird ausgeschrieben (Experte Q 2015). Bei großen IT-

Projekten scheint die öffentliche Verwaltung die Expertise und das Know-how von Externen 

zu benötigen. 

„Große Projekte haben mehr Berichtspflichten und somit mehr Planungsdokumente.“ (Ex-

perte A 2015) 

Der IT-Projekt-Controller erstellt für die Amtsleitung bzw. die Behördenleitung im regelmäßi-

gen Turnus Projektberichte über den Projektfortschritt (Experte K 2015), beispielsweise mo-

natlich (Experte N 2015; Experte R 2015). Auch der Lenkungsausschuss des IT-Projekts wird 

in regelmäßigen Abständen über den Projektstatus in Form von Statusberichten informiert (Ex-

perte A 2015; Experte I 2015; Experte N 2015; Experte O 2015). Die Fallstudie zeigt, dass sich 

die Berichtsabstände jedoch von Ressort zu Ressort unterscheiden. So wird der Lenkungsaus-

schuss beispielweise einmal im Jahr (Experte B 2015), vierteljährlich (Experte K 2015; Experte 
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P 2015) oder alle zehn Wochen bei wichtigen Projekten (Experte P 2015) informiert. Der zu-

gekaufte, externe IT-Controller berichtet an die Projektleitung oder an den Auftraggeber des 

Projekts (Experte L 2015). Ein Interviewpartner, der für die IT eines kleinen Ressorts verant-

wortlich ist, betonte, dass der IT-Controlling-Verantwortliche auch das interne IT-Projekt-

Controlling übernimmt. Jedoch sei kein formales Berichtswesen notwendig. Stattdessen wer-

den in regelmäßigen Abständen Gespräche über den Projektfortschritt geführt (Experte G 

2015). Allen Projekten gemeinsam ist, dass in regelmäßigen Abständen an weitere Projektver-

antwortliche berichtet wird. Während das IT-Projekt-Controlling bei großen Ressorts überwie-

gend schriftlich formal erfolgt, weichen kleinere Ressorts zum Teil hiervon ab. 

In den Projektberichten werden unterschiedliche Informationen dokumentiert. Beispielsweise 

enthalten sie Informationen zu Kosten- bzw. Haushaltskennzahlen (Experte L 2015; Experte O 

2015; Experte P 2015; Experte Q 2015), zum Personaleinsatz (Experte L 2015), zu gebuchten 

Zeiten auf Kostenträgern (Experte N 2015; Experte P 2015), zum Entscheidungsbedarf (bei 

Projektverzögerung oder sonstigen Projektrisiken) (Experte N 2015), zum Umsetzungsstand 

der Arbeitspakete (Experte I 2015; Experte O 2015) oder zu zeitlichen Fristen in Form von 

Meilensteinen (Experte I 2015). 

Des Weiteren zählen einige Ressorts die ex-ante Planung zum IT-Controlling-Prozess hinzu. 

Ein Ressort berichtet, dass vor Projektbeginn zur ex-ante Planung eine Vorhabensbewertung 

nach einem festen Bewertungsschema durchgeführt wird. Hierfür hat das Ressort ein Punkte-

system entwickelt. Bewertet werden die Kriterien Technik, Gesetz, Auftrag Politik, Priorisie-

rung der Fachabteilung, Bedeutung für den Vollzug, Öffentlichkeit, Benutzerkreis, 

Dringlichkeit, Imageträger sowie IT-Strategie (Experte I 2015). Ein weiteres Ressort legt den 

Ressourcenbedarf fest und erstellt ex-ante eine Prioritätenliste basierend auf Anforderungen 

(Experte O 2015).  

5.2.9.2 Messen des Erfolgs eines IT-Projekts 

Einige Ressorts bemessen den Projekterfolg darin, ob das Projekt mit dem vorhandenen Pro-

jektbudget genehmigt und durchgeführt werden konnte (in budget) (Experte A 2015; Experte 

G 2015; Experte I 2015; Experte Q 2015; Experte R 2015). Ein Experte betont besonders die 

Bedeutung der Kostenbetrachtung. 

„Interessant sind nur Kosten.“ (Experte R 2015)  

Zusätzlich betrachten einige Ressorts, ob die gesetzten zeitlichen Meilensteine erreicht werden 

konnten (Experte A 2015; Experte B 2015; Experte G 2015; Experte I 2015; Experte K 2015). 

Nur sehr wenige Ressorts analysieren den Aspekt in quality. Ein Ressort sieht die fachliche 

Abnahmeerklärung als Hinweis, dass das Projekt ein Projektergebnis mit der richtigen Qualität 

hervorgebracht hat (Experte I 2015). Ein anderes Ressort sieht die Erreichung der Projektziele 

(z. B. qualitative oder gesetzliche Ziele) als Projekterfolg an (Experte L 2015). Diese Sicht wird 

von einem weiteren Ressort unterstützt, welches seine während des Projekts erzielten Ergeb-

nisse mit den Projektzielen abgleicht (Experte O 2015). Ein Ressort hebt deutlich hervor, dass 

es den Projekterfolg nicht explizit misst: 
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„Der ‚Projekterfolg‘ ist nicht das Primärziel des Projektcontrollings; Beispiel: Der Projekt-

plan ist aktuell, das momentane Projektende liegt demnach drei Monate nach dem ursprüngli-

chen Endtermin, weil […] die Projektbeauftragung um einen weiteren Aufgabenblock 

erweitert wurde. Wenn noch nicht geschehen, fordern wir die Projektleitung auf, im Rahmen 

des nächsten Statusberichts einen Entscheidungsbedarf anzumelden (Bitte um Projektverlän-

gerung), weil das genehmigte Projektende gefährdet ist.“ (Experte N 2015) 

Zusammenfassend wird ersichtlich, dass der Schwerpunkt der Darstellung des Projekterfolgs 

auf einer Kostenbetrachtung liegt, die ggf. um die Erreichung von Meilensteinen oder eine er-

folgreiche Abnahme ergänzt wird. Dieser Fokus auf die Kosten steht im Einklang mit dem eher 

auf die Kostenseite fokussierten IT-Controlling. 

5.2.9.3 Darstellung des Nutzens eines E-Government Projekts 

Von den meisten Interviewpartnern konnten keine Angaben gemacht werden, wie der Projekt-

nutzen dargestellt wird. Oftmals fand keine explizite Beachtung des Projektnutzens statt. In 

erster Linie findet eine Betrachtung der Projektkosten statt. 

„Projektnutzen wird nicht bewertet.“ (Experte I 2015) 

„Kosten-/Nutzendarstellungen sind Bestandteil des Projektauftrags (Vorschau) und des Ab-

schlussberichts (Nachschau). Für die Nachschau werden die gebuchten KLR-Daten verwen-

det. Auch für den monatlichen Statusbericht erhalten die Projektleiter Auswertungen über die 

gebuchten Zeiten auf den Projektkostenträger. Bisher beschränkt es sich jedoch in erster Li-

nie auf die Kostenbetrachtung.“ (Experte N 2015) 

Eine Nutzenbetrachtung erfolgt oftmals nur bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung WiBe, bevor 

ein IT-Projekt durchgeführt wird (Experte N 2015). Eine kurze Beschreibung des Projektnut-

zens findet sich ggf. noch im Projektantrag (Experte O 2015). Dem gegenüber steht die Aus-

sage: 

„Ohne Akzeptanzmanagement hilft auch kein Projektcontrolling.“ (Experte B 2015) 

Dies zeigt, dass ein reines IT-Projekt-Controlling (in time, in budget und in quality) unzu-

reichend ist. Es wird als wichtig erachtet, Akzeptanz bei den Stakeholdern zu erzielen. Diese 

Akzeptanz kann über die Realisierung des von den Stakeholdern erwarteten Projektnutzens er-

folgen. Während die Literatur fordert, dass Nutzen für unterschiedliche Stakeholder aufgezeigt 

werden soll, ist diese Sichtweise in der Landesverwaltung nicht umgesetzt. So werden nicht 

immer die Benefits aller Stakeholder berücksichtigt (Experte L 2015). Die Fallstudie zeigt, dass 

nur die Hälfte der Ressorts eine Darstellung oder eine Evaluation des Nutzens vornimmt. Res-

sorts mit großen IT-Projekten betonen jedoch die Notwendigkeit der Nutzenbetrachtung.  

„Evaluation des Nutzens sollte stattfinden.“ (Experte K 2015) 

Die Darstellung des Projektnutzens erfolgt in der Landesverwaltung teils über quantitative 

Kennzahlen, teils über qualitative Abfragen: Kennzahlen stellen hierbei beispielsweise die An-

zahl der Nutzer (Experte I 2015; Experte L 2015) oder die Anzahl der Aufrufe des E-Govern-

ment-Angebots (Experte L 2015) dar. Zudem wird Nutzen im Verhältnis aufgezeigt, z. B. 
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„wenn x % das E-Government-Angebot nutzen, wird Nutzen erzielt“ (Experte Q 2015). Anzu-

merken ist, dass diese Betrachtungsweise Soll-Vorgaben erfordert. Qualitative Nutzenermitt-

lung erfolgt beispielsweise über Nutzer- (Experte I 2015; Experte K 2015) bzw. Anwender-

Feedback im Zuge von Pilotierungen (Experte B 2015). Zudem wird fachliches Personal zu den 

Testphasen bereits während der Projektdurchführung hinzugezogen (Experte I 2015).  

Es zeigt sich, dass fachliche Anforderungen von der Fachseite aufgestellt werden. Die IT-Seite 

setzt diese Anforderungen nur um und hat das Vertrauen, dass die Fachseite ihre Nutzer mit 

ihren Anforderungen und erwarteten Nutzen kennt (Experte I 2015). Sind die fachlichen An-

forderungen umgesetzt, so ist aus Sicht der IT-Seite der Nutzen erzielt. 

„[Nutzen heißt] fachlich erforderlich zu erbringen“ (Experte B 2015) 

Die Ergebnisse zeigen, dass die Darstellung des Nutzens als erforderlich angesehen wird. Dies 

steht im Einklang mit den bisherigen Ergebnissen der Fallstudie. Dennoch stellt die Darstellung 

und Bemessung des Nutzens die Landesverwaltung insgesamt vor große Herausforderungen. 

Einen zentralen Ansatz zur Bestimmung des Nutzens gibt es nicht. Nur wenige Ressorts versu-

chen, den Nutzen systematisch zu erheben oder zu messen. 

5.2.10 Einflussfaktoren auf das IT-Controlling in einer Landesverwaltung 

Im Folgenden werden die im Zuge der Fallstudie identifizierten Einflussfaktoren vorgestellt. 

Dabei werden zuerst diejenigen Einflussfaktoren beschrieben, welche bereits in der Literatur-

recherche identifiziert wurden (vgl. Abschnitt 4.1.1). Anschließend wird auf die im Zuge der 

Fallstudie neu identifizierten Einflussfaktoren kurz eingegangen.  

Die folgenden Ausführungen behandeln die internen Einflussfaktoren: 

 Vorhandensein von Ressourcen (Zeit, Finanzen, Mitarbeiter): Ressourcen ermögli-

chen die Durchführung des IT-Controllings. Benötigt werden Mitarbeiter, welche Daten 

erheben, auswerten und interpretieren. Die Mitarbeiter benötigen für diese Aufgaben 

Zeit und müssen finanziert werden. Die Fallstudie zeigt, dass IT-Controlling eine Auf-

gabe darstellt, welche die vorhandenen Mitarbeiter zusätzlich zu ihren bestehenden Auf-

gaben erledigen müssen. Eigene IT-Controller werden meist nicht eingestellt. Folglich 

muss das IT-Controlling der Landesverwaltung mit knappen Ressourcen durchgeführt 

werden. Dies wiederum beeinflusst den IT-Controlling-Prozess, welcher bei der Erhe-

bung und Auswertung viel Zeit in Anspruch nimmt. Ein Blick in die deutschsprachige 

Verwaltungslandschaft zeigt hier ein ähnliches Bild. 

 Akzeptanz beim (IT-) Management: Das IT-Management der Landesverwaltung er-

hält die aus dem IT-Controlling abgeleiteten Maßnahmen und entscheidet über ihre Um-

setzung. Zudem können Mitarbeiter des IT-Managements am IT-Controlling-

Abschlussworkshop und an IT-Controlling-Arbeitskreisen teilnehmen. Bei Bedarf 

greift das IT-Management auf IT-Controlling-Informationen zurück. Die Akzeptanz des 

IT-Controllings beim IT-Management ist durch das Nutzen der Kennzahlen ersichtlich. 

Dies beeinflusst das IT-Controlling, da die erhobenen Informationen genutzt werden. 
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 Akzeptanz bei der Politik: Analog zur Akzeptanz beim IT-Management wird die Ak-

zeptanz bei der Politik dadurch ersichtlich, dass die Politik die Einführung von IT-

Controlling unterstützt und IT-Controlling-Informationen nutzt. Bei der Landesverwal-

tung ging die Einführung zurück auf einen politischen Auftrag. Folglich war Akzeptanz 

für die Einführung seitens der Politik vorhanden. Während der Durchführungsphase 

greift der CIO bei Bedarf auf IT-Controlling-Informationen zurück. Er ist jedoch kaum 

in den IT-Controlling-Prozess eingebunden und wird ansonsten über politisch relevante 

Kennzahlen informiert bzw. kann diese selbst anfordern. Ein Grund für das eher geringe 

Interesse der Politik am IT-Controlling könnte die Befürchtung sein, über das IT-

Controlling kontrolliert zu werden. Wie Obermeier et al. (2012) anführen, sind Strate-

gien in der öffentlichen Verwaltung gleichzusetzen mit politischen Programmen. Folg-

lich sind auch IT-Strategien als politische Programme für den Einsatz von IT zu sehen. 

Die Strategien sind abhängig davon, welcher Politiker an der Macht ist. Bei einem Re-

gierungswechsel führt dies dazu, dass eine Strategie an Bedeutung verliert oder gar 

gänzlich neu geschrieben wird (Obermeier et al. 2012). Das Controlling einer Strategie 

wäre somit gleichbedeutend mit einem Controlling der Umsetzung des Regierungsvor-

habens. Da ein Controlling auch gescheiterte Maßnahmen aufdecken kann und die Po-

litik in Erklärungsnöte bringen könnte, wird ein Controlling von Seiten der Politik meist 

kritisch gesehen. Eine Akzeptanz ist daher nur bedingt gegeben. Der Umgang mit Con-

trolling-Informationen muss von der Politik erst noch gelernt werden. Hierzu könnte 

eine offene Kultur beitragen. In der analysierten Landesverwaltung werden seit dem 

Jahr 2015 die Kernergebnisse des IT-Controllings strukturiert der Politik berichtet. Die 

Akzeptanz für IT-Controlling und die Nutzung von IT-Controlling-Informationen durch 

die Politik, z. B. in Form der politisch relevanten Kennzahlen, beeinflusst das IT-

Controlling durch die Aufnahme von politisch steuerungsrelevanten Kennzahlen. 

 Vorhandensein von Zielen, von welchen Kennzahlen abgeleitet werden können: 

Ohne Ziele kann IT-Controlling seine Steuerungsfunktion nicht erfüllen. Die Landes-

verwaltung hat basierend auf Zielen der landesweiten IT-Strategie ein Kennzahlensys-

tem aufgebaut. Es zeigt sich hierbei jedoch, dass die Ziele meist sehr abstrakt und 

allgemein formuliert sind. Dies erschwert das Ableiten von Kennzahlen. Ein Messen 

der Zielerreichung ist hierdurch kaum möglich. Ressortübergreifende Soll-Werte sind 

kaum vorhanden. Folglich kann die ressortübergreifende Steuerungsfunktion des IT-

Controllings in der Landesverwaltung auf Basis der IT-Strategie nur schwer wahrge-

nommen werden. Es ist jedoch anzumerken, dass ein ressortinternes IT-Controlling da-

für genutzt werden sollte, die Ziele der ressortinternen IT-Strategie mit Kennzahlen zu 

hinterlegen. Aus diesen Gründen beeinflusst das Vorhandensein von Zielen die Gestal-

tung und die Aufgaben des IT-Controllings. 

 Technische Unterstützung beim Sammeln, Analysieren und Interpretieren der 

Controlling-Informationen: Durch IT kann der IT-Controlling-Prozess unterstützt 

werden. Beispielsweise findet die Auswertung in der Landesverwaltung derzeit noch 

händisch statt. Es ist anzunehmen, dass eine automatische, IT-gestützte Auswertung 

schneller durchgeführt werden und somit den Prozess beeinflussen könnte. Darüber hin-

aus würden weniger Ressourcen bei der Erhebung und Auswertung der Kennzahlen be-

nötigt werden, wenn diese durch den Tooleinsatz unterstützt werden. 
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 Kompetenzen bei den Mitarbeitern in Bezug auf IT-Controlling: Damit IT-

Controlling durchgeführt werden kann, benötigen die Mitarbeiter Kompetenzen im Be-

reich IT-Controlling, Haushalt und Finanzen. In der Landesverwaltung ist das IT-

Controlling in einem Aufgabenbereich mit Haushalt und Finanzen etabliert. Die Mitar-

beiter wurden während der Einführungsphase im IT-Controlling umfassend geschult. 

 Interne Anforderungen: Interne Anforderungen beeinflussen die Gestaltung und den 

Ablauf des IT-Controllings. In der Landesverwaltung wird beispielsweise der Prozess 

des IT-Controllings durch Mitzeichnungspflichten unterschiedlicher Verwaltungsberei-

che beeinflusst. So darf der Erhebungsauftrag nicht von der zentralen IT-Stelle gegeben 

werden, ohne dass bestimmte Verwaltungsbereiche und Hierarchieebenen im Ressort 

der zentralen IT-Stelle mitzeichnen. 

 Interne Stakeholder: Interne Stakeholder beeinflussen die Gestaltung des IT-

Controllings maßgeblich. Dies zeigt sich in der analysierten Landesverwaltung darin, 

dass alle internen Stakeholder an der Gestaltung beteiligt sind. Wie in Abschnitt 5.2.8 

beschrieben, werden Neuerungen oder Änderungen im IT-Controlling im Konsens be-

schlossen. Zudem kann jeder Stakeholder seine Anforderungen der zentralen IT-Stelle 

präsentieren. 

 Aufzeigen der durch IT-Controlling entstehenden Benefits bei den Stakeholdern: 

Durch das Präsentieren der Benefits des IT-Controllings erhöht sich die Akzeptanz des 

IT-Controllings. Dies gewährleistet, dass IT-Controlling-Informationen mit Sorgfalt er-

hoben und für Entscheidungen genutzt werden. In der Landesverwaltung unterstützt das 

Aufzeigen der Benefits beispielsweise die Einführung einer bestimmten Kennzahl. Die 

Benefits des IT-Controllings werden detailliert in Abschnitt 7.2 dargestellt. 

 Zugang zu Informationen des IT-Controllings: Damit IT-Controlling-Informationen 

genutzt und Entscheidungen basierend auf diesen getroffen werden, benötigen die IT-

Verantwortlichen Zugang zu möglichst aktuellen Informationen. In der Landesverwal-

tung ist ein zentraler Zugang, auf welchen alle internen Stakeholder zugreifen können, 

noch nicht geschaffen. Jedoch zeigen die Anforderungen (vgl. Abschnitt 5.2.2), dass ein 

solcher Zugang durchaus gewünscht ist. Anzumerken ist, dass über die zentrale IT-

Stelle jederzeit Auskunft über Informationen des IT-Controllings erteilt werden kann. 

Externe Einflussfaktoren lassen sich ebenso in der Fallstudie finden: 

 Externe Anforderungen: Analog zu den internen Anforderungen beeinflussen externe 

Anforderungen das IT-Controlling. Externe Anforderungen werden von externen Sta-

keholdern gestellt. Eine Beschreibung externer Anforderungen erfolgt unter dem Stich-

punkt der externen Stakeholder. 

 Externe Stakeholder: Ähnlich wie interne Stakeholder können externe, d. h. außerhalb 

der Verwaltung befindliche, Stakeholder die Gestaltung des IT-Controllings beeinflus-

sen, beispielsweise durch die Forderung der Offenlegung von Steuergeldern oder Trans-

parenz innerhalb der öffentlichen Verwaltung. Zählt die Politik als externer 

Stakeholder, so beeinflusst sie das IT-Controlling dadurch, dass dieses Kennzahlen be-

reitstellen muss, welche von der Politik genutzt werden können. Der ORH beeinflusste 
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das IT-Controlling der Landesverwaltung maßgeblich, indem er beispielsweise den 

Ausbau der Leistungskennzahlen forderte. 

 Gesetze, Standards und Vorschriften: In der Landesverwaltung ist das Verwaltungs-

handeln bestimmt durch Gesetze, Standards und Vorschriften. Diese bilden einen Rah-

men für das IT-Controlling. IT-Controlling ist derart zu gestalten, dass Gesetze, 

Standards und Vorschriften nicht verletzt werden. Maßgeblich beeinflusst wurde das 

IT-Controlling durch den politischen Auftrag, IT-Controlling in der Landesverwaltung 

zu etablieren. Darüber hinaus kann das IT-Controlling auch dazu dienen, die Umsetzung 

von Maßnahmen aus Gesetzen zu steuern oder die Einhaltung von Standards und Vor-

schriften zu kontrollieren. 

Zuletzt werden die allgemeinen Einflussfaktoren diskutiert: 

 Organisationskultur: Das IT-Controlling wird durch die Organisationskultur beein-

flusst. Während eine offene Organisationskultur ein IT-Controlling erleichtert (Greger 

et al. 2015c), erschwert eine Organisationskultur, in welcher die Mitarbeiter nur auf ihre 

Aufgaben und Bereiche konzentriert sind und welche von Intransparenz geprägt ist, das 

IT-Controlling. Eine offene Organisationskultur kann als Ausgangslage für ein erfolg-

reiches IT-Controlling angesehen werden. In der Landesverwaltung zeigt sich, dass eine 

offene Organisationskultur ermöglicht, dass sich die IT-Verantwortlichen untereinander 

austauschen. Der Schritt zu dieser offenen Organisationskultur war jedoch nicht ein-

fach: Zu Beginn des IT-Controllings entschieden sich die Ressorts und IT-Dienstleister 

dagegen, Berichte mit IT-Controlling-Informationen zu versenden. Somit gab es für die 

Ressorts keine Möglichkeit, ihrem IT-Management diese vorzulegen oder über genaue 

Ist-Werte der anderen Ressorts zu informieren. Diese Informationen wurden nur in 

knapper Form beim IT-Controlling-Abschlussworkshop gezeigt. Erst nachdem erkannt 

wurde, dass diese Zahlen keine Gefahr bergen, wurde es erlaubt, Berichte zu versenden 

– allerdings mit der Einschränkung, dass keine absoluten Werte versendet und die Kenn-

zahlen mit Kommentierungen versehen werden. In einem nächsten Entwicklungsschritt 

wurde diese Restriktion gelockert, so dass nun absolute Werte in den Berichten zu fin-

den sind. Allerdings wird weiterhin auf eine ausführliche Kommentierung der Kenn-

zahlen bestanden. Dieses Beispiel zeigt, dass die Organisationskultur einen Einfluss auf 

die Nutzung des IT-Controllings hat und dass das IT-Controlling wiederum selbst die 

Organisationskultur beeinflussen kann. Die im IT-Controlling erlernte Transparenz 

konnte auch auf andere Bereiche übertragen werden. 

 Vorhandensein eines Kulturwechsels: Öffentliche Verwaltungen sind geprägt durch 

starre Hierarchien. Das Ressortprinzip besagt zudem, dass jeder Minister nur seinen 

Geschäftsbereich verantwortet. Im Zuge eines übergreifenden, strategischen IT-

Controllings stellt diese starre Verwaltungskultur eine Herausforderung dar. Um ein 

übergreifendes IT-Controlling zu ermöglichen, müssen die Ministerien an eine zentrale 

IT-Stelle außerhalb ihres Ministeriums berichten können. Folglich muss das Ressort-

prinzip aufgeweicht werden. Hierfür muss ein Kulturwechsel stattfinden. Die Fallstudie 

zeigt, dass neben dem Wechsel hin zur Zusammenarbeit zwischen Ministerien eine of-

fene Kultur notwendig ist, welche oftmals erst geschaffen werden muss. 
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 Organisationsgröße: Die Größe des jeweiligen Ressorts wirkt sich auf das IT-

Controlling sowie auf den wahrgenommenen Nutzen des IT-Controllings aus (Greger 

et al. 2015c): Je größer ein Ressort, desto mehr Stakeholder innerhalb eines Ressorts 

sind zu berücksichtigen und zu koordinieren. Bezüglich des Nutzens sehen kleine Res-

sorts (Ressorts mit keinem nachgelagerten Bereich) kaum einen Nutzen im IT-

Controlling, da sie bereits ohne Kennzahlen einen Überblick über ihren kleinen IT-

Bereich haben. IT-Controlling schafft hierbei nur zusätzliche Aufgaben und gestiegenen 

Aufwand. Bei großen Ressorts hingegen kann der Nutzen den Aufwand übersteigen. 

Diese können beispielsweise mit Kennzahlen ihren Geschäftsbereich und nachgelagerte 

Behörden steuern und ggf. vergleichen (Greger et al. 2015c).  

 Organisationsform (Governance): Wie in Abschnitt 3.2 beschrieben, beeinflusst die 

Organisationsform die organisatorische Verankerung des IT-Controllings. In der Lan-

desverwaltung findet sich eine ressortprinzipgeprägte Organisationsform mit einer zent-

ralen IT-Stelle sowie dezentralen Verwaltungseinheiten in Form der Ministerien. Das 

hierdurch erzeugte Spannungsfeld zwischen zentraler, ressortübergreifender IT-Stelle 

und dezentralen, auf ressortinterne Aspekte ausgerichteten Ministerien wurde bereits in 

Abschnitt 4.2 aufgezeigt. In diesem Spannungsfeld und unter Berücksichtigung sowohl 

zentraler als auch dezentraler Anforderungen ist das IT-Controlling zu gestalten.  

 Performance einer Organisation: Die Performance einer Organisation drückt sich in 

Produkten und Dienstleistungen aus. Diese stellen die im Zuge des IT-Controllings zu 

steuernden Objekte dar. Kennzahlen sind derart zu gestalten, dass die Produkte und 

Dienstleistungen gemessen werden können. In der Landesverwaltung stellt dies die Ge-

staltung des IT-Controllings vor Herausforderungen. Produkte und Dienstleistungen 

sind vielfältig, so dass ein übergreifendes, strategisches IT-Controlling nur mit sehr gro-

ßem Aufwand alle Produkte und Dienstleistungen überwachen könnte. Ein kaskadie-

render IT-Controlling-Ansatz ist daher zwingend notwendig. Somit beeinflusst die hohe 

Heterogenität der Produkte und Dienstleistungen die Gestaltung des IT-Controllings auf 

Landesebene. 

 Politische Umwelt: Die öffentliche Verwaltung steht in engem Zusammenhang mit der 

Politik. Von der Politik gemachte Vorgaben sind von der Verwaltung umzusetzen. Dies 

bezieht sich auch auf das IT-Controlling: Anforderungen der Politik an zu liefernde In-

formationen müssen beachtet werden. Durch das IT-Controlling höher priorisierte IT-

Projekte können durch von der Politik neu gewünschte Projekte in der Priorisierung 

herabgestuft werden. Beispielsweise mussten in der Landesverwaltung lang geplante 

und bereits vorbereitete IT-Projekte zeitlich verschoben werden, um politisch relevante 

Projekte umzusetzen. Politischer Einfluss wird von den Experten als Unwägbarkeit an-

gesehen (Experte G 2015). Zudem wird politischer Druck als Sanktionsmechanismus 

empfunden (Experte P 2015). 

Aus den Beobachtungen der Fallstudie können weitere Einflussfaktoren abgeleitet werden: In 

engem Zusammenhang mit der Größe des Ressorts steht die Komplexität der Entscheidungs-

strukturen: Je größer ein Ressort, desto mehr Verantwortliche müssen bei einer Entscheidung 

berücksichtigt werden. Diese Komplexität wirkt sich auch auf das IT-Controlling aus. Je größer 

die Verwaltungseinheit, in welcher ein IT-Controlling etabliert werden soll, desto komplexer 

sind die Entscheidungsstrukturen bei der Gestaltung des IT-Controllings. 
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Als weiterer Einflussfaktor konnte aus Beobachtungen während der Fallstudie die persönliche 

Überzeugung des jeweiligen IT-Verantwortlichen vom Mehrwert des IT-Controllings 

identifiziert werden. Je positiver seine persönliche Überzeugung ist, desto mehr Engagement 

zeigt er im Themenfeld IT-Controlling, desto mehr Aufwand steckt er in die Gestaltung des 

ressortinternen IT-Controllings und desto mehr nutzt er IT-Controlling-Informationen zur Ent-

scheidungsfindung. Ist die persönliche Überzeugung gering, so setzt der IT-Verantwortliche 

sich weniger für das IT-Controlling ein und erhebt nur das Mindestmaß an von der zentralen 

IT-Stelle geforderten Kennzahlen.  

5.2.11 Herausforderungen für das IT-Controlling in einer Landesverwaltung 

Im Folgenden werden die Herausforderungen, welche im Zuge der Fallstudie identifiziert wur-

den, dargestellt – unabhängig davon, ob diese bereits gelöst wurden oder noch bestehen. Die in 

der Fallstudie identifizierten Herausforderungen lassen sich in Herausforderungen verbunden 

mit den IT-Controlling-Instrumenten (Berichtswesen, IT-Controlling-Konzept, Steckbriefe so-

wie Kennzahlen), Herausforderungen verbunden mit dem IT-Controlling-Prozess, Herausfor-

derungen verbunden mit der Bereitstellung von Ressourcen, Herausforderungen verbunden mit 

Stakeholdern und Verantwortlichkeiten sowie organisatorische, politische und kulturelle Her-

ausforderungen einteilen. 

5.2.11.1 Herausforderungen verbunden mit IT-Controlling-Instrumenten 

Die Herausforderungen, welche die IT-Controlling-Instrumente betreffen, beziehen sich auf 

das landesweite IT-Controlling-Konzept, Steckbriefe, Kennzahlen sowie das Berichtswesen. 

Herausforderungen bei der Erstellung des IT-Controlling-Konzepts resultieren aus der Defi-

nition einheitlicher Begrifflichkeiten (Dokument 47, Dokument 51, Dokument 52), der fehlen-

den Benutzerfreundlichkeit der Unterlagen (Dokument 48) sowie der fehlenden adressaten-

gerechten Aufbereitung der Unterlagen (Dokument 53). Sämtliche Herausforderungen des IT-

Controlling-Konzepts, welche im Zuge der Fallstudie identifiziert wurden, traten während der 

Einführungsphase auf. 

Im Gegensatz hierzu traten die Herausforderungen, welche die Kennzahlensteckbriefe betref-

fen, während der Nutzungsphase auf. Ständig sich ändernde Kennzahlensteckbriefe unterbre-

chen die Kontinuität der Erhebung (zentrale IT-Stelle 2012) und führen beispielsweise zu einer 

Unterbrechung in den Zeitreihen, was wiederum die Analyse der Kennzahlen erschwert. Dies 

wird nicht nur von der zentralen IT-Stelle, sondern auch von einigen Ressorts als Herausforde-

rung angesehen (Dokument 54). Zudem führen unsauber und nicht eindeutig beschriebene 

Kennzahlen zu Erhebungsschwierigkeiten und Unschärfen. Sind Kennzahlen nicht sauber und 

eindeutig beschrieben, haben sie Erhebungsfehler durch falsche Interpretation der Steckbriefe 

zur Folge (Dokument 55, Dokument 56). Dieses Phänomen trat sowohl in der an die Einführung 

anschließende Testphase (Experte C 2010) als auch während der Nutzungsphase auf.  

„Die Grenzziehung ist sehr unscharf und zieht eine erhebliche, aber momentan unvermeidli-

che Unschärfe der Erhebung nach sich.“ (Experte B 2012a) 

Missverständnisse bei Steckbriefen erschweren die Analyse der Kennzahlen sowie eine landes-

weit einheitliche Erhebung. Ungenauigkeiten bei den Kennzahlensteckbriefen haben daher 

weitreichende Folgen und erschweren die Analyse der Kennzahlenwerte. Aus diesen Gründen 



122 5 Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

 

 

sind die Steckbriefe bei Ungenauigkeiten zu schärfen. Dies wird auch von den IT-

Verantwortlichen der Ressorts gefordert (Dokument 57). 

Die Herausforderungen, welche den Kennzahlen zugeordnet werden können, treten sowohl bei 

der Einführung als auch bei der Nutzung auf. Herrschen schlechte Erfahrungen aus der Ver-

gangenheit mit Kennzahlen vor, erschwert dies die Einführung von Kennzahlen (Dokument 5). 

Das Festsetzen geeigneter Kennzahlen stellt sowohl während der Einführungs- als auch wäh-

rend der Nutzungsphase bei Fortschreibungen die IT-Controller der Landesverwaltung vor Her-

ausforderungen (Dokument 58). Fehlende Ziele und Soll-Vorgaben erschweren hierbei die 

Festsetzung der Kennzahlen. Es zeigte sich, dass die Steuerungsfunktion hiervon betroffen ist. 

„Koordinierung der Aufgaben […] ist schön. Wäre auch eine schöne Aufgabe, wenn man 

wüsste, nach welchen Zielen man das koordinieren sollte […].“ (Experte J 2009) 

Zudem stellt der Aufbau von Leistungs- und Wirkungskennzahlen die öffentliche Verwaltung 

vor Herausforderungen. Dies betrifft sowohl die Definition der Leistungen der öffentlichen 

Verwaltung als auch die Auswahl geeigneter Instrumente zur Darstellung und Bemessung der 

IT-Leistung (Dokument 58). Dennoch sind Leistungs- und Wirkungskennzahlen aufzubauen, 

da ansonsten das IT-Controlling nur eine Kostenkontrolle darstellt und primär dazu verwendet 

wird, Kosteneinsparungen zu rechtfertigen (Dokument 5). Kennzahlen sind nicht nur zu erhe-

ben, sondern auch für die Entscheidungsfindung zu nutzen. Die Fallstudie zeigt, dass IT-

Controlling-Informationen in geringem Umfang genutzt werden. 

„Jedoch werden die Kennzahlen nicht als Argumentationsgrundlage herangezogen.“ (Ex-

perte I 2012) 

„Die sich aus dem IT-Controlling ergebenden Steuerungsansätze werden nur im geringen 

Umfang genutzt. Damit ist der Nutzen aus dem IT-Controlling bisher eher gering.“ (Experte 

E 2013) 

Als Gründe für die geringe Nutzung werden fehlende Vergleichszahlen oder nicht bekannte 

Nutzungsszenarien angegeben. Die Herausforderung bezogen auf die fehlenden Vergleichszah-

len löste sich mit dem Anstieg der IT-Controlling-Jahre von selbst, da auf Zeitreihen zurückge-

griffen werden kann. 

„Die Erkenntnisse, welche aus dem IT-Controlling gezogen werden können, sind derzeit noch 

mager, da keine Vergleichszahlen oder Zeitreihen vorhanden sind.“ (Experte A 2012b) 

„Zudem ist es schwierig, jetzt schon aus den erhobenen Kennzahlen Handlungsempfehlungen 

ableiten zu können. Tendenzen könnten […] erst in 2 bis 3 Jahren erkennbar sein.“ (Experte 

P 2012) 

„Kennzahlen sind zwar interessant, aber es gibt (noch) nicht viele Möglichkeiten, etwas mit 

diesen zu machen.“ (Experte L 2012) 

Des Weiteren wird oftmals betont, dass die zu erhebenden Kennzahlen kaum Steuerungsrele-

vanz besitzen. Dies wurde bereits kurz nach der Einführung des IT-Controllings festgestellt. 
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„Ein direktes Steuerungsinstrument ist das bislang bestehende ressortspezifische IT-

Controlling noch nicht. Hierzu müssen erst weitere Zeitreihen geschaffen und das Werkzeug 

kontinuierlich und dynamisch verbessert werden.“ (Experte B 2012b) 

Die Nichtbeachtung des Informationsbedarfs kann als Herausforderung angesehen werden. So 

hat sich das IT-Controlling beispielsweise am Informationsbedarf des CIO auszurichten, um 

für diesen aus den erhobenen Kennzahlen einen Mehrwert zu schaffen. 

„Das zentrale IT-Controlling kann den Informationsbedarf des CIO nur begrenzt unterstüt-

zen.“ (Experte E 2013) 

Des Weiteren werden Vergleichszahlen zwar gefordert, um IT-Controlling-Informationen in 

Relation bringen zu können, aber ein IT-Benchmarking zwischen den Ressorts wird nicht ge-

nutzt. Vielmehr wird auf die fehlende Vergleichbarkeit einzelner Ressorts aufgrund unter-

schiedlicher fachlicher Anforderungen an die IT hingewiesen. 

„Die Möglichkeiten eines Benchmarkings zwischen den Ressorts und innerhalb der Ressorts 

bleiben ungenutzt.“ (Experte E 2013) 

Es wird von den Experten angegeben, dass eine fehlende Zweck- und Zielzuordnung bei den 

Kennzahlen eine Herausforderung darstellt, welche zu klären ist. Diese fehlende Zweck- und 

Zielzuordnung steht in engem Zusammenhang mit der fehlenden Steuerungsrelevanz. 

„Aus Sicht des […] [Ressorts] sollte das Controlling-Konzept nur Kennzahlen enthalten, die 

eine fachlich unmissverständliche, auf das übergeordnete Ziel hin klar und eindeutig ausge-

richtete Aussagekraft besitzen und dabei ohne weitere Bezüge bewertbar sind.“ (Experte I 

2008) 

Die fehlende Zweck- und Zielzuordnung sowie eine fehlende Betrachtung der Leistungsver-

wendung führen zu der Sorge, wofür die Kennzahlen verwendet werden (Dokument 5). Es wird 

als kritisch angesehen, unkommentierte Kennzahlen zu verbreiten, da diese beispielsweise von 

Führungskräften falsch interpretiert werden könnten. Unkommentierte Vergleiche zwischen 

Ressorts oder zwischen der Landesverwaltung und der Privatwirtschaft werden ebenso als kri-

tisch empfunden. 

„Ich möchte auf die Brisanz der unkommentierten Zahlen hinweisen.“ (Experte B 2012b) 

„Vergleiche IT-Benchmarkinginitiative sollte rausgenommen werden; dieser Vergleich 

konnte bei Führungskräfte[n], die nur das reine Zahlenmaterial lesen und die Kommentie-

rung nicht kennen, zu falschen Schlussfolgerungen kommen lassen.“ (Experte G 2010) 

Die Manipulation der erhobenen Kennzahlen stellt laut Experte G (2012) eine weitere Heraus-

forderung für das IT-Controlling dar. Diese erschwert es der zentralen IT-Stelle, aussagekräf-

tige, valide Kennzahlen zu erhalten. Schattenhaushalte erschweren es darüber hinaus, valide 

Aussagen über die IT-Kosten zu treffen. So werden teils IT-Projekte aus dem Budget für Fach-

aufgaben bezahlt, ohne dass dies im Haushalt kenntlich ist. Des Weiteren wird „Schatten-IT-

Personal“ eingesetzt, welches zwar laut Stellenplan fachliche Aufgabe ausführen soll, aber auf-

grund Ressourcenknappheit oder fehlender IT-Kompetenzen IT-Aufgaben übernimmt. 
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„Schattenhaushalte, wir können nicht sagen, wie viel die IT kostet, trotz IT-Controlling“ (Ex-

perte C 2012) 

Einfacher Zugang zu den Kennzahlen stellt eine Herausforderung während der Nutzungsphase 

dar, da die Kennzahlen nicht in einem einheitlichen System vorgehalten werden. 

„Aber das wäre so die Idealvorstellung, dass ich diese Daten auf Knopfdruck letztendlich 

kriege.“ (Experte F 2009) 

Eine fehlende Kommentarfunktion im Berichtswesen erschwert die Analyse und Interpretation 

der Kennzahlen (Dokument 48). Diese Herausforderung stellt eine Anforderung an die Gestal-

tung des Berichtswesens dar. Bei der analysierten Landesverwaltung wurden Kommentarfelder 

daher im Nachgang in das Berichtswesen integriert. Somit ist dies ein Beispiel für eine bereits 

gelöste Herausforderung. Das Berichtswesen ist basierend auf den in den Steckbriefen beschrie-

benen Kennzahlen aufzubauen. Dies setzt voraus, dass zum einen Begrifflichkeiten aus den 

Steckbriefen im Berichtswesen und zum anderen in der öffentlichen Verwaltung gültige Be-

zeichnungen verwendet werden (Dokument 47).  

Herausforderungen beim Haushalt sind gegeben durch die Kameralistik sowie die begrenzten 

Haushaltsmittel. IT-Controlling ist unter Beachtung des kameralen Systems zu gestalten. Wäh-

rend das IT-Controlling Kosten betrachtet und Abschreibungen vornimmt, werden im Zuge der 

Kameralistik Ausgaben betrachtet. Folglich können Haushaltszahlen nicht ohne Weiteres im 

IT-Controlling verwendet werden. 

„Ich habe auf der einen Seite Abschreibungen, auf der anderen Seite Investitionen. Das ist ein 

sehr komplexes System. Das wieder zusammenzuführen und passend zu machen, da hat der 

Kollege […] wirklich großartige Arbeit geleistet.“ (Experte H 2009) 

Zudem muss das IT-Controlling bei seinen Handlungsempfehlungen beachten, dass das Budget 

zur Umsetzung von IT-Projekten begrenzt ist. Durch das IT-Controlling als wichtig priorisierte 

IT-Projekte können daher nicht immer sofort durchgeführt werden. Dies führt dazu, dass ver-

sucht wird, Kosten über die Jahre konstant zu halten, um kein Budget nachfordern oder inner-

halb des Ressorts umschichten zu müssen. 

„Was eine weitere Rahmenbedingung darstellt […] ist das kameralistische Denken. Man ver-

sucht ein über Jahre gleiches Budget zu gewährleisten, das nur bestimmt ansteigt. […] Wenn 

aber eine große Investition getätigt werden soll, die sich erst über die Jahre rentiert, dann ist 

das mit dem kameralen System nicht vereinbar und wird somit i.d.R. auch nicht gemacht. […] 

Der Entscheidungsprozess ist relativ transparent, weil letztendlich der Haushalt sich auf fol-

gendes zurückzieht: Er kann nicht entscheiden, ob mehr Geld fließt und überlässt es den Res-

sorts selbst zu kürzen.“ (Experte H 2009) 

Die Ausführungen zeigen, dass zahlreiche Herausforderungen mit den IT-Controlling-

Instrumenten verbunden sind. Während die Herausforderungen bei der Gestaltung der IT-

Controlling-Instrumente meist gelöst werden konnten, stellt die Anwendung der betriebswirt-

schaftlichen Instrumente in der öffentlichen Verwaltung weiterhin eine Herausforderung dar. 
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5.2.11.2 Herausforderungen verbunden mit dem IT-Controlling-Prozess 

Bezogen auf den Prozess des IT-Controllings stellen folgende Aspekte eine Herausforderung 

dar: Ein unsystematisches Vorgehen beim IT-Controlling erschwert sowohl Einführung als 

auch Nutzung. 

„Das ist immer so das Problem, wenn man im Vornherein schon sagen muss, was man will, 

weil meistens ist es ja so, das ist immer so ein bisschen unsystematisch.“ (Experte D 2009) 

Für Einführung und Nutzung von IT-Controlling ist eine fehlende Unterstützung durch die Sta-

keholder (Politik, Ressorts oder Management) eine Herausforderung. Während Unterstützung 

und ein hoher Stellenwert zur erfolgreichen Umsetzung von IT-Controlling beitragen, kann eine 

fehlende Unterstützung die Nutzung vermindern. 

„Die aktuellen Controlling-Zahlen werden auch an die IT-Mitarbeiter kommuniziert. Ob die-

ser hohe Stellenwert des IT-Controllings bei einem Präsidentenwechsel […] weiterhin beste-

hen bleibt, ist […] fraglich.“ (Experte B 2013) 

„[IT-Controlling] muss von der Politik mitgetragen werden.“ (zentrale IT-Stelle 2012) 

Zudem gilt der Widerstand bei den Ressorts gegenüber dem IT-Controlling als Herausforde-

rung, welche sowohl die Einführung als auch die Nutzung erschweren kann. Aus diesem Grund 

ist es unabdingbar, die Ressorts bei den kleinen Schritten der Einführung mitzunehmen und 

einzubinden (Experte D 2009). Trotz eines einheitlichen Berichtswesens werden bei den Res-

sorts unterschiedliche Erhebungsmethodiken angewandt. Dies bezieht sich sowohl auf die Ver-

teilung des Berichtswesens als auch auf die Erhebung der Kennzahlen. 

„Die Erhebung in den Ressorts folgt unterschiedlichen Ansätzen. Einige führen eine zentrale 

Erhebung durch, während andere die Fragebögen an den nachgeordneten Bereich verteilen. 

Auch die Erhebung der einzelnen Kennzahlen erfolgt nicht einheitlich.“ (Experte E 2013) 

Durch die nicht automatisierte Erhebung erhöht sich der Aufwand bei der Erhebung der Kenn-

zahlen. Die fehlende Automatisierung stellt hier eine Herausforderung während der Nutzungs-

phase dar. 

„Die jährliche Erhebung der Kennzahlen für das IT-Controlling ließe sich bei Nutzung der 

bestehenden IT-Infrastruktur […] automatisieren. […] Dies verminderte den Aufwand für die 

Ressortabfragen und ermöglichte tagesaktuelle Auswertungen.“ (Experte E 2013) 

5.2.11.3 Organisatorische, politische und kulturelle Herausforderungen 

Als organisatorische Herausforderung bei der Gestaltung und Nutzung des IT-Controllings 

kann das Ressortprinzip angesehen werden (Dokument 14). Zudem stellen die unterschiedli-

chen Fachlichkeiten der Ressorts eine weitere Herausforderung dar, welche sich schwerpunkt-

mäßig bei der Gestaltung von Leistungskennzahlen zeigt. Die unterschiedlichen Fachlichkeiten 

erschweren einen Vergleich zwischen den Ressorts (Dokument 5, Dokument 50). Jedoch sind 

nicht nur Vergleiche zwischen den Ressorts kritisch, sondern auch Vergleiche zwischen den 

nachgelagerten Behörden eines Ministeriums. Diese nachgelagerten Behörden weisen teilweise 

eine hohe Heterogenität – bedingt durch ihre Fachlichkeit – auf, so dass ein sinnvoller Vergleich 

kaum möglich ist. 
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„Der nachgeordnete Bereich ist sehr überschaubar [und] […] sehr unterschiedlich struktu-

riert. Ein Erkenntnisgewinn durch Vergleichbarkeit kann nur entstehen, wenn die nachgeord-

neten Behörden homogen sind. Da dies […] [im Ressort X] nicht der Fall ist, können die 

nachgeordneten Behörden nur einzeln betrachtet werden. Eine Vergleichbarkeit ist nicht 

möglich.“ (Experte M 2012) 

Fehlende Weisungsbefugnisse und fehlender Durchgriff erschweren die Einführung und Nut-

zung des IT-Controllings. Dies zeigt sich sowohl bei den Ressorts auf nachgelagerte Behörden 

als auch bei der zentralen IT-Stelle auf die Ressorts. 

„Zudem besteht […] die Problematik, dass das [Ministerium] […] bei seinen nachgelagerten 

Behörden wenig bis gar keine Steuerungsmöglichkeiten hat.“ (Experte P 2012) 

Die IT-Controlling-Struktur innerhalb eines Ressorts weist einen unterschiedlichen Aufbau auf. 

Diese Uneinheitlichkeit erschwert die zentrale Gestaltung des IT-Controllings und macht einen 

kaskadierenden IT-Controlling-Ansatz zwingend erforderlich. 

„Das ist innerhalb der Ressorts sehr unterschiedlich. […] Das hängt von der Organisations-

struktur ab: Manche haben einen eher dezentralen Ansatz, in dem es unter Ihnen kaum etwas 

gibt. Und die anderen sind bis hinunter auf die kleinste Ebene sehr zersplittert […] Hier lie-

gen eine starke Heterogenität und Uneinheitlichkeit vor.“ (Experte H 2009) 

Die organisatorischen Herausforderungen erschweren eine zentrale Gestaltung des IT-

Controllings. Sie machen es zwingend erforderlich, dass alle Ressorts an der Einführung des 

IT-Controllings beteiligt werden. Eine zentrale IT-Stelle hat nur unzureichende Kenntnisse über 

die internen Strukturen eines Ressorts, so dass sie allein kein ressortübergreifendes IT-

Controlling aufbauen kann, sondern dies von den IT-Controllern der Ressorts übernommen 

werden muss. 

Politische Herausforderungen beziehen sich auf die politische Umwelt, in welcher öffentliche 

Verwaltungen eingebettet sind. Wahlzyklen stellen vor allem die Nutzung des IT-Controllings 

vor Herausforderungen. So kann der IT-Controlling-Prozess in den Hintergrund rücken und 

Ressourcen können für die Wahl gebunden werden (Dokument 60). Der politische Wille kann 

sich mit den Wahlzyklen ändern. Dieser wirkt sich für das IT-Controlling insofern herausfor-

dernd aus, als sich das IT-Controlling diesem unterordnen muss. IT-Controlling-Aufgaben kön-

nen an Bedeutung gewinnen oder verlieren – je nach Vorgabe aus der Politik (Dokument 5). 

„[…] [häufige Änderungen der Aufgaben bedingt durch] Änderung der gesetzlichen und poli-

tischen Vorgaben“ (zentrale IT-Stelle 2010) 

Die Einbindung der Politik in das IT-Controlling stellt die öffentliche Verwaltung ebenso vor 

Herausforderungen. Ist der CIO auf politischer Ebene angesiedelt, so wird diese Einbindung 

noch dringender (Dokument 61). 

Neben organisatorischen und politischen Herausforderungen lassen sich aus der Fallstudie kul-

turelle Herausforderungen ableiten. Die Kultur innerhalb der Verwaltung ist durch das Res-

sortprinzip geprägt. Jedes Ressort ist für seinen Geschäftsbereich eigenverantwortlich und nur 

dem jeweiligen Minister Rechenschaft schuldig. Hierdurch ergibt sich eine fehlende Offenheit 

gegenüber anderen Ressorts. Dies erschwert die Zusammenarbeit in einem strategischen, res-
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sortübergreifenden IT-Controlling maßgeblich. Die Ressorts sind es nicht gewohnt, Kennzah-

len ressortübergreifend offen zu legen, und fordern daher Anonymität (Dokument 34).  

„Angst der Ressorts als großes Hindernis, da diese sich nicht in die Karten schauen lassen 

wollten.“ (Experte C 2012) 

„[…] aber die kriegen die Daten nicht rein, die wir brauchen, weil die Ressorts sich weigern 

und die [..] [IT-Dienstleister] speziell auch sich weigern sozusagen, uns die Daten zu geben.“ 

(Experte D 2009) 

Zudem herrscht in der Verwaltung kein Leistungs- oder Wettbewerbsgedanke vor. Sich an Zie-

len messen zu lassen, wird kritisch gesehen (Experte C 2009). Dies wird noch durch fehlende 

Sanktionsmechanismen bei Nichterreichen der Ziele erschwert (zentrale IT-Stelle 2010). 

5.2.11.4 Herausforderungen verbunden mit der Ressourcenbereitstellung 

Fehlende Ressourcen stellen eine Herausforderung sowohl bei der Einführung als auch der Nut-

zung des IT-Controllings dar. Die fehlenden Ressourcen sind dabei primär Zeit und Personal. 

Die Schwierigkeit bei diesen Herausforderungen liegt vor allem darin begründet, dass IT-

Controlling als zusätzliche Aufgabe zum normalen Verwaltungshandeln hinzugekommen ist – 

ohne dass dafür zusätzliche Ressourcen in Form von Personal bereitgestellt wurden. Dies re-

sultierte bei der Einführung des IT-Controllings darin, dass die Einführung einen relativ langen 

Zeitraum in Anspruch nahm und zeitlich gesetzte Ziele oftmals angepasst werden mussten (Do-

kument 62, Dokument 63). Dies führte im Projekt zur Einführung des IT-Controllings zwar zur 

Terminüberschreitung, welche aber zugunsten eines qualitativ hochwertigen Ergebnisses in 

Form des IT-Controlling-Konzepts in Kauf genommen wurde (Dokument 64). 

Die fehlenden, personellen Ressourcen erschweren die Umsetzung des IT-Controllings (Ex-

perte H 2009). Die Herausforderung bei der Akquise von IT-(Controlling-)Personal liegt mit-

unter im demografischen Wandel begründet. Offene Stellen werden teils den Fachbereichen 

zugeteilt. Qualifizierte IT-Fachkräfte sehen die öffentliche Verwaltung meist nicht als attrakti-

ven Arbeitgeber und ziehen die Privatwirtschaft vor. Dies verstärkt die Problematik der fehlen-

den Ressourcen. 

„Das ist ein weiteres Problem, dass Sie wirklich gute Mitarbeiter brauchen, das aber meis-

tens nicht bekommen.“ (Experte J 2009) 

„Ältere IT-Mitarbeiter scheiden aus. Offene Stellen werden nicht zwangsläufig im IT-Bereich 

besetzt, sondern von den Fachbereichen weggenommen.“ (Experte C 2015) 

Aufgrund der fehlenden Zeit und der fehlenden Mitarbeiter wird in einigen Ressorts das IT-

Controlling nur rudimentär eingeführt und nicht weiterentwickelt. 

„Für das ressortinterne IT-Controlling haben wir vorher [in den letzten Jahren] nichts ge-

macht und jetzt auch nichts.“ (Experte R 2015) 
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Neben fehlenden, personellen Ressourcen stellen die fehlenden Kompetenzen, welche für die 

Durchführung eines IT-Controllings benötigt werden, eine Herausforderung dar. Sowohl Res-

sorts als auch die zentrale IT-Stelle weisen darauf hin, dass die benötigten, betriebswirtschaft-

lichen Kompetenzen bei den IT-Mitarbeitern, welche mit dem Erheben, Auswerten und 

Analysieren der Kennzahlen betraut sind, nicht zwingend vorhanden sind. Jedoch besteht die 

Möglichkeit, an Schulungen teilzunehmen. 

„Es geht nach dem Zufallsprinzip, wie Mitarbeiter in der IT zu ihren Aufgaben gelangen.“ 

(Experte Q 2012) 

Zudem wird darauf hingewiesen, dass bei der Managementebene meist wenig Bewusstsein und 

kaum tiefergehende IT-Kompetenzen vorhanden sind. Dies kann die Interpretation von IT-

Controlling-Informationen erschweren. Da IT-Controlling ohne eine Bereitstellung von Res-

sourcen nicht sinnvoll durchgeführt werden kann, sind diese Herausforderungen besonders zu 

beachten. 

5.2.11.5 Herausforderungen verbunden mit Stakeholdern und Verantwortlichkeiten 

Stakeholder und Verantwortlichkeiten bergen ebenso Herausforderungen. Eine fehlende 

Ausrichtung des IT-Controllings auf die Stakeholder als Adressaten der IT-Controlling-

Informationen erschwert die Nutzung dieser Informationen. 

„Und dann gibt’s da auch das große Problem des Controllings, Zielgruppenorientierung. 

Steuerungsobjekte sollen ja für Leute sein und wenn ich jetzt eine andere Sichtweise habe als 

derjenige, der damit arbeiten soll, der würde das nie annehmen.“ (Experte H 2009) 

„[…] wir konzentrieren uns zu sehr, zu viel auf diese Details, […] zu wenig auf die Fragestel-

lung, wer geht mit diesen Daten um. Also alles, was ich an Daten produziere, das sollte klar 

sein, wer liest es und geht damit um.“ (Experte J 2009) 

Fehlende einheitliche Ansprechpartner begünstigen Fehlinterpretationen der Kennzahlen und 

können zu fehlenden Verantwortlichkeiten führen. Bei der untersuchten Landesverwaltung 

wurde dies durch feste Ansprechpartner für bei der Erhebung auftretende Fragen bereits gelöst 

(Dokument 65). Es zeigt sich, dass Verantwortlichkeiten klar definiert und IT-Controller klar 

benannt sein müssen (Dokument 66). Fehlende oder unklare Verantwortlichkeiten verunsi-

chern und stehen dem IT-Controlling im Weg. Zudem ist klar zu regeln, welche Stakeholder zu 

berücksichtigen sind und wie mit Anforderungen der einzelnen Stakeholder umgegangen wer-

den muss. 

„Koordinierung […] ist schön. Wäre auch eine schöne Aufgabe, wenn man wüsste, nach wel-

chen Zielen man das koordinieren sollte und auch mit wem.“ (Experte J 2009) 

Der Nutzen, welcher durch IT-Controlling entstehen kann, steht im Zusammenhang mit einigen 

Herausforderungen: Der Aufwand bei der Erhebung darf den Nutzen nicht übersteigen. Ist der 

Aufwand höher als der wahrgenommene Nutzen, so reduziert dies die Akzeptanz des IT-

Controllings. 

„Aufwand muss im Verhältnis zum Nutzen stehen.“ (Experte C 2015) 
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Anzumerken ist, dass der Erhebungsaufwand als hoch bezeichnet, aber gleichzeitig darauf hin-

gewiesen wird, dass die Abläufe bei der Erhebung eingespielt sind, was den Erhebungsaufwand 

etwas reduziert (Dokument 59). Ein Ressort weist darauf hin, dass das IT-Controlling für den 

operativen Bereich kaum Mehrwert bringt. 

„Die nachgeordneten Bereiche [sollen] vor allem ihrem operativen Geschäft nachgehen […]. 

Kennzahlen würden diesen wenig Mehrwert bringen.“ (Experte S 2012) 

Es zeigt sich, dass nicht von allen IT-Controlling-Stakeholdern der Nutzen wahrgenommen 

wird. Aus diesem Grund sind die Nutzenpotentiale bzw. Benefits den Stakeholdern zu präsen-

tieren, um hierdurch die Akzeptanz zu fördern.  

Zuletzt ergeben sich Herausforderungen, wenn Unsicherheiten über Informationen oder In-

formationsasymmetrien bestehen. Diese Art von Herausforderungen ergeben sich beispiels-

weise, wenn erhobene Kennzahlen nicht durch die Ressorts erklärt werden können (Experte A 

2012a). Problematisch ist hierbei, dass ungenaue Erklärungen von der zentralen IT-Stelle ak-

zeptiert werden bzw. aufgrund fehlender Weisungsbefugnis der zentralen IT-Stelle gegenüber 

den Ressorts akzeptiert werden müssen. Dies zeigt sich vor allem in den geführten Gesprächen 

zwischen zentraler IT-Stelle und den Ressorts (Experte L 2013; Experte P 2012). Werden in 

diesen Gesprächen keine Erklärungen abgegeben, erhalten die Ressorts die Bitte, eine Erklä-

rung im Nachgang zu liefern. Das Fehlen von Sanktionsmechanismen stellt auch in diesem 

Zusammenhang eine Herausforderung dar. 

Informationsunsicherheit liegt beispielsweise in fehlendem Wissen darüber, aus welchen Da-

tenquellen Kennzahlen gesammelt werden, begründet (Experte A 2012a). Bei der Einführung 

und Nutzung des IT-Controllings tragen fehlende, ebenenübergreifende Kommunikationsflüsse 

sowohl innerhalb eines Ressorts als auch zwischen Ressorts zu Unsicherheiten bei (Dokument 

67). Bei der Einführung des IT-Controllings wurde bemängelt, dass das Fehlen einer Aus-

tauschplattform des Wissens, z. B. eines Wikis, zu Unsicherheiten bei der Information, z. B. 

den Stand des Einführungsprojekts oder die nächsten Arbeitsschritte, führte (Dokument 14). 

5.3 Kritische Reflexion der Ergebnisse der Langzeitanalyse des IT-

Controllings in einer Landesverwaltung 

5.3.1 Diskussion und Zusammenfassung der Ergebnisse 

5.3.1.1 Diskussion der Stakeholder und der IT-Governance des IT-Controllings 

Primäre Stakeholder des IT-Controllings sind die zentrale IT-Stelle und die Ressorts bzw. IT-

Dienstleister. Diese nehmen im IT-Controlling-Prozess unterschiedliche Rollen, wie Auftrag-

geber, Datennutzer, Datenlieferant oder Prüfer, ein. Die Politik ist als Datennutzer in das IT-

Controlling eingebunden. Das IT-Management wird nicht explizit als Stakeholder des IT-

Controllings erwähnt. Eine trennscharfe Unterscheidung innerhalb der zentralen IT-Stelle, Res-

sorts oder IT-Dienstleister zwischen IT-Controller und IT-Manager findet nicht immer statt. 

Die Adressatenpyramide zeigt, dass IT-Verantwortliche sowohl IT-Controller als auch IT-

Manager sein können. Oftmals werden diese beiden Rollen in einer Person vereint.  
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Obwohl die Stakeholder des IT-Controllings zahlreich sind, wird das IT-Controlling in der Lan-

desverwaltung schwerpunktmäßig von der zentralen IT-Stelle sowie den Ressorts bzw. IT-

Dienstleistern gestaltet und durchgeführt. In der zentralen IT-Stelle sind zwei Mitarbeiter für 

das landesweite IT-Controlling und zwei Mitarbeiter für die Steuerung der IT-Dienstleister zu-

ständig. Neben der Durchführung des IT-Controllings haben sie teilweise noch weitere IT-

Aufgaben. Bei den Ressorts und IT-Dienstleistern zeigt sich ein ähnliches Bild. Laut eines Ex-

perten einer öffentlichen Organisation ist ein IT-Controller pro 100 Mitarbeiter zu etablieren, 

um IT-Controlling sinnvoll durchführen zu können. Eine Umfrage bei 71 Unternehmen zeigt, 

dass durchschnittlich vier Mitarbeiter für das IT-Controlling zuständig sind. Am häufigsten 

wurden ein bis zweieinhalb Mitarbeiter genannt (Schöne 1997, S. 145). Wie Erkenntnisse so-

wohl aus der betrachteten Landesverwaltung als auch aus der deutschsprachigen Verwaltungs-

landschaft zeigen, ist das IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung keineswegs in dieser 

Größenordnung etabliert. Die öffentliche Verwaltung liegt mit ein bis zwei IT-

Verantwortlichen, welche IT-Controlling neben anderen IT-Aufgaben durchführen, deutlich 

unter dem Durchschnitt. 

Die Ergebnisse der Fallstudie hinsichtlich der IT-Governance bestätigen die Erkenntnisse von 

Schwertsik et al. (2010): Aufgrund organisatorischer Rahmenbedingungen findet das IT-

Controlling in einem Spannungsfeld zwischen zentraler IT-Stelle und dezentralen Einheiten 

statt, welche mit unterschiedlichen Verantwortlichkeiten ausgestattet sind. Die zentrale IT-

Stelle kann kaum zentrale Vorgaben top-down durchsetzen. Die fehlende Weisungsbefugnis 

der zentralen IT-Stelle und der daraus resultierende fehlende Einfluss dieser gegenüber den 

Ressorts erschweren auf der einen Seite die ressortübergreifende Gestaltung des IT-

Controllings. Die benötigte Entscheidungsfindung basierend auf Konsens gewährleistet aber 

auf der anderen Seite eine Unterstützung der Ressorts, auch wenn sie gleichzeitig zuweilen 

lange und ineffiziente Abstimmungsprozesse nach sich zieht. Aufgrund der bestehenden Ent-

scheidungsstrukturen mit vielen Abstimmungsrunden dauerte die Einführung des IT-

Controllings lange und die Fortschreibung des IT-Controllings kann nur langsam umgesetzt 

werden. Dies steht der geforderten Flexibilität teilweise im Weg. Demgegenüber steht jedoch 

die Akzeptanzsteigerung durch die Beteiligung der Stakeholder. IT-Controlling wird hierdurch 

nicht von oben vorgegeben, sondern gemeinsam von den Stakeholdern gestaltet. Diese Einbin-

dung kann als Erfolgsfaktor für das IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung angesehen 

werden. 

Das Spannungsfeld von einem zentralen Bereich und mehreren dezentralen Bereichen stellt 

einen Einflussfaktor dar. IT-Controlling muss derart gestaltet sein, dass es in diesem Span-

nungsfeld bestehen kann und sowohl einen Nutzen für die zentrale IT-Stelle als auch die de-

zentralen IT-Einheiten in den Ressorts bringt. Dieses Spannungsfeld ergibt sich nicht nur beim 

IT-Controlling, sondern auch bei der Übertragung von betriebswirtschaftlichen Konzepten vom 

privaten Sektor in den öffentlichen Sektor im Allgemeinen. Erst wenn ein Kulturwandel vor 

sich geht, hin zu einer übergreifenden Zusammenarbeit – im Rahmen des durch das Ressort-

prinzip Möglichen – können betriebswirtschaftliche Konzepte übertragen und derart genutzt 

werden, dass ein Nutzen entsteht. Die Fallstudie zeigt, dass ein Kulturwandel in der öffentlichen 

Verwaltung Zeit benötigt und nicht plötzlich stattfindet. Um landesweit zu planen und zu steu-

ern, ist eine Offenheit notwendig. Ähnliche Herausforderungen mag es bei „föderalen“ Struk-

turen in der Privatwirtschaft auch geben, aber diese hat die Möglichkeit, über Sanktions- und 
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Anreizmechanismen zu steuern. Sie hat Weisungsbefugnis und kann Vorgaben top-down ma-

chen. Der Verwaltung hingegen bleibt das Aufzeigen von Benefits und Überzeugungsarbeit. 

Sanktions- oder Anreizmechanismen fehlen der öffentlichen Verwaltung weitestgehend. Mög-

liche Anreizmechanismen wären die Auszeichnung von Mitarbeitern als „Mitarbeiter des Mo-

nats“, kostenlose Fortbildungen oder Einladungen zu politischen Events. Sanktions-

mechanismen wären eine striktere Finanzkontrolle oder ein Bericht über Zielverfehlung an die 

zentrale IT-Stelle. Somit liefert die vorliegende Fallstudie eine Antwort auf die von Schwertsik 

(2012, S. 256) gestellte Frage, wie unter Beachtung föderaler Strukturen eine verwaltungsüber-

greifende Zusammenarbeit gelingen kann. Hervorzuheben sind hierbei abschließend insbeson-

dere das Einbeziehen der Stakeholder, das Aufzeigen des Nutzens und ein in Konflikt-

management und Verhandlungstechniken geschulter IT-Controller in der zentralen IT-Stelle. 

Ob die IT-Controller der Landesverwaltung die Rolle eines Buchhalters, Navigators oder Inno-

vators einnehmen, ist abhängig vom jeweiligen IT-Verantwortlichen, der das IT-Controlling 

durchführt. Die Fallstudie zeigt, dass die IT-Controller der öffentlichen Verwaltung auf Lan-

desebene kaum Macht oder Autorität besitzen. Daher nehmen sie derzeit eher die Rolle eines 

Buchhalters ein. Zudem können die IT-Controller der Landesverwaltung teilweise als Naviga-

tor gesehen werden. 

Die Fallstudie zeigt, dass die Entscheidungsfindung im IT-Controlling von Konsens geprägt ist. 

Irani et al. (2005) untersuchen den Entscheidungsfindungsprozess bei IT-Investitionen anhand 

zweier Fallstudien. Während in der einen Fallstudie die Entscheidungsfindung im Konsens 

stattfindet (Irani et al. 2005, S. 72), werden die Entscheidungen in der anderen Fallstudie in 

Isolation, meist intuitiv und politisch getrieben getroffen (Irani et al. 2005, S. 69). Die Entschei-

dungsfindung in der öffentlichen Verwaltung wird oftmals an das mittlere Management dele-

giert. Sie basiert nicht auf betriebswirtschaftlichen Kriterien bzw. IT-Controlling-Informa-

tionen, sondern oftmals auf subjektiven Empfindungen bzw. Einflüssen von (machtvollen) Be-

ziehungen (Jones et al. 2006, S. 4; Irani et al. 2008, S. 159). Subjektive Empfindungen spielen 

bei der Gestaltung des IT-Controllings zwar eine Rolle, diesen kann aber durch Aufzeigen des 

Zwecks beispielsweise einer Kennzahl oder Beachtung der jeweiligen Anforderungen begegnet 

werden. Auch in der untersuchten Landesverwaltung ist die Entscheidungsfindung mehrheitlich 

von Konsens geprägt. Sofern die Politik jedoch Anfragen stellt, reagieren die IT-Controller 

politisch getrieben. 

Während Jones/Irani (2003) betonen, dass derjenige Stakeholder, der die Steuerung über die IT 

innerhalb der öffentlichen Verwaltung ausübt, Macht und Einfluss besitzt (Jones/Irani 2003, S. 

1447), zeigt sich dies nicht in der Landesverwaltung. Obwohl die zentrale IT-Stelle übergrei-

fend steuert und sogar ein zentrales IT-Budget besitzt, sind ihre Macht und ihr Einfluss nur sehr 

begrenzt. Bereits Schwertsik et al. (2010, S. 215) verwiesen auf die Schwierigkeiten bei der 

zentralen IT-Steuerung in öffentlichen Verwaltungen. Beobachtungen während der Fallstudie 

zeigen, dass eine zentrale IT-Steuerung meist dann gelingt, wenn die politische Ebene auf diese 

hinwirkt. Maly/Riedel (2014, S. 119) weisen darauf hin, dass ein Globalbudget in der öffentli-

chen Verwaltung mit Ängsten verbunden ist. Querschnittliche Einheiten, wie eine zentrale IT-

Stelle, befürchten eine zusätzliche Verantwortung über etwas, was nicht gänzlich steuerbar ist, 

da das Fachwissen fehlt. Ressorts hingegen sehen den Verlust an Steuerungsmöglichkeiten als 

Risiko an. Zudem fällt die Bemessung eines fairen Globalbudgets schwer (Maly/Riedel 2014, 

S. 119). Dies kann erklären, warum ein zentrales Budget nur für wenige, zentrale IT-Projekte 
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eingesetzt wird und warum dezentrale IT-Budgets weiterhin bestehen bleiben und von den Res-

sorts selbst verhandelt werden. 

Die in der Fallstudie identifizierten Anforderungen konzentrieren sich auf eine Beteiligung 

der Stakeholder bei der Gestaltung des IT-Controllings sowie eine ressourcenschonende Erhe-

bung und Analyse der Kennzahlen. Im Zeitverlauf zeigt sich, dass die im Zuge der Einfüh-

rungsphase erhobenen Anforderungen größtenteils umgesetzt wurden und dass während der 

Nutzungsphase neue Anforderungen hinzukamen, welche sich mit der Weiterentwicklung des 

IT-Controllings beschäftigen. Dennoch gibt es Anforderungen, welche sowohl während der 

Einführungs- als auch Nutzungsphase genannt wurden. Diese Anforderungen zielen auf die 

ressourcenschonende Umsetzung des IT-Controllings sowie auf den Einsatz von anerkannten 

Instrumenten und Methoden ab. Aufgrund fehlender Ressourcen im IT-Bereich im Allgemei-

nen und im IT-Controlling im Besonderen sind diese Anforderungen nicht verwunderlich. IT-

Controlling wird als zusätzliche Aufgabe wahrgenommen. Dies macht es zwingend erforder-

lich, den Nutzen klar zu kommunizieren, um Akzeptanz zu gewährleisten. Während in der Pri-

vatwirtschaft jedoch der Nutzen und die Vorteile von IT-Controlling ausführlich dargestellt 

werden, erfolgt im Kontext der öffentlichen Verwaltung keine gesonderte Betrachtung oder 

Analyse des Nutzens. Es ist zu vermuten, dass die öffentliche Verwaltung IT-Controlling an-

ders einsetzt und aus diesem Grund andere Nutzenpotentiale wahrnimmt als die Privatwirt-

schaft. Es zeigt sich, dass die meisten Anforderungen umgesetzt wurden. Die Forderung nach 

einem einfachen Zugang zu IT-Controlling-Informationen könnte durch die Einführung eines 

IT-Controlling-Systems gelöst werden. Zudem konnte die Anforderung der Darstellung der IT-

Leistung bislang noch nicht gelöst werden. 

Einige Autoren (z. B. Irani et al. 2005; Jones 2008) betonen, dass IT-Controlling nicht nur auf 

rein finanziellen oder betriebswirtschaftlichen Aspekten aufbauen soll, sondern auch weiter-

führende, qualitative Aspekte beachten muss. Im Zuge der Fallstudie identifizierte Anforderun-

gen zeigen deutlich, dass dies auch in der Praxis erkannt wurde und bei der Gestaltung des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung berücksichtigt werden muss. Diese Anforderung 

aus der Praxis bestärkt zudem die in der Literatur identifizierte Forschungslücke zum Fehlen 

einer Möglichkeit zur Darstellung und Bemessung der IT-Leistung. Zudem fordern Experten 

der Fallstudie, dass der Fokus des IT-Controllings nicht nur auf betriebswirtschaftlichen Kenn-

zahlen, sondern auch auf qualitative, prozessuale oder IT-bezogene Aspekte gelegt werden soll. 

Diese Anforderung deckt sich mit der Forderung nach einem interpretativen IT-Controlling (z. 

B. Irani et al. 2005; Jones 2008). Schwertsik et al. (2009) leiten aus den Anforderungen an IT 

Anforderungen an IT-Controlling ab (vgl. Tabelle 21). Bei einem Vergleich dieser Anforde-

rungen aus der Literatur mit den Anforderungen aus der Fallstudie wird ersichtlich, dass diese 

kaum übereinstimmen. Während die Anforderungen aus der Literatur eher abstrakt sind und 

weniger auf eine konkrete Umsetzung eingehen, beziehen sich die Anforderungen aus der Fall-

studie auf die konkrete, praktische Umsetzung des IT-Controllings. 
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Merkmal Anforderungen an IT-Controlling 

Organisati-

onsstruktur 

 Bereitstellen dezentralisierter Informationen für das Management 

 Zentrales IT-Controlling oder dezentrales IT-Controlling mit zentraler Administ-

ration 

Governance-

Prinzipien 

 Wissen über dezentrale Prozesse, um komplexe Probleme zu lösen 

 Bereitstellen dezentraler Informationen für das Management 

 Dokumentation der Compliance mit strategischen Zielen durch dezentrale Ein-

heiten 

 Bereitstellen eines Maßstabs für die Leistungsmessung 

 Ausgliederung des Controllings und Controlling als Serviceaufgabe 

Kooperati-

onsprinzipien 

 Übereinstimmung bei den Zielen der einzelnen Einheiten 

 Festsetzen von Interventionspunkten, an welchen die zentrale Einheit eingreift 

 Zuweisen von Verantwortlichkeiten zu operativen Prozessen 

Attribute  Bereitstellen dezentraler Informationen für das Management 

 Überwachen der Compliance mit operativen Zielen in dezentralen Einheiten 

 Dokumentation der Compliance mit operativen Zielen durch dezentrale Einhei-

ten 

 Ermöglichen von Zielkorrekturen 

 Ermöglichen von Anreiz- und Sanktionsmechanismen 

 Zentrales IT-Controlling oder dezentrales IT-Controlling mit zentraler Admi-

nistration 

 Differenzierung der Controlling-Konzepte basierend auf den Anforderungen der 

dezentralen Einheiten 

 Bereitstellen eines Berichtswesens 

 Zuweisen von Verantwortlichkeiten zu operativen Prozessen 

Tabelle 21: Anforderungen an IT-Controlling in föderal-strukturierten Organisatio-

nen 

Quelle: In Anlehnung an Schwertsik et al. (2009, S. 449) 

Gleiche Anforderungen stellen die Forderung nach festen Verantwortlichkeiten und das Ver-

knüpfen des IT-Controllings mit der IT-Strategie bzw. den IT-Zielen dar. Die in der Literatur 

geforderte Differenzierung der Controlling-Konzepte basierend auf den Anforderungen der de-

zentralen Einheit zeigt sich in der Fallstudie in den Anknüpfungen an das ressortinterne IT-

Controlling. Die bei Schwertsik et al. (2009) aufgezeigte Unterscheidung zwischen zentraler 

und dezentraler Einheit findet sich auch in der Fallstudie wieder. Zuletzt findet sich bei 

Schwertsik et al. (2009) auch die Forderung nach einem Maßstab für die Leistungsmessung. 

5.3.1.2 Diskussion der Prozesse des IT-Controllings 

Die Diskussion des IT-Controlling-Prozesses wird unterteilt in die Einführungs-, Nutzungs- 

sowie Weiterentwicklungsphase:  

Ausgangspunkt für die Einführung des IT-Controllings bildete ein Auftrag der politischen 

Ebene. Folglich wurde IT-Controlling basierend auf externem Zwang bzw. politischem Druck 

eingeführt. Dieser politische Auftrag war für alle Ressorts verbindlich und legitimierte die zent-

rale IT-Stelle zur Einführung mit Unterstützung der Ressorts. Somit kann ein verbindlicher 

Auftrag von politischer Stelle als Erfolgsfaktor angesehen werden. Die Einführung des IT-

Controllings in der Landesverwaltung dauerte ca. drei Jahre an. Diese lange Einführungsphase 
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ist in fehlenden Ressourcen und langen Abstimmungsprozessen zwischen zentraler IT-Stelle, 

Ressorts und IT-Dienstleistern begründet. 

Die Ergebnisse der Fallstudie zeigen, dass eine Einführung in kleinen Schritten die Akzeptanz 

erhöht und zum Ziel führt. Eine Einigung auf wenige, leicht zu erhebende Kennzahlen verein-

facht den Einstieg in das IT-Controlling und erleichtert erste Auswertungen. Erfolgreiche Zwi-

schenergebnisse bei der Einführung, z. B. die Fertigstellung eines Konzepts oder das 

Finalisieren der Kennzahlensteckbriefe, sollten kommuniziert werden. Das Herunterbrechen 

der Einführung in kleinere Ziele und Arbeitsschritte führt dazu, dass das Einführungsprojekt 

als erfolgreich wahrgenommen und IT-Controlling mit positiven Aspekten verbunden wird. 

Neben der Einbindung der Stakeholder ist eine sinnvolle Aufgabenverteilung positiv zu bewer-

ten. Verantwortlichkeiten während der Einführung und Durchführung des IT-Controllings müs-

sen klar geregelt sein und Ansprechpartner benannt werden. Die Fallstudie zeigt, dass es 

hilfreich ist, die Einführung des IT-Controllings als Projekt mit fest vorgegebenen Strukturen, 

festen Projektmeetings und Eskalations- und Abnahmegremien zu etablieren. 

Die Nutzungsphase lässt sich anhand des Plan-Do-Check-Act-Zyklus bewerten (vgl. Tabelle 

22). In der analysierten Landesverwaltung werden zwar alle Phasen durchlaufen, aber einzelne 

Phasen in Teilen ungenügend betrachtet. IT-Controlling in der Privatwirtschaft wird durchge-

hend durchgeführt, d. h. es werden basierend auf dem IT-Controlling wöchentliche, monatliche 

oder quartalsweise Berichte erstellt. Der IT-Controlling-Prozess in der Landesverwaltung dau-

ert über ein Jahr. Demzufolge wird ein Bericht nur einmal jährlich erstellt. Dies ist nicht nur 

eine Besonderheit der analysierten Landesverwaltung, sondern konnte auch bei anderen öffent-

lichen Verwaltungen im deutschsprachigen Raum beobachtet werden. Ein fortwährendes oder 

zumindest quartalsweises IT-Controlling konnte nicht realisiert werden. Dies ist vor allem auf 

fehlende Ressourcen im Personalbereich, aber auch auf die bislang geringe Steuerungsfunktion 

des IT-Controllings zurückzuführen. Der IT-Controlling-Prozess in der Landesverwaltung äh-

nelt vielmehr einem IT-Benchmarking-Prozess. 

Zudem ist anzumerken, dass angesichts der zeitversetzten Veröffentlichung die IT-Controlling-

Berichte meist lediglich Dokumentationszwecken dienen. Aufgrund der ex-post Betrachtung 

können die IT-Controlling-Informationen weniger als Führungsinstrument genutzt werden, 

weil die Daten zum Zeitpunkt der Veröffentlichung bereits veraltet sind. Darüber hinaus sind 

einige der erhobenen Kennzahlen zu abstrakt, um daraus geeignete Führungsmaßnahmen ab-

leiten zu können. Eine Verknüpfung mit den Zielen der IT-Strategie ist zwar vorhanden, ress-

ortübergreifende Soll-Werte fehlen jedoch. Dies erschwert das Durchführen von Soll-Ist-

Vergleichen. Hier könnten die in Gesetzen, wie dem E-Government-Gesetz, fest vorgegebenen, 

zeitlichen Vorgaben zur Umsetzung einer Maßnahme Anknüpfungs- und Weiterentwicklungs-

punkte für das IT-Controlling bieten. 
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Phase Beurteilung 

Plan Kennzahlen werden definiert und in Form von Steckbriefen strukturiert beschrieben. Je-

doch werden die Kennzahlen nicht mit Soll-Werten versehen. Dies erschwert sowohl die 

Analyse (Phase Check) als auch das Ableiten von Handlungsempfehlungen (Phase Act). 

Eine Überwachung der Ziele findet kaum statt. Das strategische IT-Controlling in seiner 

Durchführung ist kaum an der IT-Strategie ausgerichtet. 

Do Die Erhebung erfolgt strukturiert. Der Erhebungszeitraum ist mit über drei Monaten als 

sehr lang anzusehen. Dies liegt daran, dass einige Datenlieferanten die Kennzahlen noch 

händisch erheben. Eine Toolunterstützung könnte den Erhebungsprozess vereinfachen. 

Zudem sollten bereits bestehende Informationssysteme (des Haushalts oder des Personal-

Controllings) als Datenquelle für das IT-Controlling verwendet werden. 

Check Die Analyse erfolgt basierend auf Zeitreihen und dem Finden von Erklärungsansätzen für 

Ausreißer bei den Kennzahlen. Ein Soll-Ist-Vergleich kann aufgrund der fehlenden Ziel-

setzungen nicht stattfinden. An der Analyse beteiligt sind die zentrale IT-Stelle sowie die 

IT-Verantwortlichen der Ressorts. 

Act Handlungsmaßnahmen werden basierend auf den Kennzahlen abgeleitet. Aufgrund des 

fehlenden Soll-Ist-Vergleichs beziehen sich diese Maßnahmen jedoch kaum auf Zielkor-

rekturen. Die Ableitung der Handlungsmaßnahmen gestaltet sich insgesamt als schwierig. 

Zudem wird das IT-Management zumeist nicht in das Ableiten der Handlungsmaßnahmen 

mit einbezogen. Eine Überprüfung, ob umgesetzte Maßnahmen erfolgreich sind, findet 

kaum statt. 

Tabelle 22: Beurteilung des IT-Controlling-Prozesses in der Landesverwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 

Bei der Weiterentwicklung liegt der Schwerpunkt auf der inhaltlichen Weiterentwicklung. 

Strukturelle und redaktionelle Änderungen tangieren die Durchführung des IT-Controllings 

kaum. Bei der inhaltlichen Weiterentwicklung werden bestehende Kennzahlen geschärft oder 

neue Kennzahlen festgesetzt. Hierbei wurde die Problematik der Darstellung der IT-Leistung 

erkannt. Bislang wird versucht, die IT-Leistung quantitativ darzustellen, da diese Kennzahlen 

leicht zu erheben sind. Es zeigt sich jedoch, dass auch eine qualitative, interpretative Darstel-

lung notwendig ist. 

Die Weiterentwicklung hin zu internen IT-Controlling-Berichten sowie zur Erstellung einer 

Zusammenfassung des IT-Controlling-Jahrs für die politische Ebene bzw. den CIO kann als 

äußert positiv bewertet werden. Es wird hierdurch versucht, das IT-Controlling weiter zu ver-

ankern. Diese Bestrebungen gehen primär von der zentralen IT-Stelle aus. Inwieweit dies vom 

IT-Management und von der politischen Ebene für die Entscheidungsfindung genutzt wird, 

kann derzeit noch nicht abgesehen werden. 

5.3.1.3 Diskussion der Ziele, Aufgaben und Instrumente des IT-Controllings 

Übereinstimmung zwischen den Zielen aus Literatur und Fallstudie besteht beim Schaffen von 

Transparenz und Bereitstellen von Informationen zur Unterstützung des IT-Managements bei 

der Entscheidungsfindung. Während IT-Controlling in der Literatur darauf abzielt, Effizienz 

und Effektivität zu erzielen, zeigt die Analyse der Fallstudie ein gemischtes Bild: Die Ressorts 

verbinden IT-Controlling nicht mit einer Effizienz- und Effektivitätssteigerung. Die Dokumen-

tenanalyse zeigt jedoch, dass die IT-Dienstleister diese beiden Ziele in ihr eigenes IT-

Controlling-Konzept aufgenommen haben. 
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Ein Abgleich der Aufgaben aus Literatur und Praxis zeigt eine Übereinstimmung zwischen 

diesen. Zu bemerken ist jedoch, dass diese Übereinstimmung in der Praxis nur in Summe erzielt 

wurde. Nicht jeder IT-Verantwortliche nannte alle Aufgaben. Der Schwerpunkt bei den Aufga-

ben lag bei der Steuerungsfunktion, wobei diese von einem Teil der Experten als elementar und 

von einem anderen Teil als problematisch bezeichnet wurde. Die Analyse zeigt, dass die Steu-

erungsfunktion noch ausgebaut werden kann. In Abschnitt 5.3.1.2 wurde dies bereits bei der 

Diskussion der Prozesse aufgezeigt. Gründe für die fehlende Steuerung können zum einen der 

fehlende Durchgriff der zentralen IT-Stelle auf die Ressorts und zum anderen die fehlenden 

Ziele und Soll-Vorgaben sein. Fehlende Soll-Vorgaben erschweren die Durchführung eines IT-

Controllings maßgeblich. 

Der Verweis auf ein Konzept zum Einsatz neuer Steuerungselemente zeigt, dass auch das IT-

Controlling als neues Steuerungselement angesehen werden kann. Die Fallstudie bestärkt die 

in Abschnitt 4.1.2 getroffene Einordnung des IT-Controllings als Element des NSM bzw. NPM. 

Kritisch ist jedoch anzumerken, dass das IT-Controlling in der Landesverwaltung relativ isoliert 

von anderen Steuerungselementen durchgeführt wird. Regelmäßige Austausche beispielsweise 

mit Controllern finden nicht statt, könnten aber das IT-Controlling bereichern, z. B. durch Er-

fahrungs- oder Wissensaustausch.  

Als Instrumente werden eine Strategie-Scorecard sowie ein nach Adressaten gegliedertes 

Kennzahlensystem eingesetzt. Die BSC wurde zwar in die Landesverwaltung eingeführt, es 

zeigt sich jedoch, dass obwohl eine Zuordnung der Ziele zu Perspektiven und der Kennzahlen 

zu Zielen stattfand, diese Ziele nicht gesteuert werden können, da ressortübergreifende Soll-

Vorgaben fehlen. Eine Bewertung des Reifegrads der BSC angelehnt an van Grembergen/Saull 

(2001, S. 204 f.) ergibt, dass der BSC-Reifegrad je nach Bewertungscharakteristika zwischen 

Reifegrad 1 (initial), Reifegrad 2 (repeatable) und Reifegrad 3 (defined) schwankt: Das Konzept 

der IT-BSC ist dem IT-Management bekannt (Reifegrad 2). Kennzahlen werden erhoben und 

in einer Scorecard gesammelt (Reifegrad 2). Verbindungen zwischen Input und Output sind 

jedoch noch nicht – wie für Reifegrad 2 gefordert – definiert. Ein Compliance-Prozess wurde 

ebenso noch nicht festgesetzt. Das IT-Management hat die IT-BSC jedoch standardisiert, do-

kumentiert und kommuniziert (Reifegrad 3). Diese Bewertung zeigt, dass eine IT-BSC zwar 

wie in der Literatur beschrieben eingeführt und aufgebaut wurde, aber dass deren Nutzung noch 

verbessert werden kann.  

Die bestehenden Kennzahlen werden in Steckbriefen beschrieben. Es zeigt sich jedoch, dass 

derzeit noch nicht in allen Kennzahlensteckbriefen eine Zuordnung der Kennzahlen zu den Zie-

len stattfindet. Bei den Kennzahlen handelt es sich primär um Informationskennzahlen. Steue-

rungskennzahlen werden kaum erhoben. Dies kann auf die fehlende Verbindung zu den Zielen 

zurückgeführt werden. Zudem konzentrieren sich die Kennzahlen derzeit auf den IT-Einsatz 

innerhalb der Verwaltung. Kennzahlen, wie die Akzeptanzrate von E-Government oder die tat-

sächliche Nutzung von E-Government-Angeboten (z. B. Heeks 2008, S. 269 ff.), können noch 

weiter ausgebaut werden. 

Zudem ist kritisch anzumerken, dass keine Verknüpfung der finanziellen Kennzahlen mit dem 

Haushalt erfolgt. Dies mag zwar daran liegen, dass im IT-Controlling Kosten und im Haushalt 

Ausgaben betrachtet werden, dennoch sollte zur Integration des IT-Controllings in bestehende 

Systeme eine Annäherung zwischen IT-Controlling und Haushalt stattfinden. Wenn die Kenn-
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zahlen leicht aus Informationen des Haushalts erhoben werden können, fördert dies die Akzep-

tanz, da der Aufwand der Erhebung relativ gering wäre. Dies zeigte sich auch in der Fallstudie. 

Zwei neu eingeführte Kennzahlen mit Verknüpfung zum Haushaltsplan konnten ohne lange 

Abstimmungsrunden mit schneller Zustimmung der Beteiligten von der zentralen IT-Stelle ge-

fordert werden. 

Derzeit ist das Berichtswesen händisch von den jeweiligen IT-Verantwortlichen zu befüllen. 

Dabei werden die Werte der nachgeordneten Behörden händisch aggregiert. Dieses Vorgehen 

ist zeitintensiv und fehleranfällig. Wünschenswert wäre daher eine Verknüpfung des Berichts-

wesens mit bestehenden Informationssystemen des Haushalts- oder Personal-Controllings. Zu-

dem könnte eine toolgestützte Erhebung der Kennzahlen den damit verbundenen Aufwand 

minimieren und schnelle Auswertungsmöglichkeiten bieten. 

Zuletzt ist anzumerken, dass die alleinige Erhebung der Kennzahlen keinen Mehrwert bringt. 

Die durch das IT-Controlling erhobenen Informationen müssen vom IT-Management auch ge-

nutzt werden, beispielsweise zur Unterstützung der Entscheidungsfindung, Planung oder Moti-

vation (Behn 2003, S. 586 ff.). Die Fallstudie zeigt jedoch, dass das IT-Management derzeit 

noch unzureichend auf IT-Controlling-Informationen zurückgreift, um Entscheidungen zu tref-

fen. Das Zusammenspiel zwischen IT-Management und IT-Controlling in der öffentlichen Ver-

waltung muss sich erst noch etablieren. Dies gestaltet sich umso schwieriger, da IT-

Management und IT-Controlling zumeist auf gleicher Ebene verankert sind – und somit ein 

Austausch zwischen Referaten stattfinden muss. 

5.3.1.4 Diskussion des IT-Projekt-Controllings 

IT-Projekte wurden als das meist genannte Steuerungsobjekt identifiziert. Im Zuge des ressort-

internen IT-Controllings kommt dem Controlling der IT-Projekte eine große Bedeutung zu. 

Verstärkt wird dies noch durch zahlreiche E-Government-Projekte. Dies macht es zwingend 

erforderlich, ein umfassendes IT-Projekt-Controlling zu etablieren. 

Die Ergebnisse der Fallstudie zeigen, dass ein Controlling der IT-Projekte zumeist ressortintern 

stattfindet. Wie das IT-Projekt-Controlling durchgeführt wird, ist abhängig von der Projekt-

größe sowie den im jeweiligen Ressort aufgebauten Strukturen. IT-Projekte sollen in der öf-

fentlichen Verwaltung in Deutschland nach dem V-Modell XT durchgeführt werden. Dieses 

weist darauf hin, dass ein Projekt-Controlling ab einer bestimmten Projektgröße zwingend er-

forderlich ist und sowohl quantitative als auch qualitative Kennzahlen erhoben werden sollen 

(ITZ-Bund 2009). Das V-Modell XT wurde im Zuge der Fallstudie jedoch von keinem Exper-

ten genannt. Teils hatten die Ressorts und IT-Dienstleister ein eigenes Vorgehen zur Durchfüh-

rung und zum Controlling von IT-Projekten etabliert und dokumentiert, teils konnten hierzu 

keine Angaben gemacht werden. Von einigen Ressorts wurde die Wirtschaftlichkeitsbetrach-

tung als Teil des IT-Projekt-Controllings angesehen. Dieses unzureichende IT-Projekt-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung wird auch von Hoch et al. (2005, S. 164) beschrie-

ben. 

Ein ressortübergreifendes IT-Projekt-Controlling ist nicht etabliert. An dieser Stelle könnte die 

zentrale IT-Stelle die Ressorts unterstützen, indem sie Strukturen, Prozesse oder Methoden vor-

gibt und die Durchführung des IT-Projekt-Controllings – angelehnt an das V-Modell XT – ver-

einheitlicht. Die Etablierung eines IT-Projekt-Controllers in der zentralen Stelle, welcher bei 
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Bedarf die Ressorts unterstützt, erscheint zudem sinnvoll. Dieser könnte den externen IT-

Controller, welcher von den Ressorts oftmals bei Großprojekten eingekauft wird, ablösen. Hier-

durch wäre eine Unabhängigkeit von externen Anbietern gegeben. 

Das ressortinterne IT-Projekt-Controlling findet derzeit schwerpunktmäßig basierend auf den 

Aspekten Zeit und Budget statt. Ähnlich wie beim IT-Controlling steht beim IT-Projekt-

Controlling derzeit die Kostenbetrachtung im Fokus. Finanzielle und quantitative Kennzahlen 

werden primär erhoben. Die Qualität wird von einem großen Teil der Ressorts nicht gemessen 

oder aufgezeigt. Folglich wird derzeit beim IT-Projekt-Controlling kein qualitativer, interpre-

tativer Ansatz – wie in der Literatur gefordert (z. B. Jones 2008) – umgesetzt. Zusammenfas-

send wird ersichtlich, dass kein festes Vorgehen zum Messen des Projekterfolgs in der 

Landesverwaltung etabliert ist. Wie auch schon die Projektdurchführung wird das Messen des 

Projekterfolgs dezentral den Ressorts überlassen. Die zentrale IT-Stelle bietet keine Methoden 

oder Instrumente an. Um Projekterfolg zu messen, erscheint ein alleiniges Betrachten der As-

pekte in time, in budget und in quality unzureichend. Vielmehr erscheint ein Projekt dann als 

erfolgreich, wenn es für die Stakeholder des Projekts den erwarteten Nutzen erzielt (Balta et al. 

2015b, S. 233 f.). 

Die Darstellung und Bemessung des Nutzens eines IT-Projekts wird auf der einen Seite von 

den Experten der Landesverwaltung als wichtig erachtet. Auf der anderen Seite wurde bislang 

von diesen kaum eine Lösung gefunden, wie der Nutzen strukturiert dargestellt oder gemessen 

werden kann. Einige Ressorts versuchen sich an der Definition von Kennzahlen. Andere sehen 

die Darstellung und Bemessung des Nutzens als Aufgabe des Fachbereichs an. Wiederum an-

dere sehen den Nutzen als erreicht an, wenn die Fachseite das Ergebnis des IT-Projekts ab-

nimmt. Eine Analyse des Nutzens aus Sicht der jeweiligen Stakeholder, welche den Nutzen 

erwarten, wird nicht durchgeführt. Wie in Abschnitt 4.3.3 dargelegt, stellen die Darstellung und 

Bemessung der IT-Leistungen eine große Herausforderung des IT-Controllings in öffentlichen 

Verwaltungen dar. Die Lösungsversuche für die Darstellung und Bemessung des IT-Nutzens 

in der Landesverwaltung untermauern die Bedeutung dieses Themas für die öffentliche Ver-

waltung. Somit stehen die Ergebnisse der Fallstudie hinsichtlich des IT-Projekt-Controllings 

im Einklang mit den Anforderungen hinsichtlich einer umfassenden Darstellung der Leistung 

sowie den Erkenntnissen aus der Literatur. Ein Lösungsansatz für die Darstellung und Bemes-

sung der IT-Leistung, basierend auf dem Nutzen aus Sicht der jeweiligen Stakeholder, wird in 

Kapitel 6 ausführlich als Weiterentwicklungsmöglichkeit für das IT-Controlling der Landes-

verwaltung dargestellt.  

  



5 Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 139 

 

5.3.1.5 Zusammenfassung der Einflussfaktoren auf das IT-Controlling 

Es zeigt sich, dass die in der Literatur identifizierten Einflussfaktoren durch Beobachtungen der 

Fallstudie verifiziert werden können. Außerdem wurden nur zwei ergänzende Einflussfaktoren 

als wichtig erachtet und den bereits bestehenden Einflussfaktoren hinzugefügt. Die Zusammen-

fassung der in Literatur und aus Beobachtungen der Fallstudie identifizierten Einflussfaktoren 

führt zu einer Ergänzung der in Abschnitt 4.1.1 vorgestellten Einflussfaktoren (vgl. Tabelle 23). 

Im Zuge der Überarbeitung der Einflussfaktoren zeigte sich, dass die Kategorie allgemeine Ein-

flussfaktoren zu einem Großteil organisatorische und politische Rahmenbedingungen enthält. 

Aus diesem Grund erfolgte eine Umbenennung der Kategorie in organisatorische und politische 

Einflussfaktoren. Einer geringen Anzahl an externen Einflussfaktoren steht eine Vielzahl an 

internen Einflussfaktoren gegenüber. Während sich die internen Einflussfaktoren auf die Ge-

staltung und den Einsatz des IT-Controllings auswirken, bilden die externen Einflussfaktoren 

schwerpunktmäßig den Anstoß zur Einführung des IT-Controllings in der öffentlichen Verwal-

tung. Die organisatorischen und politischen Einflussfaktoren können sowohl die Einführung als 

auch die Gestaltung und den Einsatz von IT-Controlling beeinflussen. 

Für eine öffentliche Verwaltung, welche IT-Controlling einführen möchte, lässt sich daraus 

ableiten, dass diese vor allem den internen Einflussfaktoren Beachtung schenken sollte, da sie 

diese selbst aktiv beeinflussen kann. Werden die internen Einflussfaktoren beachtet, so stellen 

sie Treiber für die Einführung des IT-Controllings dar. Bei einer Vernachlässigung der internen 

Einflussfaktoren ist hingegen davon auszugehen, dass die Einführung des IT-Controllings 

scheitert oder IT-Controlling nur unzureichend genutzt wird. Die Liste der im Zuge der Arbeit 

identifizierten Einflussfaktoren kann letztendlich als Gedankenstütze dienen, welche Einfluss-

faktoren auf das IT-Controlling zu beachten sind. 
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Interne Einflussfaktoren Externe Einflussfaktoren 

 Vorhandensein von Ressourcen (Zeit, Finan-

zen, Mitarbeiter)  

 Akzeptanz beim Management  

 Akzeptanz bei der Politik  

 Vorhandensein von Zielen, von welchen 

Kennzahlen abgeleitet werden können  

 Technische Unterstützung beim Sammeln, 

Analysieren und Interpretieren der Control-

ling-Informationen  

 Kompetenzen bei den Mitarbeitern in Bezug 

auf IT-Controlling  

 Interne Anforderungen  

 Interne Stakeholder  

 Aufzeigen der durch IT-Controlling entste-

henden Benefits bei den Stakeholdern  

 Zugang zu Informationen des IT-Controllings  

 Zeithorizont von Entscheidungen 

 Komplexität von Entscheidungen 

 Wertesystem innerhalb der Organisation 

o Vorhandensein von Sanktions- und An-

reizmechanismen 

o Verbundenheit der Mitarbeiter mit der 

Organisation 

 Produkte und Dienstleistungen 

 Grad der Homogenität der IT-Landschaft 

 Persönliche Einstellung der Mitarbeiter ge-

genüber dem IT-Controlling 

 Externe Anforderungen  

 Externe Stakeholder  

 Gesetze, Regeln und Regularien  

Organisatorische und politische Einflussfaktoren 

 Organisatorische Rahmenbedingungen, z. B. Ressortprinzip 

 Organisationskultur 

 Vorhandensein eines Kulturwechsels  

 Organisationsgröße  

 Organisationsform  

 Stabilität der Organisation 

 Performance einer Organisation  

 Politische Umwelt  
Tabelle 23: Zusammenfassung der Einflussfaktoren 

Quelle: Eigene Darstellung 
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5.3.1.6 Zusammenfassung der Herausforderungen des IT-Controllings 

Im Zuge der Fallstudie konnten – auch bedingt durch die Langzeitanalyse – eine Vielzahl an 

unterschiedlichen Herausforderungen identifiziert werden. Um die Erkenntnisse der Literatur 

um die Erkenntnisse aus der Praxis zu ergänzen, wurden alle Herausforderungen gesammelt 

und präsentiert – unabhängig davon, ob diese mittlerweile gelöst werden konnten. 

In der Fallstudie konnte eine Vielzahl an Herausforderungen identifiziert werden, welche nicht 

in der Literatur benannt sind. Von den 20 Herausforderungen, welche in der Literaturrecherche 

identifiziert wurden, konnten 14 aus der Fallstudie ebenfalls abgeleitet werden. Eine vollstän-

dige Übereinstimmung zwischen den Ergebnissen der Fallstudie und der Literaturrecherche 

zeigt sich bei den Kategorien Ressourcen und Kompetenzen. Herausforderungen bezüglich In-

formationsunsicherheit bzw. -asymmetrie sowie kulturelle Herausforderungen wurden in der 

Literatur nicht gefunden. Die Herausforderungen mit den IT-Controlling-Instrumenten sowie 

dem IT-Controlling-Prozess sind in der Literatur nur vereinzelt anzufinden. In Anhang D wird 

dargestellt, welche Herausforderungen in der Literatur oder in der Fallstudie genannt wurden. 

Um die in Abschnitt 4.1.3 während einer Literaturrecherche identifizierten Herausforderungen 

zu ergänzen, wurden die Herausforderungen nach der Kategorisierung in Greger et al. (2013) 

der Einführungs- oder Nutzungsphase zugeordnet. Tabelle 24 fasst diejenigen Herausforderun-

gen zusammen, welche entweder der Einführungs- oder der Nutzungsphase zugeordnet werden 

konnten.  
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Herausforderungen während der 

Einführungsphase 

Herausforderungen während der 

Nutzungsphase 

 IT-Controlling-Instrumente und -Prozess 

o Schlechte Erfahrungen aus der Ver-

gangenheit mit Kennzahlen 

o Definition einheitlicher Begrifflich-

keiten 

o Fehlende Benutzerfreundlichkeit der 

Unterlagen 

o Fehlende adressatengerechte Aufbe-

reitung der Unterlagen 

 Widerstand beim Top Management  

 Stakeholder und Verantwortlichkeiten 

o Kein Einbeziehen der Stakeholder  

o Fehlende Identifikation und Analyse 

der Stakeholder 

 IT-Controlling-Instrumente und -Prozess 

o Keine effiziente Nutzung von IT-

Controlling-Informationen  

o Fehlen von Vergleichszahlen 

o Fehlen von Nutzungsszenarien 

o Erheben von Kennzahlen ohne Steue-

rungsrelevanz  

o Unkommentierte Kennzahlen  

o Fehlende Kommentarfunktion im Be-

richtswesen 

o Manipulation von Kennzahlen  

o Ständig sich ändernde Kennzahlensteck-

briefe 

o Ständiges Wechseln der Kennzahlen  

o Unsaubere und nicht eindeutige Be-

schreibung der Kennzahlen 

o Erhebungsfehler durch falsche Interpre-

tation der Kennzahlensteckbriefe 

o Unterschiedliche Erhebungsmethodiken 

o Fehlende Automatisierung 

o Fehlender freier Zugang zu den Kenn-

zahlen 

 Nutzen: Anstieg des bürokratischen Auf-

wands 

 Stakeholder und Verantwortlichkeiten 

o Fehlende einheitliche Ansprechpartner 

o Fehlende oder unklare Verantwortlich-

keiten 

 Unsicherheit über Informationen und Infor-

mationsasymmetrie 

o Informationsasymmetrie durch fehlen-

des Erklären von Kennzahlen 

o Fehlendes Wissen über Datenquellen 

Tabelle 24: Zuordnung der Herausforderung zur Einführungs- und Nutzungsphase 

Quelle: Eigene Darstellung 

Weiterhin gab es auch in der untersuchten Landesverwaltung Herausforderungen, die sowohl 

während der Einführung als auch während der Nutzung auftraten. Diese ergänzen die bei Greger 

et al. (2013) identifizierten Herausforderungen, welche nicht einer konkreten Phase zugeordnet 

werden konnten (vgl. Tabelle 25). 
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Allgemeine Herausforderungen (Einführung und Nutzung) 

 IT-Controlling-Instrumente und -Prozess 

o Unsystematisches Vorgehen  

o Festsetzen geeigneter Kennzahlen  

o Nichtbeachtung des Informationsbedarfs der Stakeholder 

o Fehlen von klaren Zielen und Soll-Vorgaben 

o Fehlende Zweck- und Zielzuordnung 

o Fehlende Betrachtung der Leistungsverwendung  

o Schwierigkeiten beim Auf- und Ausbau von Leistungs- und Wirkungskennzahlen  

o Schwierigkeiten bei der Definition des Leistungsbegriffs für öffentliche Services  

 Nutzen 

o Aufwand höher als der wahrgenommene Nutzen 

o Keine Kenntnisse des Nutzens für den operativen Bereich 

o Kein Darstellen der Benefits des IT-Controllings  

 Fehlende Ressourcen 

o Zeit 

o IT-Personal 

 Fehlende Kompetenzen bezüglich IT-Controlling 

o Fehlende IT-Controlling-Kompetenzen 

o Kein Bewusstsein und keine Kompetenzen bezüglich IT beim (Top) Management 

 Organisatorische Herausforderungen 

o Ressorthoheit und Eigenständigkeit der Ministerien 

o Unterschiedliche Fachlichkeiten 

o Fehlende Weisungsbefugnisse und fehlender Durchgriff 

o Unterschiedlicher Aufbau der ressortinternen IT-Controlling-Struktur 

 Politische Herausforderungen  

o Politische Wahlzyklen 

o Änderung der politischen Ausrichtung 

o Einbindung der Politik in das IT-Controlling 

 Kulturelle Herausforderungen 

o Fehlende Offenheit 

o Fehlen eines Leistungs- oder Wettbewerbsgedankens 

o Fehlende Sanktionsmechanismen 

 Fehlende Unterstützung 

o Fehlende Unterstützung beim Management, bei der Politik und bei den Ressorts 

o Widerstand bei den Ressorts 

 Haushalt 

o Kameralistik 

o Schattenhaushalt 

 Stakeholder und Verantwortlichkeiten 

o Fehlende Ausrichtung des IT-Controllings auf die Stakeholder 

o Kein Berücksichtigen der unterschiedlichen Anforderungen der Stakeholder  

 Unsicherheit über Informationen und Informationsasymmetrie 

o Fehlende, ebenenübergreifende Kommunikationsflüsse 

o Fehlen einer gemeinsamen Kommunikationsplattform, z. B. Wikis 
Tabelle 25: Erweiterung der allgemeinen Herausforderungen des IT-Controllings  

Quelle: Eigene Darstellung 
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Die große Anzahl an unterschiedlichen Herausforderungen bestärkt eine schrittweise Einfüh-

rungsstrategie sowie eine Testphase bei der Erhebung. Hierdurch können einige Herausforde-

rungen bereits adressiert und gelöst werden. Die Auswahl der Einführungsstrategie trägt zudem 

dazu bei, Herausforderungen zu lösen oder zu verstärken. Einige Herausforderungen, wie bei-

spielsweise die kulturellen Herausforderungen, bedürfen eines Wandels in der öffentlichen Ver-

waltung, welcher nicht von heute auf morgen durchzuführen ist. Organisatorische Heraus-

forderungen sind nicht einfach oder aufgrund gesetzlicher Bestimmungen gar nicht zu lösen. 

Diese sind somit spezielle Charakteristika der öffentlichen Verwaltung, welche bei der Gestal-

tung des IT-Controllings beachtet werden müssen. 

Die öffentliche Verwaltung, welche IT-Controlling einführen möchte, sollte sich diesen Her-

ausforderungen bewusst sein. Es empfiehlt sich, bereits während der Vorbereitungsphase zur 

Einführung einen Plan aufzustellen, wann und wie welche Herausforderungen von wem adres-

siert werden. Durch das Kennen der Herausforderungen kann die öffentliche Verwaltung diese 

umgehen, indem beispielsweise Konzepte von Anfang an adressatengerecht gestaltet oder 

Schulungen zum Know-how-Aufbau im Bereich IT-Controlling durchgeführt werden. Die 

Liste der im Zuge der Arbeit identifizierten Herausforderungen kann letztendlich als Gedan-

kenstütze dienen, welche Herausforderungen bei der Einführung und Nutzung des IT-

Controllings zu beachten sind. 

5.3.2 Principal-Agent-Theorie und Koordinationstheorie als Erklärungsansätze 

Die Gestaltung des IT-Controllings kann nur unter Beachtung der IT-Governance der öffentli-

chen Verwaltung erfolgen. Daher muss sich ein landesweites IT-Controlling in die Interaktio-

nen und Wechselbeziehungen zwischen zentraler IT-Stelle und dezentralen Ressorts einbetten. 

Um ein umfassendes Verständnis zu schaffen, wird IT-Controlling im Folgenden aus der Per-

spektive zweier Theorien, der Principal-Agent-Theorie und der Koordinationstheorie, beleuch-

tet. 

Das Spannungsfeld zwischen zentraler IT-Stelle und dezentralen Ministerien kann mithilfe der 

Principal-Agent-Theorie erklärt werden (Schreyögg 2003). Die Principal-Agent-Theorie ana-

lysiert Interessenkonflikte zwischen einem Principal (als Auftraggeber) und einem Agent (als 

Beauftragten) (Eisenhardt 1989, S.58). Der Principal delegiert dabei Aufgaben an den Agent, 

welche der Agent ausführen muss (Eisenhardt 1989, S.58). Zwischen Principal und Agent 

herrscht oftmals eine Informationsasymmetrie vor, da der Agent zumeist einen Informations-

vorsprung hat. Informationsverzerrungen ergeben sich durch versteckte Mängel, versteckte In-

formationen, versteckte Handlungen oder versteckte Ziele. Die Principal-Agent-Theorie 

empfiehlt dem Principal Handlungsmaßnahmen und Kontrollmechanismen, um eine Informa-

tionsasymmetrie zu vermeiden. Beispiele hierfür sind die sorgfältige Auswahl des Agents oder 

das Festsetzen von Sanktionsmechanismen (Schreyögg 2003). Übertragen auf das IT-

Controlling der Landesverwaltung stellt die zentrale IT-Stelle den Principal und die Ressorts 

die Agents dar. Die zentrale IT-Stelle beauftragt die Agents mit der Durchführung des IT-

Controllings, indem diese die Werte sammeln. Während das Ziel der zentralen IT-Stelle valide, 

qualitativ hochwertige Daten sind, möchten die Ressorts das Sammeln der Daten mit möglichst 

geringem Aufwand vornehmen. Somit herrscht hier ein Ziel- und Interessenskonflikt vor. Zeit-

gleich sind zahlreiche Informationsasymmetrien gegeben: Beispielsweise sind Ursachen für ge-

änderte Werte im Zeitverlauf erstmals nur den Ressorts bekannt. Die Ressorts können bewusst 

Informationen zurückhalten oder Erhebungsmethoden derart gestalten, dass verfälschte Werte 
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geliefert werden. Aufgrund des fehlenden Durchgriffs der zentralen IT-Stelle auf die Ressorts 

ist diese von den Ressorts abhängig und muss den gelieferten Informationen vertrauen. Weitere 

Principal-Agent-Beziehung ergeben sich beispielsweise zwischen Politik bzw. CIO (Principal) 

und zentraler IT-Stelle (Agent) oder zwischen Ressorts (Principal) und den jeweils nachgeord-

neten Behörden (Agent). Dies zeigt, dass aufgrund der bestehenden Verwaltungsstrukturen und 

des Ressortprinzips unterschiedliche Principal-Agent-Beziehungen auf Landesebene anzutref-

fen sind. Während in der Literatur für den Principal Kontrollmechanismen vorgeschlagen wer-

den (Schreyögg 2003), sind diese in der öffentlichen Verwaltung derzeit nur teilweise 

umzusetzen. Fehlende Sanktions- oder Anreizmechanismen erschweren dem Principal die 

Steuerung der Agents. 

Neben der Principal-Agent-Theorie liefert die Koordinationstheorie einen theoretischen Er-

klärungsansatz: Koordination ist definiert als „[…] the act of managing interdependencies 

between activities performed to achieve a goal“ (Malone/Crowston 1990, S. 361). Die Koordi-

nationstheorie beschäftigt sich damit, wie wechselseitige Abhängigkeiten zwischen Akteuren 

bzw. Stakeholdern zu managen sind, welche Aktivitäten ausführen, um ein gemeinsames Ziel 

zu erreichen. Auf die Fallstudie lässt sich daher dieser Koordinationsansatz übertragen. Denn 

Stakeholder, wie die zentrale IT-Stelle sowie die Ministerien der Landesverwaltung, führen 

Aufgaben aus (z. B. Austausch von Informationen zum Festsetzen des IT-Controlling-Konzepts 

oder Festlegen von Kennzahlen und Definition dieser in Kennzahlensteckbriefen), um ein ge-

meinsames Ziel (die Einführung und Durchführung von IT-Controlling in der Landesverwal-

tung) zu erreichen. Im Zuge des Koordinierungsprozesses sind zu teilende Ressourcen, 

Beziehungen zwischen Produzent und Kunde, simultan zu erfolgende Abläufe sowie die Wech-

selwirkungen von Aufgaben und untergeordneten Aufgaben zu managen und zu koordinieren 

(Malone/Crowston 1994, S. 97). Im Folgenden werden Beispiele gegeben, um diese Wechsel-

wirkungen im Kontext des IT-Controllings zu verdeutlichen. 

 In der Landesverwaltung sind die zu teilenden Ressourcen Zeit und Personal. Die Mit-

arbeiter, welche IT-Controlling durchführen, waren zumeist zuvor bereits in der Lan-

desverwaltung tätig. Diese erhielten durch die Einführung des IT-Controllings nur einen 

zusätzlichen Aufgabenbereich. Um Ressourcen zu managen und bereit zu stellen, wur-

den demnach Organisationsstrukturen analysiert und IT-Mitarbeiter mit der neuen Auf-

gabe betraut.  

 Die Beziehung zwischen Produzent und Kunde kann nicht eins zu eins auf den IT-

Controlling-Kontext übertragen werden. Dennoch herrschen bei den Stakeholdern Ab-

hängigkeiten im Sinne von (1) Voraussetzungen, (2) Übertragung von Aufgaben und 

(3) Nutzerfreundlichkeit vor. (1) Die zentrale IT-Stelle kann nicht neue Kennzahlen be-

schließen, ohne die Ressorts einzubinden. Die Einbindung der Ressorts stellt somit die 

benötigte Voraussetzung dar. (2) Ist der zentralen IT-Stelle noch nicht bekannt, ob eine 

Kennzahl sinnvoll zu erheben ist, überträgt sie den Ressorts die Aufgabe, dies vorab zu 

prüfen. (3) Die von der zentralen IT-Stelle versandten Unterlagen zur Erhebung der 

Kennzahlen müssen benutzerfreundlich und verständlich sein, so dass auch IT-

Verantwortliche in nachgelagerten Behörden intuitiv damit arbeiten können. 

 Simultan zu erfolgende Abläufe finden sich im IT-Controlling-Prozess kaum. Aufgrund 

des Regelkreises laufen die meisten Prozesse sequentiell ab. Aufgrund zeitlicher Be-

schränkungen laufen nur die Vorbereitung zur Auswertung bei der zentralen IT-Stelle 
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und die Erhebung in den Ressorts weitestgehend parallel ab. Beide Prozesse sind aber 

unabhängig voneinander und bedürfen keiner Koordinierung. 

 Aufgaben und Unteraufgaben werden im Zuge des IT-Controllings mit einem Top-

Down-Ansatz festgelegt. Dies bedeutet, dass ein übergeordnetes Ziel bzw. eine überge-

ordnete Aufgabe zuerst festgelegt und anschließend in Unteraufgaben zerlegt wird. Bei-

spielsweise wird das Ziel gesetzt, Leistungskennzahlen einzuführen. Untergeordnete 

Aufgaben sind hierbei das Sammeln bereits vorhandener Leistungskennzahlen inner-

halb der Landesverwaltung, das Sammeln von Leistungskennzahlen innerhalb der Lite-

ratur, die Auswahl steuerungsrelevanter Leistungskennzahlen, die Definition dieser 

Kennzahlen, deren Beschreibung in Steckbriefen sowie die Integration der Kennzahlen 

in das Berichtswesen. 

Des Weiteren sind Entscheidungsprozesse, Kommunikationswege und -mittel festzulegen 

(Malone/Crowston 1994, S. 99 f.). Laut Malone/Crowston (1994, S. 99) können Entscheidun-

gen im Konsens, durch einen autoritären Beschluss oder durch Abstimmung festgelegt werden. 

In der Landesverwaltung lassen sich alle drei Möglichkeiten finden: Bei der Einführung wurden 

Entscheidungen durch Abstimmung mit einfacher Mehrheit getroffen. Konnte keine finale Ent-

scheidung erzielt werden, hat der Lenkungsausschuss durch einen autoritären Beschluss die 

Entscheidung getroffen. Während der Durchführungsphase ist die Entscheidungsfindung 

schwerpunktmäßig durch Konsens geprägt. Die Analyse der Kommunikationswege und -mittel 

beinhaltet die Frage nach der synchronen oder asynchronen Kommunikation sowie die Unter-

stützung des Informationsaustauschs mittels IT (Malone/Crowston 1994, S. 99 f.). In der ana-

lysierten Landesverwaltung findet Kommunikation sowohl synchron (z. B. im Arbeitskreis IT-

Controlling oder im IT-Controlling-Abschlussworkshop) als auch asynchron (z. B. über E-

Mails) statt. Als Koordinationstechnologie wurde beispielsweise während der Einführung zeit-

weise ein Wiki und während der Nutzungsphase bei Bedarf Sharepoint eingesetzt.  

Die Beispiele zeigen, dass sowohl die Principal-Agent-Theorie als auch die Koordinationsthe-

orie auf das Fallbeispiel als Analyseperspektive anwendbar sind. Während die Principal-Agent-

Theorie vermehrt auf das Zusammenspiel der Stakeholder abzielt, betrachtet die Koordinati-

onstheorie schwerpunktmäßig Aufgaben, Prozesse und Instrumente. 

5.4 Zusammenfassung der Erkenntnisse zur Langzeitanalyse 

Kapitel 5 beschreibt die Methodik der Fallstudie, stellt die Ergebnisse der Fallstudie vor und 

schließt mit einer kritischen Reflexion und Zusammenfassung der Ergebnisse. Dabei kon-

zentriert sich die Analyse auf das IT-Controlling einer Landesverwaltung. Die Erkenntnisse der 

Fallstudie liefern einen Beitrag zu Handlungsfeld 1 (durch die Analyse des IT-Controllings in 

einer öffentlichen Verwaltung auf Landesebene), Handlungsfeld 2 (durch die Durchführung 

einer Langzeitanalyse des IT-Controllings basierend auf empirischen Daten von 2005 bis 2016) 

sowie Handlungsfeld 3 (durch die detaillierte Analyse der am IT-Controlling beteiligten Stake-

holder). Zudem tragen sie zur Beantwortung von Forschungsfrage 1 bei und schaffen ein um-

fassendes Verständnis des IT-Controlling-Einsatzes in einer Landesverwaltung. 

Im Zuge der Analyse des IT-Controllings konnten zahlreiche Stakeholder identifiziert werden, 

wobei an der Einführung, Gestaltung und Nutzung primär die IT-Verantwortlichen der zentra-
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len IT-Stelle und der Ressorts beteiligt sind. Stakeholder außerhalb der Landesverwaltung wer-

den kaum hinzugezogen. Die identifizierten Stakeholder des IT-Controllings konnten in die 

Rollen Auftraggeber, Datenlieferant, Datennutzer, Prüfer sowie Unterstützer eingeteilt werden. 

Ein Stakeholder konnte dabei mehrere Rollen einnehmen.  

Insgesamt wurden 41 unterschiedliche Anforderungen identifiziert, welche bei der Einführung, 

Gestaltung und Nutzung des IT-Controllings zu beachten sind. In der Langzeitanalyse wurde 

ersichtlich, dass einige der Anforderungen bereits gänzlich umgesetzt sind. Die ressourcenscho-

nende Durchführung des IT-Controllings basierend auf wenigen, steuerungsrelevanten Kenn-

zahlen stellt eine durchgängig genannte Anforderung dar. Eine noch ungelöste Anforderung ist 

die Darstellung und Bemessung der IT-Leistung. 

Bei der Analyse des Prozesses zeigt sich, dass bei der schrittweisen Einführung alle Stakeholder 

berücksichtigt wurden. Die Etablierung einer Projektstruktur für die Einführung des IT-

Controllings erwies sich als hilfreich. Ebenso erhöhte das Vorliegen eines politischen Auftrags 

die Verbindlichkeit für alle Ressorts. Die Durchführung des IT-Controllings ist an einem Jahr 

ausgerichtet, bedingt durch die relativ lange Erhebungs- und Analysephase. Es zeigt sich, dass 

der Prozess des IT-Controllings strukturiert durchgeführt wird und ein festes Vorgehen etabliert 

ist. Die Einbindung des IT-Managements und die fehlenden Ziele stellen dabei große Heraus-

forderungen dar. 

Die Instrumente des IT-Controllings wurden lehrbuchmäßig eingeführt. Kennzahlen werden 

zur Erhebung genutzt und in Steckbriefen definiert. Eine Verknüpfung von Kennzahlen mit der 

BSC und eine vermehrte Steuerung anhand der BSC wären wünschenswert, sind aber aufgrund 

fehlender oder abstrakter Ziele ohne ressortübergreifende Soll-Vorgaben derzeit nicht zu reali-

sieren. Die BSC bleibt daher weitestgehend ungenutzt. Eine Verknüpfung der Kennzahlen mit 

bestehenden Informationssystemen könnte den bestehenden Erhebungsaufwand minimieren. 

Aufgrund fehlender Ziele, fehlender Weisungsbefugnis und vorherrschender Heterogenität bei 

nachgeordneten Bereichen kann die Steuerungsfunktion nur unzureichend durchgeführt wer-

den. Um die Steuerungsfunktion zu verbessern, sollten daher konkrete und messbare Ziele in 

der öffentlichen Verwaltung etabliert werden. Die fortwährende Fortschreibung der IT-

Strategien der öffentlichen Verwaltung stellt hierfür einen guten Ausgangspunkt dar.  

Obwohl IT-Projekte das meistgenannte Steuerungsobjekt darstellen, hat sich noch kein landes-

weit einheitliches Vorgehen beim IT-Projekt-Controlling entwickelt. Die Darstellung des Pro-

jekterfolgs beruht zumeist auf der Einhaltung des Budgets oder der Erreichung festgesetzter 

zeitlicher Ziele. Eine Abfrage der Qualität findet kaum statt. Die Darstellung und Bemessung 

des Nutzens eines IT-Projekts werden als wichtig erachtet. Konkrete Lösungsansätze fehlen 

jedoch derzeit. 

Abschließend zeigt sich, dass die Gestaltung des IT-Controllings im Spannungsfeld zwischen 

zentraler IT-Stelle und Ressorts vorgenommen werden muss. Unter Beachtung dieser ressort-

prinzipgeprägten Rahmenbedingung ist IT-Controlling einzuführen und zu nutzen. Herausfor-

derungen und Einflussfaktoren sind zudem zu beachten.  
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6 Erweiterung des IT-Controlling-Konzepts um Benefits Manage-

ment  

In Kapitel 6 werden Handlungsfeld 3 (detaillierte Analyse der Rolle des IT-Controllers und der 

am IT-Controlling beteiligten Stakeholder), Handlungsfeld 4 (Erweiterung des IT-Projekt-

Controllings um eine differenzierte Betrachtung der Stakeholder) sowie Handlungsfeld 5 (In-

tegration des Benefits Management-Ansatzes in das IT-Controlling) adressiert. Die detaillierte 

Analyse der Rolle des IT-Controllers mit dessen benötigten Qualifikationen erfolgt in Ab-

schnitt 6.5.4.1 und wird in Abschnitt 6.5.4.2 zum Benefits Controller erweitert. Die Ergebnisse 

der Langzeitanalyse zeigen, dass das IT-Projekt-Controlling von hoher Bedeutung ist. Durch 

die Einführung von Benefits Management werden Benefits aus Sicht der Stakeholder erhoben. 

Eine weitere Analyse und ein Controlling der Benefits finden verknüpft mit den Stakeholdern 

statt. Hierfür wird die IT-BSC zu einer Stakeholder-BSC mit eigener Stakeholder-Perspektive 

erweitert (Abschnitt 6.5.2.1). Letztendlich wird in Abschnitt 6.5 ein Ansatz vorgestellt, wie der 

Benefits Management-Ansatz in das IT-Controlling integriert werden kann, indem bestehende 

IT-Controlling-Konzepte um Benefits Management erweitert werden. Hierfür werden im Zuge 

dieser Arbeit Instrumente und Prozesse erweitert und angepasst, Rollen definiert und eine Ein-

führungsstrategie vorgeschlagen. Kapitel 6 trägt hierdurch zur Beantwortung der Forschungs-

frage 2 bei. 

6.1 Methodisches Vorgehen 

Die gestaltungsorientierte Forschung weist ein klares Vorgehen auf. In Abschnitt 2.2.1 wurde 

ein Prozess mit den Schritten Analyse, Entwurf, Evaluation und Diffusion beschrieben. Peffers 

et al. (2006, S. 89 ff.) entwickeln diesen Prozess zu einem detaillierten Vorgehen weiter, wel-

chem für die Erweiterung des IT-Controllings gefolgt wird: 

1. Problemidentifikation und Motivation: Bei der Problemidentifikation wird die For-

schungslücke aufgezeigt. Hierfür ist theoretisches Wissen notwendig (Peffers et al. 

2006, S. 89). Die vorherigen Kapitel dieser Arbeit (vgl. Kapitel 3, Kapitel 4 und Kapi-

tel 5) bilden die Grundlage für die letztendliche Problemidentifikation und greifen diese 

vereinzelt bereits als Schlussfolgerung auf. Abschnitt 6.2 fasst daher die Problemiden-

tifikation und die Motivation für die Erweiterung des IT-Controllings um den Benefits 

Management-Ansatz zusammen. 

2. Festsetzen von Zielen für die Lösung des Problems: Von dem identifizierten Problem 

werden Ziele abgeleitet, welche durch das Artefakt adressiert werden sollen. Hierfür 

müssen der Status quo des Problembereichs sowie existierende, andere Lösungsansätze 

bekannt sein (Peffers et al. 2006, S. 90). Bestehende Literatur zum Benefits Manage-

ment wird in den theoretischen Grundlagen zum Benefits Management (vgl. Ab-

schnitt 6.3) und im Status quo des Benefits Managements bei E-Government-Projekten 

(vgl. Abschnitt 6.4) vorgestellt. 

3. Gestaltung und Entwicklung: Im dritten Schritt wird das Artefakt gestaltet. Hierfür 

werden die gewünschten Funktionalitäten in Form von Anforderungen beschrieben, so 

dass basierend darauf die Gestaltung des Artefakts vorgenommen werden kann (Peffers 

et al. 2006, S. 90). Die Anforderungen an IT-Controlling wurden in Abschnitt 5.2.2 
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erhoben. In Abschnitt 6.5.1 wird darauf eingegangen, welche dieser Anforderungen Be-

nefits Management adressieren könnte. Anschließend wird ein Benefits Management-

Konzept gestaltet, welches eine Integration des Benefits Managements in das IT-

Controlling zum Ziel hat. Gebildete Artefakte sind die Weiterentwicklung der IT-

Controlling-Instrumente und die Integration der Benefits Management-Instrumente 

(vgl. Abschnitt 6.5.2), die Erweiterung des Benefits Management-Prozesses (vgl. Ab-

schnitt 6.5.3), eine Beschreibung der benötigten Rollen (vgl. Abschnitt 6.5.4) sowie eine 

Einführungsstrategie für das Benefits Management (vgl. Abschnitt 6.5.5). 

4. Demonstration: Während dieses Schritts soll die Wirksamkeit der Artefakte demons-

triert werden. Hierfür können beispielsweise Experimente, Simulationen, Fallstudien 

oder Beweise genutzt werden (Peffers et al. 2006, S. 90). Im Zuge der Arbeit fand dieser 

Schritt zum einen während der Gestaltungsphase durch die Beschreibung möglicher 

Szenarien und zum anderen während der Evaluationsphase statt. 

5. Evaluation: Die Evaluation soll das Artefakt gegenüber den eingangs gestellten Zielen 

evaluieren (Peffers et al. 2006, S. 92). Die Evaluation wird ausführlich in Abschnitt 6.6 

beschrieben. Für die Evaluation der Artefakte wurden ein merkmalsbasierter sowie ein 

analytischer Ansatz gewählt. 

6. Kommunikation: Der Prozess der gestaltungsorientierten Forschung wird von der 

Kommunikation und Diffusion des Forschungsproblems und der Forschungsergebnisse 

begleitet (Peffers et al. 2006, S. 92). Wie in Abschnitt 2.2.2 beschrieben, wurden die im 

Zuge dieser Arbeit entstandenen Ergebnisse fortwährend kommuniziert. Die dieser Ar-

beit vorangestellte Zusammenfassung fasst die Ergebnisse kurz und knapp zusammen, 

so dass diese kommuniziert werden können. 

6.2. Problemidentifikation und Motivation 

Im Folgenden werden die Problemidentifikation und die Motivation für die Erweiterung des 

IT-Controllings um den Benefits Management-Ansatz zusammengefasst. Die Problemidentifi-

kation beruht dabei auf dem bisher geschaffenen Verständnis des IT-Controllings in der öffent-

lichen Verwaltung. 

Wie bereits in den Ergebnissen der Literaturrecherche (vgl. Abschnitt 4.3) und der Fallstudie 

(vgl. Kapitel 5) beschrieben, stellt die Darstellung und Bemessung der IT-Leistung eine große 

Herausforderung des IT-Controllings dar. Diese Herausforderung wird in der Literatur durch 

das Produktivitätsparadoxon beschrieben. Das Produktivitätsparadoxon besagt, „[…] dass kein 

positiver Zusammenhang zwischen IT-Investitionen und der Produktivität auf volkswirtschaft-

licher oder betrieblicher Ebene besteht“ (Krcmar 2015, S. 477). Demnach ist der Nutzen einer 

IT-Investition nicht direkt, sondern beispielsweise über die Geschäftsprozesse zu bestimmen 

(Krcmar 2015, S. 477). Doherty (2014, S. 182) merkt an, dass neben technischen Aspekten der 

soziale Kontext zu berücksichtigen ist, damit IT-Investitionen Erfolg erzielen. 

Im öffentlichen Sektor wird diese Herausforderung durch die spezifischen Charakteristika der 

öffentlichen Verwaltung verstärkt. Traditionelle, auf finanziellen oder quantitativen Kennzah-

len basierende Methoden sind zwar für die Privatwirtschaft geeignet, deren Anwendung stößt 
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jedoch aufgrund der spezifischen Charakteristika der öffentlichen Verwaltung auf Schwierig-

keiten. Ziel der öffentlichen Verwaltung ist nicht Kostenführerschaft, Umsatzsteigerung oder 

Profitmaximierung, sondern das Einhalten von Gesetzen und das Gewährleisten des Gemein-

wohls. Aufgabe der Verwaltung ist es, Leistungen für Bürger anzubieten. Im Zuge der Digita-

lisierung werden diese Leistungen vermehrt digital angeboten. Hierfür werden IT- bzw. E-

Government-Projekte aufgesetzt. Diesen Projekten ist gemeinsam, dass sie einen Nutzen für 

Stakeholder generieren, sofern sie erfolgreich durchgeführt werden (Peppard et al. 2007, S. 6). 

In der Literatur wird dieser Aspekt unter dem Stichwort „Value for Money“ (Farbey et al. 

1999a, S. 190) oder „Public Value“ (Vogt/Hales 2010, S. 2; Scott et al. 2016, S. 187 ff.; 

Agbabiaka/Ugadd 2016, S. 2923) diskutiert. IT-Leistungen müssen daher derart gestaltet sein, 

dass sie die von den Stakeholdern erwarteten Nutzenpotentiale (Benefits) realisieren können. 

Folglich lässt sich die Darstellung der IT-Leistung über die mit der IT-Leistung verbundenen 

Benefits abbilden. Analog kann dann die Bemessung der IT-Leistung mit der Bemessung der 

Zielerreichung der Benefits erfolgen. 

Ein Ansatz zur strukturierten Identifikation, Realisation und Kontrolle der Benefits stellt das 

Benefits Management dar. Dieser Ansatz entstand aus der oben beschriebenen Herausforde-

rung, den Nutzen von IT und den Erfolg von IT-Projekten umfassend darzustellen (Mcloughlin 

et al. 2014, S. 2). Er ermöglicht es, Benefits zu managen und folglich die derzeitige reine Kos-

tenbetrachtung um eine Betrachtung der Benefits zu ergänzen. Die zu erzielenden Benefits wer-

den dabei aus Sicht einzelner Stakeholder aufgenommen. Ein Fehlen von Benefits Management 

führt oftmals dazu, dass Projekte nicht erfolgreich durchgeführt bzw. IT-Investitionen ohne Er-

folg getätigt werden, da die erwarteten Benefits nicht realisiert werden. Benefits Management 

wirkt dem entgegen, indem der Projekterfolg im Sinne des Realisierens von Benefits frühzeitig 

anhand festgelegter Kriterien definiert und Kennzahlen zur Messung bestimmt werden 

(Lubbe/Remenyi 1999, S. 146). 

Bislang wird in der Literatur vereinzelt gefordert, IT-Controlling und Benefits Management 

miteinander zu verknüpfen (Lin/Pervan 2001, S. 18; Thorp 2001, S. 29; McKay/Marshall 2001, 

S. 49). McKay/Marshall (2001, S. 50) stellen beispielsweise einen Zusammenhang zwischen 

der Planung der strategischen Ausrichtung, IT-Controlling und dem Aufzeigen von Benefits 

her (vgl. Abbildung 28). Dies zeigt die enge Verbindung des Benefits Managements mit IT-

Strategie und IT-Controlling. Es wurde jedoch noch nicht konkret aufgezeigt, inwiefern eine 

solche Verknüpfung erfolgen kann und inwieweit eine Übertragung von Benefits Management-

Instrumenten zum Zwecke des IT-Controllings oder eine Weiterentwicklung bestehender IT-

Controlling-Instrumente im Sinne des Benefits Managements erfolgen kann. Da Benefits Ma-

nagement einen Ansatz zur Darstellung und Bemessung der IT-Leistung darstellt, wird im Zuge 

dieser Arbeit eine Integration des Benefits Management-Ansatzes in das IT-Controlling einer 

Landesverwaltung vorgenommen. Hierfür ist es notwendig, Benefits Management in die Lan-

desverwaltung einzuführen. 
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Abbildung 28: Zusammenhang zwischen strategischer Ausrichtung, IT-Controlling 

und Benefits 

Quelle: In Anlehnung an McKay/Marshall (2001, S. 50) 

Nach einer Vorstellung theoretischer Grundlagen (vgl. Abschnitt 6.3) und des Status quo der 

Literatur zum Benefits Management (vgl. Abschnitt 6.4) werden die Anforderungen an das IT-

Controlling auf ihre Anwendbarkeit auf das Benefits Management geprüft. Anschließend er-

folgt die Gestaltung der Artefakte (vgl. Abschnitt 6.5). Hierbei werden neben einer Weiterent-

wicklung der Instrumente Prozesse und Rollen definiert und eine Einführungsstrategie 

vorgeschlagen. Zuletzt erfolgt die Evaluation der entwickelten Artefakte (vgl. Abschnitt 6.6). 

6.3 Theoretische Grundlagen zum Benefits Management 

6.3.1 Begriffsbestimmung Benefits Management 

Benefits stellen Vorteile oder Nutzenpotentiale dar, die ein bestimmter Stakeholder von der 

Nutzung der IT wahrnimmt oder durch die Nutzung von IT erzielen möchte. Tabelle 26 gibt, 

angelehnt an Greger et al. (2015b, S. 17), einen Überblick über Definitionen des Begriffs Be-

nefit. 

Quelle 

(alphabetisch 

geordnet) 

Definition 

Bradley (2013, S. 

60) 

„outcome of change which is perceived as a positive by a stakeholder“ 

Jurison (1996, S. 

265) 

“IT payoff (…) as a portfolio of benefits that are distributed across several 

stakeholder groups”  

Kareem/Bakar 

(2011, S. 478) 

“IT benefits constitute the difference between the desired improvements and 

the current situation” 

Lin/Pervan (2003, 

S. 14) 

“are frequently long term, uncertain and intangible” 

Strategische Ausrichtung

IT-Controlling Benefits

• Ist der Wert einer IT-Investition zu

kritischen Zeitpunkten im Lebenszyklus

bekannt?

• Kann ein realistischer Business Case

bestimmt werden?

• Werden die Dinge richtig gemacht?

• Wird der größtmögliche Nutzen für die

Organisation erzielt?

• Werden Herausforderungen des Change

Managements beachtet?

• Prozesse

• Schulungen

• Stakeholder

• Aufgabenbeschreibungen

• Wo ist die IT organisatorisch verankert?

• Was sind IT-Ziele?

• Wie kann IT die Zielerreichung unterstützen?

• Werden kohärente, strategische Investitionen

vorgeschlagen?
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Quelle 

(alphabetisch 

geordnet) 

Definition 

OGC (2007, S. 61) “measurable improvement resulting from an outcome, which is perceived as 

an advantage by a stakeholder” 

Ward/Daniel 

(2006, S. 107) 

„an advantage on behalf of a particular stakeholder or group of stakeholders“ 

Tabelle 26: Definitionen des Begriffs Benefit 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2015b, S. 17) 

Dieser kurze Überblick zeigt, dass ein Benefit immer in Verbindung mit einem Stakeholder 

steht, welcher den Benefit wahrnimmt. Zudem ergibt sich der Benefit erst dadurch, dass eine 

Veränderung die bestehende Situation ändert.  

Ein Ansatz zur Koordination und Realisierung der Benefits von IT stellt das Benefits Manage-

ment dar. In der Literatur wird Benefits Realization als Synonym für Benefits Management 

verwendet (Flak et al. 2008, S. 1; Flak/Solli-Saether 2013, S. 2063). Tabelle 27 zeigt, angelehnt 

an Greger et al. (2015b, S. 18), einige Definitionen des Begriffs Benefits Management. 

Quelle 

(alphabetisch 

geordnet) 

Definition 

Ashurst et al. 

(2008, S. 353) 

“mechanism for proactively managing the social and organizational impacts of 

an IT project” 

Bradley (2013, S. 

60) 

“the process of organising and managing, so that potential benefits arising from 

investment in change, are actually achieved“ 

Braun (2010, S. 32) “systematic planning, realization and controlling of the intended benefits of 

IS/IT projects, beyond the traditional success measures of staying within pro-

ject time frame and budget limits” 

Changchit et al. 

(1998, S. 147) 

“function of a strategic information system planning” 

Farbey et al. 

(1999b, S. 241) 

“range of management activities designed to ensure that the organisation 

achieves the benefits it expects from an IT investment and is able to recognise 

and manage unexpected ones” 

Flak et al. (2008, S. 

1) 

“e-Government efforts [which] need to be carefully managed throughout the 

life cycle in order to ensure successful realization of large portions of the ben-

efits potential” 

Love et al. (2005, 

S. 948) 

“range of management activities designed to ensure that an organization real-

izes benefits from an investment” 

Nielsen et al. 

(2012, S. 6) 

„activity of actually gaining value from the IT investments“  

Ward/Daniel 

(2006, S. 36) 

“the process of organizing and managing such that the potential benefits aris-

ing from the use of IS/IT are actually realized” 

Tabelle 27: Definitionen des Begriffs Benefits Management 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2015b, S. 18) 
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Benefits Management beschäftigt sich demnach mit der Identifikation, Planung, Realisierung 

und dem Controlling der Benefits einer IT-Investition oder eines IT- bzw. E-Government-Pro-

jekts. Dieser Prozess trägt dazu bei, den Wert einer IT-Leistung zu generieren. Der Einsatz von 

Benefits Management ist dabei nicht auf die öffentliche Verwaltung beschränkt und kann auch 

in der Privatwirtschaft als Ergänzung zu einer reinen Kostenbetrachtung genutzt werden.  

Die am häufigsten in der Literatur zitierten Definitionen sowohl des Begriffs Benefit als auch 

Benefits Management gehen auf Ward/Daniel (2006) zurück. Daher werden diese beiden Defi-

nitionen der vorliegenden Arbeit zugrunde gelegt. Somit wird 

 ein Benefit als Vorteil bzw. Nutzen, welcher von einem bestimmten Stakeholder gese-

hen wird, und 

 Benefits Management als das Organisieren und Managen von durch den IT-Einsatz 

möglicherweise zu erzielenden Benefits, so dass diese realisiert werden können, 

definiert. 

Das Benefits Management besitzt zudem Anknüpfungspunkte zum Projekt-, Portfolio- bzw. 

Programm-, Change- sowie Stakeholder-Management: Benefits Management richtet sich auf 

die zu erzielenden Benefits einer IT-Investition oder eines IT-Projekts aus. Daher ist der Ansatz 

in das Projektmanagement zu integrieren (Greger et al. 2015b, S. 68; Mossalam/Arafa 2016, S. 

306). Das Erzielen der Benefits basiert auf einer Veränderung, welche durch ein IT-Projekt 

oder eine IT-Investition hervorgerufen wird. Folglich besteht eine Verbindung zwischen Be-

nefits Management und Change Management (Sapountzis et al. 2008, S. 1 ff.). Eine enge Ver-

bindung zum Portfoliomanagement besteht, da die Benefits eines Projekts an den strategischen 

Kriterien zur Evaluation des Portfolios ausgerichtet sein müssen. Basierend auf möglichen Be-

nefits soll entschieden werden, ob ein Projekt in das Portfolio aufgenommen wird oder nicht. 

Zudem bildet das Stakeholder-Management9 die Ausgangslage für das Benefits Management. 

Benefits werden immer aus Sicht eines Stakeholders wahrgenommen. Um daher Benefits zu 

identifizieren, muss zuerst bekannt sein, wer die Stakeholder eines IT-Projekts oder einer IT-

Investition sind. Die Identifikation und Analyse von Stakeholdern können daher als Grundlage 

des Benefits Managements bezeichnet werden. Erst nach einer Identifikation und Analyse der 

Stakeholder können die von diesen Stakeholdern erwarteten Benefits identifiziert und analysiert 

werden. Anschließend kann davon ausgehend der Benefits Management-Prozess durchlaufen 

werden (Greger et al. 2015b, S. 66 ff.). 

  

                                                 

 

 

 

 
9 Das Stakeholder-Management basiert auf der Identifikation der Stakeholder. Anschließend sollen Anforderungen 

und Interessen der Stakeholder derart umgesetzt werden, dass für die einzelnen Stakeholder der größtmögliche 

Nutzen erzielt wird (Thommen 2003; Freeman et al. 2010; Greger et al. 2015b). Diesem Ansatz liegt die Stake-

holder-Theorie zugrunde, welche eine Management-Theorie darstellt und sowohl deskriptiv, instrumentell als auch 

betriebswirtschaftlich ist (Freeman 2010). 
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Die Forderung zur Verbindung von Benefits Management und IT-Controlling findet sich in der 

Literatur (Lin/Pervan 2001, S. 18; Thorp 2001, S. 29; McKay/Marshall 2001, S. 49) und wurde 

bereits in Abschnitt 6.2 dargestellt: Das Benefits Management stellt einen Lösungsansatz für 

die Herausforderung des IT-Controllings, IT-Leistung darzustellen und zu messen, dar. Be-

nefits Management wiederum benötigt Instrumente des IT-Controllings, um Benefits zu iden-

tifizieren, zu planen und zu messen. 

6.3.2 Ansätze zur Klassifikation von Benefits 

Um Benefits strukturiert zu identifizieren, zu analysieren, zu managen und zu realisieren, emp-

fiehlt sich die Klassifikation der Benefits. Die Klassifikation von Benefits ermöglicht deren 

einfache und strukturierte Analyse. In der Literatur finden sich unterschiedliche Ansätze zur 

Klassifikation. Benefits lassen sich nach vier unterschiedlichen Aspekten einteilen. Innerhalb 

dieser Einteilung sind weitere Klassifikationen möglich (Bradley 2013, S. 105 ff.): 

1. Die Einteilung nach Wertigkeit bewertet die Benefits. Hierunter fällt eine Einteilung 

nach der Greifbarkeit der Benefits oder der Relation zu finanziellen Zielen. Eine Eintei-

lung nach Greifbarkeit unterscheidet zwischen greifbaren (tangible) und nicht-greifba-

ren (intangible) Benefits (Sapountzis et al. 2009, S. 74 ff.). Laut Gunasekaran et al. 

(2001, S. 354) können greifbare Benefits sowohl finanzieller als auch nicht-finanzieller 

Art sein. Greifbare Benefits können gemessen, gesteuert und kontrolliert werden und 

sind quantitativ oder über Finanzkennzahlen darstellbar. Nicht-greifbare Benefits, wie 

Kundenzufriedenheit, sind nur schwer direkt über Kennzahlen messbar und aufwendi-

ger zu erheben (Sapountzis et al. 2009, S. 74 ff.; Irani/Love 2001, S. 169; Murphy/ 

Simon 2002, S. 309). Des Weiteren ist eine Unterteilung in harte (hard) und weiche 

(soft) Benefits möglich. Während harte Benefits messbar sind, basieren weiche Benefits 

auf subjektiven Einschätzungen. Harte Benefits entsprechen greifbaren Benefits, wei-

che Benefits den nicht-greifbaren Benefits (Sapountzis et al. 2009, S. 74 ff.; Brown 

1994, S. 187 ff.). Wird die Relation zu finanziellen Zielen bewertet, so kann eine Ein-

teilung in direkte und indirekte Benefits vorgenommen werden. Direkte Benefits bezie-

hen sich auf finanzielle Ziele und stellen daher greifbare Benefits dar. Im Gegensatz 

dazu beziehen sich indirekte Benefits auf nicht-finanzielle Ziele und können somit als 

nicht-greifbare Benefits angesehen werden (Sapountzis et al. 2009, S. 74 ff.). Ward/ 

Daniel (2006, S. 173 ff.) schlagen vor, die Wertigkeit danach zu bemessen, ob der Wert 

beobachtbar, messbar, quantifizierbar oder finanziell abbildbar ist. Giaglis et al. (1999, 

S. 52) bilden eine Matrix basierend auf der Zurechenbarkeit eines Benefits zur IT und 

zu seiner Messbarkeit. Es entstehen die Kategorien harte Benefits (stark zurechenbar 

und messbar), indirekte Benefits (schwach zurechenbar und messbar), nicht-greifbare 

Benefits (stark zurechenbar und nicht messbar) und strategische Benefits (schwach zu-

rechenbar und nicht messbar). Es zeigt sich, dass eine Einteilung nach Wertigkeit die 

Benefits danach klassifiziert, ob sie finanziell oder quantitativ messbar (bezeichnet als 

greifbare, harte oder direkte Benefits) oder nicht messbar (bezeichnet als nicht-greif-

bare, weiche oder indirekte Benefits) sind. 
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2. Eine Einteilung nach der Auswirkung auf die Organisation bzw. den Geschäftsbe-

reich richtet die Benefits an den Kernaufgaben einer Organisation aus. Farbey et al. 

(1993, S. 37) nehmen eine Unterteilung in strategischen Bereich, Management, opera-

tiven Bereich, funktionalen Bereich und Support-Bereich vor. Sie betonen, dass eine 

solche Einteilung es ermöglicht, Benefits den einzelnen Geschäftsbereichen besser zu-

zuordnen. Shang/Seddon (2002, S. 278 f.) bzw. Sivarajah et al. (2014, S. 2.222) ordnen 

die Benefits eines Enterprise Resource Planning- (ERP-) Systems bzw. einer Weban-

wendung in operative, managementbezogene, strategische, IT-Infrastruktur-bezogene 

und organisationsbezogene Benefits ein. Im ERP-Umfeld unterteilen Schubert/ 

Williams (2009, S. 8 f.) die Benefits in die Kategorien Benefits mit Einfluss auf Unter-

nehmensprozesse und -struktur, z. B. Effektivität oder Effizienz, Benefits mit Fokus auf 

für das Unternehmen essentielle Ressourcen, z. B. Kosten, Produktivität oder Zeit, Be-

nefits mit Fokus auf die verschiedenen Unternehmensabteilungen und deren Funktio-

nen, Benefits mit Fokus auf externe Handlungen mit Zulieferern und Kunden, z. B. 

Kundenloyalität oder Servicequalität, sowie Benefits mit Fokus auf die ERP-

Architektur. Einige Autoren (z. B. Irani/Love 2001, S. 169; Gunasekaran et al. 2001, S. 

354; Irani 2002b, S. 18) unterteilen Benefits in strategische (z. B. verbessertes Wachs-

tum, Marktführerschaft oder verbesserte Produktqualität), taktische (z. B. verbesserte 

Flexibilität, verbesserte Teamarbeit oder verbesserte Kapazitätsplanung) und operative 

Benefits (z. B. reduzierte Kosten oder schnellere Durchlaufzeiten). Während sie strate-

gische Benefits als nicht-greifbare Benefits ansehen, sind operative Benefits als greifbar 

eingeordnet (Irani/Love 2001, S. 169). Ein weiterer Ansatz klassifiziert die Benefits 

nach ihrem Beitrag zu strategischem Wettbewerbsvorteil, Produktivitätsverbesserung 

und Kostenersparnis (Nagel 1990, S. 31). Andresen et al. (2000, S. 62 f.) teilen Benefits 

in solche hinsichtlich Effizienz, Effektivität oder Business Performance ein. Während 

die ersten beiden Kategorien als quantitativ messbar bezeichnet werden, werden Be-

nefits der Kategorie Business Performance als nicht quantitativ messbar charakterisiert. 

Farbey et al. (1992, S. 111) unterteilen Benefits in die Kategorien Effizienz, Funktiona-

lität, Kommunikation, Management und Strategie. Murphy/Simon (2002, S. 306) klas-

sifizieren danach, ob sich der Benefit auf interne Verbesserungen, den Kundenservice, 

das Voraussehen von Markttrends oder die Anpassbarkeit auf Veränderungen bezieht. 

Eine inhaltliche Einteilung nach der Verbesserung der Organisation durch IT nimmt 

Davenport (1993, S. 51) vor. Er klassifiziert die Benefits in automatische (Reduktion 

manueller Eingriffe und Standardisierung der Prozesse), informative (Verfügbarkeit 

großer Mengen detaillierter Informationen), sequenzielle (Reihenfolge der Aktivitäten 

bis zur Parallelisierung), zielorientierte (kontinuierliche Verfolgung des Prozessstatus), 

analytische (komplexe Auswertung vorhandener Informationen), geographische (Unab-

hängigkeit von räumlichen Gegebenheiten), integrierende (Zusammenfassung hetero-

gener Aufgaben), Wissen schaffende (flächendeckende Verfügbarkeit von Wissen und 

Expertise) sowie vereinfachende (Entfernung von Intermediären aus dem Prozess) Be-

nefits (Davenport 1993, S. 51). 
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3. Eine Einteilung nach Planung bezieht sich auf die Planbarkeit eines Benefits. Unter-

schieden wird danach, ob ein Benefit bereits am Anfang geplant wurde oder ob er erst 

später als ungeplanter Benefit auftrat. Ungeplante Benefits können sich als Folge der 

Realisierung eines anderen, geplanten Benefits, durch geänderte Anforderungen oder 

durch unerwartete Funktionalitäten der IT ergeben. Ungeplant auftretende Benefits sind 

zu beachten und zu managen (Sapountzis et al. 2009, S. 74 ff.). Es zeigt sich, dass ge-

plante Benefits oftmals greifbare Benefits darstellen, während ungeplante Benefits nicht 

greifbar sind und auf dem subjektiven Empfinden der Stakeholder basieren. 

4. Eine akteursorientierte Einteilung nimmt eine Klassifikation nach Stakeholdern vor 

(Sapountzis et al. 2009, S. 74 ff.; Bradley 2013, S. 105 f.). Mitchell et al. (1997, S. 854) 

nehmen beispielsweise eine Klassifikation nach den Aspekten Macht, Legitimität und 

Dringlichkeit vor. Diese Klassifikation kann zur Priorisierung und Analyse der Stake-

holder herangezogen werden. Greger et al. (2014, S. 194 ff.) untersuchen die Stakehol-

der von E-Government-Projekten. Basierend auf einer Literaturrecherche identifizieren 

sie unterschiedliche Ansätze zur Klassifikation von Stakeholdern und analysieren diese 

hinsichtlich der gebildeten Kategorien, der Beachtung von Interaktionen und des Be-

zugs zu einem bestimmten Themenfeld (vgl. Tabelle 28). 
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Quelle Kategorien Interaktion Projekt-

bezug 

Flak et al. 

(2007) 

2 Kategorien: 

Regierung, Bürger 

Ja Generisch 

De (2005) 2 Kategorien:  

Nachfrageseite, Angebotsseite 

Ja Spezifisch 

Axelsson et al. 

(2013) 

3 Kategorien: 

Regierung (unterteilt in Entscheidungsfin-

der, Management und Dienstleistungsbe-

reitsteller), Bürger (unterteilt in Nutzer 

und engagierter Nutzer), Geschäft (Bera-

ter / Verkäufer) 

Ja Spezifisch 

Fedorowicz et 

al. (2010) 

4 Kategorien: 

Datenkontrolleure, Datensubjekte, Daten-

bereitsteller, zweitrangige Stakeholder 

Nein Spezifisch 

Flak/Rose 

(2005) 

4 Kategorien: 

Interne Stakeholder, andere Regierungs-

behörden, Bürger, Stakeholder der Orga-

nisation 

Nein Generisch 

Mantzana/ 

Themistocleous 

(2004) 

4 Kategorien: 

Empfänger, Bereitsteller, Unterstützer, 

Controller 

Nein Spezifisch  

Johannessen et 

al. (2012) 

5 Kategorien: 

Politik, Regierung / Verwaltung, zivile 

Gesellschaft (unterteilt in Unternehmen 

und Organisationen / Bürger) 

Ja Spezifisch 

Gomes/Gomes 

(2009) 

5 Kategorien: 

Inspektionszone, Einschränkungszone, 

Zusammenarbeitszone, Orientierungs-

zone, Legitimitätszone 

Nein Spezifisch 

Amberg et al. 

(2005) 

5 Kategorien: 

Bürger, Privatwirtschaft, Mitarbeiter, Or-

ganisation, Zentralregierung 

Nein Generisch 

Heeks (2008) 6 Kategorien: 

Führer, Gestalter, Quellen, Empfänger, 

Dritte, Betreiber 

Ja Generisch 

Tabelle 28: Kategorien von Stakeholdern eines E-Government-Projekts 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2014, S. 198) 
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Aus der Analyse der Literaturergebnisse schließen sie, dass zwar einige Stakeholder-

Modelle zur Kategorisierung gefunden werden, diese aber entweder Interaktionen außer 

Acht lassen oder einen zu großen Projektbezug besitzen und daher nicht allgemein über-

tragbar sind (Greger et al. 2014, S. 199). Um diese Lücken zu schließen, entwickeln 

Greger et al. (2014, S. 199 ff.) ein Stakeholder-Modell, welches die Stakeholder entlang 

der Projektfunktionen kategorisiert. Stakeholder eines E-Government-Projekts sind 

demnach in die Kategorien Auftraggeber, Realisierer, Unterstützer sowie interne und 

externe Nutzer einzuteilen (Greger et al. 2014, S. 200; Greger et al. 2015b, S. 34) (vgl. 

Abbildung 29). 

Die Literaturrecherche zur Klassifikation der Benefits zeigt, dass diese meist basierend auf der 

Wertigkeit oder auf der Auswirkung auf die Organisation vorgenommen wird. Einige Autoren 

kombinieren diese beiden Klassifikationsansätze (z. B. Sivarajah et al. 2014, S. 2222; 

Gunasekaran et al. 2001, S. 354; Andresen et al. 2000, S. 62 f.). Eine Klassifikation nach Pla-

nung wird zwar erwähnt, findet sich aber in der Literatur kaum. Eine Einteilung der Benefits 

nach Stakeholdern wird im Zuge des Benefits Managements vermehrt gefordert. Die von Sta-

keholdern losgelöste Klassifikation von Benefits gibt keinen umfassenden Überblick über die 

Benefits. Da ein Benefit immer von einem Stakeholder wahrgenommen wird, ist diese diffe-

renzierte Betrachtungsweise für künftige Ansätze zwingend notwendig. Oftmals findet sich in 

der Literatur eine Klassifikation der Stakeholder in äußerst weitgefasste Gruppen, z. B. Bürger, 

Verwaltung und Unternehmen. Es wird nicht berücksichtigt, dass Stakeholder einer Kategorie 

unterschiedliche Interessen verfolgen und unterschiedliche Benefits wahrnehmen können 

(Wolfe/Putler 2002, S. 66 f.). Für eine detaillierte Analyse schlagen Wolfe/Putler (2002, S. 70) 

daher eine Analyse der Stakeholder nach ihren Interessen vor. Liegen in einer Stakeholder-

Gruppe homogene Interessen vor, ist keine weitere Analyse notwendig. Sind die Interessen 

jedoch heterogen, ist die Stakeholder-Gruppe weiter aufzuteilen (Wolfe/Putler 2002, S. 70). 
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Abbildung 29: Kategorisierung der Stakeholder eines E-Government-Projekts 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2014, S. 200) und Greger et al. (2015b, S. 34) 

6.3.3 Prozessmodelle des Benefits Managements 

Die Definitionen zum Benefits Management zeigen, dass es sich bei Benefits Management um 

einen Prozess handelt. In Konsequenz dazu beschäftigt sich ein Teil der Benefits Management-

Literatur damit, den Prozess festzusetzen, wie Benefits zu identifizieren und zu managen sind. 

Im Zuge dessen werden unterschiedliche Prozessmodelle entwickelt. Tabelle 29 gibt einen kur-

zen Überblick über diese Prozessmodelle, inklusive einer kurzen Bewertung und Beschreibung 

der Prozessmodelle. 

• Steuerungsgremium IT

• Gesetzgeber

• Politiker (z. B. Finanzminister)

• Projektteam

• ELSTER Beauftragte

(Finanzamt)

• ELSTER Beauftragte

(Landesamt)

• Fachbereich

• Softwarehersteller

• ELSTER Support

• ELSTER Hotline

• Rechteverwalter

• Rechenzentren

• Bürger

• Unternehmen

• Steuerberater

• Lohnsteuerhilfe-

vereine

• Finanzbeamte

Externe Nutzer Interne Nutzer

Realisierer Unterstützer

Auftraggeber

Beauftragung

Design, Entwicklung und Umsetzung

Nutzung
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Quelle Name Ergebnis Beschreibung / Bewertung 

Ward et al. (1996) Cranfield’s Benefits 

Management-Prozess-

modell 

Identifizierte und bewertete Be-

nefits 

In Wissenschaft und Praxis am häufigsten verwendet 

Lin/Pervan (2003) DMR`s benefit realiza-

tion model 

Benefits Map Verbinden der Benefits mit Investitionen durch die Benefits Map 

Remenyi/Sherwood-

Smith (1998) 

Active Benefit Realiza-

tion 

Identifizierte Benefits Identifikation der Stakeholder als Grundlage, jedoch kein expliziter Pro-

zessschritt hierfür aufgenommen  

Ashurst et al. (2008) Benefits realization cap-

ability model 

- Sehr konzeptuelles Modell mit nur wenigen Ansätzen zur praktischen 

Umsetzung  

Andresen et al. 

(2000) 

IT Benefits Measure-

ment Process 

Quantifizierte und evaluierte 

Benefits 

Klassifikation der Benefits; Framework an drei Baufirmen evaluiert 

Giaglis et al. (1999) ISSUE Methodik Ist-Modell, Soll-Modell Klassifikation der Benefits; sehr zeit- und kostenintensiv, da zwei Mo-

delle gebaut und simuliert werden müssen, aber effektiv, um Benefits 

zu quantifizieren 

Changchit et al. 

(1998) 

Model of benefits identi-

fication 

Identifizierte Benefits Betrachtet nur die Identifikation von Benefits und nicht deren Umset-

zung; Einbeziehung der Stakeholder angegeben 

Yates et al. (2009) BeReal: Benefits Reali-

zation and Management 

Framework 

Identifizierte und evaluierte 

Benefits 

Verknüpfung der Prozessschritte mit im jeweiligen Schritt zu verwen-

denden Methoden und Instrumenten; für Kapitalinvestments im Ge-

sundheitsbereich entwickelt; Einbeziehen der Stakeholder 

OGC (2007) MSP Benefits Realiza-

tion Management 

Bericht nach jeder Prozess-

phase; quantifizierte Benefits 

Einbeziehen der Stakeholder-Sicht in die Definition von Benefits 

Bradley (2013) BRM: Benefit Realiza-

tion Management 

Plan nach jeder Prozessphase, 

quantifizierte Benefits, Doku-

mentation, Berichte 

Praktischer Ansatz zur Umsetzung von Benefits; beeinflusst von 

PRINCE2 und MSP Benefits Realization Management  

Melton et al. (2008) Project Benefits Man-

agement 

Dokumentation, Berichte Kein Einbeziehen der Stakeholder; Schwerpunkt auf der Planung und 

Realisierung der Benefits 

ITGI (2008) Val IT Framework 2.0 Dokumentation Fokus auf Investitionsentscheidungen und die Umsetzung von Benefits 

Tabelle 29: Prozessmodelle des Benefits Managements 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2015b, S. 21 f.) sowie Eckartz et al. (2012) 
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Im Überblick enthalten sind konzeptionelle, theoretische und praxistaugliche Prozessmodelle. 

Ergebnisse sind zumeist identifizierte Benefits oder Dokumentationen und Berichte zu den ein-

zelnen Prozessschritten des jeweiligen Prozessmodells. Den Prozessmodellen gemeinsam ist 

das iterative Durchlaufen der Prozessschritte. Dies ermöglicht die Identifikation von vorab 

nicht beachteten oder nicht identifizierten sowie von neu hinzugekommenen Benefits. Zudem 

richten sich die Prozessmodelle laut Love et al. (2014, S. 2) am Plan-Do-Check-Act-Zyklus 

aus. Es lassen sich die Prozessschritte Identifikation, Planung, Überwachung und Realisierung 

der Benefits identifizieren. Benefits Management soll über den Lebenszyklus eines Projekts 

hinweg durchgeführt werden. Einige Prozessmodelle empfehlen die Überwachung der Benefits 

anhand von Kennzahlen. Ein aktives Stakeholder-Management und das Einbeziehen der Stake-

holder können als Voraussetzung für ein erfolgreiches Benefits Management angesehen wer-

den. Jedoch ist dieser Schritt nicht bei allen Prozessmodellen explizit verankert. 

Im Folgenden wird das Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodell vorgestellt, welches 

sowohl in der Wissenschaft als auch in der Praxis am häufigsten verwendet wird. Dieses iterativ 

zu durchlaufende Prozessmodell enthält fünf Prozessschritte (vgl. Abbildung 30). 

1. Identifikation und Klassifikation der Benefits: Die Benefits der jeweiligen Stakehol-

der werden identifiziert sowie mit Kennzahlen zur Messung des Erreichungsgrads ver-

sehen. Es wird festgelegt, wer für die Erreichung eines Benefits verantwortlich ist sowie 

wann ein Benefit erreicht werden kann. Zudem werden die Benefits strukturiert und 

klassifiziert. Darüber hinaus soll eine Kommunikationsbasis für alle Beteiligten sowie 

ein gemeinsames Verständnis der zu erreichenden Benefits geschaffen werden 

(Lin/Pervan 2001, S. 18 f.). 

2. Planung der Realisierung der Benefits: Maßnahmen, welche zur Umsetzung der Be-

nefits durchgeführt werden sollen, werden beschrieben. Ein Verantwortlicher für die 

Realisierung wird für jeden Benefit bestimmt. Ergebnis dieser Phase ist ein Realisie-

rungsplan für alle Benefits. Der Abschluss dieser Phase bildet den Start des IT-Projekts 

bzw. der IT-Investition (Lin/Pervan 2001, S. 19). 

3. Ausführen des Benefits-Realisierungsplans: Der Realisierungsplan aus Prozessschritt 

zwei wird umgesetzt und das IT-Projekt durchgeführt. Während der Ausführung des 

Realisierungsplans ist es erforderlich, sowohl den Projektfortschritt als auch die Reali-

sierung der Benefits zu überwachen. Es können in dieser Phase neue Benefits identifi-

ziert werden (Lin/Pervan 2001, S. 19). 

4. Evaluierung und Überprüfung der Ergebnisse: Nach der Durchführung des IT-

Projekts wird durch Soll-Ist-Abgleiche überprüft, ob die Benefits erzielt werden konn-

ten. Bei dieser Phase sollten möglichst alle Stakeholder einbezogen werden. Diese Eva-

luation dient dazu, die Benefits eines IT-Projekts zu maximieren und Erfahrungen für 

zukünftige Projekte durch Dokumentation bereitzustellen. Zudem kann identifiziert 

werden, welche Benefits tatsächlich umgesetzt wurden. Falls geplante Benefits nicht 

erzielt werden konnten, kann analysiert werden, warum diese nicht umgesetzt werden 

konnten. Schließlich können Benefits identifiziert werden, welche durch das IT-Projekt 

zufällig erzielt wurden (Lin/Pervan 2001, S. 19). 
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5. Identifikation von möglichen, weiteren Benefits: Sollten nach der Evaluationsphase 

weitere Benefits identifiziert werden, welche zu Projektbeginn nicht bekannt waren, 

können diese nun geplant und umgesetzt werden (Lin/Pervan 2001, S. 19).  

 

Abbildung 30: Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodell  

Quelle: In Anlehnung an Ward/Daniel (2006, S. 251) 

Auch diesem Prozessmodell liegen die Phasen Plan, Do, Check und Act zugrunde. Die Feed-

backmechanismen zwischen den einzelnen Prozessschritten ermöglichen die fortwährende Pla-

nung und Anpassung der Maßnahmen zur Realisierung der Benefits. Folglich kann flexibel auf 

geänderte Rahmenbedingungen reagiert werden.  

6.3.4 Instrumente des Benefits Managements 

6.3.4.1 Überblick über die Instrumente des Benefits Managements 

Die Prozessschritte des Benefits Managements werden bei ihrer Ausführung durch unterschied-

liche Instrumente und Methoden unterstützt. Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über diese 

Instrumente gegeben: 

Voraussetzung für eine möglichst vollständige Identifikation der Benefits ist das Miteinbezie-

hen der Stakeholder. Um dies zu erreichen, schlagen Bennington/Baccarini (2004) eine Kom-

bination aus Interviews und Workshops vor. Die aktive Teilnahme der Stakeholder am Prozess 

der Benefits-Identifikation bildet die Grundlage für deren Realisierung. Da Interviews und 

Workshops oftmals kostspielig und zeitintensiv sind, können diese – je nach Projektressourcen 

und -budget – nicht immer durchgeführt werden. Einen weniger aufwendigen Ersatz stellt die 

Personas-Methode dar (Greger et al. 2015b, S. 58). Lin/Pervan (2001, S. 16) schlagen vor, auf 

Erfahrungen aus ähnlichen, bereits abgeschlossenen Projekten zurückzugreifen und die Be-

nefits basierend auf einer Analyse der Benefits von ähnlichen, bereits abgeschlossenen Projek-

ten zu identifizieren.  

Für die Identifikation und Analyse der Benefits empfehlen sich als Ausgangslage eine struktu-

rierte Beschreibung sowie eine Klassifikation der Benefits. Klassifikationsansätze sind bereits 

ausführlich in Abschnitt 6.3.2 beschrieben. Die geordnete Beschreibung der Benefits wird 
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durch einen Benefits-Steckbrief ermöglicht (Bradley 2013, S. 26). Neben einer Beschreibung 

des Benefits enthält der Steckbrief Informationen darüber, wie der Benefit gemessen wird, wel-

chen finanziellen Wert dieser Benefit hat (falls dieser bestimmt werden kann), wie der Benefit 

Geschäftsprozesse, Kultur oder Organisation verändern wird, wie der Benefit mit anderen Be-

nefits interagiert, zu welchem Ausmaß dieser Benefit von anderen IT-Projekten abhängig ist 

und wann dieser Benefit realisiert wird. Zudem wird im Steckbrief aufgeführt, wer für die Re-

alisierung des Benefits verantwortlich ist, welche Aspekte die Umsetzung des Benefits verein-

fachen und welche Risiken zu beachten sind (Bradley 2013, S. 26). Der Steckbrief bildet die 

Grundlage für ein gemeinsames Verständnis eines Benefits. 

Für die Analyse ist zu beachten, dass Benefits nicht isoliert voneinander sind. Die Analyse der 

Benefits muss daher eine Analyse der Abhängigkeiten zwischen Benefits umfassen. Die Be-

nefits Map stellt hierfür eine Lösung in Form eines Diagramms dar, welches die Zusammen-

hänge zwischen Benefits aufzeigt. Dabei kann ein Benefit durch das Realisieren weiterer 

Benefits erreicht werden, bis letztendlich durch die Realisierung der Benefits ein Ziel als soge-

nannter End-Benefit erreicht wird. Die Erstellung der Benefits Map erfolgt hierbei ausgehend 

von einem Ziel (Bradley 2013, S. 114 ff.). 

Ausgehend von der Benefits Map kann ein Benefits Dependency Network erstellt werden 

(Bradley 2013, S. 150 ff.). Dieses zeigt auf, welche Veränderungen in der Organisation oder im 

Prozess vorgenommen werden müssen, um einen Benefit realisieren zu können. Des Weiteren 

werden die Benefits-Realisierung fördernde Aspekte (Enabler) aufgenommen (Bradley 2013, 

S. 150 ff.). 

Bei der Realisierung der Benefits empfiehlt es sich, einen Benefits-Realisierungsplan aufzu-

stellen. Ziel eines solchen Plans ist es, die Realisierung der geplanten Benefits innerhalb eines 

bestimmten Business Case zu unterstützen (Bradley 2013, S. 233 ff.). Einige Prozessmodelle 

nehmen die Erstellung eines Realisierungsplans als expliziten Prozessschritt auf. Dies unter-

streicht die Bedeutung des Benefits-Realisierungsplans. Der Benefits-Realisierungsplan besteht 

aus einer Beschreibung des Projektziels, den Benefits Maps für jedes Ziel, Kennzahlen zum 

Messen der Benefits mit Soll-Vorgaben, der Beschreibung der Bedeutung des Benefits für bei-

spielsweise Organisationsstrategie oder Stakeholder, einem zeitlichen Realisierungsplan, der 

Darstellung von Abhängigkeiten anhand einer Benefits Dependency Network, der Beschrei-

bung der Berichtsstrukturen sowie einer Beschreibung von Verantwortlichkeiten (Bradley 

2013, S. 234 f.). Verantwortlich für den Benefits-Realisierungsplan ist der Projektauftraggeber 

oder der Benefits-Manager (Bradley 2013, S. 237). 

Für ein Controlling der Benefits wird die Verwendung von Kennzahlen vorgeschlagen 

(Baccarini/Bateup 2008, S. 316; Bradley 2013, S. 132 ff.). Neben harten Benefits sind auch die 

weichen Benefits zu bemessen (Sapountzis et al. 2009, S. 74 ff.). Die Notwendigkeit turnusmä-

ßiger, regelmäßiger Reviews der Benefits wird zwar in der Literatur erkannt, konkrete Vor-

schläge zum Bemessen der Benefits werden jedoch nicht gemacht. Das OGC (2009) stellt im 

Zuge von PRINCE2 einen Benefits Review Plan auf. Dieser enthält für jeden Benefit Angaben 

dazu, wer für den Benefit verantwortlich ist sowie wie und wann der Benefit gemessen werden 

soll. Zudem werden die für die Realisierung des Benefits benötigten Ressourcen angegeben.  
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6.3.4.2 Benefits-Typologie als Ausgangslage für das Management von Benefits 

In der Literatur finden sich wenige Ansätze, welche konkrete Instrumente entwickeln, auf Basis 

derer das IT-Management Strategien zur Realisierung und zum Management der Benefits ab-

leiten kann. Um diese Lücke zu schließen, wurde eine Typologie zur Realisierung der Benefits 

entwickelt, welche sowohl die Perspektive der Stakeholder als auch des Projektteams beachtet 

(Balta et al. 2015b; Greger et al. 2015b; Greger et al. 2015a). Die Benefits-Typologie wird in 

Abbildung 31 dargestellt.  

 
Abbildung 31: Benefits-Typologie zur Realisierung der Benefits 

Quelle: In Anlehnung an Balta et al. (2015b, S. 240), Greger et al. (2015a, S. 15) und 

Greger et al. (2015b, S. 58) 

Die horizontale Achse der Typologie zeigt die Sicht des Projektteams auf einen Benefit: Res-

sourcen stehen dem Projektteam zur Verfügung und der Benefit ist umsetzbar oder es stehen 

keine Ressourcen zur Verfügung und der Benefit ist daher nicht oder kaum umsetzbar. Die 

vertikale Achse zeigt die Perspektive der Stakeholder auf einen Benefit: Sie gibt den Grad der 

Wichtigkeit eines Benefits für einen Stakeholder an. Zudem beachtet die Perspektive den Ein-

fluss, welchen ein Stakeholder auf die Organisation hat. Einfluss wird dabei basierend auf den 

Attributen Macht, Legitimität und Dringlichkeit nach Mitchell et al. (1997) sowie bestehenden 

Interaktionen zwischen Stakeholdern (Balta et al. 2015a) bewertet.  
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Das Vorgehen zum Einordnen eines Benefits in die Typologie ist dabei wie folgt:  

1. Identifikation und ggf. Klassifikation der Stakeholder 

2. Bewertung des Einflusses der Stakeholder (basierend auf Interaktionen, Ressourcenaus-

tausch, Macht, Dringlichkeit und Legitimität) 

3. Identifikation der von den Stakeholdern erwarteten Benefits 

4. Identifikation bzw. Einschätzen der Bedeutung eines Benefits für die Stakeholder 

Nach diesen Schritten liegen sämtliche Informationen zur Einschätzung der vertikalen Achse 

vor. Anschließend erfolgt die 

5. Einschätzung der Realisierbarkeit eines Benefits sowie 

6. Klassifikation der Benefits in die Typologie. 

Basierend auf der Bewertung der Wichtigkeit eines Benefits und des Realisierungspotentials 

ergeben sich vier mögliche Ausprägungen an Benefits-Typen: Beauftragte Benefits, die Pro-

jekterfolgswahrnehmung gefährdende Benefits, Kann-Benefits und nicht-im-Fokus stehende 

Benefits. Tabelle 30 fasst die Beschreibung dieser Benefits-Typen zusammen. 

Bezeichnung Perspektive der Stakeholder  Perspektive des Projektteams 

Beauftragte Benefits Benefits von einflussreichen Stake-

holdern oder von mehreren Stake-

holdern mit geringerem Einfluss, 

aber mit Erwartungen an die Be-

nefits-Realisierung, d. h. Benefits 

werden von den Stakeholdern als 

wichtig eingestuft. 

Benefits können vom Projektteam re-

alisiert werden, da diese häufig im 

Projektauftrag enthalten sind. 

Projekterfolgswahr-

nehmung gefähr-

dende Benefits 

Benefits von einflussreichen Stake-

holdern oder von mehreren Stake-

holdern mit geringerem Einfluss, 

aber mit Erwartungen an die Be-

nefits-Realisierung, d. h. Benefits 

werden von den Stakeholdern als 

wichtig eingestuft. 

Benefits können nicht realisiert wer-

den, da z. B. benötigte Ressourcen 

nicht vorhanden sind. 

Kann-Benefits Benefits von nicht einflussreichen 

Stakeholdern oder Benefits, die als 

unwichtig eingestuft werden. 

Benefits können vom Projektteam re-

alisiert werden. Sie werden häufig 

vom Projektteam als wichtig erkannt. 

Nicht-im-Fokus ste-

hende Benefits 

Benefits von nicht einflussreichen 

Stakeholdern oder Benefits, die als 

unwichtig eingestuft werden. 

Benefits können nicht realisiert wer-

den, da die benötigten Fähigkeiten 

zur Benefits-Realisierung nicht ver-

fügbar sind. 

Tabelle 30: Beschreibung der vier Typen von Benefits aus der Benefits-Typologie 

Quelle: In Anlehnung an Balta et al. (2015b, S. 239) und Greger et al. (2015b, S. 46) 
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Wie in Greger et al. (2015b, S. 44) bereits beschrieben, werden beauftragte Benefits zumeist 

durch den Projektauftrag vorgegeben. Sie sind daher auf die Projektziele ausgerichtet und oft-

mals bereits im Pflichtenheft beschrieben (Greger et al. 2015b, S. 44). Beauftragte Benefits 

stellen somit geplante Benefits dar (vgl. Abschnitt 6.3.2). Die Projekterfolgswahrnehmung 

gefährdende Benefits werden zwar von den Stakeholdern erwartet, können aber vom Projekt-

team aufgrund fehlender Ressourcen, wie Budget, Mitarbeiter, Zeit oder Know-how, nicht re-

alisiert werden (Greger et al. 2015b, S. 44). Da sie häufig erst während des Projekts auftreten 

oder als wichtig identifiziert werden (Greger et al. 2015b, S. 44), stellen sie ungeplante Benefits 

dar (vgl. Abschnitt 6.3.2). Den Projekterfolg gefährdende Benefits stellen das Projektteam und 

das Management vor große Herausforderungen, da die für die Realisierung benötigten Ressour-

cen meist nicht ohne Rechtfertigung beantragt oder nicht auf die Schnelle akquiriert werden 

können (Greger et al. 2015b, S. 44). Kann-Benefits werden von den Stakeholdern als unbe-

deutend wahrgenommen. Laut Experten der Fallstudie sind diese Benefits als Innovationstrei-

ber anzusehen: Die Experten vermuten, dass solche Benefits zwar noch nicht von den 

Stakeholdern als wichtig erachtet werden, künftig aber ihre Bedeutung für die Stakeholder an-

steigen wird (Greger et al. 2015b, S. 45). Bei Kann-Benefits kann es sich sowohl um geplante 

als auch um ungeplante Benefits handeln. Im ersten Fall hat das Projektteam das Erreichen 

dieser Benefits als Ziel, aber die Benefits wurden von den Stakeholdern nicht als wichtig er-

achtet. Im zweiten Fall bemerkt das Projektteam nach der (teilweisen) Projektrealisierung, dass 

ein zuvor nicht geplanter Benefit realisiert wurde. Nicht-im-Fokus stehende Benefits werden 

sowohl von den Stakeholdern als unbedeutend angesehen als auch vom Projektteam nicht rea-

lisiert (Greger et al. 2015b, S. 45). 

Es wird ersichtlich, dass die Benefits-Typologie eine akteursorientierte Einteilung der Benefits 

vornehmen kann (vgl. Abschnitt 6.3.2). Zudem zeigt sie auf, ob ein Benefit geplant realisiert 

wurde oder ungeplant auftritt. Eine Einteilung nach Auswirkung auf Geschäfts- oder Organisa-

tionsbereiche nimmt die Benefits-Typologie nicht vor. Ebenso macht sie keine Angaben dazu, 

ob es sich um einen greifbaren oder nicht-greifbaren Benefit handelt. Dennoch liefert sie dem 

IT-Management eine Grundlage, auf der dieses die Benefits realisieren kann. Abbildung 32 

zeigt von Greger et al. (2015b, S. 60 ff.) vorgeschlagene, mögliche Strategien zur Realisierung 

der Benefits. 
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Abbildung 32: Strategien zur Realisierung der Benefits 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2015b, S. 60) 

Die Experten, mit deren Unterstützung die Benefits-Typologie entwickelt wurde, gaben an, 

dass sie sich einen Einsatz der Benefits-Typologie sowie die Weiterverfolgung des Stakeholder-

Ansatzes zum Aufzeigen der Benefits eines E-Government-Angebots bzw. einer IT-Investition 

durchaus vorstellen können. Dies zeigt, dass die Benefits-Typologie als Grundlage für die Ent-

scheidungsfindung des IT-Managements geeignet ist. 

6.3.4.3 Quantifizierung der Benefits 

Voraussetzung für ein Controlling der Benefits ist deren Quantifizierung und Bewertung. Beim 

Messen der Benefits sollten sowohl greifbare, harte (finanzielle) als auch nicht-greifbare, wei-

che Benefits gemessen werden (vgl. Abschnitt 6.3.2). Nicht-greifbare Benefits sind dabei 

schwer zu messen (Andresen et al. 2000, S. 59; Bennington/Baccarini 2004, S. 27). Das Erhe-

ben nicht-greifbarer Benefits, wie Zufriedenheit durch E-Government-Angebote, ist langwierig 

und beinhaltet das Messen von Verhalten, wie Gefühle, Meinungen oder Bedeutung. Des Wei-

teren sind nicht-greifbare Benefits oftmals nicht in monetäre Werte zu übersetzen (Beer et al. 

2013, S. 708). Als weitere Gründe für das fehlende Monitoren der Benefits werden unter ande-

rem die Konzentration auf Projektergebnisse sowie das Fehlen geeigneter Methoden angegeben 

(Bennington/Baccarini 2004, S. 27). Aus diesem Grund werden schwerpunktmäßig die finan-

ziellen Benefits aufgezeigt und gemessen, während die nicht-greifbaren Benefits meist textuell 

beschrieben oder in ein Punktesystem eingeordnet werden. Die in Deutschland zur Wirtschaft-

lichkeitsbetrachtung eingesetzte WiBe stellt hierfür ein Beispiel dar: Die WiBe unterteilt den 

Nutzen in monetären Nutzen (Wirtschaftlichkeit im monetären Sinne) sowie in die Dimensio-

nen Dringlichkeit, qualitativ-strategischer Nutzen sowie externe Effekte (erweiterte Wirtschaft-

lichkeitsbetrachtung) (BMI 2007, S. 5). Die Einteilung des monetären Nutzens wird in Euro 

dargestellt und weiter untergliedert in Nutzen aus Ablösung des Altsystems sowie Einsparun-
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gen bei Sachkosten, Personalkosten, Wartung und sonstiges (Hoch et al. 2005, S. 68). Die Di-

mensionen Dringlichkeit, qualitativ-strategischer Nutzen sowie externe Effekte werden textuell 

beschrieben und anhand eines Punkteschemas (von 0 bis 10) im Zuge einer Nutzwertanalyse 

bewertet (Hoch et al. 2005, S. 68 f.; BMI 2007, S. 9). Dringlichkeit betrachtet die Ablösedring-

lichkeit des Altsystems sowie die Einhaltung von Verwaltungsvorschriften und Gesetzen (BMI 

2007, S. 22). Qualitativ-strategischer Nutzen wird weiter unterteilt in Priorität der IT-

Maßnahme, Qualitätszuwachs bei der Erledigung von Fachaufgaben, Informationssteuerung 

der administrativ-politischen Ebene sowie mitarbeiterbezogene Effekte (Hoch et al. 2005, S. 

69; BMI 2007, S. 23). Die Dimension externe Effekte beschäftigt sich mit Auswirkungen der 

IT-Projekte auf externe Kunden (BMI 2007, S. 1). Die Dimension bewertet die Ablösedring-

lichkeit aus Sicht des externen Kunden, Benutzerfreundlichkeit, externe wirtschaftliche Ef-

fekte, Steigerung von Qualität und Leistungen sowie Erzielen von Synergien (Hoch et al. 2005, 

S. 69; BMI 2007, S. 24). Es wird ersichtlich, dass der monetäre Nutzen nur einen Teil der 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ausmacht. Dennoch ist dies derjenige Teil, welcher exakt mo-

netär ausgedrückt werden kann. Die diesem monetären Teil gegenüberstehenden, qualitativ be-

werteten Aspekte können nur schwer den Kosten gegenübergestellt werden. Hoch et al. (2005, 

S. 69 f.) fordern, dass der Nutzen möglichst genau zu quantifizieren ist. Sie liefern jedoch kei-

nen Ansatz zur Quantifizierung des Nutzens, sondern verweisen auf die Notwendigkeit der de-

taillierten Beschreibung der Benefits im Zuge der WiBe. 

Ein Blick in die Literatur zeigt, dass sich dem Messen der Benefits von vier unterschiedlichen 

Perspektiven genähert wird: (1) durch das Entwickeln eines Prozesses zum Messen der Benefits 

(Giaglis et al. 1999; Murphy/Simon 2001), (2) durch das Bilden von mathematischen Formeln 

(Beer et al. 2013; Cilek et al. 2004), (3) durch das Übersetzen von nicht-greifbaren Benefits in 

monetäre Werte sowie (4) durch das Bilden von Punktesystemen. Im Folgenden werden diese 

Perspektiven kurz beschrieben: 

Giaglis et al. (1999, S. 53) schlagen als Prozess vor, erst greifbare, harte Benefits, welche leicht 

zu messen sind, zu messen und sich anschließend den nicht-greifbaren, schwer zu messenden 

Benefits zu widmen. Dieser Vorschlag erscheint für die Landesverwaltung passend, da er ein 

langsames Herantasten an das Messen der Benefits ermöglicht. Zudem ist den IT-

Verantwortlichen der Ressorts und Dienstleister ein schrittweises Vorgehen bereits aus dem 

schon bestehenden IT-Controlling bekannt. Giaglis et al. (1999, S. 56 f.) entwickeln die ISSUE-

Methodik, welche ein Vorgehen für die Evaluierung von Benefits darstellt: Zuerst sind Ziele 

und Benefits sowie Prozesse, welche verändert werden, zu identifizieren. In einem zweiten 

Schritt werden die aktuellen Prozesse in einem Modell des Ist-Zustands simuliert. Dieses Ist-

Zustand-Modell wird durch Experten validiert. In einem vierten Schritt wird das Modell des 

Soll-Zustands erstellt, welches darstellt, wie die Prozesse durch die Einführung oder Verände-

rung einer IT-Investition geändert werden. Zuletzt entscheiden Experten darüber, ob die IT-

Investition durchgeführt werden soll. Die Autoren betonen, dass das Messen der Benefits einen 

iterativen Prozess darstellt (Giaglis et al. 1999, S. 60). Murphy/Simon (2001) schlagen ein Vor-

gehen zum Quantifizieren nicht-greifbarer Benefits vor, welches die Schritte Identifikation der 

Benefits, messbar Machen der Benefits, Vorhersagen in physischen Werten und Evaluation des 

Cash Flows umfasst (Murphy/Simon 2001, S. 162). Die Autoren gehen davon aus, dass alle 

nicht-greifbaren Benefits in einen monetären Wert übersetzt werden können, da sie Umsatz 

erzielen oder erhöhen, Preise steigern, Kosten reduzieren oder neue Geschäftsbereiche schaffen 

können. Bei dem zweiten Schritt ihres Vorgehens verweisen die Autoren auf ein Beschreiben 
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der Benefits in einer Art und Weise, so dass diese messbarer gemacht werden. Für den dritten 

Schritt schlagen sie Marktumfragen, Schätzungen durch das IT-Management und verglei-

chende Fallstudien mit ähnlichen Geschäftsbereichen als Methoden vor. Im letzten Schritt wer-

den die Benefits in monetäre Werte übersetzt (Murphy/Simon 2001, S. 163). Die Autoren geben 

jedoch keine konkreten Ansätze, wie Benefits monetär bewertet werden sollen. Beispiele wer-

den nicht genannt. Die Beschreibungen zum Vorgehen bei der Quantifizierung der Benefits 

bleiben sehr generisch. 

Die mathematischen Berechnungen der Benefits basieren auf komplexen Formeln: Beer et 

al. (2013) wählen eine Cashflow-basierte Methode, die deterministische Kosten berücksichtigt 

und Benefits als Zufallsvariablen einfügt. Cilek et al. (2004) bilden eine mathematische Formel, 

welche den Nutzen basierend auf der Zeitersparnis berechnet. Berücksichtigt wird dabei jedoch 

nur die interne Verwaltungssicht.  

Das Übersetzen von nicht-greifbaren Benefits in monetäre Werte wird in der Literatur bei 

Benefits vorgenommen, welche eine Zeitersparnis mit sich bringen: Andersen/Medaglia (2008) 

entwickeln ein Cost-Benefit-Modell für die Evaluation von Frontend E-Government-Services. 

Unterschieden werden die Perspektiven Bürger und öffentliche Verwaltung. Zudem werden nur 

Benefits beachtet, die Zeitersparnis bringen, z. B. Wegfall von Transport, schnelleres Finden 

von Unterlagen, schnellere Prozessdurchführung oder zeitsparendere Archivierung 

(Andersen/Medaglia 2008, S. 156 f.). Für das Umrechnen der Zeitersparnis in einen monetären 

Wert wird das durchschnittliche Gehalt eines Bürgers pro Stunde herangezogen. Die Berech-

nung des Benefits für Bürger und Verwaltung ergibt sich damit wie folgt: 

Zeitersparnis * Durchschnittsgehalt, 

wobei die Zeitersparnis wie folgt berechnet wird: 

Zeitnicht-digitaler Service * Häufigkeitnicht-digitaler Service – Zeitdigitaler Service * Häufigkeitdigitaler Service 

Von dem durch die Zeitersparnis erzielten Benefit werden anschließend noch Kosten für die 

Schulung der Verwaltungsmitarbeiter in der Ausführung des digitalen Services sowie Kosten 

für die Integration des Back-Offices abgezogen (Andersen/Medaglia 2008, S. 150). Fromm et 

al. (2015b, S. 19) folgen diesem Ansatz und berechnen Zeitersparnis mithilfe des Durchschnitt-

gehalts in einen monetären Wert um. Für Bürger werden dabei der Durchschnittslohn laut Sta-

tistischem Bundesamt und für die Verwaltung die durchschnittlichen Personalkosten nach den 

Besoldungsgruppen verwendet. 

Ist keine Quantifizierung möglich, können Umfragen durchgeführt werden, um ein tendenziel-

les Meinungsbild zu erhalten (Mossalam/Arafa 2016, S. 310 f.). Ein Punktesystem kann 

ebenso die Bedeutung eines Benefits aufzeigen. Amberg et al. (2005) entwickeln ein Template, 

mit dessen Hilfe der Wert von E-Government bemessen werden kann und welches sowohl die 

Sicht eines Stakeholders auf den Benefit als auch den Einfluss eines Stakeholders berücksich-

tigt. Es erfolgt dabei eine Bewertung der Effekte auf einer Punkteskala von 1 bis 10 (vgl. Ab-

bildung 33). 
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Abbildung 33: Framework zur Messung des E-Government-Werts  

Quelle: In Anlehnung an Amberg et al. (2005, S. 38 f.) 

Zuletzt soll noch der Ansatz von Andresen et al. (2000) vorgestellt werden, welche in einem 

Framework zwischen Benefits bezüglich Effektivität, Effizienz und Performance unterscheiden 

und für jede dieser drei Kategorien einen unterschiedlichen Bewertungsansatz bereitstellen. 

Dieser Ansatz betrachtet jeweils erwartete und tatsächlich realisierte Benefits und kontrolliert 

somit die Realisierung der Benefits. Erwartete Benefits bezüglich Effizienz werden als Produkt 

aus dem monetären Wert des Benefits und seiner Eintrittswahrscheinlichkeit berechnet 

(Andresen et al. 2000, S. 65). Erwartete Benefits bezüglich Effektivität werden als Produkt aus 

der Gewichtung des Benefits und seiner Eintrittswahrscheinlichkeit berechnet. Dabei wird die 

Gewichtung anhand einer Punkteskala von 1 bis 100 vorgenommen (Andresen et al. 2000, S. 

66). Performance Benefits werden in vier Kategorien eingeteilt nach ihrer Bedeutung (gering, 

mittel, wichtig und sehr wichtig) (Andresen et al. 2000, S. 67). Andresen et al. (2000, S. 70) 

weisen darauf hin, dass dieser Ansatz speziell für die Bauindustrie entwickelt wurde. Der An-

satz setzt voraus, dass eine Zuteilung der Benefits in die Kategorien Effizienz, Effektivität und 

Performance leicht und ohne großen Aufwand zu treffen ist. Zudem zeigt er, dass eine Kombi-

nation unterschiedlicher Ansätze durchaus sinnvoll sein kann. 

Die geringe Anzahl an möglichen Ansätzen zur Quantifizierung der Benefits lässt darauf schlie-

ßen, dass ein Controlling der Benefits bislang kaum vorgenommen wird. Basierend auf einer 

Literaturrecherche kommen Coombs et al. (2013) ebenfalls zum Schluss, dass das Controlling 

der Benefits ein noch nicht ausreichend betrachtetes Forschungsgebiet ist, welches künftig stär-

ker adressiert werden sollte. 
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6.3.5 Erfolgsfaktoren für Benefits Management 

Aus der Literatur lassen sich einige Erfolgsfaktoren für das Benefits Management ableiten, die 

im Folgenden kurz vorgestellt werden. Mohan et al. (2014, S. 4291 ff.) identifizieren Faktoren 

für eine erfolgreiche Realisierung von Benefits. Diese können wie folgt beschrieben werden:  

 Die Planung der Benefits ist die Fähigkeit, die Verantwortlichen für jeden identifizier-

ten Benefit zu bestimmen und Maßnahmen festzusetzen, mit welchen die Verantwortli-

chen den jeweiligen Benefit umsetzen können. Unter diesen Faktor fallen das Verteilen 

der Ressourcen, das Definieren von Aktivitäten sowie das Managen von Abhängigkei-

ten und Verantwortlichkeiten (Mohan et al. 2014, S. 4291). 

 Ein Review der Benefits beinhaltet Aktivitäten, welche sich mit dem Controlling der 

Benefits befassen. Hierbei wird zudem evaluiert, inwieweit die Realisierung der Be-

nefits während und nach dem Projekt überprüft wird. Basierend auf diesen Erkenntnis-

sen werden Maßnahmen getroffen, um sicherzustellen, dass noch nicht erzielte Benefits 

im Nachhinein realisiert werden können. Somit ist ein Erfolgsfaktor der Benefits-Rea-

lisierung, dass der Ist-Zustand der Benefits-Realisierung kontinuierlich und zu jedem 

Projektzeitpunkt gemessen und überwacht wird. Hierdurch kann dann der Erfolg eines 

Projekts aufgezeigt werden (Mohan et al. 2014, S. 4291). Mohan et al. (2014, S. 4291) 

heben hervor, dass die Benefits eines IT-Projekts nur dann realisiert werden können, 

wenn sie systematisch gemessen werden. 

 Das Incentive Management beschäftigt sich mit dem Ausmaß, in dem Stakeholdern 

eines IT-Projekts Anreize zur Erreichung der geplanten Benefits gegeben werden. Im 

Zuge dessen wird festgelegt, in welchem Ausmaß und mit welchen Mitteln die an der 

Benefits-Realisierung Beteiligten bei Zielerreichung belohnt bzw. beim Nicht-Errei-

chen der Ziele bestraft werden (Mohan et al. 2014, S. 4291 f.). 

 Die Einbindung des Top Managements wird definiert als das Ausmaß, zu welchem 

das Top Management über die Aktivitäten des Projekts informiert wird und bereit ist, 

notwendige Ressourcen bereitzustellen. Der Faktor bezieht sich darauf, dass das Top 

Management nicht nur persönlich an IT-Entscheidungen oder Aktivitäten teilnimmt, 

sondern auch bei Entscheidungen unterstützt sowie politischen Rückhalt und benötigte 

Ressourcen bereitstellt (Mohan et al. 2014, S. 4292). 

 Das Messen der Benefits bezeichnet die Fähigkeit, geeignete Kennzahlen (sowohl fi-

nanzielle als auch nicht-finanzielle) für jeden identifizierten Benefit festzusetzen. Mit 

Hilfe der Kennzahlen kann dann der Status der Benefits-Realisierung dargestellt werden 

(Mohan et al. 2014, S. 4292).  

 Das Wissen über die Geschäftsprozesse gibt an, wie gut Geschäftsprozesse und fach-

liche Anforderungen bekannt sind. Fachliche Nutzenpotentiale werden durch das Ver-

ständnis der Geschäftsziele abgeleitet und können die Organisation zu Veränderungen 

veranlassen (Mohan et al. 2014, S. 4292 f.).  

 Der Erfolg der Benefits-Realisierung gibt an, inwieweit die geplanten Benefits letzt-

endlich realisiert werden konnten. Er zeigt auf, ob die Erwartungen der Stakeholder an 

ein IT-Projekt erfüllt werden konnten (Mohan et al. 2014, S. 4293).  



6 Erweiterung des IT-Controlling-Konzepts um Benefits Management 173 

 

 

 Die Kommunikation zwischen Fach- und IT-Seite gibt an, inwieweit eine Kommu-

nikation mit dem Projektteam und der fachlichen Seite, d. h. dem Auftraggeber, statt-

findet. Die IT muss sich an den fachlichen Anforderungen ausrichten. Dies zeigt, dass 

Benefits Management nicht nur die IT-, sondern auch die Fach-Seite betrifft (Mohan et 

al. 2014, S. 4293).  

Einen weiteren Erfolgsfaktor stellt die Akzeptanz des Benefits Managements innerhalb der 

Organisation dar. Damit Benefits Management als Ansatz in einer Organisation angenommen 

und umgesetzt wird, ist es zwingend erforderlich, dass es von den Mitarbeitern des Unterneh-

mens akzeptiert und gelebt wird (Hesselmann et al. 2015, S. 586). Zuletzt kann die Schulung 

der Mitarbeiter im Vorgehen und bezüglich der Instrumente des Benefits Managements als 

Erfolgsfaktor für Benefits Management genannt werden. Schulungen sind notwendig, damit 

Wissen über Benefits Management-Methoden und -Instrumente aufgebaut und Benefits Ma-

nagement letztendlich korrekt umgesetzt werden kann (Hesselmann et al. 2015, S. 586). 

6.4 Status quo des Benefits Managements bei E-Government-Projekten 

6.4.1 Durchführung der Literaturrecherche 

Um den Status quo des Benefits Managements speziell bei E-Government-Projekten bzw. IT-

Projekten in der öffentlichen Verwaltung zu erheben, wurde eine Literaturrecherche nach 

Webster/Watson (2002) durchgeführt. Durchsucht wurden Konferenzbeiträge, Beiträge aus 

wissenschaftlichen Zeitschriften und Monographien, welche sich mit Managementthemen be-

schäftigen. Für die Auswahl der Zeitschriften wurden die Rankings der WKWI (2008) und der 

VHB (2009) zugrunde gelegt. Des Weiteren wurden die Zeitschriften des Basket of eight, Da-

tenbanken, wie Springer Link, Google Scholar, Ebsco Host, Science Direct oder Isi Web of 

Science, sowie E-Government-spezifische Konferenzen, wie ifip eGov, ECEG oder HICSS, 

durchsucht. Dissertationen, Forschungsstudien und Abschlussberichte wurden ebenso in die 

Suche mit aufgenommen. 

Als Suchbegriffe wurden Benefits Management in Verbindung mit (E-) Government, öffentli-

che Verwaltung oder öffentlicher Sektor verwendet. Für die Abdeckung der englischsprachigen 

Literatur fand eine entsprechende Übersetzung der Begriffe statt. Die im Zuge der Literatur-

recherche identifizierten Beiträge wurden zuerst anhand ihres Titels, ihrer Schlagworte und des 

Abstracts als relevant oder nicht relevant klassifiziert. Als relevant klassifizierte Literatur 

wurde anschließend gelesen und basierend auf dem Beitragsinhalt als relevant in die weitere 

Auswertung aufgenommen oder nicht. Insgesamt konnten 23 Beiträge als relevant klassifiziert 

werden. 

Die als relevant identifizierten Beiträge wurden anschließend zusammengefasst und weiter ana-

lysiert. Im Zuge der Auswertung wurde das Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodell 

zugrunde gelegt und die Beiträge wurden durch eine graue Markierung den Prozessschritten 

zugeordnet. Dies sollte einen Überblick darüber geben, welche Prozessschritte bereits von der 

Literatur abgedeckt werden und inwieweit eine umfassende Betrachtung des gesamten Benefits 

Management-Prozesses stattfindet. Zudem wurde vermerkt, ob der Beitrag auf einer durchge-

führten Fallstudie beruht und ob das in der Fallstudie beschriebene Land bereits Benefits Ma-

nagement eingesetzt hat. Des Weiteren wurde analysiert, ob im Zuge des Beitrags eine neue 
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Benefits Management-Methode oder -Instrument entwickelt wird oder ob bestehende Metho-

den, Instrumente oder Prozessmodelle angewendet oder analysiert werden. Wenn die Beiträge 

sich mit Benefits Management im Allgemeinen und auf einer sehr abstrakten Ebene befassten, 

wurden diese Beiträge als allgemein klassifiziert. 

6.4.2 Status quo des Benefits Managements bei E-Government-Projekten 

Die 23 identifizierten Beiträge zum Benefits Management bei öffentlichen Verwaltungen wer-

den im Folgenden kurz zusammengefasst und anschließend hinsichtlich ihrer Schwerpunkte 

analysiert. 

Axelsson et al. (2013) analysieren Stakeholder von E-Services der öffentlichen Verwaltung, 

um basierend auf dieser Analyse die Benefits von E-Services für Bürger realisieren zu können. 

Obwohl sie mit ihrer Analyse den ersten Schritt des Cranfield’s Benefits Management-Prozess-

modells durchlaufen, erwähnen sie in ihrem Beitrag nicht das Benefits Management. Im Fokus 

ihres Beitrags steht die Stakeholder-fokussierte Analyse. 

Balta et al. (2015b) analysieren, warum Benefits von E-Government-Projekten oftmals zwar 

erwartet, aber letztendlich nicht realisiert werden können. Sie liefern einen Beitrag zur Reali-

sierung der Benefits. Basierend auf einer Fallstudie werden vier Typen von Benefits identifi-

ziert und eine Benefits-Typologie (vgl. Abschnitt 6.3.2) abgeleitet. Diese Ergebnisse fließen in 

eine Studie von Greger et al. (2015b) ein. Laut der Studie ist der Benefits Management-Ansatz 

in das Projektmanagement, Risikomanagement und IT-Controlling zu integrieren. Im Zuge der 

Studie wird der Begriff des integrativen Benefits Managements definiert. Neben Benefits-Ty-

pen und Benefits-Typologie entwickeln Greger et al. (2015b) Strategien zur Benefits-Realisie-

rung und geben Handlungsempfehlungen für ein integratives Benefits Management. 

Bennington/Baccarini (2004) analysieren den Prozess des Benefits Managements aus Sicht der 

IT-Projektmanager basierend auf 25 Interviews. Befragt wurden sowohl Manager aus dem öf-

fentlichen als auch dem privaten Sektor. Die Ergebnisdarstellung unterscheidet jedoch nicht 

zwischen diesen beiden Sektoren. Die Autoren schließen, dass kaum formale Prozesse für Be-

nefits Management etabliert sind. Es zeigt sich, dass IT-Projektmanager primär Benefits im 

Zusammenhang mit Effizienz als wichtig erachten. Zudem sehen IT-Projektmanager zwar die 

Notwendigkeit von Kennzahlen, jedoch werden die Benefits kaum mit Kennzahlen versehen. 

Des Weiteren werden bei der Planung der Benefits Verantwortlichkeiten laut den Ergebnissen 

der Interviews nicht klar zugewiesen.  

Cilek et al. (2004) präsentieren eine Methodik zur Quantifizierung von IT-Investitionen in Or-

ganisationen des öffentlichen Sektors. Die Autoren schlagen vor, für diese Quantifizierung die 

Art der Aktivitäten, welche Verwaltungsmitarbeiter ausführen, zugrunde zu legen und die Ak-

tivitäten vor und nach der IT-Investition zu vergleichen. Diese Methodik bemisst Wertverän-

derungen im Arbeitsprofil, indem der hedonische Preis genutzt wird. 

Coombs (2015) analysiert am Beispiel einer öffentlichen Verwaltung die Treiber und Hürden 

für einen durch IT ausgelösten, organisatorischen Wandel und dessen Auswirkung auf die Re-

alisierung der Benefits. Es zeigt sich, dass bei der Einführung von IT, z. B. eines neuen Fach-

verfahrens, die erwarteten Benefits nur realisiert werden, wenn der benötigte organisatorische 
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Wandel durchgeführt wird. Somit liegt der Fokus nicht allein auf technischen, sondern vielmehr 

auf organisatorischen Herausforderungen. 

Doherty et al. (2008) nutzen den Benefits Management-Ansatz für die Entwicklung eines Sys-

tems, welches klinische Versuche unterstützen soll. Hierbei nutzen sie das Benefits Depen-

dency Network, nutzenorientierte Use Cases sowie nutzenorientiertes Prototyping. Die Autoren 

betonen, dass die genutzten Methoden durch eine isolierte Nutzung weniger Mehrwert bringen 

als bei einer kombinierten Nutzung. Benefits Management schafft Transparenz über die Be-

nefits und unterstützt die Kommunikation der Benefits. Stakeholder erhalten einen Überblick 

über die Wechselwirkungen zwischen einzuführender IT, benötigten Organisationsänderungen 

und zu erzielenden Benefits. Zudem können Verständnis der und Erwartungen an Benefits von 

unterschiedlichen Stakeholdern adressiert werden. 

Flak et al. (2008) präsentieren und analysieren Benefits Management basierend auf 48 E-

Government-Projekten in Norwegen. Die norwegische Regierung hat Maßnahmen beschlossen, 

um die Nutzung von Benefits Management in Kommunen zu fördern. Der Benefits Manage-

ment-Ansatz in Norwegen wurde 2005 im Zuge des Innovationsprogramms HOYKOM entwi-

ckelt – mit maßgeblicher Unterstützung der Ministerebene. Ziele der Einführung von Benefits 

Management waren (1) das Sammeln von Erfahrungen mit Benefits bei verschiedenen E-

Government-Projekten, (2) die Identifikation von Best Practices bei E-Government-Projekten 

inklusive ihrer Benefits als Motivationstreiber für andere E-Government-Projekte und (3) das 

verstärkte Fokussieren auf Benefits bei E-Government-Projekten. Im Zuge des Benefits Mana-

gements wurden den Projektphasen feste Berichtsstrukturen zugewiesen: 

 vor Projektbeginn: Kosten-Nutzen-Analyse im Projektantrag 

 während der Projektphase: Aufstellen eines detaillierten Plans mit den erwarteten Be-

nefits 

 bei Projektfreigabe: Aufstellen eines Plans zur Realisierung der Benefits 

 während der operativen Phase: Evaluation, welche Benefits tatsächlich realisiert wurden 

Das Aufstellen des Benefits-Plans vor Projektbeginn wird durch ein strukturiertes Formular 

unterstützt. Neben einer Beurteilung von Zweck und Innovationsgrad des Projekts geben Pro-

jektmanager die Art der Benefits an. Hierfür bietet das Formular feste Kategorien für  

 quantitative Benefits, wie Reduktion von Manpower aufgrund verbesserter Prozesse, 

Reduktion der Ausgaben, gesteigerte Effizienz bei der Service-Produktion, Reduktion 

der Nutzerkosten, Reduktion der Durchlaufzeiten bei der Service-Produktion, Schaffen 

neuer Services oder projektspezifische Benefits, und  

 qualitative Benefits, wie Optimierung des Managements aufgrund verbesserter Daten 

für die Entscheidungsfindung, verbesserte Nutzung von Kompetenzen und Ressourcen, 

gestiegene Integration von externen Stakeholdern in die Wertschöpfungskette, gestie-

gene Motivation bzw. Arbeitssituation für Mitarbeiter, robustere und sichere Infrastruk-

tur, verbesserte Fähigkeiten zu Veränderungen, verbesserte Nutzerzufriedenheit, ver-

bessertes Image der Verwaltung, leichtere Akquise von neuem Personal oder neue Ser-

vices basierend auf Anforderungen eines Stakeholders,  
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an. Alle Benefits werden basierend auf einer 0 bis 6 Likert-Skala bewertet (Flak et al. 2008, S. 

5 f.). 

Das Aufstellen des Plans zur Realisierung der Benefits während der Projektphase wird ebenso 

durch ein Template unterstützt. Projektmanager müssen hierbei Angaben zu den Projektergeb-

nissen, den zu realisierenden Benefits, Rahmenbedingungen und dem Zeitplan machen (Flak et 

al. 2008, S. 6). 

Insgesamt haben laut Flak et al. (2008, S. 6) von 54 Projekten, welche für den Benefits Ma-

nagement-Ansatz als geeignet angesehen wurden, 48 Projekte den Ansatz aktiv verfolgt. Aus 

der Analyse dieser Projekte berichten Flak et al. (2008, S. 9), dass Angaben zu quantitativen 

Benefits von geringer Qualität sind. Als Gründe hierfür sehen Flak et al. (2008, S. 9) an, dass 

das Quantifizieren von Benefits für öffentliche IT-Manager einen Kulturschock darstellt oder 

dass öffentliche IT-Manager keine konkreten Aussagen treffen wollen, wenn sie dafür verant-

wortlich gemacht werden können. Flak et al. (2008, S. 9) berichten zudem über die schlechte 

Qualität der Daten des Plans zur Realisierung der Benefits. Gründe hierfür können das Nicht-

einbeziehen des Projektauftraggebers oder fehlende Kompetenzen beim Erstellen eines solchen 

Plans sein (Flak et al. 2008, S. 9). Außerdem merken Flak et al. (2008, S. 9) an, dass unter-

schiedliche Interessen der Stakeholder nicht beachtet werden. Die Autoren schlagen vor, ein 

festes Team zur Identifikation und Analyse der Stakeholder zu etablieren (Flak et al. 2008, S. 

9). 

In einer weiterführenden Studie analysieren Flak/Grönlund (2008) Erwartungen und Ergebnisse 

des Benefits Management-Ansatzes bei 30 norwegischen öffentlichen Verwaltungen. Sie fin-

den heraus, dass 80% der Manager ihre Identifikation und Quantifizierung der zu erwartenden 

Benefits als realistisch einschätzen und Benefits Management als hilfreichen Ansatz ansehen. 

Die Quantifizierungen basieren nicht auf konkreten Messungen, sondern auf Einschätzungen. 

Die Ergebnisse der Umfrage zeigen, dass Benefits Management in E-Government-Projekten 

nützlich sein kann und dass Benefits von E-Government-Projekten dargestellt werden können. 

Die Ergebnisse einer Langzeitstudie von Flak/Solli-Saether (2013) heben hervor, dass Benefits 

Management einen Einfluss auf die Organisation hat, welcher als positiv für die Realisierung 

der Benefits angesehen wird. Herausforderungen stellen das Einbeziehen der Stakeholder und 

das Aufbauen der Governance-Struktur dar.  

Flak et al. (2015) kombinieren die Literatur zu Benefits Management und Ko-Kreation des IT-

Werts und entwickeln einen Ansatz, um IT-Wert kollaborativ zu realisieren. Die Ergebnisse 

basieren auf einer Fallstudie und sind theoretisch fundiert. 

Gil-Garcia et al. (2007) identifizieren und analysieren die Benefits von Projekten im öffentli-

chen Sektor. Ausgewählt wurden nur Projekte, deren Ziel es ist, Information und Wissen zu 

teilen. Ein expliziter Bezug zu Benefits Management wird nicht genannt. Jedoch kann die Iden-

tifikation der Benefits Phase 1 des Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodells zugeord-

net werden. 

Hellang et al. (2012) erheben im Einsatz befindliche Methoden zur Benefits-Realisierung im 

öffentlichen Sektor in Norwegen und vergleichen diese. Die sechs identifizierten Methoden 

weisen sowohl Gemeinsamkeiten (vor allem in den Prozessschritten) als auch Unterschiede auf, 
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z. B. im Detailgrad der Empfehlung der zu verwendenden Instrumente und der benötigten Rol-

len oder dem Zeitpunkt der Durchführung. Zudem zeigt sich, dass Begriffe nicht konsistent 

über eine Methode hinweg verwendet werden. Die Autoren betonen, dass die Methoden Größe 

und Komplexität einer IT-Investition weitestgehend unberücksichtigt lassen. 

In einer weiterführenden Studie klassifizieren Hellang et al. (2013) die in Norwegen im Einsatz 

befindlichen Methoden. Sie identifizieren drei unterschiedliche Ansätze der Benefits-Realisie-

rung (Benefits Management-Ansatz, Ansatz zur Rechtfertigung der Planung sowie Portfolio-

management-Ansatz) und beschreiben diese Ansätze im Detail (Hellang et al. 2013, S. 104).  

Lin/Pervan (2002) identifizieren im Zuge einer Fallstudie im öffentlichen Sektor Herausforde-

rungen beim Evaluieren und Managen der Benefits von IT. Beispielhafte Herausforderungen 

sind das Fehlen von formalen Evaluationsmethoden, das Fehlen des Verständnisses der Evalu-

ationsmethoden oder der Fokus auf quantitative Kennzahlen. 

Lin et al. (2005) führen eine Fallstudie bei zwei Ministerien in Australien durch. Die Ergebnisse 

zeigen, dass Evaluationsmethoden für IT-Investitionen und Ansätze zur Realisierung von Be-

nefits kaum bekannt sind und in den meisten Fällen nicht eingesetzt werden. Des Weiteren sind 

die Organisationen, welche Benefits Management bereits einsetzen, meist nicht reif genug dazu 

und Voraussetzungen für den Einsatz fehlen. Die Autoren schließen, dass Benefits Management 

zu einer verbesserten Entscheidungsfindung führen könnte. 

Lin et al. (2007) betrachten IT-Outsourcing im öffentlichen Sektor in Australien. Im Zuge des-

sen identifizieren sie Herausforderungen beim Evaluieren und Managen der Benefits von IT-

Outsourcing und leiten hierfür Handlungsempfehlungen ab. Benefits Management wird als 

Analysebrille für IT-Outsourcing angewandt. Der Fokus dieses wissenschaftlichen Beitrags 

liegt jedoch auf dem Analysegegenstand IT-Outsourcing. 

Liu/Lin (2008) untersuchen Herausforderungen bei der Evaluation von IT-Investitionen und 

beim Realisieren von Benefits in Organisationen des öffentlichen Sektors in Australien. Ihre 

Ergebnisse zeigen, dass das Anwenden von geeigneten Evaluationsmethoden kritisch für den 

Projekterfolg ist. Zentrale Herausforderungen und Problemfelder sind die Nutzerzufriedenheit, 

Unterstützung durch das Top Management, Change Management und Nutzereinbeziehung. 

Lönn et al. (2016) analysieren die Auswirkung von Zusammenarbeit verschiedener Behörden 

auf die Realisierung der Benefits eines E-Government-Projekts. Es zeigt sich, dass durchaus 

ein positiver Zusammenhang besteht und durch Zusammenarbeit erwartete Benefits realisiert 

werden können. 

Nielsen et al. (2012) analysieren Benefits Management auf lokaler Ebene in Dänemark und 

betrachten die Kategorien Benefits, Aktivitäten, Rahmenbedingungen, Kontinuität und Rollen. 

Basierend auf den Ergebnissen der beiden Fallstudien entwickeln sie ein Framework, mit des-

sen Hilfe Benefits Management charakterisiert und analysiert werden kann. 

Päivärinta et al. (2007) identifizieren im Zuge einer Delphi-Studie mit norwegischen Kommu-

nen Faktoren für eine Einführung des Benefits Managements. Faktoren sind unter anderem die 

Einfachheit bei der Anwendung, das Erzielen von direkten, unkomplizierten Ergebnissen, klare 
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Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten, klare Ziele sowie (ressort-)übergreifende Koopera-

tionen zur Realisierung der Benefits. In einem weiterführenden Beitrag analysieren 

Päivärinta/Dertz (2008) diese Faktoren detaillierter. Es zeigt sich, dass im Zuge der Studie zwar 

59 unterschiedliche Voraussetzungen identifiziert wurden, aber die Experten der Delphi-Studie 

keine Übereinstimmung über die Wichtigkeit einzelner Faktoren erzielten. Päivärinta/Dertz 

(2008) ordnen die Voraussetzungen in die Kategorien Politik der Regierungsebene, Politik der 

kommunalen Ebene, Benefits Management-Prozess und Benefits Management-Methoden und 

-Techniken ein und weisen auf weiteren Forschungsbedarf hin.  

Zhang et al. (2005) analysieren die Erwartungen von Stakeholdern an die Benefits bezüglich 

Teilen von Wissen in einem E-Government-Kontext in den USA. Obwohl dieser Beitrag sich 

mit der ersten Phase des Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodells befasst, wird nicht 

explizit auf Benefits Management verwiesen. Im Fokus steht der Stakeholder-Ansatz. Benefits 

werden aus Sicht der Stakeholder identifiziert und analysiert. 

6.4.3 Diskussion der Ergebnisse zum Status quo des Benefits Managements 

Eine Zusammenfassung und Analyse der identifizierten Literatur, alphabetisch sortiert, zeigt 

Tabelle 31. Bei einer Analyse der identifizierten Literatur nach Ländern, in welchen Benefits 

Management zum Einsatz kommt, zeigt sich, dass vor allem in Norwegen, Dänemark und in 

Australien Benefits Management aktiv eingesetzt und darüber auch in wissenschaftlichen Bei-

trägen berichtet wird. In der deutschen Verwaltungslandschaft ist der Ansatz noch nicht etab-

liert.  

Insgesamt wird Benefits Management nur durch wenige Autoren untersucht. Die hier identifi-

zierten, wissenschaftlichen Beiträge bauen daher zumeist aufeinander auf. Zudem beschränken 

sich die Fallstudien momentan auf diejenigen Länder, in welchen der Benefits Management-

Ansatz wissenschaftlich untersucht wird. Ein Großteil der Literatur bezieht sich auf Fallstudien, 

welche mitunter unter unterschiedlichen Analysepunkten mehrfach publiziert wurden. 

Konzeptionelle, wissenschaftliche Beiträge beschäftigen sich mit Rahmenbedingungen, Er-

folgsfaktoren oder Einflussfaktoren von Benefits Management. Einige wenige Beiträge entwi-

ckeln eigene Prozessmodelle oder Methoden und Instrumente des Benefits Managements. Ein 

Schwerpunkt liegt hierbei auf Methoden zur Identifikation der Benefits. Die Evaluation des IT-

Nutzens wird oftmals als Herausforderung identifiziert, Lösungsvorschläge finden sich jedoch 

kaum. Methoden für die Evaluation der Benefits werden nicht entwickelt. 

 



6 Erweiterung des IT-Controlling-Konzepts um Benefits Management 179 

 

 

 Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodell Weiterführende Analyse 

 Stake-

holder 

Analyse 

Benefits 

Identifi-

kation 

Benefits 

Planung 

Benefits 

Realisie-

rung 

Benefits 

Evalua-

tion 

Fall-

studie 

in 

Benefits 

Manage-

ment im 

Einsatz 

Entwickeln 

einer Me-

thode 

Anwendung 

/ Analyse 

bestehender 

Methoden 

Allgemeine Analyse, 

z. B. von Faktoren, 

Einsatz von Benefits 

Management 

Axelsson et al. (2013)           

Balta et al. (2015b)      DE     

Greger et al. (2015b)      DE     

Bennington/Baccarini (2004)           

Cilek et al. (2004)           

Doherty et al. (2008)           

Coombs (2015)      UK     

Flak et al. (2008)      NOR     

Flak/Grönlund (2008)      NOR     

Flak/Solli-Saether (2013)           

Flak et al. (2015)      NOR     

Gil-Garcia et al. (2007)           

Hellang et al. (2012)      NOR     

Hellang et al. (2013)      NOR     

Lin/Pervan (2002)      AUS     

Lin et al. (2005)      AUS     

Lin et al. (2007)      AUS     

Liu/Lin (2008)      AUS     

Lönn et al. (2016)      SE     

Nielsen et al. (2012)      DNK     

Päivärinta et al. (2007)      NOR     

Päivärinta/Dertz (2008)      NOR     

Zhang et al. (2005)      USA     

Tabelle 31: Stand der Wissenschaft zum Benefits Management bei E-Government-Projekten 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Zusammenfassend ist anzumerken, dass die Literatur zum Benefits Management von E-

Government-Projekten noch relativ spärlich ist. Dies mag daran liegen, dass die Benefits Ma-

nagement-Literatur insgesamt als relativ jung anzusehen ist. Die Ergebnisse der Literatur-

recherche sowie eine Analyse der deutschen Verwaltungslandschaft zeigen, dass Benefits 

Management in der deutschen öffentlichen Verwaltung bislang kaum umgesetzt wird. Dies mag 

daran liegen, dass bislang in der gängigen IT-Controlling-Literatur der Praxis noch keine Ver-

knüpfung der beiden Ansätze Einzug gefunden hat. Folglich dürfte der Ansatz des Benefits 

Managements auch den Mitarbeitern der öffentlichen Verwaltung kaum bekannt sein.  

Ergebnisse des eGovernment MONITOR zeigen jedoch, dass die Nutzung von E-Government-

Angeboten in Deutschland zu wünschen übrig lässt (Krcmar et al. 2015, S. 8). Ein Ausrichten 

der E-Government-Angebote an den Benefits der Bürger und Unternehmen könnte die Akzep-

tanz von E-Government-Angeboten steigern. Zudem könnte das Aufzeigen möglicher Benefits 

sowie die Überwachung der Realisierung und Erreichung der Benefits im Zuge eines erweiter-

ten IT-Controllings die öffentliche Verwaltung unterstützen, E-Government-Projekte erfolg-

reich durchzuführen. Eine Verankerung des Benefits Managements in der analysierten 

Landesverwaltung ist folglich als gewinnbringend anzusehen. 

6.5 Integration des Benefits Managements in das IT-Controlling-Konzept 

der Landesverwaltung 

6.5.1 Anforderungen an das Benefits Management in der Landesverwaltung 

Bevor Lösungsvorschläge für eine Integration des Benefits Managements in das bestehende IT-

Controlling der Landesverwaltung vorgestellt werden, wird aufgezeigt, welche Anforderungen 

an das IT-Controlling (vgl. Abschnitt 5.2.2) und bestehende Herausforderungen (vgl. Ab-

schnitt 5.2.11) durch die Einführung von Benefits Management adressiert werden können. Da 

Benefits Management in das IT-Controlling integriert werden soll, werden die Anforderungen 

des IT-Controllings auf dieses übertragen. Zudem werden weitere Anforderungen aus den Er-

folgsfaktoren des Benefits Managements (vgl. Abschnitt 6.3.5) abgeleitet.  

Anforderungen der Kategorie Einführungs- und Fortschreibungsprozess sind bei der Ein-

führung und Fortschreibung des Benefits Managements zu beachten (vgl. Abschnitt 6.5.5). So 

ist dieses stufenweise einzuführen und nach der Einführung fortwährend weiterzuentwickeln, 

Änderungen sind rechtzeitig zu kommunizieren, das notwendige Know-how bezüglich Benefits 

Management ist durch Schulungen zu schaffen und die Ressorts sind in die Einführung mit 

einzubeziehen, um die Akzeptanz zu steigern. Die Weiterentwicklung des IT-Controllings 

durch Benefits Management setzt die Forderung eines dynamischen, flexiblen IT-Controllings 

um. Analog hierzu sollte das Benefits Management dynamisch gestaltet sein, um flexibel an 

Änderungen angepasst werden zu können. Der Wunsch nach geringen Änderungen bei beste-

henden Kennzahlen wird durch Benefits Management nicht tangiert. Das bestehende IT-

Controlling der Landesverwaltung kann weiterhin fortgeführt werden – ergänzt um eine detail-

liertere Nutzenbetrachtung. Jedoch sollten die Kennzahlen zur Überwachung der Benefits 

ebenso im Zeitverlauf nur geringe Änderungen erfahren. Die Einführung und Gestaltung des 

Benefits Managements sind durch das Management zu unterstützen (vgl. Abschnitt 6.3.5). Des 

Weiteren sind für die Etablierung des Benefits Managements eine Abstimmung und Kommu-

nikation zwischen IT- und Fachseite erforderlich (vgl. Abschnitt 6.3.5).  
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Anforderungen der Kategorie Methoden und Instrumente werden durch eine Einführung von 

Benefits Management adressiert:  

 Berücksichtigung von Qualität und Kosten: Benefits Management zielt auf die Identifi-

kation, Planung, Realisierung und Überwachung des Nutzens einer IT-Investition ab. 

Es ergänzt die Kostenbetrachtung durch eine Berücksichtigung des Nutzens. Folglich 

werden nicht nur Kosten, sondern auch qualitative oder soziale Aspekte berücksichtigt.  

 Aufnahme qualitativer Kriterien zur Nutzung der IT: Benefits können sowohl quantita-

tiver als auch qualitativer Natur sein (vgl. Abschnitt 6.3.2). In Folge dessen werden im 

Zuge des Benefits Managements auch qualitative Kriterien betrachtet.  

 Fokus nicht nur auf betriebswirtschaftlichen Kennzahlen: Benefits Management wurde 

als Lösungsansatz für die Herausforderung entwickelt, dass der Wert von IT-

Investitionen nicht allein durch traditionelle, betriebswirtschaftliche Kennzahlen dar-

stellbar ist. Folglich betrachtet Benefits Management nicht nur betriebswirtschaftliche 

Kennzahlen, sondern ist auf die Nutzenbetrachtung fokussiert. Benefits Management 

ergänzt daher die bestehenden, traditionellen IT-Controlling-Instrumente. Zudem for-

dert die Literatur, dass vermehrt ein interpretatives IT-Controlling zum Einsatz kommen 

soll (vgl. Abschnitt 4.3.3). Benefits Management kann als interpretativer Ansatz ver-

standen werden, da die Benefits und ihre Bedeutung interpretiert werden. 

 Verwendung allgemein anerkannter Methoden, Verfahren und Kennzahlen: Benefits 

Management stellt einen relativ neuen Ansatz dar, welcher aber bereits bei einigen öf-

fentlichen Verwaltungen in Norwegen oder Australien umgesetzt wird. Zudem stellt das 

Benefits Management einige Methoden und Instrumente bereit. Diese wurden in Ab-

schnitt 6.2 bereits vorgestellt. 

 Festlegen von leicht kommunizierbaren Konzepten: Benefits Management-Konzepte 

sind derart zu gestalten, dass sie leicht zu kommunizieren sind. 

 Wenige, aussagekräftige, valide und steuerungsrelevante Kennzahlen: Benefits Ma-

nagement ergänzt bestehende Kennzahlen um die Betrachtung des Nutzens. Im Zusam-

menspiel von finanziellen Kennzahlen und Nutzenidentifikation ermöglicht es eine 

umfassende Analyse einer IT-Investition. Die Anforderung hinsichtlich weniger, aussa-

gekräftiger, valider und steuerungsrelevanter Kennzahlen kann für die Kennzahlen der 

Benefits übernommen werden. In der Literatur wird ebenso gefordert, relevante, akku-

rate und konsistente Kennzahlen für die Benefits festzusetzen (Thorp 2001, S. 36). 

 Klar strukturierte Kennzahlensteckbriefe: Der Nutzen kann in Steckbriefen strukturiert 

dargestellt werden (vgl. Abschnitt 6.3.4). Die Anforderung kann daher übernommen 

werden. 

 Exakt und detailliert beschriebene Kennzahlensteckbriefe: Der Nutzen kann in Steck-

briefen exakt und detailliert beschrieben werden. Die Anforderung kann somit über-

nommen werden. 



182 6 Erweiterung des IT-Controlling-Konzepts um Benefits Management 

 

 

 Verbinden von betriebswirtschaftlichen, prozessualen und IT-Aspekten: Benefits Ma-

nagement ermöglicht eine umfassende Analyse und verbindet betriebswirtschaftliche, 

prozessuale und IT-Aspekte. 

Die Anforderungen der Kategorie Organisation sind bei der Einführung und Gestaltung von 

Benefits Management zu beachten. So ist das Ressortprinzip zu wahren. Benefits Management 

sollte derart gestaltet sein, dass es in ressortinterne Abläufe und Strukturen eingebettet werden 

kann. Verantwortlichkeiten sowohl bei der zentralen IT-Stelle als auch bei den Ressorts sind 

festzulegen und eine zentrale Anlaufstelle für Fragen ist einzurichten. 

Anforderungen der Kategorie Erhebungsprozess beziehen sich auf die Phase der Identifikation 

der Benefits einer IT-Investition. Die Identifikation der Benefits sollte ressourcenschonend 

möglich sein. Eine Automatisierung der Identifikation, beispielsweise basierend auf einer Ver-

knüpfung der Identifikation mit bestehenden Informationssystemen, ist langfristig anzustreben. 

Die Straffung des Erhebungszeitplans und das Bereitstellen von quartalsweisen Daten können 

nicht direkt durch die Einführung von Benefits Management adressiert werden. Daraus abge-

leitet werden kann jedoch, dass die Benefits einfach zu identifizieren und zum richtigen Zeit-

punkt bereitzustellen sind. Anforderungen der Kategorie Analyseprozess beziehen sich auf die 

Phase der Analyse und Evaluation der Benefits einer IT-Investition. Diese Analyse soll ressour-

censchonend vorgenommen werden. Verschiedene Informationsbedarfe sowie unterschiedliche 

Vergleichbarkeiten sind zu berücksichtigen, wobei davon auszugehen ist, dass die Evaluation 

der Benefits bezogen auf eine IT-Investition oder ein IT-Projekt erfolgt, welches zumeist ent-

weder durch die zentrale IT-Stelle selbst oder die Ressorts durchgeführt wird. Dies hat zur 

Folge, dass IT-Investitionen oder IT-Projekte nicht direkt verglichen, aber beispielsweise im 

Zuge eines Portfoliomanagements verglichen und priorisiert werden können. Die Anforderung 

nach der Bereitstellung von adressatenbezogenen Auswertungen durch die zentrale IT-Stelle 

kann nur dann realisiert werden, wenn der zentralen IT-Stelle Verantwortlichkeiten hierfür ge-

geben werden. 

Anforderungen, welche sich konkret auf Inhalte des IT-Controllings beziehen, adressiert eine 

Einführung des Benefits Managements nur teilweise. Es ist hervorzuheben, dass durch Benefits 

Management die Steuerung und das Controlling von IT-Projekten verbessert werden können, 

indem neben einer Steuerung nach den Aspekten in time, in budget und in quality auch die 

erwarteten bzw. zu realisierenden Benefits berücksichtigt werden. Die Ergebnisse der Fallstu-

die bezüglich des IT-Projekt-Controllings zeigen, dass derzeit größtenteils keine Betrachtung 

oder Bewertung des Nutzens vorgenommen wird, sondern der Erfolg der IT-Projekte primär 

nach den Aspekten Kosten und Zeit dargestellt und bewertet wird (vgl. Abschnitt 5.2.9). 

Zugriff auf Informationen, d. h. auf die identifizierten Benefits und ihren aktuellen Realisie-

rungsstand, ist den Verantwortlichen zu geben. Die Durchführung von IT-Investitionen und IT-

Projekten ist an den Zielen der IT-Strategie auszurichten. Folglich sollten die zu realisierenden 

Benefits mit der IT-Strategie im Einklang stehen oder bereits in die IT-Strategie aufgenommen 

werden. Analog zur Anforderung, ein Vorgehen beim IT-Controlling festzulegen, ist ein struk-

turiertes Vorgehen für Benefits Management zu etablieren. Hierfür liefern die Prozessmodelle 

zum Benefits Management (vgl. Abschnitt 6.3.3) ein strukturiertes Vorgehen. Das Vorgehen 

sollte hierbei die Schritte der Planung der Benefits, Review der Benefits sowie Messen der 

Benefits beinhalten (vgl. Abschnitt 6.3.5). 
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Des Weiteren soll Benefits Management einen Lösungsansatz für einige Herausforderungen 

liefern. So kann die Weiterentwicklung des IT-Controllings durch Leistungskennzahlen mit-

hilfe der Einführung des Benefits Managements umgesetzt werden. Wie bereits in Abschnitt 6.2 

beschrieben, kann hierfür die IT-Leistung über die zu erzielenden Benefits einer IT-Investition 

oder eines IT- bzw. E-Government-Projekts dargestellt werden. 

Aus den Erfolgsfaktoren für Benefits Management lässt sich die Anforderung ableiten, dass 

Wissen über Geschäftsprozesse der Verwaltung vorhanden sein muss. Dies kann zum einen 

wichtig sein, um Benefits Management in bestehende Prozesse zu integrieren, zum anderen um 

beispielsweise aufzuzeigen, wie die Prozesse durch eine IT-Investition unterstützt werden kön-

nen. Derjenige IT-Verantwortliche, welcher Benefits Management durchführt, sollte daher 

Wissen über Verwaltungsstrukturen und -abläufe besitzen. Außerdem empfiehlt sich der Auf-

bau eines Incentive Managements, um für die erfolgreiche Realisierung der Benefits dem Pro-

jektteam Anreizmechanismen zu bieten. Der Aufbau der Anreizmechanismen unterstützt die 

Erfolgskontrolle. Jedoch ist dies keine direkte Aufgabe des IT-Controllings oder Benefits Ma-

nagements. 

Es zeigt sich, dass Benefits Management vor allem Anforderungen aus der Kategorie Methoden 

und Instrumente adressieren kann. Anforderungen aus anderen Kategorien sind hingegen eher 

bei der Einführung und Gestaltung des Benefits Managements zu beachten. Zudem wird er-

sichtlich, dass das Benefits Management die Weiterentwicklung des bestehenden IT-

Controllings unterstützen kann, indem es die Nutzenbetrachtung stärker in den Fokus rückt. 

Somit kann der derzeitigen Forderung der Politik nach Kostenminimierung begegnet werden, 

indem Argumente der Nutzenmaximierung kommuniziert und mit geeigneten Instrumenten 

dargestellt werden.  

6.5.2 Erweiterung der IT-Controlling-Instrumente 

6.5.2.1 Entwicklung einer Stakeholder-Scorecard für die Landesverwaltung 

IT-Controlling leitet sich aus den Zielen der IT-Strategie ab (vgl. Abschnitt 3.1.3). Indem Maß-

nahmen zur Erreichung der IT-Ziele durchgeführt werden, werden Benefits realisiert. Wie be-

reits in Abschnitt 6.3.1 beschrieben, sind Benefits immer einem oder mehreren Stakeholdern 

zugeordnet und daher nicht isoliert von den Stakeholdern zu betrachten. Benefits werden von 

den Stakeholdern als positive Effekte der Umsetzung der Ziele wahrgenommen. Folglich ist es 

notwendig, Ziele mit den Benefits, welche durch die Ziele erreicht werden, und mit den jewei-

ligen Stakeholdern, welche diese Benefits erwarten, zu verknüpfen. Diese Verknüpfung kann 

bestehende IT-Controlling-Konzepte erweitern und den Fokus des IT-Controllings auf einen 

Stakeholder-orientierten, Benefits Management-Aspekte berücksichtigenden Ansatz ausrich-

ten. Die Zuordnung der Ziele zu mit der Zielerreichung verbundenen Benefits wird in der Lite-

ratur beispielsweise bei Hoch et al. (2005) aufgegriffen. Als vorteilhaft sehen die Autoren dabei 

an, dass die Ziele, welchen Benefits zugeordnet werden, für die Stakeholder verständlich dar-

gestellt sind (Hoch et al. 2005, S.65). Für die Entwicklung einer BSC bedeutet dies, dass den 

Zielen sämtlicher Perspektiven Benefits und diesen wiederum die Stakeholder zugeordnet wer-

den sollten. 
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Zudem wird die Bedeutung des Stakeholder-Ansatzes im Zusammenhang mit IT-Controlling 

in der Literatur vereinzelt diskutiert: Beispielsweise wird eine Stakeholder-Perspektive im stra-

tegischen IT-Controlling durch eine Stakeholder-Scorecard beachtet (vgl. Abschnitt 3.4.3). 

Diese berücksichtigt die Perspektiven einzelner Stakeholder. Ziele und Benefits werden nach 

Stakeholdern geordnet dargestellt. Sundin et al. (2010) entwickeln eine Stakeholder-Scorecard 

für den privaten Sektor und zeigen auf, dass mit deren Hilfe Ziele unterschiedlicher Stakeholder 

ausbalanciert werden können. Diese ist jedoch aufgrund der unterschiedlichen Stakeholder-

Struktur der öffentlichen Verwaltung nicht einfach auf den öffentlichen Sektor zu übertragen 

und muss an die Stakeholder im öffentlichen Sektor angepasst werden (vgl. Abschnitt 4.2). Eine 

Stakeholder-Scorecard für die öffentliche Verwaltung findet sich in der Literatur nicht. 

Eickelmann (2001a, S. 253 ff.) zeigt, inwiefern sich die Kundenperspektive einer BSC bei pri-

vatem und öffentlichem Sektor unterscheidet: Die Privatwirtschaft fokussiert sich darauf, pro-

fitable Kunden als Zielgruppe zu haben, auf Kundenbedürfnisse ausgerichtete Produkte und 

Dienstleistungen zu gestalten und anzubieten sowie Kundenzufriedenheit zu erzielen. Im Ge-

gensatz dazu steht bei der öffentlichen Verwaltung die öffentliche Wahrnehmung im Fokus. 

Kundenziele sollen erreicht und für Kunden wichtige Themen umgesetzt werden (Eickelmann 

2001a, S. 265). Jedoch kann die öffentliche Verwaltung ihre Kunden nicht auswählen oder be-

stimmte Zielgruppen bestimmen. Es sind alle Bürger bzw. Unternehmen als Kunden anzusehen. 

Die Analyse von Eickelmann (2001a) zeigt jedoch, dass die Kundenperspektive bei einer BSC 

in der öffentlichen Verwaltung die Frage zu beantworten hat, welche Ziele und Benefits von 

der öffentlichen Verwaltung für ihre Kunden zu realisieren sind. Für die Entwicklung der BSC 

hin zu einer Stakeholder-Scorecard bedeutet dies, dass die Kundenperspektive die einzelnen 

Stakeholder mit ihren Benefits, welche sich diese von der öffentlichen Verwaltung oder von 

konkreten Maßnahmen erwarten, darstellt. 

Wie die Perspektiven der IT-BSC der analysierten öffentlichen Landesverwaltung zeigen (vgl. 

Abschnitt 5.2.5), findet im strategischen IT-Controlling der Landesverwaltung bislang keine 

Berücksichtigung der Stakeholder statt. Eine Zuordnung von zu erzielenden Benefits zu den 

Zielen wird nicht vorgenommen. Eine Kundenperspektive existiert nicht. Stattdessen erfolgt 

eine Konzentration auf festgesetzte Themenfelder (Finanzen und Wirtschaftlichkeit, Qualität 

und Sicherheit, IT-Prozesse sowie IT-Ressourcen). Eine Verlinkung dieser Perspektiven zu Sta-

keholdern findet nicht statt. Stakeholder bleiben daher bislang im ressortübergreifenden, stra-

tegischen IT-Controlling der Landesverwaltung vollständig unberücksichtigt. Im Gegensatz 

dazu berücksichtigt ein IT-Dienstleister der Landesverwaltung unterschiedliche Stakeholder: 

Seine interne IT-BSC enthält die Perspektiven Finanzen und Haushalt, Qualität und Leistung, 

Kunden und Nutzer sowie Mitarbeiter und Innovationen (Experte N 2015). In diesem Fall findet 

eine grobe Unterscheidung zwischen internen (Mitarbeiter) und externen (Kunden und Nutzer) 

Stakeholdern statt. Bei der Steuerung des Dienstleisters durch die zentrale IT-Stelle werden 

Ziele, welche die IT-Mitarbeiter betreffen, der Perspektive Personalentwicklung zugeordnet. 

Eine Kundenperspektive ist nicht explizit aufgeführt. Es zeigt sich folglich, dass die Bedeutung 

der Kundenperspektive für die Landesverwaltung eher gering zu sein scheint. Ziele der IT-

Strategie werden nicht mit Kunden bzw. Stakeholdern verknüpft. Zudem erfolgt keine Zutei-

lung der Ziele zu den Stakeholdern, welche durch die Erreichung dieser Ziele einen Benefit 

wahrnehmen könnten. Eine Priorisierung der Ziele findet somit nicht basierend auf der Beach-

tung der Stakeholder statt. Dies birgt die Gefahr, dass Ziele als unwichtig eingestuft und mög-

liche Benefits für Stakeholder nicht realisiert werden, da sie nicht als wichtig erachtet werden.  
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Um das IT-Controlling der Landesverwaltung zu erweitern und Benefits Management zu integ-

rieren, wird eine Anpassung an und Erweiterung der BSC um den Stakeholder-Ansatz vorge-

schlagen: Hierfür wird zum einen eine fünfte Perspektive (Stakeholder-Perspektive) eingefügt. 

In dieser werden die Stakeholder einer Landesverwaltung berücksichtigt, indem Ziele, Maß-

nahmen und Kennzahlen diesen zugeordnet und deren erwartete Benefits aufgezeigt werden. 

Die Stakeholder einer Landesverwaltung wurden basierend auf Erkenntnissen aus der Literatur 

(z. B. Amberg et al. 2005; Greger et al. 2014) sowie aus der Fallstudie abgeleitet. Um die Ana-

lyse der Stakeholder zu erleichtern, wurde eine Einteilung der Stakeholder in externe und in-

terne Stakeholder vorgenommen. Interne Stakeholder gehören der Landesverwaltung an, 

während externe Stakeholder außerhalb der Landesverwaltung zu finden sind. Die Struktur der 

Stakeholder-Perspektive wird in Tabelle 32 beispielhaft für den externen Stakeholder Bürger 

dargestellt. Um ein umfassendes Bild der Stakeholder-Struktur zu erhalten, ist für jeden Stake-

holder eine solche Scorecard zu erstellen. 

Bürger 

Ziele der Bürger Von Bürgern erwar-

tete Benefits 

Maßnahmen Kennzahlen 

    

    

    

Tabelle 32: Struktur der Stakeholder-Perspektive in der BSC 

Quelle: Eigene Darstellung 

Zum anderen werden die vier bereits bestehenden Perspektiven um Informationen zu Stakehol-

dern, welche durch diese Ziele tangiert werden, erweitert, indem Stakeholder und Benefits den 

Zielen zugeordnet werden. Des Weiteren werden Maßnahmen direkt in die BSC aufgenommen.  

Abbildung 34 zeigt die angepasste BSC für die Landesverwaltung. Zusammenfassend berück-

sichtigt diese sowohl die Zuordnung von Benefits und Stakeholdern zu den Zielen als auch eine 

umfassende Darstellung der Kunden-Perspektive im Sinne einer Stakeholder-Scorecard. Die 

Einführung der angepassten BSC sollte basierend auf der bereits bestehenden IT-BSC erfolgen. 

In einem ersten Schritt kann die Erweiterung um die Stakeholder-Perspektive erfolgen. Hierfür 

sollte eine Stakeholder-Analyse die Ausgangslage bilden. In einem zweiten Schritt können die 

bereits bestehenden Perspektiven erweitert werden, indem den Zielen Stakeholder und Benefits 

zugeordnet werden. 
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Abbildung 34: Struktur der Stakeholder-Scorecard für die öffentliche Verwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 

Vision und 

IT-Strategie

Ziele Maßnahmen Kennzahlen Stakeholder und Benefits

Qualität & Sicherheit

Ziele Maßnahmen Kennzahlen Stakeholder und Benefits

Finanzen & Haushalt

Ziele Maßnahmen Kennzahlen Stakeholder und Benefits

IT-Prozesse

Ziele Maßnahmen Kennzahlen Stakeholder und Benefits

IT-Ressourcen

Stakeholder

Stakeholder-Scorecards

• für externe Stakeholder wie Bürger, Unternehmen, Politik, Ressorts der

Landesverwaltung, Verwaltungen auf Bundesebene, Verwaltungen auf

kommunaler Ebene usw.

• für interne Stakeholder, wie CIO, zentrale IT-Stelle, Ressorts,

IT-Mitarbeiter, Mitarbeiter der Fachbereiche usw.

Ziele des 

Stakeholders

vom Stakeholder

erwartete Benefits
Maßnahmen Kennzahlen
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Im Folgenden wird die Anwendung der weiterentwickelten BSC an zwei Szenarien demons-

triert. Anschließend werden die Vor- und Nachteile dieser BSC diskutiert:  

 Szenario 1: Ein Ziel der Landesverwaltung ist die Bereitstellung aller Verwaltungs-

dienstleistungen in einem zentralen Portal. Dieses Ziel kann der Perspektive Qualität 

und Sicherheit zugeordnet werden. Die Maßnahme hierfür war die Einführung eines 

landesweiten Portals. Als Kennzahl kann die Anzahl der bereits auf dem Portal einge-

stellten Verwaltungsdienstleistungen dienen. Stakeholder sind hier die Verwaltung mit 

beispielsweise einem Imagegewinn als Benefit sowie Bürger oder Unternehmen, wel-

che durch das Portal beispielsweise den Benefit eines einfachen Zugangs zu ihrer Lan-

desverwaltung erhalten. Die nähere Beschreibung der Benefits erfolgt nicht im Zuge der 

BSC, sondern in eigenen Benefits-Steckbriefen. Durch die Erweiterung der BSC kann 

ein IT-Manager schnell identifizieren, welche Stakeholder von einem Ziel betroffen 

sind und welche Benefits sich diese erwarten. Können das Ziel und somit die Benefits 

nicht erreicht werden, ist davon auszugehen, dass die Erwartungen der Stakeholder nicht 

erfüllt werden. Durch die Zuordnung der Stakeholder kann der IT-Manager auf einem 

Blick erkennen, welche Stakeholder von der Verfehlung eines Ziels betroffen sind und 

mit welchen Stakeholdern möglicherweise in Kontakt getreten werden muss. Hand-

lungsmaßnahmen können auf den jeweiligen Stakeholder zugeordnet festgesetzt wer-

den.  

 Szenario 2: Ist bei der Stakeholder-Perspektive beim Stakeholder Bürger als Benefit 

angegeben, dass er erwartet, dass er auf E-Government-Angebote von mobilen Geräten 

aus zugreifen kann, so sollte bei der Perspektive der IT-Prozesse (Leistungserstellung) 

sich das Ziel des Ausbaus von mobil abrufbaren oder durchführbaren E-Government-

Angeboten finden. Ist dies nicht der Fall, so besteht Diskrepanz zwischen Zielen und 

Schwerpunkten der öffentlichen Verwaltung und den Erwartungen der Bürger. In die-

sem Fall sind Handlungsmaßnahmen notwendig. Durch die BSC konnte damit die Not-

wendigkeit für Handlungsmaßnahmen aufgedeckt werden. 

Die Identifikation der Stakeholder und ihrer Benefits kann aufwändig und zeitintensiv sein. 

Sollen Benefits detailliert anhand von Umfragen erhoben werden, wird dies kostenintensiv. Je-

doch stellt das Benefits Management Methoden und Instrumente zur Erhebung bereit, welche 

weniger kostenintensiv sind, wie die Personas-Methode (vgl. Abschnitt 6.3.4.1). Zudem sind 

Stakeholder und Benefits im Zuge der Einführung eines Benefits Managements zu bestimmen, 

so dass dies nicht zusätzlich für die BSC vorgenommen werden muss. Folgekosten können 

reduziert werden, indem beispielsweise Datenbanken über Benefits angelegt und so mit der Zeit 

Erfahrungen gesammelt werden. Anzumerken ist, dass die Darstellung der Stakeholder und der 

Benefits in einer erweiterten BSC alleine wenig Mehrwert bringt. Stattdessen muss diese Dar-

stellung die Ausgangslage für weitergehende Analysen bilden. Die Umsetzung der Maßnahmen 

und die Realisierung der Benefits können nicht allein an einer übergreifenden Stelle erfolgen. 

Vielmehr sind von den Ressorts die Perspektiven anzupassen und die Stakeholder für ihren 

Bereich konkreter zu bestimmen. Es empfiehlt sich, die Stakeholder-Perspektive für jede Maß-

nahme bzw. jedes IT-Projekt detailliert aufzubereiten und die Stakeholder mit ihren Benefits 

detailliert zu analysieren, beispielsweise anhand der Benefits-Typologie (vgl. Abschnitt 
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6.3.4.2). Dies trägt dann zur Planung, Steuerung und Kontrolle der Benefits eines IT-Projekts 

und damit der Leistung einer IT-Investition bei. 

Diesen Nachteilen stehen die Vorteile gegenüber, dass bei einer erweiterten BSC, welche Sta-

keholder berücksichtigt und die erwarteten Benefits dokumentiert, die Ziele nicht mehr abstrakt 

und losgelöst dargestellt sind, sondern konkret einem oder mehreren Stakeholdern zugeordnet 

werden. Ebenso werden Maßnahmen aufgezeigt und beteiligte Stakeholder diesen zugeordnet. 

Dies ermöglicht es, die jeweiligen Stakeholder bei der Umsetzung der Maßnahmen zur Zieler-

reichung mit einzubeziehen, so dass die Akzeptanz der Maßnahmen gesteigert werden kann, 

die Maßnahmen erfolgreich durchgeführt und von den Maßnahmen erwartete Benefits realisiert 

werden können. Der CIO bzw. die zentrale IT-Stelle als Verantwortliche für die Umsetzung 

einer landesweiten IT-Strategie nehmen zudem nicht nur ihre Sicht auf die Ziele wahr, sondern 

auch die Sicht anderer – interner wie externer – Stakeholder. Dies schafft Verständnis für un-

terschiedliche Sichten und ermöglicht es, konfliktäre Sichten, Ziele und Interessen durch die 

Stakeholder-Perspektive frühzeitig aufzudecken. Letztendlich können durch eine Beachtung 

der Stakeholder und die Realisierung der von diesen erwarteten Benefits die Akzeptanz der 

erstellten IT-Leistung, beispielsweise eines E-Government-Angebots, und somit die Nutzung 

gesteigert werden. Zuletzt kann die Stakeholder-Scorecard für IT- bzw. E-Government-Pro-

jekte herangezogen werden und das Projektmanagement um eine detaillierte Betrachtung und 

Analyse der Stakeholder erweitern. Hierdurch trägt die Stakeholder-Scorecard zur Lösung von 

Handlungsfeld 4 bei. 

6.5.2.2 Einsatz der Benefits-Typologie als IT-Controlling-Instrument 

Im Folgenden wird dargestellt, wie die in Abschnitt 6.3.4.2 vorgestellte Benefits-Typologie in 

das IT-Controlling integriert werden kann. Hierfür wird aufgezeigt, welche IT-Controlling-

Funktionen die Benefits-Typologie unterstützen kann. Betrachtet werden die in der Literatur 

und Fallstudie identifizierten Aufgaben und Funktionen der Planung, Prognose, Beratung, Steu-

erung und Kontrolle (vgl. Abschnitt 3.3.2 und Abschnitt 5.2.6). Zudem wird gezeigt, welche 

Steuerungsobjekte (vgl. Abschnitt 3.3.2 und Abschnitt 5.2.7) mit Hilfe der Benefits-Typologie 

analysiert werden können. 

Durch die Darstellung und Einordnung der Benefits in die Benefits-Typologie schafft diese 

Transparenz und ermöglicht weiterführende Analysen der Benefits. Die Realisierung der Be-

nefits kann auf Grundlage der Benefits-Typologie geplant werden. Die Benefits-Typologie 

schafft folglich die Grundlage für die Planung, indem sie Informationen zur Realisierbarkeit 

und Wichtigkeit der Benefits aus Sicht der Stakeholder liefert. Die durch die Benefits-Typolo-

gie festgelegte Bedeutung der Benefits kann in Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen, welche zur 

Planung von IT-Projekten dienen, übernommen werden. In Deutschland ist die WiBe im Ein-

satz. Eine Aufstellung weiterer Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen findet sich beispielsweise bei 

Jukic et al. (2013, S. 350). Beauftragte Benefits sollten demnach im Punktesystem der WiBe 

hoch gewichtet sein, während nicht-im-Fokus-stehende Benefits zwar erwähnt, aber nicht wei-

ter bewertet werden sollten. Den Projekterfolg gefährdende Benefits sollten ausführlich be-

schrieben werden. Die Schwierigkeit ihrer Realisierung sollte bereits vor Projektbeginn 

thematisiert werden. Kann-Benefits sind individuell, je nach ihrer Bedeutung aus der Einschät-

zung des Projektteams, im Punktesystem zu bewerten. Jukic et al. (2013) zeigen, dass sich die 
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ausführliche Betrachtung und Analyse der Benefits im Sinne einer ex-ante Evaluation, d. h. 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, positiv auf den Projekterfolg auswirken. 

Als IT-Controlling-Instrument dient die Benefits-Typologie ebenso zur Prognose. Basierend 

auf der Einordnung der Benefits in bestimmte Kategorien kann beispielsweise der Erfolg eines 

Projekts vorhergesagt werden. Sind viele Benefits als den Projekterfolg gefährdende Benefits 

klassifiziert, so wird das Projekt mit hoher Wahrscheinlichkeit von den Stakeholdern nicht als 

nutzenbringend wahrgenommen. Handelt es sich bei den Benefits hingegen um beauftragte Be-

nefits, so ist davon auszugehen, dass das Projekt erfolgreich sein wird, da alle von den Stake-

holdern erwarteten Benefits realisiert werden können. 

Durch die Transparenz, welche die Benefits-Typologie schafft, und durch die Visualisierung 

anhand der Matrix eignet sich die Typologie zur Beratung des IT-Managements bei der Ent-

scheidungsfindung zur Realisierung der Benefits. Diese Beratungsfunktion ist ein Hinweis da-

rauf, dass die Benefits-Typologie als Führungsunterstützungsinstrument eingesetzt werden 

kann. Die Benefits-Typologie ist zudem mit möglichen Strategien verlinkt, welche zur Reali-

sierung der Benefits angewandt werden können (vgl. Abschnitt 6.3.4.2). 

Die Steuerung der Benefits kann basierend auf der Transparenz der Benefits-Typologie erfol-

gen. Beauftragte Benefits sind beispielsweise zu realisieren und deren Realisierung ist zu kon-

trollieren. Zeigt sich, dass beauftragte Benefits nicht realisiert werden, so sind Maßnahmen 

festzusetzen, um die Benefits letztendlich zu realisieren. Hierfür ist es jedoch notwendig, dass 

die in der Typologie eingetragenen Benefits mit Kennzahlen versehen werden. Erst dann kann 

ein Abgleich von Soll und Ist stattfinden. Aus diesem Grund eignet sich die Benefits-Typologie 

nur bedingt als steuerndes IT-Controlling-Instrument. 

Auch bei der Funktion der Kontrolle liefert die Benefits-Typologie Informationen, welche Be-

nefits kontrolliert werden sollen. Sie liefert somit die Grundlage für die Kontrolle. Die Kon-

trolle selbst kann jedoch nicht mit der Benefits-Typologie durchgeführt werden. Für die 

Kontrolle sind die Erhebung des Ist-Zustands und die Festsetzung eines Soll-Zustands eine Vo-

raussetzung. Dies sollte anhand von festgesetzten Messkriterien oder deskriptiven Beschrei-

bungen erfolgen. Ein Ansatz hierfür wird in Abschnitt 6.5.2.3 vorgestellt. 

Das IT-Controlling wird in der Literatur in ein Controlling der IT-Projekte, der Produkte, der 

IT-Infrastruktur und des Portfolios unterteilt (Krcmar 2015, S. 498). Im Folgenden wird darge-

stellt, inwiefern die Benefits-Typologie diese Steuerungsobjekte unterstützen kann. Laut Ex-

perten der Landesverwaltung ist die Benefits-Typologie für die Darstellung der Benefits 

geeignet. Die Benefits-Typologie wurde am Beispiel eines E-Government-Projekts entwickelt 

(Greger et al. 2015b; Balta et al. 2015b). Es wurde hierdurch gezeigt, dass Benefits eines E-

Government-Projekts mit unterschiedlichen internen wie externen Stakeholdern dargestellt 

werden können. Es kann daraus geschlossen werden, dass die Benefits-Typologie sich ebenso 

für IT-Projekte innerhalb der Verwaltung wie die Einführung der E-Akte eignet, da in diesem 

Fall weniger Stakeholder beteiligt sind. Daraus lässt sich schließen, dass die Benefits-Typolo-

gie eine Erweiterung des bestehenden IT-Projekt-Controllings der Landesverwaltung darstellt. 

Die derzeitige Betrachtung von Kosten und Zeitaspekten kann durch die Betrachtung der Be-

nefits ergänzt werden. Dies führt dazu, dass der Kostenminimierung eine Nutzenmaximierung 
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gegenübersteht und E-Government- bzw. IT-Projekte umfassend geplant und gesteuert werden 

können sowie deren Erfolg prognostiziert werden kann. 

Der Einsatz der Benefits-Typologie ist jedoch nicht auf E-Government- oder IT-Projekte be-

schränkt. Vielmehr kann sie auch zur Planung von IT-Investitionen, z. B. in IT-Systeme oder 

die IT-Infrastruktur, sowie zum Controlling des Portfolios genutzt werden. So können die 

Benefits einer IT-Investition analog zu denen der IT-Projekte dargestellt, geplant und gesteuert 

werden. IT-Produkte der öffentlichen Verwaltung sind beispielsweise E-Government-Ange-

bote wie die vorausgefüllte Steuererklärung. Im Zuge der Fallstudie, welche der Entwicklung 

der Benefits-Typologie zugrunde lag (vgl. Greger et al. 2015b), konnte exemplarisch belegt 

werden, dass Benefits eines IT-Produkts mit der Benefits-Typologie untersucht werden können. 

Das Portfolio-Controlling kann durchgeführt werden, indem für mehrere geplante IT-Projekte 

eine Benefits-Typologie erstellt wird und diese Typologien miteinander verglichen werden. Ist 

eine Priorisierung notwendig, sollte bevorzugt das IT-Projekt ausgewählt werden, welches die 

meisten beauftragten Benefits hat oder welches sich am Besten in die Benefits-Typologien be-

stehender IT-Projekte einfügt bzw. diese im Sinne der Ziele der IT-Strategie ergänzt.  

Zusammenfassend kann die Benefits-Typologie die Planungs-, Prognose- und Beratungsfunk-

tion des IT-Controllings unterstützen. Hierbei ist sie nicht auf E-Government- bzw. IT-Projekte 

beschränkt, sondern kann auch für das Controlling der IT-Produkte, IT-Infrastruktur und des 

Portfolios eingesetzt werden. Auch wenn die Benefits-Typologie sich nur bedingt für die Steu-

erung und Kontrolle eignet, kann in der Benefits-Typologie dargestellt werden, ob ein Benefit 

umgesetzt wurde. Dies kann beispielsweise farblich durch ein Ampelsystem angezeigt werden: 

Ein bereits realisierter Benefit wird grün dargestellt; ein Benefit, der gerade realisiert wird, wird 

orange markiert und ein noch nicht realisierter Benefit wird rot gekennzeichnet. Hierdurch kann 

der Umsetzungsstand der Benefits dem IT-Management basierend auf der Benefits-Typologie 

einfach und klar kommuniziert werden. Laut Einschätzung der Experten kann die transparente 

Darstellung der Benefits die Kommunikation zwischen dem Projektteam und Auftraggeber, IT-

Management, zentraler IT-Stelle oder weiteren Stakeholdern des Projekts erleichtern. 

Die Ausführungen zeigen, dass die Benefits-Typologie sich als Führungsunterstützungsinstru-

ment eignet, mit dessen Hilfe geplant, gesteuert und die Erreichung der Benefits gemessen wer-

den kann. Aus diesem Grund kann die Benefits-Typologie als IT-Controlling-Instrument 

verwendet werden, welches das bestehende IT-Controlling der Landesverwaltung durch die 

Betrachtung der Leistung der IT in Form von einer Darstellung der Benefits weiterentwickelt. 

6.5.2.3 Ansatz zur Quantifizierung und Bewertung der Benefits 

Die Benefits-Typologie bildet die Ausgangslage zur Planung, Steuerung, Realisierung und 

Kontrolle der Benefits. Um basierend darauf ein IT-Controlling durchführen zu können, ist es 

notwendig, die Benefits mit Kennzahlen zu versehen, den Soll-Zustand festzusetzen und den 

Ist-Zustand zu erheben. Vorteile von der Zuordnung der Kennzahlen zu Benefits liegen darin, 

dass die Realisierung der Benefits durch Kennzahlen überwacht werden kann, dass Benefits 

hierfür identifiziert werden und dass das Management Maßnahmen basierend auf Informatio-

nen aus den Kennzahlen ergreifen kann (Bennington/Baccarini 2004, S. 26). Für den zu errei-

chenden Benefit ist dabei eine exakte Beschreibung notwendig, damit Kennzahlen gebildet 

werden können und letztendlich die Realisierung kontrolliert werden kann. Eine Beschreibung 
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in Form von „als Benefit wird Flexibilität erwartet“ ist schwer messbar zu machen. Hingegen 

kann der Benefit „gestiegene Flexibilität durch eine 24 Stunden / 7 Tage die Woche Zugriffs-

möglichkeit für den Bürger auf das E-Government-Angebot“ leichter überwacht und gesteuert 

werden. Wenn der Soll-Benefit derart exakt definiert ist, kann für die Erhebung des Ist-Benefits 

eine Kennzahl abgeleitet werden und die Realisierung des Benefits nicht nur geplant, sondern 

auch gemessen und kontrolliert werden. 

Beim Messen der Benefits sollen sowohl greifbare, harte (finanzielle) als auch nicht-greifbare, 

weiche Benefits gemessen werden (vgl. Abschnitt 6.3.2). Nicht-greifbare Benefits sind dabei 

schwer zu messen (Andresen et al. 2000, S. 59; Bennington/Baccarini 2004, S. 27). In der Li-

teratur wurden hierfür einige Ansätze entwickelt, welche darauf abzielen, Benefits zu quantifi-

zieren. Diese Ansätze wurden bereits in Abschnitt 6.3.4.3 vorgestellt und werden im Folgenden 

hinsichtlich ihrer Eignung für die Übertragbarkeit in das IT-Controlling der Landesverwaltung 

geprüft.  

Die Quantifizierung der Benefits anhand komplexer, mathematischer Formeln (Beer et al. 2013; 

Cilek et al. 2004) erscheint aufgrund ihrer Komplexität nicht für das IT-Controlling geeignet. 

Dies würde die Forderung nach einem einfachen, für alle verständlichen IT-Controlling nicht 

berücksichtigen. Zudem erscheinen die mathematischen Ansätze allgemein wenig praxistaug-

lich und nicht intuitiv.  

Weitere Ansätze beschäftigen sich mit einer Umrechnung der Zeitersparnis in monetäre Werte. 

Für eine derartige Umrechnung werden die durchschnittlichen Personalkosten nach Besol-

dungsgruppen herangezogen (Andersen/Medaglia 2008; Fromm et al. 2015b). Im IT-

Controlling der Landesverwaltung erfolgt die Berechnung der Personalkosten bereits basierend 

auf den durchschnittlichen Personalkosten. Zudem wird das Personal nach Besoldungsgruppen 

kategorisiert. Für eine Umrechnung der Zeitersparnis innerhalb der öffentlichen Verwaltung 

liegen die durchschnittlichen Personalkosten nach Besoldungsgruppen demnach bereits vor. 

Folglich ist die Umrechnung der Zeitersparnis in monetäre Werte in der Landesverwaltung 

leicht möglich. 

Das von Amberg et al. (2005) entwickelte Template für die Bestimmung des Werts von E-

Government kann auf die Quantifizierung der Benefits übertragen werden. Dieses Template 

besitzt große Übereinstimmung mit der in Abschnitt 6.3.4.2 vorgestellten Benefits-Typologie, 

indem es die grobe Einschätzung der Benefits in der Benefits-Typologie mit einem exakten 

Punktesystem hinterlegt. Somit kann es als Ergänzung der Benefits-Typologie angesehen wer-

den, indem es die visuelle Darstellungsform der Benefits-Typologie erweitert und in ein Punk-

tesystem überträgt. Eine Übertragung in die Landesverwaltung ist daher möglich. Jedoch ist 

anzumerken, dass die Einteilung in eine Punkteskala von 1 bis 10 laut Experten der Fallstudie 

von Greger et al. (2015b) als nicht zielführend angesehen wird. Die Experten hoben den Vorteil 

der Benefits-Typologie hervor, dass eine grobe Einteilung in wichtig bzw. unwichtig vorge-

nommen werden kann. Daher ist eine Anpassung des Template zielführend, um die Einfachheit 

der Benefits-Typologie beizubehalten. Daher erfolgt eine Einteilung der Punkte in beispiels-

weise nicht wichtig, mäßig wichtig / mittel, wichtig und sehr wichtig. 
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Für die Planung der Benefits und die Bewertung der Wichtigkeit eines Benefits wird die Be-

nefits-Typologie um ein Benefits Template ergänzt. Dieses Template basiert auf dem Template 

von Amberg et al. (2005). Um die Bewertung der Benefits intuitiv und einfach zu halten und 

an die Einteilung in der Benefits-Typologie anzupassen, wird eine vierstufige Skala zur Evalu-

ation der Bedeutung der Benefits gewählt (nicht wichtig, mittel, wichtig, sehr wichtig). Zudem 

wird die Bedeutung der Stakeholder auf einer vierstufigen Skala angegeben (nicht wichtig bis 

sehr wichtig). Um die Einschätzung der Benefits mit der Kontrolle ihrer Realisierung zu ver-

knüpfen, werden im Template die zu einem Benefit zu erhebenden Kennzahlen eingetragen. 

Abbildung 35 zeigt das erweiterte Benefits Template.  

In diesem beispielhaften, erweiterten Benefits Template sind fünf Stakeholder (Stakeholder A 

bis E) mit den Benefits, welche diese jeweils wahrnehmen, eingetragen. Die Stakeholder und 

Benefits sind beispielhaft bewertet und die Realisierungsnotwendigkeit ist für jeden Benefit 

berechnet. Beispielsweise handelt es sich bei Stakeholder A um einen sehr bedeutenden Stake-

holder, der daher mit der Wertigkeit 4 bewertet wurde. Für diesen wurden vier Benefits (Benefit 

A1 bis A4) identifiziert, deren Wertigkeit 1, 3 und 4 beträgt. Durch Multiplikation ergeben sich 

die Realisierungsnotwendigkeiten entsprechend mit 4 (Benefit A4), 12 (Benefit A2 und A3) 

und 16 (Benefit A1). Jeder Benefit erhält eine kurze Beschreibung. Zudem werden jedem Be-

nefit die Kennzahlen zugeordnet, mit welchen dessen Erreichung verfolgt werden kann.  
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Abbildung 35: Benefits Template basierend auf der Benefits-Typologie 

Quelle: Eigene Darstellung 

Nicht wichtig

(1)

Mittel

(2)

Wichtig

(3)

Sehr wichtig

(4)

Stakeholder A

Benefit A1 x 16 Beschreibung Benefit A1
* Kennzahl A11

* Kennzahl A12

Benefit A2 x 12 Beschreibung Benefit A2 Umfrage mit Likert-Skala

Benefit A3 x 12 Beschreibung Benefit A3 * Kennzahl A31

Benefit A4 x 4 Beschreibung Benefit A4 * Kennzahl A41

Stakeholder B

Benefit B1 x 16 Beschreibung Benefit B1 * Kennzahl B11

Benefit B2 x 8 Beschreibung Benefit B2 * Kennzahl B21

Stakeholder C

Benefit C1 x 9 Beschreibung Benefit C1
* Umfrage mit Likert-Skala

* Kennzahl C11

Benefit C2 x 6 Beschreibung Benefit C2
* Kennzahl C21

* Kennzahl C22

Benefit C3 x 3 Beschreibung Benefit C3 * Kennzahl C31

Stakeholder D

Benefit D1 x 6 Beschreibung Benefit D1 * Kennzahl D11

Benefit D2 x 6 Beschreibung Benefit D2
* Kennzahl D21

* Kennzahl D22

Stakeholder E

Benefit E1 x 4 Beschreibung Benefit E1

* Kennzahl E11

* Kennzahl E12

* Kennzahl E13

Benefit E2 x 3 Beschreibung Benefit E2 * Kennzahl E21

Benefit E3 x 3 Beschreibung Benefit E3 * Umfrage mit Likert-Skala

Benefit E4 x 2 Beschreibung Benefit E4
* Kennzahl E41

* Kennzahl E42
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und deren 
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Evaluation der Bedeutung der Benefits (E) Bedeutung der 
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Realisierungs-

notwendigkeit 

(E x W)

Beschreibung des

Benefits
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Das entwickelte Benefits Template weist eine Ähnlichkeit mit dem Benefits Review Plan in 

PRINCE2 (OGC 2009) auf. Ein Unterschied ist, dass die zur Realisierung der Benefits benötig-

ten Maßnahmen nicht in das Benefits Template übernommen wurden. Zudem weist das Be-

nefits Template im Gegensatz zum Benefits Review Plan die Bedeutung des Benefits für einen 

Stakeholder sowie die Bedeutung eines Stakeholders für die Realisierung der IT-Investition 

explizit aus. Basierend auf dem Benefits Template und der Benefits-Typologie können die Pla-

nung und Prognose der Benefits verbessert werden. Zudem können Abweichungen in der Be-

deutung eines Benefits oder im Einfluss eines Stakeholders markiert werden. Zuletzt 

dokumentiert das Benefits Template, welche Kennzahlen einem Benefit zugeordnet sind. Um 

die Kennzahlen zum Messen der Benefits strukturiert zu beschreiben, sollte für jeden Benefit 

ein Steckbrief angelegt werden, in welchem der Benefit beschrieben wird, Stakeholder zuge-

ordnet werden und Kennzahlen mit der Datenquelle aufgeführt werden (vgl. Abschnitt 6.3.4.1). 

Zudem sind die Kennzahlen wiederum in eigenen Kennzahlensteckbriefen zu definieren. Um 

Einheitlichkeit zu gewährleisten, empfiehlt es sich, diese Kennzahlensteckbriefe für Benefits 

analog den Steckbriefen der IT-Controlling-Kennzahlen aufzubauen. 

Basierend auf diesen Erkenntnissen und dem Benefits Template wird nun ein Ansatz zum 

Quantifizieren und Aufzeigen des Nutzens in der Landesverwaltung vorgestellt. Es empfiehlt 

sich, zuerst den greifbaren Nutzen mit Kennzahlen zu versehen und anschließend den nicht-

greifbaren Nutzen durch Quantifizierungsansätze, z. B. Punktesysteme oder auf Umfragen ba-

sierende Notenskalen, zu bewerten. Dieser Ansatz basiert folglich auf drei Schritten: 

1. Zuerst sind die greifbaren Benefits zu quantifizieren und Kennzahlen festzulegen. Be-

nefits, welche sich monetär ausdrücken lassen, sind demnach zuerst zu bestimmen. Bei-

spiele hierfür sind die Höhe der Einsparungen bei Personalkosten oder die Höhe der 

Einsparungen bei Sachkosten, wie Hardware oder Software.  

2. Anschließend sind diejenigen Benefits, welche mit Zeiteinsparungen verbunden sind, 

in monetäre Werte zu übersetzen. Hierbei ist das Vorgehen analog Andersen/Medaglia 

(2008) oder Fromm et al. (2015b) anzuwenden, indem die Zeitersparnis mit dem Durch-

schnittslohn multipliziert wird. Der Durchschnittslohn eines Mitarbeiters der öffentli-

chen Verwaltung wird aus den durchschnittlichen Personalkosten der Besoldungsstufen 

berechnet. Der Durchschnittslohn eines Bürgers kann von veröffentlichten Informatio-

nen des Statistischen Bundesamts übernommen werden. Die Übersetzung quantitativer 

oder nicht-greifbarer Benefits in finanzielle Benefits ermöglicht es, die Benefits mit 

Kosten zu vergleichen.  

3. Abschließend sind qualitative Benefits derart zu beschreiben, dass diese entweder an-

hand einer Noten- oder Punkteskala oder quantitativer Kennzahlen abgebildet werden 

können. 

Für jeden Benefit sind Kennzahlen festzusetzen. Es ist zu empfehlen, dass ein Benefit maximal 

durch fünf Kennzahlen dargestellt wird. Diese Kennzahlen bilden die Grundlage für die Steue-

rung und Kontrolle der Realisierung der Benefits. Die Kennzahlensteckbriefe für die Benefits 

sind in einer zentralen Datenbank zu speichern, um allen Beteiligten Zugriff auf diese zu geben. 
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Dies gewährleistet auch die fortwährende Fortschreibung und Qualitätssicherung der Steck-

briefe. Ebenso sind die Beschreibungen über die Benefits (Benefits-Steckbriefe) in dieser Da-

tenbank zu speichern. 

Tabelle 33 zeigt beispielhaft Kennzahlen zum Messen der Benefits. Als Benefits wurden dieje-

nigen Benefits verwendet, welche im Zuge eines beispielhaften E-Government-Projekts erho-

ben wurden (Greger et al. 2015b, S. 36 f.). Es zeigt sich, dass die meisten Benefits mit konkreten 

Kennzahlen versehen werden können und nur bei äußert wenigen Kennzahlen – zusätzlich – 

auf beispielsweise Zufriedenheitsumfragen zurückgegriffen werden muss. Somit ist bei den 

meisten Benefits eine Erhebung des Ist-Zustands und ein Abgleich mit einem vorab fest defi-

nierten Soll-Zustand möglich. Um Soll- und Ist-Zustand bei Umfragen vergleichen zu können, 

sollte bei den Umfragen eine Einschätzung in Form von Likert-Skalen oder Schulnoten vorge-

nommen werden. Eine derart gestaltete Umfrage ermöglicht es, qualitative Meinungen auf einer 

Skala abzubilden. Hierdurch kann dann der Ist-Zustand anhand des Bewertungsschemas erho-

ben und mit einem Soll-Zustand, z. B. Schulnote 1 ist zu erreichen, verglichen werden. Um die 

Umfragen nicht zu zeit- und personalintensiv zu gestalten, empfiehlt sich beispielsweise nach 

Nutzung der E-Government-Angebote den Bürgern die Möglichkeit zu geben, an einer kurzen 

Umfrage teilzunehmen. Diese Umfragen können dann an zentraler Stelle ausgewertet und den 

jeweiligen Ressorts zur Verfügung gestellt werden. 

Benefit Kennzahlenvorschlag 

Bessere Serviceorientie-

rung 

Anzahl der angebotenen Services im Servicekatalog 

Digitalisierung 

 

Anzahl der digital angebotenen Services im Verhältnis zur Anzahl der 

nicht-digital angebotenen Services 

Flexibilität 

 

Anzahl der Zugriffe auf ein E-Government-Angebot pro Stunde,  

Anzahl der Zugriffe auf ein E-Government-Angebot am Wochenende 

Höhere Datenqualität 

 

Anzahl der fehlerhaft abgegebenen Unterlagen im Verhältnis zur An-

zahl der ohne Fehler abgegebenen Unterlagen  

Imagegewinn 

 

Anzahl Nutzerzahlen, 

Umfrage zur Zufriedenheit 

Personaleinsparung 

 

Anzahl der eingesparten Mitarbeiter, 

Kosten des eingesparten Personals 

Plausibilitätsprüfung  

 

Anzahl der E-Government-Angebote, bei denen eine Plausibilitätsprü-

fung automatisch durchgeführt wird, 

Dauer der eingesparten Zeit 

(Prozess-) Effizienz 

 

Dauer der eingesparten Zeit, 

Anzahl der notwendigen Arbeitsschritte 

Reduktion von Aufwand Dauer der eingesparten Zeit, 

Anzahl der notwendigen Arbeitsschritte 

Transparenz 

 

Umfrage zur Zufriedenheit der Bürger mit der Transparenz 

Vereinfachung 

 

Anzahl der notwendigen Arbeitsschritte, 

Dauer der eingesparten Zeit, 

Anzahl der zum Zugriff auf die Daten notwendigen Schritte 
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Benefit Kennzahlenvorschlag 

Vollständigkeit der Daten Dauer der eingesparten Zeit für Korrekturanfragen, 

Anzahl der noch selbst auszufüllenden Daten im Verhältnis zur Anzahl 

der bereits vorausgefüllten Daten 

Wettbewerbsvorteil Anzahl der Unternehmen, welche die Funktionen eines E-Government-

Angebots übernehmen, 

Umfrage bei diesen Unternehmen mit Bewertung des erzielten Wett-

bewerbsvorteils 

Tabelle 33: Kennzahlenvorschläge für beispielhafte Benefits eines E-Government-Pro-

jekts 

Quelle: Eigene Darstellung 

Zuletzt ist anzumerken, dass das Benefits Template sowie der Ansatz zur Übersetzung von 

Zeiteinsparungen in monetäre Werte in die WiBe übertragen werden können. Die Kategorie der 

Einsparungen bei Personal der WiBe kann durch die Zeiteinsparungen konkretisiert werden. 

Zudem kann durch die Berücksichtigung der Zeiteinsparung bei Bürgern die bislang beste-

hende, interne Betrachtung des monetären Nutzens um eine externe Betrachtung mit dem Bür-

ger als externen Stakeholder erweitert werden. Ebenso empfiehlt sich eine Erweiterung der 

WiBe um die Aufnahme unterschiedlicher Stakeholder. Dies kann beispielsweise dadurch ge-

schehen, indem neben einer Beschreibung der Benefits anzugeben ist, von welchem Stakehol-

der der Benefit erwartet wird und wie hoch der Einfluss des Stakeholders auf das Projekt ist. 

6.5.3 Erweiterung und Anpassung des Benefits Management-Prozesses 

Um IT-Controlling um eine Betrachtung der Benefits zu erweitern, ist der Benefits Manage-

ment-Ansatz in die Landesverwaltung einzuführen. Hierfür sind die Benefits Management-Pro-

zessschritte zu etablieren und in den IT-Controlling-Prozess, soweit möglich, zu integrieren. Im 

Folgenden erfolgt ein Vergleich der IT-Controlling- und Benefits Management-Prozesse sowie 

eine Erweiterung der Prozesse. 

Eine Analyse der Prozessmodelle des Benefits Managements (vgl. Abschnitt 6.3.3) zeigt, dass 

die Prozessmodelle sich am Plan-Do-Check-Act-Zyklus ausrichten (Love et al. 2014, S. 2). 

Dieser Zyklus findet sich auch im IT-Controlling der Landesverwaltung (vgl. Abschnitt 

5.2.3.2). Ein solches Vorgehen ist daher bekannt. Während das IT-Controlling einmal jährlich 

durchgeführt wird und der IT-Controlling-Prozess sich daher über ein Jahr erstreckt, ist der 

Benefits Management-Prozess eng mit dem Steuerungsobjekt (z. B. IT-Investitionen, IT-

Projekte, IT-Infrastrukturen oder IT-Systeme) verbunden. Je nach Dauer der Einführung des 

Steuerungsobjekts dauert auch der Benefits Management-Prozess. Zudem endet der Prozess 

nicht zwangsläufig mit der Einführung des Steuerungsobjekts, da oftmals die tatsächliche Rea-

lisierung der Benefits von den Stakeholdern nach dem Projekt wahrgenommen wird. Nach der 

Einführung eines IT-Systems sollte der Evaluationsprozess der Benefits daher dem IT-

Controlling-Prozess angepasst und jährlich eine Evaluation des Nutzens durchgeführt werden. 

Jedoch ist kritisch anzumerken, dass dies aufgrund Ressourcenknappheit in der öffentlichen 

Verwaltung (z. B. Zeit, Mitarbeiter oder Haushaltsmittel) und der großen Anzahl an unter-

schiedlichen IT-Investitionen oder IT-Projekten nicht für alle IT-Investitionen und IT-Projekte 

durchgeführt werden kann. Hierfür bieten sich zwei Lösungsmöglichkeiten an: Erstens kann 

die fortwährende ex-post Evaluation der Benefits speziell für ausgewählte IT-Projekte oder IT-
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Investitionen erfolgen. Hierbei kann es sich beispielsweise um sehr große IT-Projekte oder Pro-

jekte mit einer großen Anzahl externer Stakeholder handeln. Der Erfolg dieser Projekte – dar-

gestellt durch das Realisieren der Benefits – kann dann für Marketingzwecke und zum Steigern 

des Images der öffentlichen Verwaltung genutzt werden. Zweitens können das Benefits Ma-

nagement und die Evaluation schwerpunktmäßig bei der Neueinführung von Systemen genutzt 

werden, um zu identifizieren, ob die erwarteten Benefits realisiert werden. 

Der in Literatur und Praxis am häufigsten verwendete Benefits Management-Prozess basiert 

auf dem Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodell. Aufbauend auf den Erkenntnissen 

dieser Arbeit kann dieses Prozessmodell in den Phasen Plan, Check und Act wie folgt erweitert 

werden: 

 Plan: Die Planungsphase setzt sich aus zwei Schritten zusammen: (1) der Identifikation 

und Klassifikation der Benefits sowie (2) der Planung der Realisierung der Benefits. (1) 

Das Benefits Management-Prozessmodell startet explizit mit der Identifikation und 

Analyse der Stakeholder hinsichtlich ihres Einflusses auf das Projekt. Darauf aufbauend 

werden erst die Benefits identifiziert und klassifiziert. Zudem wird bestimmt, welche 

Bedeutung ein Benefit für den jeweiligen Stakeholder hat und inwieweit der Benefit 

durch die öffentliche Verwaltung zu realisieren ist. Basierend auf diesen Informationen 

kann der Benefit dann in die Benefits-Typologie eingeordnet und das Benefits Template 

ausgefüllt werden. Zudem werden die Benefits-Steckbriefe erstellt und in der zentralen 

Datenbank abgelegt. (2) Anschließend beginnt erst die Planung der Realisierung der 

Benefits. Hierfür wird basierend auf den Informationen der Benefits-Typologie und des 

Benefits Templates ein Realisierungsplan aufgestellt. Zudem erfolgt eine Einordnung 

der identifizierten Stakeholder und deren erwarteten Benefits in die Stakeholder-Per-

spektive der BSC. Begleitet wird dieser Schritt von dem Erstellen der Kennzahlensteck-

briefe für die Benefits und einer Aktualisierung der Benefits-Steckbriefe. 

 Check: Die Evaluierung und Überprüfung der Benefits erfolgt basierend auf den fest-

gesetzten Kennzahlen und Umfrageergebnissen. Hierbei ist festzusetzen, wer für die 

Evaluation verantwortlich ist und in welcher Frequenz evaluiert wird. Kennzahlen der 

Benefits sind dabei nur mit Interpretationen versehen in Berichten darzustellen. 

 Act: Wird während der Phase Check eine Abweichung zwischen tatsächlich realisierten 

und erwarteten Benefits durch den Benefits-Controller bemerkt, so hat der Benefits-

Manager Maßnahmen zu ergreifen, um den Benefits-Realisierungsplan einzuhalten. Bei 

Bedarf ist der Benefits-Realisierungsplan anzupassen. Zudem sollten Benefits-Control-

ler und Benefits-Manager gemeinsam in regelmäßigen Abständen überprüfen, ob wei-

tere Benefits entstanden sind, ob weitere Stakeholder dem Projekt hinzugeordnet 

werden können oder ob sich die Bedeutung eines Benefits bzw. der Einfluss eines Sta-

keholders im Zeitverlauf geändert hat. 

Tabelle 34 ordnet die beschriebenen Prozessschritte dem Plan-Do-Check-Act-Zyklus zu und 

zeigt auf, inwiefern das bestehende Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodell erweitert 

wird. 
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Phase Cranfield’s Benefits Management-

Prozessmodell (Lin/Pervan 2001, S. 

18 f.) 

Erweiterung des Cranfield’s Benefits 

Management-Prozessmodells 

Plan  Identifikation und Klassifikation der 

Benefits 

 Planung der Realisierung der Benefits 

 Identifikation und Klassifikation der Be-

nefits 

o Identifikation der Stakeholder 

o Identifikation und Klassifikation der 

Benefits 

o Identifikation des Einflusses der 

Stakeholder 

o Identifikation der Wichtigkeit der 

Benefits 

o Identifikation der Realisierungsfä-

higkeit der Benefits 

o Einordnung der Benefits in die Be-

nefits-Typologie und Ausfüllen des 

Benefits Templates 

o Erstellen der Benefits-Steckbriefe 

 Planung der Realisierung der Benefits 

o Aufstellen eines Realisierungsplans 

basierend auf der Benefits-Typolo-

gie und Business Cases 

o Einordnen der Benefits in die Stake-

holder-Perspektive der BSC 

o Aktualisierung der Benefits-Steck-

briefe 

o Erstellen von Kennzahlensteckbrie-

fen für die Benefits 

Do Ausführen des Benefits-Realisierungs-

plans 

 

Ausführen des Benefits-Realisierungsplans 

Check Evaluierung und Überprüfung der Ergeb-

nisse 

Evaluierung und Überprüfung der Benefits 

basierend auf Kennzahlen und Umfragen 

Act  Evaluierung und Überprüfung der Er-

gebnisse 

 Identifikation von möglichen, weite-

ren Benefits 

 Ergreifen von Maßnahmen bei einer Dis-

krepanz von tatsächlich realisierten zu 

erwarteten Benefits 

 Regelmäßige Identifikation von 

o möglichen, weiteren Benefits 

o weiteren Stakeholdern 

o geänderter Bedeutung der Benefits  

o geändertem Einfluss der Stakehol-

der 

Tabelle 34: Erweiterung des Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodells 

Quelle: Eigene Darstellung 
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6.5.4 Erweiterung der Rolle des IT-Controllers um Benefits Management  

Rollen lassen sich durch Fähigkeiten und Kompetenzen beschreiben. Dabei sind sowohl fach-

liche Kompetenzen als auch soziale Kompetenzen und Persönlichkeitsmerkmale zu beachten 

(Schuppan 2009, S. 62 f.). Eine Rolle ist nicht zwangsläufig gleichzusetzen mit einer im Stel-

lenplan der öffentlichen Verwaltung beschriebenen Stelle. Zudem kann ein Stakeholder meh-

rere Rollen einnehmen. Im Folgenden werden die um Benefits Management erweiterten Rollen 

des IT-Controllings mit ihren Fähigkeiten und Kompetenzen beschrieben. 

6.5.4.1 Beschreibung der Rolle des IT-Controllers 

Laut Becker et al. (2016, S. 9 f.) gehört der IT-Controller zu jenen Rollen, die im Zuge der 

Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung innerhalb der Verwaltung zu etablieren sind. Der 

IT-Controller wird – neben beispielsweise dem CIO, dem IT-Architekten oder dem IT-

Projektmanager – in die Kategorie der gestaltenden Rollen mit IT-Managementaufgaben ein-

geordnet. Diese Gestalter sind im IT-Bereich angesiedelt, nehmen eine strategische Perspektive 

ein und planen und steuern den IT-Einsatz (Becker et al. 2016, S. 9 f.). Die Aufnahme des IT-

Controllers in die für die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung wichtigen Rollen zeigt 

die Bedeutung des IT-Controllers für die öffentliche Verwaltung. Aus diesem Grund wird die 

Rolle des IT-Controllers im Folgenden umfassend beschrieben. Hierbei wird zudem Hand-

lungsfeld 3 (detaillierte Analyse der Rolle des IT-Controllers und der am IT-Controlling betei-

ligten Stakeholder) adressiert. 

Laut Kütz (2013, S. 89) hat ein IT-Controller meist eine akademische Ausbildung sowie prak-

tische Erfahrung im IT-Umfeld. Die akademische Ausbildung fand dabei in der Betriebswirt-

schaftslehre, Wirtschaftsinformatik, Informatik oder ähnlichen Studiengängen statt (Barth et al. 

2009, S. 9). Er ist meist kein Berufseinsteiger, sondern kann auf Erfahrungen in Projektarbeit 

sowie im IT-Betrieb zurückgreifen (Kütz 2013, S. 88). Bei den IT-Controllern der zentralen IT-

Stelle zeigt sich, dass alle über Berufserfahrung verfügten, bevor sie als IT-Controller in der 

zentralen IT-Stelle der Landesverwaltung eingesetzt wurden. Die Berufserfahrung wurde dabei 

nicht zwingend im Bereich IT-Controlling gesammelt. Zudem zeigt sich, dass ein Großteil der 

IT-Controller eine akademische Ausbildung hat und die Haushaltsstelle in den höheren oder 

gehobenen Dienst eingeordnet ist. 

Aufgaben des IT-Controllers umfassen das Planen, Steuern und Überwachen des IT-Einsatzes 

und der IT-Bereitstellung sowie die Prognose und Beratung des IT-Managements (vgl. Ab-

schnitt 3.3.2). Zudem sind Berichte für das IT-Management, Abweichungsanalysen oder Wirt-

schaftlichkeitsbetrachtungen zu erstellen (Barth et al. 2009, S. 9; Becker et al. 2016, S. 64). Die 

Durchführung des IT-Projekt-Controllings ist ebenso als Aufgabe des IT-Controllers anzuse-

hen. Der IT-Controller gestaltet die IT-Strategie mit, indem er Informationen bereitstellt oder 

bei der Definition von Zielen und Soll-Vorgaben unterstützt. Bei Bedarf führt er ein IT-

Benchmarking durch. Speziellere Aufgabenfelder sind die Steuerung von Outsourcing-Maß-

nahmen oder das Controlling der Einhaltung von SLA-Verträgen (Barth et al. 2009, S. 9). 

Diese Aufgaben sind sowohl von den zentral angesiedelten IT-Controllern als auch von den IT-

Controllern der Ressorts wahrzunehmen Während der Controller der zentralen IT-Stelle jedoch 

übergreifende, landesweite IT-Projekte betrachtet, konzentrieren die Ressorts sich auf ressort-

eigene IT-Projekte. Die IT-Controller der zentralen IT-Stelle prüfen vielmehr, ob die von den 
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Ressorts geplanten IT-Projekte im Einklang mit der ressortübergreifenden IT-Strategie stehen. 

Zudem ist es die Aufgabe des zentral angesiedelten IT-Controllers, die Dienstleister zu steuern 

und Fragen der Verrechnung der Leistungen der Dienstleister an die Ressorts zu klären. Wäh-

rend die Ressorts ihr eigenes IT-Management oder die Amtsleitung über den IT-Bereich infor-

mieren und bei Entscheidungen im IT-Bereich beraten, informiert und berät die zentrale IT-

Stelle das zentrale IT-Management und den CIO. Ein IT-Benchmarking der Ressorts führt pri-

mär die zentrale IT-Stelle durch, während die Ressorts nachgeordnete Bereiche benchmarken 

können. Letztendlich entwickelt die zentrale IT-Stelle als Federführer das IT-Controlling weiter 

und stellt den Ressorts geeignete Methoden und Instrumente zur Verfügung. 

Fachliche Anforderungen eines IT-Controllers sind fachliche Kompetenz sowohl im Bereich 

Controlling als auch im Bereich der IT (Kütz 2013, S. 88). Zu den betriebswirtschaftlichen 

Kompetenzen zählen Kenntnisse in der Kostenrechnung und im Rechnungswesen, in der Un-

ternehmensplanung und Budgetierung sowie im Berichtswesen und in Kennzahlensystemen 

(Kütz 2013, S. 88). Zudem kennt er sich in quantitativen Analysetechniken und strategischen 

IT-Controlling-Instrumenten, wie der BSC, aus (Barth et al. 2009, S. 9). Kenntnisse in bilanz- 

handels- und steuerrechtlichen Vorschriften (Barth et al. 2009, S. 9) werden im Kontext der 

öffentlichen Verwaltung durch Kenntnisse im Haushalts- oder Beschaffungsrecht ergänzt 

(Becker et al. 2016, S. 64). Aus der Fallstudie konnte die Erkenntnis gewonnen werden, dass 

für die Budgetierung im Kontext der öffentlichen Verwaltung Kenntnisse im Haushaltswesen 

und in der Kameralistik bzw. Doppik zwingend erforderlich sind.  

Zudem benötigt der IT-Controller Kompetenzen, die über rein betriebswirtschaftliche (Control-

ling-) Kompetenzen hinausgehen. Nur so wird gewährleistet, dass er das IT-Management mit 

steuerungsrelevanten Informationen über den IT-Einsatz und die IT-Bereitstellung versorgen 

kann. Die Messung und Bewertung von IT-Leistungen und IT-Investitionen erfordern ebenso 

Kenntnisse im IT-Bereich oder grundlegende Kenntnisse der eingesetzten IT-Infrastrukturen 

und IT-Anwendungen. Des Weiteren sind Kenntnisse in der IT-Projektplanung und im IT-

Projekt-Controlling erforderlich (Kütz 2013, S. 88). IT-relevante Planungs- und Steuerungs-

prozesse sowie Planungs- und Steuerungsmethoden sind bekannt (Barth et al. 2009, S. 9). 

Grundlegende IT-Kenntnisse sowie Grundkenntnisse in gängigen ERP-Systemen und BI-Tools 

werden vorausgesetzt (Barth et al. 2009, S. 9; Becker et al. 2016, S. 64). Bei Becker et al. (2016, 

S. 64) werden des Weiteren Kompetenzen im Benefits Management als notwendige Kompetenz 

des IT-Controllers gelistet. Im Zuge der Arbeit wird dies bei der Rolle des Benefits-Controller 

in Abschnitt 6.5.4.2 näher erläutert. 

Die von Kütz (2013, S. 88) geforderten Sonderkenntnisse in internationalen Standards, wie die 

International Financial Reporting Standards (IFRS), sind für ein IT-Controlling in der öffentli-

chen Verwaltung nicht erforderlich. Ergebnisse der Fallstudie weisen darauf hin, dass der IT-

Controller der öffentlichen Verwaltung Kenntnisse in der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung benö-

tigt. So sollte die in Deutschland eingesetzte WiBe in ihrer aktuellen Version dem IT-Controller 

bekannt sein und IT-Investitionen oder IT-Projekte basierend auf der WiBe von ihm bewertet 

werden können. Weiterhin sollte er für die Projektplanung Projektvorhaben im Sinne eines 

übergreifenden IT-Portfoliomanagements einordnen können. Für das IT-Projekt-Controlling 
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sind darüber hinaus grundlegende Kenntnisse im V-Modell XT hilfreich. Schließlich sind ne-

ben diesen fachlichen Kompetenzen auch Kenntnisse der Verwaltungsstruktur und der Verwal-

tungsabläufe hilfreich. 

Küpper et al. (1990) merken an, dass „das Verhalten des Controllers [..] für den Erfolg seiner 

Tätigkeit entscheidend [ist]“ (Küpper et al. 1990, S. 289). Nur wenn er von allen Beteiligten 

(z. B. IT-Management oder Datenlieferanten) akzeptiert wird, kann er seinen Funktionen und 

Aufgaben gerecht werden und diese ausführen. Aus diesem Grund kommt neben den fachlichen 

Kompetenzen den sozialen Kompetenzen und Persönlichkeitsmerkmalen des IT-Controllers 

eine hohe Bedeutung zu (Küpper et al. 1990, S. 289). Dies wird in der öffentlichen Verwaltung 

umso wichtiger, da IT-Controlling es erforderlich macht, dass die Ressorts Informationen an 

eine übergreifende zentrale IT-Stelle weitergeben. Herrscht kein Vertrauensverhältnis vor, so 

werden IT-Controlling-Daten im schlimmsten Fall manipuliert. 

Als benötigte, soziale Kompetenzen des IT-Controllers lassen sich Kommunikationsfähigkeit 

(Küpper et al. 1990, S. 289; Kütz 2013, S. 88; Becker et al. 2016, S. 65), Kooperationsbereit-

schaft (Kütz 2013, S. 88; Becker et al. 2016, S. 65), Verhandlungsgeschick (Kütz 2006a, S. 76; 

Becker et al. 2016, S. 65), Teamfähigkeit (Becker et al. 2016, S. 65) und Konfliktmanagement-

fähigkeit (Küpper et al. 1990, S. 289) identifizieren. Daneben sollte ein IT-Controller laut Kütz 

(2013, S. 88) bzw. Barth et al. (2009, S. 9) über folgende Persönlichkeitsmerkmale verfügen: 

ganzheitliches, systematisches Denkvermögen, Abstraktionsvermögen, ausgeprägte analyti-

sche und konzeptionelle Fähigkeiten, Genauigkeit, Zielstrebigkeit, Motivation, Ausdauer, Ei-

geninitiative und selbstständiges Arbeiten, Frustrationsstabilität, Belastbarkeit sowie Neugier. 

Becker et al. (2016, S. 65) ergänzen diese Persönlichkeitsmerkmale um Veränderungs- und 

Weiterbildungsbereitschaft. Präsentations- und Moderationssicherheit sowie ein selbstsicheres 

Auftreten sind ebenso notwendig (Barth et al. 2009, S. 9). Dies kann zuletzt noch durch das 

Einfühlungsvermögen ergänzt werden (Küpper et al. 1990, S. 289). 

Die Rolle des IT-Controllers kann von IT-Führungskräften oder IT-Mitarbeitern ausgeübt wer-

den (Rudolph 2009, S. 235). Eine derartige Zuordnung der Rolle des IT-Controllers findet sich 

auch in der analysierten öffentlichen Verwaltung auf Landesebene und kann daher in die öf-

fentliche Verwaltung übernommen werden. 

6.5.4.2 Erweiterung der Rolle: Der IT-Controller als Benefits-Controller 

Wird Benefits Management als Führungsinformationsinstrument in die öffentliche Verwaltung 

übertragen, so ändert sich die Rolle des IT-Controllers. Die Rolle des IT-Controllers wird er-

weitert. Zusätzlich zu den Funktionen, Aufgaben und Kompetenzen des IT-Controllers erhält 

er weitere Aufgaben und benötigt weitere Kompetenzen, die auf das Benefits Management aus-

gerichtet sind. Der IT-Controller wird somit zum Benefits-Controller. Bei Bradley (2013, S. 

147) wird der Measure Owner kurz erwähnt, welcher eine ähnliche Rolle wie der Benefits-

Controller darstellt. Diese Rolle wird aber nicht näher hinsichtlich ihrer Aufgaben und benötig-

ten Kompetenzen ausgeführt. 

Der IT-Controller als Benefits-Controller unterstützt die Identifikation und Planung der Be-

nefits, z. B. durch Erstellen von Benefits-Steckbriefen, Einordnen in die Stakeholder-Scorecard 

oder Erstellen der Benefits-Typologie. Zudem ist er für das Monitoring der Benefits (Versehen 
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der Benefits mit Kennzahlen) verantwortlich: Die Identifikation der Stakeholder und deren er-

warteten Benefits werden zwar von der Fachseite vorgenommen (Hoch et al. 2005, S. 164), der 

Benefits-Controller liefert der Fachseite aber die Instrumente zur Bewertung der Benefits, z. B. 

Benefits-Typologie oder Benefits Template. Zudem unterstützt der Benefits-Controller die 

Fachseite und die Benefits-Manager beim Festsetzen von Benefits-Steckbriefen. Bei der Ana-

lyse der Ergebnisse der Benefits-Typologie, welche Auswirkungen auf den Benefits-Realisie-

rungsplan haben, kann der Benefits-Controller beratend tätig werden. Für die Bewertung und 

das Controlling der Benefits einer IT-Investition sollte ein unabhängiger Dritter heranzogen 

werden, welcher Kenntnisse vom Geschäftsbereich hat, aber nicht selbst am Projekt beteiligt 

ist. Der Benefits-Controller ist – aufgrund seiner Kenntnisse und Kompetenzen – hierfür geeig-

net. Die Aufgaben des IT-Controllers erweitern sich somit um das Monitoring der Benefits. 

Hierfür hat er Kennzahlen festzulegen, Abweichungsanalysen bei den Benefits durchzuführen 

und das Management hinsichtlich Maßnahmen zu beraten. Folglich ist der IT-Controller in sei-

ner Rolle als Benefits-Controller in den Phasen Plan, Check und Act des Prozessmodells (vgl. 

Abschnitt 6.5.3) beteiligt und unterstützt hierbei den Benefits-Manager. Benefits-Controller 

und Benefits-Manager arbeiten dabei – analog zum IT-Controller und dem IT-Manager – eng 

zusammen: Der Benefits-Controller versorgt den Benefits-Manager mit relevanten Führungs-

informationen. Basierend auf diesen Informationen kann der Benefits-Manager anschließend 

Entscheidungen treffen. 

Der Benefits-Controller der zentralen IT-Stelle setzt landesweit Methoden und Instrumente zur 

Identifikation und Strukturierung der Benefits sowie zu deren Bewertung fest. Zudem berät er 

die Ressorts bei der Durchführung des Benefits Managements. Benefits-Controller der zentra-

len IT-Stelle sind für die Planung und das Monitoring von Benefits bei übergreifenden IT-

Projekten verantwortlich. Für ressortinterne IT-Projekte ist der Benefits-Controller des Ressorts 

verantwortlich. Jedoch empfiehlt es sich, bei der zentralen IT-Stelle einen Pool an IT-

Mitarbeitern aufzubauen, welcher Benefits-Controller sowie Benefits-Manager vorhält. Diese 

können dann – bei Bedarf der Ressorts – unterstützend tätig werden und die Realisierung der 

Benefits planen und überwachen. Dies gewährleistet, dass der IT-Controller als Benefits-Con-

troller eine neutrale, dritte Person darstellt, welche unvoreingenommen die Realisierung der 

Benefits bewertet. Diese Empfehlung wird auch von Serafeimidis (2001b, S. 72) gegeben, wel-

cher ein Evaluationsgremium bestehend aus sowohl internen als auch externen Stakeholdern 

als wichtig erachtet. Schließlich kann die zentrale IT-Stelle das um Benefits Management er-

weiterte IT-Controlling unterstützen, indem sie den Ressorts für benötigte Umfragen zur Iden-

tifikation der Benefits Ressourcen, z. B. in Form von Budget oder zentral vorgehaltenem 

Personal, bereitstellt. Die Realisierung der Benefits basierend auf dem Benefits-Realisierungs-

plan und der Benefits-Typologie (Phase Do) fällt nicht in den Aufgabenbereich des Benefits-

Controllers, sondern in den des Benefits-Managers (vgl. Abschnitt 6.5.4.4).  

Die fachlichen Kenntnisse des IT-Controllers werden um Kenntnisse hinsichtlich Benefits Ma-

nagement erweitert. Um bei der Planung unterstützend oder beratend tätig werden zu können, 

sollen grundlegende Kenntnisse der Stakeholder-Analyse vorhanden sein. Der Benefits-Con-

troller soll Kenntnisse in der Stakeholder-Struktur und in möglichen Benefits besitzen. Kennt-

nisse der Instrumente des Benefits Managements, wie der Benefits-Typologie, dem Benefits 

Template oder dem Realisierungsplan, sollen vorhanden sein. Zudem sind Kenntnisse in E-
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Government-Angeboten und IT-Systemen notwendig, um deren Benefits beschreiben und über-

wachen zu können.  

Soziale Kompetenzen und Persönlichkeitsmerkmale erfahren kaum eine Änderung. Die benö-

tigte Kooperationskompetenz ist verstärkt notwendig, da die Verantwortung für Benefits Ma-

nagement nicht nur im IT-Bereich, sondern auch im Fachbereich liegt (Thorp 2001, S. 25). 

Folglich muss sich der IT-Controller nicht nur mit IT-Managern, sondern auch mit Managern 

des Fachbereichs austauschen. Eine Interaktion mit der Fachseite, mit Kunden (Bürger, Unter-

nehmen) oder dem Auftraggeber sind notwendig (Lubbe/Remenyi 1999, S. 152), um Benefits 

exakt in Benefits-Steckbriefen beschreiben zu können. Zudem ist bei der Planung und dem 

Monitoring der Benefits eine enge Zusammenarbeit mit IT-Projektleitern und IT-Portfolio-

managern notwendig.  

6.5.4.3 Value Management Office 

Um die Akzeptanz von Benefits Management zu erhöhen und die IT-Controller sowie das IT-

Management hinsichtlich Benefits Management zu schulen, empfiehlt sich der Aufbau eines 

Value Management Office. Dieses treibt die Einführung von Benefits Management maßgeblich 

voran, indem es die Vorteile des Benefits Managements kommuniziert und durch diese Kom-

munikation Werbung für dieses betreibt (Thorp 2001, S. 35). Die Bedeutung des Benefits Ma-

nagements sollte hierbei sowohl der Fachseite als auch dem IT-Bereich kommuniziert werden. 

Des Weiteren ist das Value Management Office für den Aufbau des für Benefits Management 

benötigten Know-hows im Sinne eines Kompetenzmanagements zuständig (Thorp 2001, S. 35). 

In Schulungen werden den IT-Controllern, aber auch dem IT-Management Instrumente und 

Abläufe des Benefits Managements vorgestellt. Während die IT-Controller zur Ausführung der 

Phasen Plan und Check geschult werden, ist das IT-Management darin zu schulen, die aus den 

Instrumenten gewonnenen Informationen zu verstehen und in Maßnahmen umzusetzen. Letzt-

endlich berät das Value Management Office Benefits-Controller, Benefits-Manager sowie bei 

Bedarf die Fachseite bezüglich des Benefits Managements (Thorp 2001, S. 35). Des Weiteren 

unterstützen die Mitarbeiter des Value Management Office bei Portfolioentscheidungen, bei 

der Ausgestaltung von Business Cases sowie bei der Überarbeitung von Evaluationskriterien 

(Thorp 2001, S. 35). In den Aufgabenbereich des Value Management Office fällt ebenso die 

Weiterentwicklung der Benefits Management-Prozesse und -Instrumente (Thorp 2001, S. 35). 

Es zeigt sich, dass das Value Management Office eine Unterstützungs- und Beratungsfunktion 

einnimmt. Dies ist ähnlich dem Aufgabenbereich der zentralen IT-Stelle der Landesverwaltung. 

Somit sollte das Value Management Office in der zentralen IT-Stelle angesiedelt werden. Da 

es sowohl IT-Controller als auch IT-Management hinsichtlich Benefits Management berät und 

unterstützt, stellt es eine übergreifende Klammer dar. Eine eindeutige Zuordnung zu entweder 

den IT-Controllern oder dem IT-Management ist nur schwer möglich. Aufgrund der Rollener-

weiterung des IT-Controllers sollte das Value Management Office im IT-Controlling angesie-

delt werden bzw. in bestehende IT-Controlling-Referate integriert werden. Dies würde auch die 

Position des IT-Controllers stärken. Neben der Interaktion mit dem übergreifenden IT-

Management und den IT-Verantwortlichen der Ressorts berät und schult das Value Manage-

ment Office IT-Projektleiter. 
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Während in der Einführungsphase des Benefits Managements der Aufgabenschwerpunkt in der 

Schulung besteht, kann sich das Value Management Office nach der Einführung auf die Bera-

tung sowie Weiterentwicklung der Prozesse, Methoden und Instrumente konzentrieren. Des 

Weiteren kann eine Aufgabenerweiterung hin zu einem Evaluationsgremium erfolgen, welches 

selbst bei großen E-Government- bzw. IT-Projekten als neutrale Instanz die Zielerreichung der 

Benefits – auch nach bereits abgeschlossenen Projekten – bewertet. Schließlich sollte das Value 

Management Office dabei unterstützen, die Leistung der IT adressatengerecht in Berichten dar-

zustellen und zu kommunizieren. 

6.5.4.4 Beschreibung der Rolle des Benefits-Managers 

Der Benefits-Controller interagiert mit dem Benefits-Manager, indem er dem Benefits-Mana-

ger Führungsinformationen hinsichtlich der Realisierung der Benefits bereitstellt. Aus diesem 

Grund wird der Benefits-Manager kurz vorgestellt.  

Ward/Daniel (2006, S. 144) oder Bradley (2013, S. 73) bezeichnen den für die Realisierung der 

Benefits Verantwortlichen als Benefits Owner. Sie weisen darauf hin, dass es mehrere Benefits 

Owner geben kann (Bradley 2013, S. 73). Beispielsweise könnte der Benefits Owner für alle 

Benefits eines Projekts verantwortlich sein oder je Benefit wird ein Benefits Owner definiert. 

Da im Zusammenspiel mit dem Benefits-Controller eine Managementfunktion sinnvoll er-

scheint, wird im Zuge der Arbeit der Begriff des Benefits Owners erweitert zu einem Benefits-

Manager, welcher sowohl für die Realisierung als auch das Management der Benefits verant-

wortlich ist. Folglich wird für jedes Projekt ein Benefits-Manager etabliert.  

Die Rolle des Benefits-Managers kann beispielsweise dem Projektauftraggeber, der Fachseite, 

den Managern der Geschäftsbereiche (Linienmanager), dem Programmmanager oder dem Pro-

jektteam selbst zugewiesen werden. Wichtig ist, dass zum Anfang eines Projekts klar festge-

setzt wird, wer die Aufgaben des Benefits-Managers übernimmt. Der Benefits-Manager ist 

verantwortlich für die Realisierung und das Management der Benefits. Er stellt den Realisie-

rungsplan auf und setzt Maßnahmen für die Realisierung der Benefits fest. Zudem analysiert er 

die vom Benefits-Controller erhaltenen Informationen. Hierfür legt er in Abstimmung mit dem 

Benefits-Controller die Häufigkeit der Erhebung des Umsetzungsstands der Benefits sowie die 

Häufigkeit der Berichte fest. Informiert der Benefits-Controller ihn über Abweichungen zwi-

schen Ist- und Soll-Zustand, so entscheidet der Benefits-Manager, ob und welche Maßnahmen 

zu ergreifen sind. 

Der Benefits-Manager besitzt praktische Erfahrungen in IT-Projekten und umfassende Kennt-

nisse im IT-Projektmanagement sowie im Benefits Management. Allgemeine Instrumente und 

Methoden des IT-Projektmanagements sowie des Benefits Managements sind ihm bekannt und 

er kann abwägen, welche Instrumente eingesetzt werden. Das V-Modell XT ist ihm sehr gut 

bekannt. Zudem kennt er mögliche Stakeholder und mögliche erwartete Benefits. Für das Ma-

nagement von Benefits interner Projekte sind Kenntnisse in den Verwaltungsstrukturen und 

Verwaltungsabläufen erforderlich. Soziale Kompetenzen des Benefits-Managers sind Füh-

rungs- und Managementkompetenz, Verhandlungsgeschick und Fähigkeiten im Konfliktma-

nagement. Diese Kompetenzen benötigt er, da er mit anderen Stakeholdern, z. B. Fach-

abteilungen oder externen Stakeholdern, interagieren muss.  
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6.5.5 Einführungsstrategie für Benefits Management 

Die Erweiterung des IT-Controllings um eine Darstellung und Bemessung der Benefits kann 

nicht ohne eine Einführung des Benefits Management-Ansatzes in die Landesverwaltung erfol-

gen. Aus diesem Grund wird eine Einführungsstrategie für das Benefits Management vorge-

schlagen, welche auf den Erkenntnissen der Einführung des IT-Controllings aufbaut. 

6.5.5.1 Auswahl der Einführungsstrategie 

Die Einführung des Benefits Managements kann in einem Top-Down-Ansatz, Bottom-Up-An-

satz oder in einer Kombination aus Top-Down- und Bottom-Up-Ansatz vorgenommen werden. 

Bei einem Top-Down-Ansatz erfolgt die Einführung von oben nach unten (Thommen/ 

Achleitner 2006, S. 879). Im Kontext der öffentlichen Verwaltung auf Landesebene heißt dies, 

dass die oberen Hierarchiestufen, d. h. die IT-Verantwortlichen der zentralen IT-Stelle und der 

Ressorts, entscheiden, Benefits Management einzuführen, und Instrumente, Prozesse und Ver-

antwortlichkeiten vorgeben. Im Gegensatz dazu erfolgt bei einem Bottom-Up-Ansatz die Ein-

führung von unten nach oben (Thommen/Achleitner 2006, S. 879). Übertragen auf den Kontext 

der öffentlichen Verwaltung auf Landesebene bedeutet dies, dass Benefits Management ausge-

hend von den unteren Hierarchiestufen und nachgeordneten Behörden eingeführt und gestaltet 

wird. Ein reiner Top-Down-Ansatz ohne Feedback-Möglichkeiten ist als kritisch anzusehen. 

Bottom-Up Feedback-Möglichkeiten sollten daher den Top-Down-Ansatz ergänzen 

(Nakamura et al. 2010, S. 598 f.). Die Einführung des IT-Controllings in der Landesverwaltung 

zeigt, dass der Auftrag zur Einführung zwar top-down vorzugeben ist, aber die Ausgestaltung 

unter Beteiligung aller Stakeholder erfolgen sollte. Da die zentrale IT-Stelle aufgrund ihrer feh-

lenden Weisungsbefugnis keine Top-Down-Vorgaben machen kann, ist ein reiner Top-Down-

Ansatz nicht umzusetzen. Übertragen auf die Einführung des Benefits Managements heißt dies, 

dass der Auftrag zur Einführung top-down gegeben werden sollte. Ein politischer Beschluss 

zur Einführung des Benefits Managements gibt der Einführung einen legitimen Auftrag, wel-

cher alle Ressorts betrifft. Zudem betrifft ein solcher Beschluss sowohl die IT- als auch die 

Fachseite und somit alle Stakeholder des Benefits Managements. Die Ausgestaltung des Be-

nefits Managements sollte dann unter Beteiligung aller Stakeholder erfolgen. Hierbei empfiehlt 

es sich, dass die zentrale IT-Stelle Vorschläge für Konzepte, Instrumente und Prozesse vorstellt 

und diese dann mit den restlichen Stakeholdern diskutiert und auf diesem Weg deren Feedback 

aufnimmt. 

Zudem ist zu entscheiden, ob die Einführung in einem „Bombenwurf“ vorgenommen oder ob 

eine Strategie der kleinen Schritte verfolgt werden soll. Bei einem „Bombenwurf“ werden neu 

entwickelte Konzepte oder einzuführende Instrumente wie eine Bombe in die gänzlich darauf 

unvorbereitete Organisation geworfen, um durch den Überraschungseffekt möglichen Wider-

stand zu verringern (Promberger 1995, S. 281). Konzepte und Instrumente werden infolgedes-

sen ohne Beteiligung der Stakeholder gestaltet und in einem einzigen Wurf eingeführt. Den 

Gegensatz zur Strategie des „Bombenwurfs“ bildet die Strategie der kleinen Schritte. Diese 

Strategie stellt einen systematischen, abgestuften Prozess dar, welcher Stakeholder mit einbe-

zieht, um verhaltenswissenschaftliche Aspekte zu berücksichtigen und hierdurch Widerstände 

abzubauen und die Akzeptanz zu fördern (Seidenschwarz 1992, S. 207). Für die Einführung 

des IT-Controllings in öffentliche Verwaltungen wird in der Literatur die Strategie der kleinen 

Schritte bevorzugt (Seidenschwarz 1992, S. 207; Schmidberger 1994, S. 101; Brüggemeier 
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1998, S. 127). Inselstrategien, d. h. eine isolierte Einführung des IT-Controllings in nur einzel-

nen Bereichen ohne ein übergreifendes Konzept, sind dabei abzulehnen. Pilotstrategien ermög-

lichen es, den Einsatz von Controlling in ausgewählten Bereichen unter einem übergreifenden 

Konzept zu testen. Sie unterstützen die Einführung, indem in ausgewählten Bereichen erste 

Erfahrungen gesammelt werden (Brüggemeier 1998, S. 128). Die Ergebnisse der Fallstudie zei-

gen, dass bei der Einführung des IT-Controllings eine Strategie der kleinen Schritte verwendet 

wurde. Bestehende Inselstrategien wurden aufgenommen und Best Practices davon sind in das 

übergreifende IT-Controlling-Konzept eingeflossen. Eine Pilotstrategie wurde nicht gewählt, 

aber die erste Erhebungsphase des IT-Controllings wurde als Testphase bezeichnet und die erst-

malig gesammelten Werte als Testdaten gekennzeichnet. Zudem zeigt die Fallstudie, dass auf-

grund der Komplexität und der großen Anzahl an unterschiedlichen Stakeholdern die 

Einführung des IT-Controllings einen relativ langen Zeitraum in Anspruch genommen hat. Die-

ses Phänomen der langen Einführungszeiträume wird auch in der Literatur beschrieben 

(Maly/Riedel 2014, S. 117). Für die Einführung des Benefits Managements soll daher ebenso 

die Strategie der kleinen Schritte unter Einbezug aller Stakeholder gewählt werden. Sofern be-

reits Benefits Management-Ansätze in den Ressorts der Landesverwaltung bestehen, sollen 

diese gesammelt und ggf. in das übergreifende, landesweite Benefits Management übernom-

men werden. Zudem soll im Benefits Management in Pilotprojekten Erfahrungen gesammelt 

werden, indem beispielsweise zuerst landesweite E-Government- oder IT-Projekte mithilfe des 

Benefits Managements durchgeführt werden. Zu beachten ist, dass die Einführung des Benefits 

Managements eine Fortentwicklung des IT-Controllings ist und als solche kommuniziert wer-

den kann. Daher wird – aus Sicht des IT-Controllers – nicht gänzlich Neues eingeführt, sondern 

das IT- (Projekt-) Controlling wird um die Darstellung und das Controlling der Benefits erwei-

tert. Da das Benefits Management jedoch nicht nur die IT-, sondern auch die Fachseite betrifft, 

ist eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen IT- und Fachseite, vor allem bei der Identifikation 

der Stakeholder und Benefits, gefordert.  

Um die Stakeholder des Benefits Managements an der Einführung und Gestaltung beteiligen 

zu können, sind diese zuerst zu identifizieren. Stakeholder in der Landesverwaltung sind die 

zentrale IT-Stelle und die IT-Verantwortlichen der Ressorts. Hierbei sind nicht nur die IT-

Controller einzubeziehen, sondern auch die jeweiligen IT-Manager bzw. IT-Projektleiter. Wäh-

rend der IT-Controller in seiner Rolle als Benefits-Controller sich mit der Planung und der 

Kontrolle bzw. Steuerung der Benefits beschäftigt, erstellt das IT-Management bzw. der IT-

Projektleiter konkrete Realisierungspläne und Business Cases oder ergreift Maßnahmen bei 

Abweichungen zwischen erwarteten und tatsächlich realisierten Benefits. Der gesamte Benefits 

Management-Ansatz ist somit nicht nur Aufgabe des IT-Controllers. Daneben sind Sachbear-

beiter der Fachbereiche als Kontakt zu Bürgern und Unternehmen am Benefits Management 

beteiligt, da sie Feedback zu erwarteten Benefits aufnehmen können. Die IT-Projektleiter sind 

dafür verantwortlich, dass der Benefits Management-Ansatz in IT-Projekte integriert wird.  
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6.5.5.2 Prozess der Einführung von Benefits Management  

Angelehnt an die Strategie der kleinen Schritte sowie an den Einführungsprozess des IT-

Controllings wird der Prozess der Einführung von Benefits Management in eine Landesverwal-

tung beschrieben. Dabei werden die bestehenden Organisationsstrukturen in Form der ressort-

prinzipgeprägten Governance beachtet.  

Der Einführung des Benefits Managements voraus geht eine Planungsphase, welche in etwa ein 

halbes Jahr in Anspruch nimmt. Ausgangspunkt für die Planungsphase sollte ein verbindlicher 

Auftrag an die zentrale IT-Stelle sein. Um die Verbindlichkeit eines solchen Auftrags für alle 

Ressorts zu gewährleisten, kann ein politischer Beschluss notwendig sein. Dies gewährleistet 

die Unterstützung des Top Managements und der Politik. In der Planungsphase ist primär die 

zentrale IT-Stelle involviert. Ziel sollte es sein, die Mitarbeiter der zentralen IT-Stelle auf das 

Benefits Management vorzubereiten, so dass die zentrale IT-Stelle während der Einführung als 

Promoter für Benefits Management auftreten kann. In der Planungsphase werden organisatori-

sche Rahmenbedingungen sowie Treiber und Hürden für Benefits Management in der Landes-

verwaltung identifiziert und analysiert. Es wird eine Einführungsstrategie festgelegt (vgl. 

Abschnitt 6.5.5.1) und die Stakeholder des Benefits Managements werden identifiziert und hin-

sichtlich ihres Einflusses analysiert. Des Weiteren sind Strategien für das Veränderungs-, Ak-

zeptanz- sowie Kommunikationsmanagement festzulegen.  

 Veränderungsmanagement: Im Zuge des Veränderungsmanagements werden Verän-

derungsprozesse durch Steuerungsmaßnahmen aktiv gestaltet (Plag 2007, S. 14). An der 

Veränderung beteiligte Stakeholder sind zu identifizieren und hinsichtlich ihres Unter-

stützungsgrades einzuordnen, z. B. Change Agents oder Promotoren (Plag 2007, S. 31 

ff.). Es sind Instrumente, wie Teamentwicklungs-Workshops, Survey-Feedback oder 

Konfrontationstreffen, festzulegen (Plag 2007, S. 35 ff.). 

 Akzeptanzmanagement: Das Akzeptanzmanagement ist Teil des Veränderungsmana-

gements. Es zielt darauf ab, Maßnahmen festzusetzen, welche den Widerstand der Sta-

keholder abbauen und die Akzeptanz der Veränderung fördern (Faul 2010, S. 122; 

Ellebracht et al. 2011, S. 98). Um Akzeptanz zu fördern, wird empfohlen, die Stakehol-

der frühzeitig einzubinden (Ellebracht et al. 2011, S. 100 ff.).  

 Kommunikationsmanagement: Die Kommunikation in Projekten kann als entschei-

dender Faktor für den Erfolg des Projekts angesehen werden (Freitag 2016, S. 24). Wird 

die Einführung des Benefits Managements als Projekt betrachtet, kann gefolgert wer-

den, dass für diese Einführung die Kommunikation entscheidend und ein Kommunika-

tionsmanagement notwendig ist. Hierbei sind Projektgrenzen in Form der beteiligten 

Stakeholder, der Regelungsgrad (formell versus informell), die Anzahl der beteiligten 

Personen, die Kommunikationsrichtung, die Initiative (pull versus push) sowie Formen 

und Medien festzusetzen (Freitag 2016, S. 200 ff.). 
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Der weitere Prozess der Einführung lässt sich in die Einführungs- und die Pilotphase untertei-

len. Beide Phasen werden im Folgenden mit ihren wichtigsten Schritten beschrieben. 

1. Einführungsphase: Die Einführungsphase schließt an die Planungsphase an. Sie um-

fasst – je nach Abstimmungsaufwand – einen Zeitraum von ein bis zwei Jahren. Die 

notwendigen Schritte dieser Phase werden im Folgenden beschrieben. 

Hinzuziehen positiv eingestellter Stakeholder: Die zentrale IT-Stelle stellt ausge-

wählten IT-Verantwortlichen der Ressorts, welche gegenüber IT-Controlling positiv 

eingestellt sind und Erweiterungen bzw. neuartigen Ansätzen grundsätzlich aufge-

schlossen gegenüberstehen, den Benefits Management-Ansatz in informellen Gesprä-

chen vor. Dieses Vorfühlen zielt darauf ab, ein erstes Stimmungsbild zu erhalten und 

aktive Mitstreiter zu identifizieren. Da die zentrale IT-Stelle keine Weisungsbefugnis 

besitzt, ist das Akquirieren weiterer Mitstreiter vor allem dann unabdingbar, wenn kein 

Auftrag von übergeordneter Stelle vorliegt. Liegt ein Auftrag von übergeordneter Stelle 

vor, so kann das Hinzuziehen positiv eingestellter Stakeholder dabei helfen, Zweck und 

Ziel des Einsatzes von Benefits Management zu schärfen. 

Auswahl einzuführender Benefits Management-Instrumente durch die zentrale 

IT-Stelle: Die zentrale IT-Stelle schafft sich einen Überblick über die Instrumente des 

Benefits Managements und baut Know-how in diesem Bereich auf. Im Zuge dessen 

wählen IT-Controller und IT-Manager der zentralen IT-Stelle Instrumente aus, welche 

sie für die Landesverwaltung als geeignet ansehen, um diese dann den IT-

Verantwortlichen vorzuschlagen. Um den Benefits Management-Ansatz im strategi-

schen, landesweiten IT-Controlling zu etablieren, wird die bestehende BSC angepasst 

und zur Stakeholder-BSC erweitert. Im Zuge dessen erfolgt eine Zuordnung von Be-

nefits zu den Zielen der IT-Strategie. 

Aufbau des Value Management Office: Mit dem Aufbau des Know-hows bezogen auf 

Benefits Management in der zentralen IT-Stelle wird das Value Management Office 

etabliert (vgl. Abschnitt 6.5.4.3). Diesem wird die Verantwortung für Benefits Manage-

ment übertragen. Die Zusammensetzung aus Mitarbeitern des IT-Managements und des 

IT-Controllings ermöglicht es, einen umfassenden Blick auf Benefits Management zu 

erhalten. 

Gestaltung des Benefits Management-Konzepts unter Beteiligung der IT-

Verantwortlichen der Ressorts: Nachdem die zentrale IT-Stelle Kompetenzen aufge-

baut und erste Vorschläge zu Benefits Management ausgestaltet hat, können diese als 

Grundlage für die Diskussion mit den IT-Verantwortlichen der Ressorts genutzt werden. 

Für die Diskussion eignet sich die Einberufung eines projektbezogenen Arbeitskreises, 

welcher sich sowohl aus dem Arbeitskreis IT-Controlling als auch aus weiteren Stake-

holdern, wie IT-Management, Fachseite oder Projektleiter, zusammensetzt. Dieser neu 

einberufene Arbeitskreis kann nach Einführung des Benefits Managements wieder auf-

gelöst werden. Zudem empfiehlt sich die Einrichtung eines Lenkungsausschusses, der 

bei Unstimmigkeiten zwischen den Stakeholdern als Eskalationsgremium dienen kann. 

Die Diskussion der Instrumente und Konzepte ermöglicht es, die Akzeptanz unter den 

Stakeholdern zu steigern und den Zweck des Benefits Managements zu kommunizieren. 
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Im Zuge des projektbezogenen Arbeitskreises zum Benefits Management ist der Prozess 

des Benefits Managements festzusetzen, zu verwendende Instrumente sind zu beschlie-

ßen und ein integrierendes Konzept ist zu erstellen. Zudem ist das Benefits Management 

in das IT-Controlling-Konzept zu integrieren. Es sind bestehende, ressortinterne An-

sätze zur Nutzenbewertung der IT mit einzubeziehen und auf ihre Übertragbarkeit in 

die anderen Ressorts zu prüfen. Zu beachten ist, dass dieser Prozessschritt bei Bedarf 

mehrere Iterationen beinhaltet. Die zentrale IT-Stelle bzw. das Value Management 

Office diskutieren die zu erstellenden Konzepte, nehmen Feedback der beteiligten Sta-

keholder auf und überarbeiten basierend auf den Diskussions- und Feedbackpunkten die 

Konzepte. 

Festlegen der Verantwortlichkeiten im Benefits Management-Prozess: Am Benefits 

Management sind unterschiedliche Stakeholder in unterschiedlichen Phasen beteiligt, 

z. B. Auftraggeber bei der Planung, Benefits-Manager bei der Planung, der Realisierung 

und dem Ergreifen von Maßnahmen oder Benefits-Controller bei der Planung und dem 

Monitoring. Um die Interaktionen zwischen diesen Stakeholdern strukturiert ablaufen 

zu lassen, sind die Verantwortlichkeiten zwischen diesen Stakeholdern festzulegen und 

Kommunikationsstrukturen zu etablieren. Parallel hierzu ist festzulegen, wann die zent-

rale IT-Stelle von den Ressorts über die IT-Projekte und IT-Investitionen informiert 

wird. Kriterien hierfür sind in Zusammenarbeit zwischen der zentralen IT-Stelle und 

den Ressorts auszuarbeiten. 

Durchführen von Schulungen im Benefits Management: Begleitend zum Einfüh-

rungsprozess sind die IT-Verantwortlichen der Ressorts sowie Projektleiter durch das 

Value Management Office zu schulen (vgl. Abschnitt 6.5.4.3). Schulungsinhalte können 

die Bewertung des IT-Nutzens bzw. der IT-Leistung, der Prozess des Benefits Manage-

ments, Instrumente des Benefits Managements oder der Einsatz von Benefits Manage-

ment in anderen Verwaltungen sein. Zudem können in diese Schulungen Vorträge 

integriert werden, in welchen die IT-Verantwortliche der Ressorts über ressortinterne, 

bestehende Ansätze im Bereich Nutzenbewertung der IT berichten können. 

Abnahme des Benefits Management-Konzepts durch den Lenkungsausschuss: Die 

Abnahme des Benefits Management-Konzepts durch den Lenkungsausschuss gewähr-

leistet, dass das Benefits Management-Konzept von allen beschlossen ist. Nach der Ab-

nahme des Konzepts kann sowohl die für die Einführung gebildete, projektbezogene 

Arbeitsgruppe als auch der Lenkungsausschuss selbst aufgelöst werden. Mit der Ab-

nahme beginnt zudem die Pilotphase für das Benefits Management. 
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2. Pilotphase: Die Dauer der Pilotphase ist abhängig von der Dauer der ausgewählten Pi-

lotprojekte. Die notwendigen Schritte werden im Folgenden beschrieben. 

Festsetzen von Kriterien für die Auswahl der Pilotprojekte: Zuerst sind Kriterien 

festzusetzen, nach welchen die Pilotprojekte ausgewählt werden können. Beispiele für 

solche Kriterien sind die Dauer und Komplexität des Projekts oder die Verankerung des 

Projekts (ressortinterne Projekte oder ressortübergreifende Projekte). Bei der Komple-

xität ist die Anzahl der am Projekt beteiligten Stakeholder zu berücksichtigen. Weiterhin 

kann ein Kriterium sein, ob es sich bei dem Projekt um ein internes IT-Projekt mit nur 

internen Stakeholdern oder um ein externes Projekt mit externen Stakeholdern handelt. 

Es soll auch beachtet werden, wie die Einstellung des IT-Verantwortlichen der Ressorts 

zu dem IT-Controlling bzw. Benefits Management ist, da eine pilothafte Durchführung 

mit positiv eingestellten IT-Verantwortlichen leichter durchzuführen ist.  

Auswahl geeigneter Pilotprojekte: Die Pilotprojekte werden basierend auf den zuvor 

festgelegten Kriterien ausgewählt. Wenn möglich, empfiehlt es sich, ein zeitlich kurzes 

IT-Projekt auszuwählen, um schnell Feedback zu den erarbeiteten Konzepten zu erhal-

ten. Darüber hinaus soll ein Projekt ausgewählt werden, an welchem sowohl interne als 

auch externe Stakeholder beteiligt sind und bei welchem das Projektergebnis von exter-

nen Stakeholdern genutzt wird. Dies ermöglicht die Evaluation der Konzepte anhand 

unterschiedlicher Fälle. 

Durchführung der Pilotprojekte: Die Durchführung der Pilotprojekte findet unter ei-

ner Projektleitung und angelehnt an das in der deutschen Verwaltung zum Einsatz kom-

mende V-Modell XT statt. Die Pilotprojekte werden dabei eng vom Value Management 

Office begleitet, welches bei Bedarf schulen und beraten kann (vgl. Abschnitt 6.5.4.3). 

Bei den Pilotprojekten wird dabei der Benefits Management-Ansatz angewandt, wel-

chem der in Abschnitt 6.5.3 beschriebene Prozess zugrunde liegt. 

Evaluation des Benefits Management-Konzepts: Während und nach der Durchfüh-

rung der Pilotprojekte wird das Benefits Management-Konzept evaluiert. Das Value 

Management Office sammelt Verbesserungsvorschläge und analysiert, inwieweit die im 

Pilotprojekt eingesetzten Instrumente geeignet waren. Basierend auf den Erkenntnissen 

der Pilotprojekte wird das Benefits Management-Konzept geschärft, weiterentwickelt 

und auf die Bedürfnisse und Rahmenbedingungen der Landesverwaltung angepasst. Im 

Zuge des IT-Controllings entwickelte Steckbriefe für Benefits-Kennzahlen werden 

ebenso geschärft und fortgeschrieben. Zudem werden die Steckbriefe an zentraler Stelle 

beim Value Management Office in einer Datenbank gesammelt. Die Ressorts erhalten 

Zugriff auf diese Datenbank, um bei künftigen Projekten auf bereits vorhandene Kenn-

zahlensteckbriefe zugreifen zu können. 

Abschluss der Pilotphase: Die Pilotphase ist abgeschlossen, wenn die Pilotprojekte 

sowie die Fortschreibung der Konzepte durchgeführt sind. Zum Abschluss der Pi-

lotphase werden den IT-Verantwortlichen die Erfahrungen der Pilotprojekte kommuni-

ziert und das Vorgehen beim Benefits Management an den Pilotprojekten gezeigt. Dies 

kann im Rahmen des jährlichen IT-Controlling-Abschlussworkshops erfolgen. 
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Verstetigung des Benefits Managements: Mit dem Abschluss der Pilotphase ist der 

Einsatz von Benefits Management in der Landesverwaltung zu verstetigen. Folglich ist 

der Benefits Management-Ansatz bei allen künftig neu angemeldeten Projekten anzu-

wenden. Das Value Management Office, organisatorisch verankert bei der zentralen IT-

Stelle, wird als Evaluationsgremium und Ansprechpartner für die Ressorts bei Fragen 

zum Benefits Management etabliert. 

Ist Benefits Management etabliert, so ist der Nutzen fortwährend zu evaluieren. Zudem soll – 

analog zum Fortschreibungsprozess des IT-Controllings – eine Fortschreibung der Benefits 

Management-Konzepte und -Instrumente erfolgen. Hierfür empfiehlt es sich, Best Practices in 

regelmäßigen Abständen vorstellen zu lassen und einen Arbeitskreis zum Benefits Management 

zu etablieren. Das Value Management Office nimmt hierbei Feedback auf und die Fortschrei-

bung vor. Zudem ermöglicht die Ablage der Benefits-Steckbriefe sowie der Kennzahlensteck-

briefe zur Messung der Benefits in einer zentralen Datenbank, dass Benefits-Controller und 

Benefits-Manager jederzeit Aktualisierungen und Fortschreibungen vornehmen können. Hier-

bei können Ressorts sowie zentrale IT-Stelle gemeinsam zusammenarbeiten. Änderungen an 

den Steckbriefen sind aktiv und rechtzeitig zu kommunizieren oder in der Datenbank als geän-

dert zu kennzeichnen. 

6.6 Evaluation des Benefits Management-Konzepts 

6.6.1 Ziel der Evaluation und Auswahl der Evaluationsmethoden 

Der gestaltungsorientierte Ansatz sieht nach der Gestaltung der IT-Artefakte deren Evaluation 

vor. Daher werden im Folgenden neben theoretischen Grundlagen das Ziel der Evaluation, die 

zu evaluierenden Artefakte sowie die ausgewählten Evaluationsmethoden vorgestellt. 

Ziel der Evaluation ist es, zu überprüfen, inwieweit Benefits Management in das bestehende 

IT-Controlling integriert und das bestehende IT-Controlling durch Benefits Management er-

weitert werden kann. Gegenstand der Evaluation ist das entwickelte Artefakt (Riege et al. 2009, 

S. 72 f.). Im Zuge der Dissertation wurden die Stakeholder-Scorecard sowie ein auf der Be-

nefits-Typologie basierendes Benefits Template als IT-Controlling-Instrumente entwickelt. 

Diese sollen hinsichtlich ihrer Nützlichkeit für das IT-Controlling evaluiert werden. Darüber 

hinaus sind die erweiterten bzw. neu entwickelten Rollenbilder, die Einführungsstrategie sowie 

der Benefits Management-Prozess zu evaluieren. 

Eine Evaluation der Artefakte kann zum einen gegenüber der Forschungslücke (als Erkenntnis-

ziel), zum anderen gegenüber der Praxis, dem Realweltausschnitt, durchgeführt werden (Riege 

et al. 2009, S. 75). Bei der Evaluation gegenüber der Forschungslücke wird evaluiert, ob das 

Artefakt den zuvor identifizierten Anforderungen entspricht. Das Artefakt wird nicht in der 

Praxis evaluiert (Riege et al. 2009, S. 75). Bei einer Evaluation gegenüber der Realwelt wird 

das Artefakt in der Realwelt eingesetzt bzw. Realweltbedingungen geschaffen, um das Artefakt 

zu evaluieren. Bei einer solchen Evaluation zeigt sich, inwieweit das Artefakt anwenderorien-

tiert und für die Praxis nützlich ist (Riege et al. 2009, S. 75). Die Evaluationsmethoden eignen 

sich teils für die Evaluation gegenüber der Forschungslücke und teils für die Evaluation gegen-

über dem Realweltausschnitt. Mögliche Evaluationsmethoden der gestaltungsorientierten For-

schung werden in Tabelle 35 aufgeführt. 
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Kategorie Evaluationsmethoden 

Beobachtende 

Methoden 

Fallstudie: Detaillierte Untersuchung des Artefakts in einer Organisation 

Feldstudie: Untersuchung des Einsatzes des Artefakts in mehreren Pro-

jekten 

Analytische Methoden Statistische Analyse: Untersuchung der Struktur des Artefakts hinsicht-

lich statischer Eigenschaften (z. B. Komplexität) 

Architekturanalyse: Untersuchung, ob das Artefakt zur vorhandenen, 

technischen IT-Architektur passt 

Optimierung: Aufzeigen der optimierenden Eigenschaften des Artefakts 

oder Aufzeigen der optimalen Rahmenbedingungen für ein optimales 

Verhalten des Artefakts 

Dynamische Analyse: Untersuchung des in Nutzung befindlichen Arte-

fakts hinsichtlich dynamischer Eigenschaften (z. B. Performance) 

Experimentelle 

Methoden 

Kontrolliertes Experiment: Untersuchung des Artefakts in einer kontrol-

lierten Umgebung hinsichtlich bestimmter Eigenschaften (z. B. Nützlich-

keit) 

Simulation: Einsatz des Artefakts mit künstlich erzeugten Daten 

Tests Funktionale Tests: Ausführung der Interfaces der Artefakte zum Aufde-

cken von Fehlern 

Strukturelle Tests: Tests hinsichtlich bestimmter Metriken (wie Ausfüh-

rungspfade) bei der Implementierung 

Beschreibende 

Methoden 

Informierte Argumentation: Nutzen von Wissen der bestehenden Wis-

sensgrundlage (z. B. relevante Forschung), um die Nützlichkeit des Arte-

fakts mit überzeugenden Argumenten darzulegen 

Szenarios: Beschreiben detaillierter Szenarios zum Einsatz des Artefakts, 

um dessen Nützlichkeit zu zeigen 

Tabelle 35: Evaluationsmethoden der gestaltungsorientierten Forschung 

Quelle: In Anlehnung an Hevner et al. (2004, S. 86) 

Da für die Auswahl der Evaluationsmethode die Komplexität des Artefakts sowie seine Dar-

stellung zu berücksichtigen sind (Fischer 2010, S. 107), wird im Folgenden kurz beschrieben, 

welche der in Tabelle 35 aufgeführten Evaluationsmethoden für die Evaluation der im Zuge 

dieser Arbeit gestalteten Artefakte geeignet sind und angewandt werden können. Der Einsatz 

dieser Artefakte in der Landesverwaltung ist aufgrund der zeitlichen Dimension des Einfüh-

rungsprozesses nicht möglich. Folglich kann das um Benefits Management erweiterte IT-

Controlling nicht im tatsächlichen Einsatz realisiert und evaluiert werden. Somit scheiden be-

obachtende Evaluationsmethoden, wie Fallstudien oder Feldexperimente, sowie ein kontrollier-

tes Experiment als experimentelle Evaluationsmethode aus. Aufgrund der Beschaffenheit der 

Artefakte ist eine Simulation nicht möglich. Da es sich bei den gebildeten Artefakten nicht um 

Implementierungen handelt, sind funktionale und strukturelle Tests als Evaluationsmethode 

ebenso ungeeignet. Analytische Evaluationsmethoden sind bedingt geeignet: Statistische Un-

tersuchungen bieten sich nicht an. Eine dynamische Untersuchung kann nicht durchgeführt 

werden, da die Artefakte noch nicht eingesetzt werden. Die Architekturanalyse bietet sich in-

sofern an, als dass gezeigt werden kann, inwieweit Benefits Management sich in das beste-

hende, landesweite IT-Controlling integrieren lässt. Dies steht im engen Zusammenhang mit 

der Analyse, inwieweit Benefits Management einen Beitrag zur Optimierung des IT-
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Controllings leisten kann. Des Weiteren erscheinen beschreibende Evaluationsmethoden für die 

Evaluation der im Zuge dieser Arbeit gebildeten Artefakte geeignet. Ausgehend von den An-

forderungen kann die Nützlichkeit der Artefakte abgeglichen werden. Zudem kann anhand von 

Szenarien beschrieben werden, wie der Einsatz der entwickelten Instrumente erfolgen soll. Dies 

wurde bei den Instrumenten bereits vorgenommen, um darzustellen, wie diese eingesetzt wer-

den sollen (vgl. Abschnitt 6.5.2). Eine gesonderte Beschreibung von Szenarien findet im Zuge 

der Evaluation daher nicht mehr statt. 

Basierend auf der Auswahl der Evaluationsmethoden erfolgt die Evaluation der Artefakte in 

zwei Schritten: Zuerst erfolgt eine analytische Evaluation, um abzugleichen, inwieweit die Ar-

tefakte die Anforderungen an IT-Controlling berücksichtigen (vgl. Abschnitt 6.5.1). Anschlie-

ßend werden im Zuge einer merkmalsbasierten Evaluation die Artefakte hinsichtlich zuvor 

festgesetzter Evaluationskriterien bewertet. 

6.6.2 Evaluationskriterien 

Um der Forderung nach Objektivität der Evaluation nachzukommen (Frank 2000, S. 36), ist die 

Evaluation anhand festgesetzter Evaluationskriterien durchzuführen. Evaluationskriterien sind 

Charakteristika eines zu evaluierenden Artefakts und unter Berücksichtigung des Evaluations-

ziels aufzustellen (Heinrich 2000, S. 17). Zudem sollen die Evaluationskriterien Informationen 

für eine bestimmte Zielgruppe bereitstellen (Heinrich 2000, S. 18). 

Die Artefakte sollen für die Praxis eine Nützlichkeit aufweisen und die Anforderungen der IT-

Verantwortlichen aus einer öffentlichen Verwaltung berücksichtigen. Aus diesem Grund wer-

den die in Abschnitt 6.5.1 auf das Benefits Management übertragenen und beschriebenen An-

forderungen als Evaluationskriterien im ersten Schritt herangezogen. Diese Evaluations-

kriterien werden bei der analytischen Evaluation geprüft (vgl. Abschnitt 6.6.3.1). Ein Ranking 

der Evaluationskriterien findet nicht statt.  

Zudem soll in einem zweiten Schritt basierend auf dem Vorschlag von Becker (2010, S. 14) 

eine Evaluation nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Modellierung erfolgen, um die Wirt-

schaftsinformatik als Zielgruppe dieser Evaluation zu adressieren. Diese sechs als Gestaltungs-

empfehlungen anzusehenden Grundsätze sind wie folgt beschrieben (Obermeier 2014, S. 215; 

Becker et al. 1995, S. 437 ff.; Becker 2010, S. 15): 

 Grundsatz der Richtigkeit: Das Modell soll eine Realwelt korrekt abbilden und so-

wohl syntaktisch als auch semantisch richtig sein.  

 Grundsatz der Relevanz: Das Modell soll dem Modellierungszweck entsprechen. Für 

den Modellierungszweck unbedeutende Ausschnitte der Realwelt sind nicht in das Mo-

dell aufzunehmen. 

 Grundsatz der Wirtschaftlichkeit: Das Modell soll unter Beachtung der Wirtschaft-

lichkeit entwickelt und eingeführt bzw. genutzt werden können. Bei der Entwicklung 

des Modells ist darauf zu achten, dass eine Verfeinerung des Modells, welche einen 

Aufwand mit sich bringt, eine Steigerung des Nutzens nach sich zieht. Übersteigt der 

Aufwand den Nutzen, so ist das Modell nicht weiter zu verfeinern. 
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 Grundsatz der Klarheit: Das Modell soll für den Nutzer leserlich, verständlich und 

anschaulich sein. 

 Grundsatz der Vergleichbarkeit: Das Modell soll mit anderen Modellen hinsichtlich 

syntaktischer und semantischer Aspekte vergleichbar sein.  

 Grundsatz des systematischen Aufbaus: Unterschiedliche Sichten auf das Modell 

werden in einer übergreifenden Sichtweise und Modellierung beachtet.  

Übergreifend soll bewertet werden, inwieweit die entwickelten Artefakte eine Nützlichkeit für 

die öffentliche Verwaltung aufweisen. Die Grundsätze der ordnungsgemäßen Modellierung 

werden zudem im Zuge der Dissertation wie in Tabelle 36 dargestellt auf die entwickelten Ar-

tefakte übertragen. 

Evaluationskriterien Anwendbarkeit im Kontext der Dissertation 

Richtigkeit Die erstellten Artefakte des Benefits Managements können als syntaktisch 

oder semantisch korrekt angesehen werden, wenn alle Stakeholder die Ar-

tefakte gleich interpretieren und anwenden. 

Relevanz Die entwickelten Artefakte adressieren den Zweck und die gestellten An-

forderungen. Aus praktischer Sicht weisen sie für die Stakeholder eine 

Nützlichkeit auf. 

Wirtschaftlichkeit Die Nutzung der Artefakte ist wirtschaftlich. Der entstehende Aufwand 

steht im Verhältnis zum Nutzen, welcher durch die Erweiterung des IT-

Controllings geschaffen wird. 

Klarheit Die Artefakte sind klar verständlich und strukturiert. Zudem sind sie leser-

lich und anschaulich gestaltet. 

Vergleichbarkeit Die Artefakte können mit anderen IT-Controlling- bzw. Benefits Manage-

ment-Konzepten verglichen werden. 

Systematischer 

Aufbau 

Die Artefakte sind logisch strukturiert und lassen sich in das IT-

Controlling-Konzept einordnen. 

Tabelle 36: Evaluationskriterien nach den Grundsätzen der ordnungsgemäßen Mo-

dellierung 

Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Obermeier (2014, S. 216), Hecht (2014, S. 

198) und Mettler (2010, S. 214 ff.) 

Diese Evaluationskriterien kommen bei der merkmalsbasierten Evaluation zum Einsatz (vgl. 

Abschnitt 6.6.3.2). Ein Ranking der Evaluationskriterien findet nicht statt. 

  



6 Erweiterung des IT-Controlling-Konzepts um Benefits Management 215 

 

 

6.6.3 Ergebnisse der Evaluation 

6.6.3.1 Analytische Evaluation 

Die analytische Evaluation wurde basierend auf den Anforderungen hinsichtlich des IT-

Controllings vorgenommen. Dabei werden die in Abschnitt 6.5.1 identifizierten Anforderungen 

systematisch mit den erstellten Artefakten abgeglichen. 

Die Anforderungen hinsichtlich des Einführungs- und Fortschreibungsprozesses konnten 

alle berücksichtigt werden, wie die folgenden Ausführungen zeigen: 

 Stufenweise Einführung: Eine stufenweise Einführung stellt eine mögliche Einfüh-

rungsstrategie dar. Angelehnt an die Erkenntnisse aus der Fallstudie wurde die Strategie 

der kleinen Schritte gewählt, welche eine stufenweise Einführung vorsieht. Der Einfüh-

rungsprozess unterteilt sich in eine Einführungs- sowie eine darauffolgende Pilotphase. 

Beide Phasen sind in weitere Schritte unterteilt (vgl. Abschnitt 6.5.5).  

 Schrittweise Weiterentwicklung: Der schrittweisen Weiterentwicklung wird in dem 

vorgeschlagenen Einführungsprozess Rechnung getragen. Sowohl Einführungs- als 

auch Pilotphase bieten die Möglichkeit, die Konzepte und Instrumente schrittweise an-

zupassen (vgl. Abschnitt 6.5.5.2). Zudem ist das Value Management Office für die Fort-

entwicklung während der Nutzungsphase verantwortlich (vgl. Abschnitt 6.5.4.3). 

 Schaffen des notwendigen Know-hows: Für den Aufbau des notwendigen Know-

hows in der Landesverwaltung sind bereits während der Einführungsphase Schulungen 

vorgesehen, in welchen Benefits Management thematisiert wird (vgl. Abschnitt 6.5.5.2). 

Aufgrund der Bedeutung der Schulungen auch über die Einführungsphase hinaus bietet 

das Value Management Office fortwährend Schulungen an oder steht als Ansprechpart-

ner für auftretende Fragen zur Verfügung (vgl. Abschnitt 6.5.4.3). 

 Kein Top-Down-Ansatz: Miteinbeziehen der Behörden, um Akzeptanz zu steigern: 

Der Top-Down-Ansatz stellt eine der möglichen Einführungsstrategien dar. Aufgrund 

der fehlenden Weisungsbefugnis der zentralen IT-Stelle ist kein Top-Down-Ansatz 

möglich. Der Auftrag zum Benefits Management sollte jedoch top-down erfolgen, um 

Verbindlichkeiten zu schaffen. Dies gewährleistet beispielsweise ein politischer Auf-

trag (vgl. Abschnitt 6.5.5.2). Die anschließende Gestaltung der Konzepte erfolgt ress-

ortübergreifend unter Einbezug der Ressorts. Erste Vorschläge für die Konzepte 

kommen zwar von der zentralen IT-Stelle, dienen aber als Diskussionsgrundlage. 

Schließlich wird die Einführung des Benefits Managements von einem Akzeptanzma-

nagement begleitet, um so die Akzeptanz herzustellen und zu steigern (vgl. Ab-

schnitt 6.5.5.2). 

 Wenige Änderungen bei den Kennzahlen, um Kontinuität herzustellen: Das Be-

nefits Management tangiert die derzeit bestehenden Kennzahlen des IT-Controllings 

nicht. Vielmehr erweitert es das IT-Controlling. Die Kennzahlen zur Überwachung der 

Benefits werden in einer zentralen Datenbank gespeichert und fortgeschrieben (vgl. Ab-

schnitt 6.5.2.3). Dabei kann beachtet werden, dass bereits bestehende Kennzahlen nur 

bei Bedarf geändert werden. 
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 Einbezug der Ressorts in die Ausarbeitung der Steckbriefe und Kennzahlen: Die 

Ressorts werden in die Ausgestaltung der Konzepte mit einbezogen (vgl. Ab-

schnitt 6.5.5.2). Die Ausarbeitung der Steckbriefe für die Kennzahlen zum Benefits Ma-

nagement erfolgt im Zuge der Projekte unter Beratung des Value Management Office. 

Die Steckbriefe werden anschließend in einer zentralen Datenbank, auf welche alle Res-

sorts Zugriff erhalten, gespeichert (vgl. Abschnitt 6.5.2.3). Identifizieren die Ressorts 

Änderungsbedarf bei den Steckbriefen, können sie diesen an das Value Management 

Office melden. Bei Bedarf werden dann Abstimmungsrunden mit allen Ressorts in die 

Wege geleitet (vgl. Abschnitt 6.5.5.2). Somit sind die Ressorts in die Ausarbeitung der 

Steckbriefe und Kennzahlen mit einbezogen. 

 Rechtzeitige Ankündigung von Änderungen: Änderungen im IT-Controlling werden 

zumeist rechtzeitig angekündigt, so dass die Ressorts auf diese reagieren können. Dies 

sollte auch im Benefits Management umgesetzt werden. Diese Anforderung zeigt sich 

jedoch erst bei der Nutzung des Benefits Managements während der Weiterentwicklung 

(vgl. Abschnitt 6.5.5.2). 

 Dynamisches Controlling: Benefits Management trägt als Weiterentwicklung des IT-

Controllings dazu bei, dass das IT-Controlling dynamisch ist. Durch die stetige Weiter-

entwicklung des Benefits Managements während der Nutzungsphase kann auch das Be-

nefits Management als dynamisch bezeichnet werden. Zudem werden Kennzahlen für 

die Benefits nicht von Anfang an starr vorgegeben, sondern eine Datenbank mit mögli-

chen Kennzahlen Schritt für Schritt aufgebaut (vgl. Abschnitt 6.5.5.2). 

 Unterstützung durch das Top Management: Wird die politische Ebene der Landes-

verwaltung als Top Management bezeichnet, so ist die Unterstützung durch das Top 

Management gegeben, wenn der Auftrag zum Benefits Management durch einen poli-

tischen Beschluss vorgegeben wird. Zudem ist das Benefits Management zusammen mit 

dem Management zu gestalten. Diese Zusammenarbeit kann als Unterstützung durch 

das Management angesehen werden (vgl. Abschnitt 6.5.5.2). 

 Abstimmung und Kommunikation zwischen IT- und Fachseite: Die Abstimmung 

und Kommunikation zwischen IT- und Fachseite wird dadurch gewährleistet, dass so-

wohl IT- als auch Fachseite bei der Gestaltung der Konzepte mitwirken. IT- und Fach-

seite sind beide Mitglied im projektbezogenen Arbeitskreis während der Einführungs-

phase. Zudem gewährleistet das Kommunikationsmanagement, dass feste Kommunika-

tionsstrukturen zwischen IT- und Fachseite etabliert werden (vgl. Abschnitt 6.5.5.2). 

 Weiterentwicklung des IT-Controllings durch Leistungskennzahlen: Die Leistung 

der IT ist durch den Nutzen der IT aufzuzeigen, wenn die IT eine Unterstützungsfunk-

tion darstellt. Das Benefits Management stellt einen Ansatz der Nutzenbewertung von 

IT dar (vgl. Abschnitt 6.2). Durch die Einführung des Benefits Managements wird das 

IT-Controlling durch das Aufzeigen der Benefits einer IT-Investition erweitert. Die 

Kennzahlen zur Messung der Benefits können als Leistungskennzahlen angesehen wer-

den. 
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Die Anforderungen hinsichtlich der Methoden und Instrumente konnten bereits durch die 

Integration des Benefits Management-Ansatzes in das bestehende IT-Controlling berücksich-

tigt werden. Im Folgenden wird kurz auf die Umsetzung der Anforderungen dieser Kategorie 

eingegangen: 

 Berücksichtigung von Qualität und Kosten: Kosten des IT-Bereichs werden bereits 

im bestehenden IT-Controlling beachtet. Zudem werden die Kosten bei einem IT-

Projekt überwacht. Die bislang unzureichende Darstellung der Qualität erfolgt durch 

das Benefits Management, indem die Erreichung der Benefits als Qualität eines IT-

Projekts angesehen wird. Die Benefits werden in die Benefits-Typologie einsortiert oder 

im Benefits Template bewertet. Zudem werden Kennzahlen erhoben oder Umfragen 

durchgeführt (vgl. Abschnitt 6.5.2.3). Benefits Management ergänzt somit die beste-

hende Kostensicht durch eine Berücksichtigung des Nutzens. 

 Aufnahme qualitativer Kriterien zur Nutzung der IT: Qualitative Aspekte können 

als Benefits in die Benefits-Typologie einsortiert oder im Benefits Template bewertet 

werden. Benefits Management stellt daher den Nutzen qualitativ dar. Darüber hinaus 

zeigt der Ansatz zur Messung des Nutzens, wie qualitative Aspekte mit Kennzahlen 

versehen werden können (vgl. Abschnitt 6.5.2.3). 

 Fokus nicht nur auf betriebswirtschaftlichen Kennzahlen: Benefits Management 

zielt darauf ab, den Nutzen einer IT-Investition darzustellen. Es geht über reine betriebs-

wirtschaftliche Kennzahlen hinaus. Es wurde gezeigt, wie dies anhand von qualitativer 

Beschreibungen oder quantitativer Kennzahlen erfolgen kann (vgl. Abschnitt 6.5.2.3). 

Dies ermöglicht eine umfassende Betrachtung der IT-Leistungen. 

 Verwendung allgemein anerkannter Methoden, Verfahren und Kennzahlen: Be-

nefits Management stellt einen relativ neuen Ansatz dar, welcher aber bereits bei einigen 

öffentlichen Verwaltungen umgesetzt wird. Methoden und Instrumente werden jedoch 

nicht neu in der Landesverwaltung entwickelt, sondern bestehende Methoden und In-

strumente werden übernommen und weiterentwickelt. Die Definition der Kennzahlen 

kann mit Hilfe gängiger Kennzahlenkataloge erfolgen (vgl. Abschnitt 6.3, Abschnitt 6.4 

und Abschnitt 6.5.2). 

 Festlegen von leicht kommunizierbaren Konzepten: Das Benefits Management-

Konzept wird unter Einbeziehung aller Stakeholder entwickelt. Die Benefits-Typologie 

sowie das darauf aufbauende Benefits Template sind leicht zu kommunizieren, da die 

Bewertung der Benefits nach einer groben Einschätzung erfolgt und visuell dargestellt 

wird. Handlungsmaßnahmen können daher von den IT-Managern und Benefits-Mana-

gern leicht identifiziert und basierend auf den Instrumenten kommuniziert werden (vgl. 

Abschnitt 6.5.2.1 und Abschnitt 6.5.2.3). 

 Wenige, aussagekräftige, valide und steuerungsrelevante Kennzahlen: Sämtliche 

identifizierten Benefits werden in einer Datenbank gesammelt. Die den Benefits zuge-

ordneten Kennzahlen befinden sich ebenfalls in der Datenbank. Jeder Benefit wird 

durch maximal fünf Kennzahlen dargestellt (vgl. Abschnitt 6.5.2.3).  
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 Klar strukturierte sowie exakt und detailliert beschriebene Kennzahlensteck-

briefe: Die Kennzahlen für die Benefits werden analog den Kennzahlen des IT-

Controllings in Steckbriefen strukturiert sowie exakt und detailliert beschrieben. Zu-

sätzlich zur Beschreibung der Kennzahlen ist eine kurze Beschreibung der Benefits vor-

handen (vgl. Abschnitt 6.5.2.3 und Abschnitt 6.5.3). 

 Verbinden von betriebswirtschaftlichen, prozessualen und IT-Aspekten: Benefits 

Management ermöglicht eine umfassende Analyse und verbindet betriebswirtschaftli-

che (Kennzahlen), prozessuale (Prozessmodelle) und IT-Aspekte (Aufzeigen des IT-

Nutzens) (vgl. Abschnitt 6.3). 

Anforderungen hinsichtlich der Organisation wurden ebenso beachtet. Dies wird im Folgen-

den dargelegt: 

 Wahrung des Ressortprinzips: Das Ressortprinzip wird beachtet. Das Value Manage-

ment Office bzw. die zentrale IT-Stelle machen zwar Vorschläge zu Instrumenten und 

beraten die Ressorts, haben jedoch keine Weisungsbefugnis. Für die Durchführung des 

Benefits Managements und das Überwachen der Benefits sind die Ressorts verantwort-

lich (vgl. Abschnitt 6.5.4 und Abschnitt 6.5.5.2).  

 Anbindung an das ressortinterne IT-Controlling: Im Zuge der Einführungsphase 

können die Ressorts ressortinterne Ansätze zur Nutzenbewertung vorstellen und als 

Vorschläge einbringen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Ressorts kein Benefits 

Management etabliert haben. Das Benefits Management stellt folglich eine Erweiterung 

für das ressortinterne IT-Controlling dar (vgl. Abschnitt 6.5.5.2).  

 Festlegen von Verantwortlichkeiten: Im Zuge des Einführungsprozesses werden Ver-

antwortlichkeiten festgelegt (vgl. Abschnitt 6.5.5.2). Inwieweit sich die Rolle des IT-

Controllers erweitert, wird in Abschnitt 6.5.4.2 beschrieben. Verantwortlichkeiten des 

Value Management Office werden in Abschnitt 6.5.4.3 präsentiert. In Abschnitt 6.5.4.4 

wird zudem die Rolle des Benefits-Managers beleuchtet. 

 Einrichten einer zentralen Anlaufstelle für Fragen: Das Value Management Office 

stellt eine zentrale Anlaufstelle für Fragen dar (vgl. Abschnitt 6.5.4.3). Es wird im Zuge 

der Einführungsphase bei der zentralen IT-Stelle etabliert (vgl. Abschnitt 6.5.5.2). 

Anforderungen hinsichtlich des Erhebungs- und Analyseprozesses wurden berücksichtigt, 

sofern sie zum Ziel dieser Arbeit beitragen. Im Folgenden wird dies aufgezeigt: 

 Optimale Verteilung der Ressourcen: Der optimalen Verteilung der Ressourcen wird 

dadurch Rechnung getragen, dass das Value Management Office an zentraler Stelle Mit-

arbeiter mit umfassendem Wissen über Benefits Management vorhält. Neben der Bera-

tung und Schulung können diese als externe Benefits-Controller oder Benefits-Manager 

für sowohl ressortinterne als auch ressortexterne IT-Projekte genutzt werden. Dies hat 

zudem den Vorteil, dass die derzeit meist teuer hinzugekauften, externen IT-Projekt-

Controller durch interne Mitarbeiter aus dem Value Management Office ersetzt werden 
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können (vgl. Abschnitt 6.5.4.3). Hierdurch zeigt sich eine wirtschaftliche Nützlichkeit 

des Value Management Office. 

 Ressourcenschonende Erhebung und Analyse: Die ressourcenschonende Erhebung 

und Analyse wird im dritten Schritt des Benefits Management-Prozesses relevant (vgl. 

Abschnitt 6.5.3). Bei der Definition der Kennzahlen kann darauf geachtet werden, dass 

diese möglichst leicht zu erheben und analysieren sind. Zudem kann, wenn qualitative 

Aspekte in Umfragen erhoben werden müssen, das Value Management Office hierbei 

unterstützen. Des Weiteren kann das Value Management Office bei der Analyse bera-

tend tätig werden, so dass in den Ressorts keine umfangreichen Ressourcen für die Er-

hebung und Analyse vorgehalten werden müssen. 

 Automatisierung der Erhebung: Bislang erfolgt die Erhebung im Zuge des IT-

Controllings nicht automatisiert. Eine Automatisierung ist langfristig anzustreben (vgl. 

Abschnitt 6.5.1). Im Zuge der Dissertation war es nicht Ziel, diese Anforderung zu ad-

ressieren. Somit bleibt diese Anforderung – wie schon in Abschnitt 6.5.1 beschrieben – 

unberücksichtigt. 

 Verknüpfung des IT-Controllings mit bestehenden Informationssystemen: Das IT-

Controlling wird derzeit bereits in Teilen mit bestehenden Informationssystemen, z. B. 

Personalverwaltungssystemen, verknüpft. Im Zuge dieser Arbeit war es nicht Ziel, diese 

Anforderung weiter zu adressieren. Wie schon in Abschnitt 6.5.1 beschrieben, wird da-

her nicht aufgezeigt, wie eine derartige Verknüpfung umzusetzen ist. Es ist davon aus-

zugehen, dass bei einer Verknüpfung sowohl Personalrat als auch der Datenschutz-

beauftragte hinzugezogen werden müssen. Technisch dürfte eine Verknüpfung kein 

Problem darstellen. 

 Straffung des Erhebungszeitplans: Der Erhebungszeitplan des IT-Controllings wird 

von Jahr zu Jahr gestrafft. Der Prozess des Benefits Managements ist vom IT-

Controlling-Erhebungszeitplan bis auf die fortwährende Evaluation der Benefits nach 

Projektende unabhängig. Dennoch sind zum Monitoren der Benefits die Kennzahlen so 

zu wählen, dass die Erhebung geringe Ressourcen in Anspruch nimmt. Eine Automati-

sierung der Erhebung kann hierzu einen Beitrag leisten. 

 Bereitstellen der Informationen zum richtigen Zeitpunkt: Aus dem Benefits Ma-

nagement gewonnene Informationen werden den Stakeholdern in Form von geeigneten 

Berichten bereitgestellt. Zudem wird eine Datenbank für die Benefits und deren Kenn-

zahlen vorgehalten, auf welche die Stakeholder jederzeit zugreifen können (vgl. Ab-

schnitt 6.5.2.3). 

 Berücksichtigen von verschiedenen Informationsbedarfen und der nur teilweise 

vorhandenen Vergleichbarkeit der einzelnen Verwaltungseinheiten: Vor der Ein-

führung des Benefits Managements wird eine Stakeholder-Analyse durchgeführt, um 

Stakeholder zu identifizieren und ihre Informationsbedarfe zu analysieren. Infolgedes-

sen sind die Informationsbedarfe frühzeitig bekannt und können beim Etablieren von 

Berichtsstrukturen berücksichtigt werden. Des Weiteren ist ein direkter Vergleich lau-
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fender Projekte nicht vorgesehen. Im Zuge der Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen wer-

den geplante IT-Projekte nach WiBe und dem Benefits Template umfassend bewertet 

und im Sinne eines Portfoliomanagements verglichen und ggf. priorisiert. Die Ver-

gleichbarkeit von IT-Projekten ist, wie in Abschnitt 6.5.3 dargelegt, im Einzelfall zu 

prüfen. 

 Bereitstellen einer adressatenbezogenen Auswertung durch die zentrale IT-Stelle: 

Das Value Management Office als Teil der zentralen IT-Stelle bietet bei der Auswer-

tung der Kennzahlen Unterstützung an (vgl. Abschnitt 6.5.4.3). Diese Auswertung kann 

auch adressatenbezogen vorgenommen werden. 

 Gewährleisten von Vergleichbarkeit: Ein direkter Vergleich laufender Projekte ist 

nicht vorgesehen und muss im Einzelfall geprüft werden. Dennoch ermöglicht die Spei-

cherung der Steckbriefe in einer Datenbank, dass Kennzahlen und Benefits landesweit 

einheitlich definiert sind. Im Zuge der Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen werden ge-

plante IT-Projekte nach WiBe und dem Benefits Template umfassend bewertet, vergli-

chen und ggf. priorisiert. 

Anforderungen hinsichtlich der Inhalte des IT-Controllings konnten berücksichtigt werden, 

sofern sie mit Benefits Management im Zusammenhang stehen. Da Benefits Management das 

Ziel hat, IT-Leistung über den erzielten Nutzen darzustellen, ist dies der wichtigste Beitrag, den 

Benefits Management zum IT-Controlling leisten kann. Aus diesem Grund sind die restlichen 

Anforderungen aus dieser Kategorie aufgrund des Schwerpunkts dieser Arbeit zu vernachläs-

sigen (vgl. Abschnitt 6.5.1). Es ist hervorzuheben, dass durch Benefits Management die Steue-

rung und das Controlling von IT-Projekten verbessert werden kann, indem neben einer 

Steuerung nach den Aspekten in time, in budget und in quality auch die erwarteten bzw. zu 

realisierenden Benefits berücksichtigt werden. Folglich erweitert Benefits Management das 

Controlling der IT-Projekte. Benefits Management leistet somit schwerpunktmäßig einen Bei-

trag zum Controlling der IT-Projekte. Die Einführung weiterer Steuerungsobjekte, wie IT-

Infrastrukturen oder IT-Systeme, kann ebenso mit dem Benefits Management-Ansatz vorge-

nommen werden (vgl. Abschnitt 6.5.2.2). 

Die beiden Anforderungen hinsichtlich des Zugriffs auf Informationen konnten beachtet wer-

den: 

 Zugriff auf aktuelle Werte möglich: Durch das fortwährende Monitoring der Benefits 

erhalten die Verantwortlichen aktuelle Werte. Der Turnus der Berichterstattung wird 

während der Einführung des Benefits Managements festgelegt (vgl. Abschnitt 6.5.5.2). 

 Herausgabe der Kennzahlenwerte nur mit Interpretationen: Wie bereits im IT-

Controlling werden die Kennzahlenwerte im Zuge des Controllings der Benefit mit ei-

ner kurzen Interpretation versehen, um Fehlinterpretationen vorzubeugen (vgl. Ab-

schnitt 6.5.3). 
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Anforderungen hinsichtlich der Ausrichtung an der IT-Strategie konnten teils umgesetzt wer-

den, teils bilden diese Anforderungen Voraussetzungen für das Benefits Management. 

 Ausrichten des IT-Controllings an der IT-Strategie: Das Benefits Management rich-

tet sich an der IT-Strategie aus, indem es die Ziele der IT-Strategie in Benefits übersetzt 

und diese in der Stakeholder-Scorecard darstellt (vgl. Abschnitt 6.5.2.1). 

 Aufnahme von Kennzahlen in die IT-Strategie: Die Aufnahme von Kennzahlen in 

die IT-Strategie ist keine Anforderung an das Benefits Management. Das Benefits Ma-

nagement sieht vor, Ziele in Benefits zu übersetzen und Stakeholdern zuzuordnen. Die-

ser Ansatz sollte in die IT-Strategie aufgenommen werden, so dass in der IT-Strategie 

angegeben wird, welche Stakeholder beteiligt oder betroffen sind und welche Benefits 

zu realisieren sind. 

 Vorhandensein von Zielen: Das Vorhandensein von Zielen ist keine Anforderung an 

das Benefits Management, sondern stellt eine Voraussetzung hierfür dar. Nur wenn 

Ziele vorhanden sind, können diese in Benefits übersetzt und eine Stakeholder-Score-

card aufgebaut werden. Aus diesem Grund adressiert Benefits Management diese An-

forderung nicht. 

Die Anforderung hinsichtlich des IT-Controlling-Prozesses wurde umgesetzt: Der Prozess des 

Benefits Managements wird beschrieben und Anknüpfungspunkte zum IT-Controlling-Prozess 

werden aufgezeigt (vgl. Abschnitt 6.5.3). Der beschriebene Prozess richtet sich nach dem Cran-

field’s Benefits Management-Prozessmodell, welches in Literatur und Praxis weit verbreitet ist. 

Die Anforderungen, welche aus den Erfolgsfaktoren des Benefits Managements abgeleitet 

wurden, wurden beachtet. Sofern diese nicht schon bereits diskutiert wurden, werden diese kurz 

vorgestellt. 

 Beachten der Prozessschritte Planung, Review sowie Messen der Benefits: Die drei 

angegebenen Prozessschritte sind im Cranfield‘s Benefits Management-Prozessmodell 

enthalten und folglich im weiterentwickelten Prozess integriert (vgl. Abschnitt 6.5.3).  

 Vorhandensein von Wissen über Geschäftsprozesse: Sowohl Benefits-Controller als 

auch Benefits-Manager müssen Kenntnisse über die Verwaltungsstruktur und Verwal-

tungsabläufe besitzen (vgl. Abschnitt 6.5.4.2 und Abschnitt 6.5.4.4). Somit ist Wissen 

über die Geschäftsprozesse vorhanden. 

Durch die analytische Bewertung der Umsetzung der Anforderungen wurde gezeigt, dass die 

entwickelten Artefakte das IT-Controlling in der Landesverwaltung erweitern können.  
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6.6.3.2 Merkmalsbasierte Evaluation 

Die merkmalsbasierte Evaluation erfolgt basierend auf den Grundsätzen ordnungsgemäßer Mo-

dellierung. Die aus diesen Grundsätzen abgeleiteten Evaluationskriterien sind in Abschnitt 

6.6.2 beschrieben. Die Durchführung und argumentative Beschreibung der merkmalsbasierten 

Evaluation erfolgen analog zu Obermeier (2014, S. 220 f.), welche anhand der merkmalsbasier-

ten Evaluationsmethode ein Enterprise Architecture Management- (EAM-) Konzept evaluierte. 

Richtigkeit: Die erstellten Artefakte des Benefits Managements können als syntaktisch oder 

semantisch korrekt angesehen werden, wenn alle Stakeholder die Artefakte gleich interpretieren 

und anwenden. Die entwickelten Artefakte sind untereinander widerspruchsfrei und bauen auf-

einander auf. Zudem lassen sich die Artefakte in das bestehende IT-Controlling-Konzept integ-

rieren. Begrifflichkeiten werden einheitlich verwendet. Rollen und Instrumente finden sich im 

Einführungsprozess wieder. Ebenso wird bei den Rollenbeschreibungen auf die entwickelten 

Instrumente eingegangen. Der Benefits Management-Prozess integriert die entwickelten Instru-

mente in den jeweiligen Prozessschritt und zeigt das Zusammenspiel zwischen den Rollen. 

Relevanz: Der Grundsatz der Relevanz besagt, dass die entwickelten Artefakte den Zweck und 

die gestellten Anforderungen adressieren und aus praktischer Sicht für die Stakeholder eine 

Nützlichkeit aufweisen sollen. Die Relevanz der Einführung von Benefits Management sowie 

der Weiterentwicklung der Instrumente basiert auf der Forderung der Stakeholder, dass das 

ressortübergreifende IT-Controlling der Landesverwaltung künftig vermehrt die Leistung der 

IT aufzeigen soll. Somit ist aus praktischer Sicht eine Nützlichkeit für die IT-Verantwortlichen 

der Landesverwaltung gegeben. Die theoretische Relevanz liegt darin begründet, dass es in der 

Literatur für das Aufzeigen, Darstellen und Bemessen des IT-Nutzens bislang kaum Lösungen 

gibt, obwohl es ein vielfach gefordertes Anliegen ist. Bestehende Literatur im Bereich Benefits 

Management beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit Erfolgsfaktoren und Einflussfaktoren so-

wie der Fallstudienanalyse. Eine Integration des Benefits Managements in das IT-Controlling 

fand bislang nicht statt. Ziel der Dissertation war es daher, diese Forderungen zu adressieren. 

Anhand der entwickelten Artefakte wurde dies umgesetzt. 

Wirtschaftlichkeit: Wirtschaftlichkeit ist gegeben, wenn der Aufwand den zu erzielenden Nut-

zen nicht übersteigt. Der Nutzen von Benefits Management liegt in einem verbesserten IT-

Controlling, welches über eine reine Kostenbetrachtung hinausgeht. Zudem adressiert es die 

Anforderungen der Stakeholder. Des Weiteren kann ein Benefits Management dazu beitragen, 

dass IT- bzw. E-Government-Projekte erfolgreich umgesetzt und die entstehenden IT- bzw. E-

Government-Angebote letztendlich genutzt werden. Folglich trägt es dazu bei, dass die geringe 

Nutzung von E-Government, welche laut Müller et al. (2015, S. 29) oder Zepic et al. (2017, S. 

10 f.) derzeit in Deutschland besteht, gesteigert werden kann. Diesem Nutzen steht der Aufwand 

der Einführung des Benefits Managements und der Anpassung des IT-Controllings gegenüber. 

Durch die Beschreibung einer konkreten Ausgestaltung der Rollen mit Aufgaben und benötig-

ten Fähigkeiten sowie einen Einführungsprozess, welcher sich an bestehende Rahmenbedin-

gungen hält, kann der Aufwand geringgehalten werden. Zudem unterstützt das Value 

Management Office die Ressorts bei der Durchführung des Benefits Management-Prozesses. 

Die schrittweise Einführung sorgt dafür, dass die Einführung nicht zu komplex wird und den 

Aufwand geringhält. Die Landesverwaltung kann selbst entscheiden, wie schnell sie die Ein-
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führungs- und Pilotphase abschließen möchte. Die vorgegebenen Zeiträume sind als Empfeh-

lung anzusehen. Letztendlich sind die entwickelten Artefakte an die Rahmenbedingungen der 

jeweiligen Verwaltung leicht anpassbar, so dass sowohl das Benefits Management als auch das 

IT-Controlling flexibel gestaltet werden können. Bei Bedarf können die Ressorts das ressort-

übergreifende Benefits Management anpassen. 

Klarheit: Die Forderung nach Klarheit beinhaltet, dass die erstellten Artefakte verständlich, 

leserlich und anschaulich sind. Dies ist bei allen Artefakten der Fall. Beispielsweise sind die 

entwickelten Instrumente verständlich, leserlich und durch Abbildungen anschaulich visuali-

siert. 

Vergleichbarkeit: Die Artefakte sollen gemäß dem Grundsatz der Vergleichbarkeit mit ande-

ren IT-Controlling- bzw. Benefits Management-Konzepten verglichen werden können. Die ge-

bildeten Artefakte bauen auf bestehenden Konzepten aus der Literatur auf. Der Benefits 

Management-Prozess wurde an das Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodell ange-

lehnt. Die Stakeholder-Scorecard wurde basierend auf der bereits in der Landesverwaltung im 

Einsatz befindlichen BSC sowie basierend auf der in der Literatur vorgeschlagenen Struktur 

einer BSC weiterentwickelt. Die erweiterte Rolle des IT-Controllers basiert auf dem in der Li-

teratur vorgeschlagenem Stellenprofil eines IT-Controllers. Aus diesem Grund ist davon aus-

zugehen, dass das entwickelte Konzept mit anderen Konzepten vergleichbar ist. 

Systematischer Aufbau: Um den Grundsatz des systematischen Aufbaus zu befolgen, sollen 

die Artefakte logisch strukturiert und in sich konsistent sein sowie sich in das IT-Controlling-

Konzept einordnen lassen. Der systematische Aufbau ergibt sich dadurch, dass die entwickelten 

Artefakte auf Erkenntnisse aus Literatur und Fallstudie aufbauen. Zudem werden bestehende 

Konzepte aus der Praxis, wie die WiBe 4.0 oder das V-Modell XT, in das Konzept aufgenom-

men oder an das Konzept angeknüpft. Die Struktur wird dadurch erzielt, dass die Artefakte 

aufeinander aufbauen: Beispielsweise werden Rollen, wie das Value Management Office, in 

den Prozess der Einführung integriert oder Instrumente, wie die Stakeholder-Scorecard oder 

die Benefits-Typologie, fließen in den Benefits Management-Prozess und als Planungsinstru-

ment in das IT-Controlling ein. 

Durch die deskriptive Beurteilung basierend auf Argumenten wurde gezeigt, dass die entwi-

ckelten Artefakte die Grundsätze ordnungsgemäßer Modellierung beachten und das IT-

Controlling in der Landesverwaltung erweitern können.  
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6.7 Zusammenfassung 

Benefits Management stellt einen Lösungsansatz zum Darstellen und Bemessen der IT-

Leistung dar. Der Wert der IT wird dabei mit den von einem Stakeholder erwarteten Benefits 

verknüpft, welche durch eine IT-Leistung realisiert werden können. Bislang wurde jedoch in 

der Literatur nur gefordert, dass Benefits Management und IT-Controlling miteinander zu ver-

knüpfen sind. Eine konkrete Ausgestaltung eines um Benefits Management erweiterten IT-

Controllings fand nicht statt.  

Um diese Forschungslücke zu schließen und Forschungsfrage 2 zu beantworten, wurde ein ge-

staltungsorientierter Ansatz verfolgt. Hierfür wurden zuerst theoretische Grundlagen sowie der 

Stand der Forschung zum Benefits Management aufgearbeitet. Anschließend wurden die im 

Zuge der Fallstudie erhobenen Anforderungen an IT-Controlling auf das Benefits Management 

übertragen. Zudem wurden aus den theoretischen Grundlagen weitere Anforderungen an Be-

nefits Management abgeleitet. Ziel war es, IT-Controlling um ein Controlling der Benefits zu 

erweitern und hierfür Benefits Management in die Landesverwaltung einzuführen. Somit be-

trifft die vorgeschlagene Erweiterung sowohl das IT-Controlling als auch das IT-Management. 

Zur Erreichung dieses Ziels wurden sowohl Instrumente übertragen, weiterentwickelt oder neu-

gestaltet als auch Prozesse und Rollen weiterentwickelt sowie eine Einführungsstrategie vorge-

schlagen. Artefakte bei den Instrumenten stellen die Weiterentwicklung der BSC hin zu einer 

Stakeholder-Scorecard, die Übertragung der Benefits-Typologie als IT-Controlling-Instrument 

sowie die Gestaltung eines Benefits Templates dar. Im Zuge der Gestaltung der Prozesse wurde 

das Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodell um weitere Prozessschritte ergänzt. Die 

Artefakte hinsichtlich der Rollenbilder stellen die strukturierte Beschreibung und Definition der 

Rollen Benefits-Controller, Benefits-Manager sowie Value Management Office dar. Zuletzt 

wurde eine Einführungsstrategie basierend auf den Erkenntnissen der Fallstudie zum IT-

Controlling vorgeschlagen. 

Abschließend wurden die Artefakte basierend auf analytischen und merkmalsbasierten Metho-

den evaluiert. Die Evaluation zeigt, dass die Anforderungen an das Benefits Management erfüllt 

und die Grundsätze ordnungsgemäßer Modellierung beachtet wurden. Der nächste Schritt wäre 

nun die Einführung dieses Ansatzes in die Landesverwaltung. Da hiervon nicht nur das IT-

Controlling betroffen ist, sondern neue Strukturen und Rollen etabliert werden müssen, ist dies 

zeitlich nicht in diesem Dissertationsvorhaben möglich. 
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7 Implikationen und Handlungsempfehlungen für das IT-

Controlling  

Die Implikationen und Handlungsempfehlungen in Kapitel 7 runden die Analyse des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung im Zuge dieser Arbeit ab. Sie adressieren das in 

Abschnitt 3.5 vorgestellte Handlungsfeld 1, das den Bedarf der Analyse des IT-Controllings in 

der öffentlichen Verwaltung aufgedeckt hat. Zudem wird in Kapitel 7 Forschungsfrage 3 be-

antwortet. Im Folgenden werden Implikationen aus den Nutzenpotentialen des IT-Controllings 

und aus den Erkenntnissen der Analyse der Landesverwaltung gezogen und anschließend Hand-

lungsempfehlungen gegeben. 

7.1 Implikationen aus den Nutzenpotentialen des IT-Controllings 

7.1.1 Ergebnisse aus der Fallstudie hinsichtlich wahrgenommener Nutzenpotentiale 

„IT-Controlling darf kein Selbstzweck sein. Es muss ein Nutzen vorliegen, welcher jedoch le-

gitim auch an anderer Stelle (z.B. zentral) zum Tragen kommen kann als am Ursprungsort für 

den Aufwand.“ (Dokument 53) 

Dieses Zitat zeigt, dass nicht nur die Weiterentwicklung des IT-Controllings hin zu einem Con-

trolling des Nutzens von IT-Projekten von großer Bedeutung ist, sondern auch als Ausgangs-

lage ein Nutzen für das IT-Controlling selbst vorliegen muss. IT-Controlling wird zumeist als 

zusätzliche Aufgabe eingeführt. Nur selten werden Ressourcen in Form von neu geschaffenen 

Haushaltsstellen hierfür bereitgestellt. Dies macht es umso erforderlicher, den Nutzen von IT-

Controlling aufzuzeigen, damit es nicht zu einer reinen Datensammlung von Kennzahlen wird. 

Nur wenn den IT-Verantwortlichen der Nutzen bekannt ist, werden sie IT-Controlling akzep-

tieren, in ihre Prozesse integrieren oder bei ihrer Entscheidungsfindung und zur Steuerung auf 

IT-Controlling-Informationen zurückgreifen. 

In der Literatur werden unterschiedliche Nutzenpotentiale, auch bezeichnet als Treiber oder 

Zweck des IT-Controllings, vorgestellt (vgl. Abschnitt 4.1.3). Diese Nutzenpotentiale sind je-

doch vom Einsatz des IT-Controllings in der Privatwirtschaft abgeleitet. Eine empirische Un-

tersuchung in der öffentlichen Verwaltung zu den Nutzenpotentialen des IT-Controllings fand 

bislang nicht statt. Aufgrund der Unterschiede zwischen Privatwirtschaft und öffentlicher Ver-

waltung sowohl im Bezug auf allgemeine Charakteristika als auch im Bezug auf das IT-

Controlling selbst (vgl. Abschnitt 4.2) ist zu vermuten, dass die Nutzenpotentiale ebenso unter-

schiedlicher Natur sind.  
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Aus diesem Grund wurden in einer 2014 durchgeführten Interviewserie Nutzenpotentiale von 

Experten der Landesverwaltung abgefragt und um Aussagen der zentralen IT-Stelle ergänzt10. 

Um die Auswirkung der Größe eines Ressorts auf die Wahrnehmung der Nutzenpotentiale ana-

lysieren zu können, fand eine Einteilung der Experten nach der Anzahl der IT-Mitarbeiter der 

jeweiligen Ressorts statt. Bei einer IT-Mitarbeiteranzahl von kleiner als 50 IT-Mitarbeiter 

wurde ein Ressort als klein angesehen. Hatte das Ressort zwischen 50 und 200 IT-Mitarbeiter, 

wurde es als mittleres Ressort bezeichnet. Ein großes Ressort wies eine IT-Mitarbeiteranzahl 

von über 200 IT-Mitarbeitern auf (Greger et al. 2015c, S. 605). 

Angelehnt an den bereits veröffentlichten, wissenschaftlichen Beitrag werden die Nutzenpo-

tentiale im Folgenden vorgestellt und mit den in Abschnitt 4.1.3 identifizierten Treibern abge-

glichen. Anschließend werden sie ausführlich vor den bisher gewonnenen Erkenntnissen 

diskutiert. Zudem wird beleuchtet, welche Nutzenpotentiale durch Benefits Management adres-

siert werden (vgl. Abschnitt 7.1.2). Tabelle 37 fasst die Ergebnisse zusammen und stellt Lite-

ratur und Praxis gegenüber.  

  

                                                 

 

 

 

 
10 Die Ergebnisse dieser Interviewserie wurden bereits in Greger et al. (2015c) publiziert. 
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Kategorie Benefit 

Literatur 

(vgl. Ab-

schnitt 4.1.3) 

Fallstudie 

Ressorts Zentrale 

IT-Stelle klein mittel groß 

Entschei-

dungsfin-

dung 

Unterstützung bei der Ent-

scheidungsfindung 
X 1 2 1  

Argumentationshilfe für 

Budget und IT-Personal 
 3 3 2 X 

Rechtfertigungshilfe für 

Budget und IT-Personal 
 3    

Schaffen einer verbesserten 

Entscheidungsbasis 
 1  1  

Identifikation von Trends (ba-

sierend auf Erkenntnissen aus 

Zeitreihen) 

X 1  1 X 

Einschätzen von Auswirkun-

gen der Aufgabenänderungen 

auf das Budget 

X     

Objektivierung von (politi-

schen) Entscheidungen durch 

mit Kennzahlen hinterlegte Ar-

gumente 

X  1   

Verbesserung des Manage-

ments 
X     

Prozessoptimierung basierend 

auf Vergleichen von nachge-

ordneten Behörden 

 1 1   

Transpa-

renz 

Schaffen von Transparenz (so-

wohl innerhalb eines Ressorts 

als auch ressortübergreifend) 

X 4 2 7 X 

“What gets measured gets 

done” 
X     

Darstellung des IT-Bereichs 

gegenüber der Öffentlichkeit, 

dem ORH oder der Politik 

  1 1  

Schaffen von KPIs für Politiker 

(politische Kennzahlen) 
    X 

Benchmarking nachgeordneter 

Behörden 
  1 1 X 

Austausch von Erfahrungen 

und Best Practice-Ansätzen 
    X 
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Kategorie Benefit 

Literatur 

(vgl. Ab-

schnitt 4.1.3) 

Fallstudie 

Ressorts Zentrale 

IT-Stelle klein mittel groß 

Budget Schaffen einer Budgetkontrolle X   1  

Schaffen eines besseren Ver-

ständnisses für das Budget 
   1  

Verteilung des Budgets auf 

verschiedene IT-Projekte auf-

grund objektiver Kriterien 

X     

Image Erfüllen von Anforderungen 

und des Drucks von außen 

(z. B. von der Politik oder dem 

ORH) 

X   1  

Verbesserung der Dienstleis-

tungsqualität 
X  1   

Verbesserung des Images X     

Effizienz Verbesserung der Effizienz X   1  

Effektivität Verbesserung der Effektivität X   1  

Verant-

wortlich-

keiten 

Verbesserung von Verantwort-

lichkeiten X     

Compli-

ance 

Erfüllen von Gesetzen, Vor-

schriften und Standards 
X  1   

Mitarbei-

ter 

Anstieg der Mitarbeitermotiva-

tion 
X     

(n = 15 Experten; davon 4 Experten bei kleinen Ressorts; 3 Experten bei mittleren Ressorts; 7 

Experten bei großen Ressorts (einschließlich der IT-Dienstleister); zentrale IT-Stelle = 1) 
Tabelle 37: Nutzenpotentiale des IT-Controllings in einer Landesverwaltung 

Quelle: In Anlehnung an Greger et al. (2015c, S. 607 f.) 
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Zwischen Literatur und Praxis gab es bei zehn Nutzenpotentialen eine Übereinstimmung. Sechs 

Nutzenpotentiale wurden zwar in der Literatur, aber nicht in der Fallstudie identifiziert. Zudem 

wurden von den Experten neun neue Nutzenpotentiale genannt, welche nicht in der Literatur 

gefunden wurden. Diese neuen Nutzenpotentiale gehören entweder zur Kategorie Transparenz, 

Entscheidungsfindung oder Budget. Die Nutzenpotentiale hinsichtlich Transparenz und Ent-

scheidungsfindung wurden von den meisten Experten wahrgenommen. Das Schaffen von Ver-

antwortlichkeiten und das Steigern der Motivation bei den Mitarbeitern wurden nicht als 

Nutzen von IT-Controlling wahrgenommen (Greger et al. 2015c, S. 606). 

Die Hälfte der neu identifizierten Nutzenpotentiale kann der Kategorie Transparenz zugeord-

net werden. Das Schaffen von Transparenz wurde von fast allen Experten als Nutzenpotential 

genannt. Dies zeigt deutlich die Bedeutung dieses Nutzenpotentials. Transparenz kann aus Sicht 

der Experten aufgeteilt werden in interne Transparenz, welche sich nur auf ein Ressort bezieht, 

und externe Transparenz, welche ressortübergreifend, landesweit geschaffen wird. Die durch 

IT-Controlling geschaffene Transparenz kann laut der zentralen IT-Stelle genutzt werden, um 

den IT-Bereich externen Stakeholdern, wie Politikern oder dem ORH, zu präsentieren oder den 

Gedanken- und Erfahrungsaustausch zwischen Ressorts zu fördern (Greger et al. 2015c, S. 

606). 

„[…] durch das IT-Controlling [können] politische Globalzahlen gebildet werden, welche ei-

nen Überblick über den IT-Einsatz […] vermitteln. Zweitens […] [wurde] darauf hin[gewie-

sen], dass Vergleiche zwischen den jeweiligen Ressorts/ Staatskanzlei nur einzeln (je nach 

Ressort) möglich sind. Vielmehr dient das IT-Controlling dazu, den übergreifenden Gedan-

kenaustausch zu fördern. Drittens […] [wurde angeführt], dass bei Ressorts mit homogenen 

(nachgelagerten) Bereichen ein ressortinternes Benchmarking durch die erhobenen Kennzah-

len möglich ist.“ (zentrale IT-Stelle 2013) 

Obwohl die zentrale IT-Stelle den politischen Globalzahlen sowie dem Erfahrungsaustausch 

große Bedeutung beimisst, wurden diese nicht von den Ressorts als Nutzenpotentiale wahrge-

nommen. Übereinstimmung zwischen zentraler IT-Stelle und Ressorts gab es beim Nutzenpo-

tential des ressortinternen IT-Benchmarkings (Greger et al. 2015c, S. 606). 

Nutzenpotentiale der Kategorie Entscheidungsfindung wurden ebenso von einer großen An-

zahl an Experten genannt. Neben der Unterstützung bei der Entscheidungsfindung wurde die 

Argumentationshilfe bei Haushaltsverhandlungen schwerpunktmäßig von den Experten sowohl 

der Ressorts als auch der zentralen IT-Stelle als Nutzenpotential angeführt. Zwei kleinere Res-

sorts erwähnten darüber hinaus, dass die Informationen des IT-Controllings als Rechtferti-

gungshilfe gegenüber dem Haushalt herangezogen werden. Von einem Experten wurde 

angeführt, dass das IT-Controlling das IT-Management dabei unterstützt, auf Basis objektiver 

Kriterien Entscheidungen zu treffen. Neben der zentralen IT-Stelle hoben noch zwei weitere 

Ressorts die Bedeutung von Zeitreihen hervor (Greger et al. 2015c, S. 606). 
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„Zuletzt […] [möchte ich] die Bedeutung der Zeitreihen hervor [heben]. Durch die steigende 

Bedeutung der IT und den Bedarf nach dieser wird auch der Aufgabenzuwachs der IT mehr. 

Diesen Aufgabenzuwachs zu zeigen ist mit Aufgabe des IT-Controllings. Die Kennzahlen kön-

nen als Verhandlungsbasis gegenüber dem Haushalt dienen und sollen bei einer Ressourcen-

mehrung im IT-Bereich unterstützen.“ (zentrale IT-Stelle 2013) 

Des Weiteren wurde angeführt, dass durch IT-Controlling-Informationen die Verwaltungspro-

zesse optimiert werden können (Greger et al. 2015c, S. 606). Laut den Experten sollen Ent-

scheidungen über die Verwaltungsstruktur und über die Zuordnung von Verantwortlichkeiten 

basierend auf IT-Controlling-Informationen getroffen werden. Zudem können Verwaltungspro-

zesse basierend auf einer Analyse und einem IT-Benchmarking von nachgeordneten Behörden 

verbessert werden (Greger et al. 2015c, S. 609). 

Nutzenpotentiale hinsichtlich des Budgets scheinen keine große Bedeutung für öffentliche IT-

Manager zu besitzen. Nur ein Experte führte an, dass durch IT-Controlling eine Budgetkon-

trolle sowie ein verbessertes Bewusstsein für Kosten im IT-Bereich geschaffen werden können. 

Der Imagegewinn sowie das Einhalten von Gesetzen, Vorschriften und Standards im Sinne 

einer Compliance werden ebenso kaum als Nutzen wahrgenommen. Ein Experte führte bezüg-

lich der Compliance an, dass durch den Einsatz des IT-Controllings in der Landesverwaltung 

der politische Auftrag umgesetzt werde. Die Steigerung von Effizienz und Effektivität – zwei 

in der Literatur sehr häufig genannte Nutzenpotentiale des IT-Controllings – wurden von den 

Experten kaum als Nutzen wahrgenommen. Ein Experte führte sogar explizit an, dass dies keine 

Nutzenpotentiale in der öffentlichen Verwaltung seien (Greger et al. 2015c, S. 609). 

„Man sollte nicht denken, dass die Steigerung von Effizienz und Effektivität ein Nutzen für 

uns ist. Es ist vielmehr definitiv kein Nutzen.“ (Experte R 2014) 

Die Verbesserung der Verantwortlichkeiten sowie der Anstieg der Motivation bei den Mit-

arbeitern werden von keinem der Experten als Nutzen wahrgenommen (Greger et al. 2015c, S. 

609). 

7.1.2 Diskussion und Implikationen der Nutzenpotentiale 

Aus der Analyse der Nutzenpotentiale für IT-Controlling konnten fünf Themenfelder identifi-

ziert werden, aus welchen sich Implikationen für das IT-Controlling in einer Landesverwaltung 

ableiten lassen11. Nach der Vorstellung dieser Themenfelder wird kurz beschrieben, welche der 

identifizierten Nutzenpotentiale durch Benefits Management unterstützt werden können. 

Erstens wird ersichtlich, dass Transparenz einheitlich als Nutzenpotential wahrgenommen wird. 

Transparenz kann folglich als der wichtigste Nutzen von IT-Controlling der Landesverwaltung 

bezeichnet werden. Ressortinterne sowie ressortübergreifende Transparenz wird benötigt, um 

                                                 

 

 

 

 
11 Diese Implikationen sind bereits in Greger et al. (2015c) veröffentlicht und werden in diesem Abschnitt noch 

ergänzt. 
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den IT-Einsatz systematisch zu managen. Als Herausforderung für die Etablierung des IT-

Controllings konnte die Kultur innerhalb der Verwaltung, welche durch das Ressortprinzip und 

die dadurch gewachsene Isolation der einzelnen Ressorts charakterisiert ist, identifiziert werden 

(vgl. Abschnitt 4.1 und Abschnitt 4.2). Die durch den Einsatz eines ressortübergreifenden, lan-

desweiten IT-Controllings geschaffene Transparenz bricht diese isolierte Betrachtung des IT-

Bereichs auf. Dies kann damit als ein Erfolg der Einführung des IT-Controllings angesehen 

werden. Da ein Überblick über den landesweiten IT-Einsatz erstrebt wird, muss die öffentliche 

Verwaltung sich hierfür öffnen und eine offene, transparente Kultur etablieren und leben. 

Transparenz bringt sowohl den Ressorts als auch der zentralen IT-Stelle einen Mehrwert: Zum 

einen können die Ressorts beispielsweise ihren IT-Einsatz und ihre IT-Kosten rechtfertigen, 

indem sich ähnliche Ressorts untereinander vergleichen können. Zum anderen kann die zentrale 

IT-Stelle dem CIO über den IT-Einsatz in der gesamten Landesverwaltung berichten. Folglich 

kann der IT-Einsatz durch die durch IT-Controlling geschaffene Transparenz besser gemanagt 

werden (Greger et al. 2015c, S. 609). Für die Einführung des IT-Controllings lässt sich ableiten, 

dass die Transparenz als Nutzen klar kommuniziert werden kann. Transparenz stellt dabei kei-

nen zu vernachlässigenden Nutzen dar. Erst aufbauend auf der Transparenz kann die IT-

Landschaft aktiv gestaltet, weiterentwickelt und gemanagt werden. Es ist zu beachten, dass der 

Wechsel hin zu einer transparenten, offenen Kultur Zeit in Anspruch nimmt. Zudem ist Trans-

parenz nicht gleichzusetzen mit dem Sammeln einer möglichst großen Menge an Kennzahlen. 

Transparenz ist nur dann sinnvoll, wenn sie mit einem Ziel oder Zweck verbunden ist. Denn 

eine Information ist nur dann relevant, wenn sie zum richtigen Zeitpunkt dem richtigen Emp-

fänger bereitgestellt wird (Wewer 2014, S. 7; Krcmar 2015, S. 5).  

Zweitens deckt der Vergleich zwischen den Ergebnissen von Literatur und Praxis eine Diskre-

panz hinsichtlich der Nutzenpotentiale Effektivität, Effizienz und Verantwortlichkeiten auf: In 

der Literatur werden diese als primärer Nutzen angeführt. Im Gegensatz dazu werden diese 

Nutzenpotentiale von den Experten der öffentlichen Verwaltung kaum oder gar nicht genannt 

oder explizit als Nutzen ausgeschlossen. Eine Erklärung hierfür bieten die unterschiedlichen 

Charakteristika von Privatwirtschaft und öffentlicher Verwaltung: In der Privatwirtschaft ist es 

Ziel, Profit oder Wert zu maximieren (vgl. Abschnitt 4.2). Effizienz und Effektivität sind As-

pekte, welche in einem solchen Zielkontext zu beachten sind (Greger et al. 2015c, S. 609). Im 

Gegensatz dazu ist es Ziel der öffentlichen Verwaltung, das Gemeinwohl zu fördern sowie Ge-

setze umzusetzen bzw. einzuhalten (vgl. Abschnitt 4.2). Effizienz und Effektivität spielen hier-

bei keine oder nur eine untergeordnete Rolle (Greger et al. 2015c, S. 610). Dies steht im 

Einklang mit der Wahrnehmung der Experten. 

Drittens sehen die Experten der Landesverwaltung die Unterstützung bei der Entscheidungsfin-

dung neben Transparenz als wichtigstes Nutzenpotential des IT-Controllings an. In der Litera-

tur wird dies auch als wichtiger Nutzen vorgestellt (vgl. Abschnitt 4.1.3). Jedoch zeigt die 

Fallstudie, dass es einen Unterschied zwischen der Entscheidungsfindung in der Privatwirt-

schaft und in der öffentlichen Verwaltung gibt (Greger et al. 2015c, S. 610): Die IT-Controlling-

Informationen werden in der Privatwirtschaft gesammelt, mit den Zielvorstellungen abgegli-

chen und basierend auf Informationen zu identifizierten Abweichungen werden Entscheidun-

gen vom IT-Management getroffen. Somit werden zukünftige Entscheidungen basierend auf 

IT-Controlling-Informationen getroffen (z. B. Gadatsch 2012; Kütz 2007). In der öffentlichen 

Verwaltung hingegen nutzen IT-Manager die Informationen des IT-Controllings, um bereits 
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getroffene Entscheidungen gegenüber dem Haushalt zu begründen oder zu rechtfertigen. Dies 

bedeutet, dass die auf objektiven Kriterien basierenden Informationen zumeist erst dann heran-

gezogen werden, nachdem eine Entscheidung bereits gefallen ist. Ein Erklärungsansatz hierfür 

ist, dass Entscheidungen über den IT-Einsatz in der öffentlichen Verwaltung von politischen 

Entscheidungen beeinflusst werden (Greger et al. 2015c, S. 610). Die politischen Entscheidun-

gen werden jedoch meist nicht basierend auf einer vorangegangenen Analyse der IT-

Controlling-Informationen getroffen. Hier ist zwischen Entscheidungen, welche auf politischen 

Entscheidungen basieren, und Entscheidungen, welche auf IT-Controlling-Informationen ba-

sieren, zu unterscheiden. Es ist jedoch zu befürworten, dass die IT-Manager versuchen, aus 

einer reaktiven Haltung herauszukommen, bei welcher IT-Controlling-Informationen erst im 

Nachhinein herangezogen werden oder bei welcher erst auf ad-hoc-Anfragen der Politik Kenn-

zahlen gesammelt werden. Relevante Kennzahlen zur Steuerung des IT-Bereichs sollten pro-

aktiv festgesetzt werden. Entscheidungen sollten bewusst basierend auf Kennzahlen getroffen 

werden – auch hier ist ein Kulturwandel notwendig. Die zentrale IT-Stelle kann hierzu einen 

Beitrag leisten, indem sie in Schulungen oder im Arbeitskreis IT-Controlling eine Plattform für 

den Austausch von Best Practices bei der Entscheidungsfindung bietet. 

Viertens zeigt sich, dass die Wahrnehmung der Nutzenpotentiale von der Komplexität, ausge-

drückt in der Größe eines Ressorts, beeinflusst ist. Kleinere Ressorts sehen weniger Nutzenpo-

tentiale als größere. IT-Controlling schafft für diese eher einen zusätzlichen Aufwand, da sie 

bereits ohne IT-Controlling-Informationen einen Überblick über ihren leicht zu managenden, 

kleinen IT-Bereich haben. Die durch IT-Controlling geschaffene Transparenz hat aus diesem 

Grund für diese keine so große Bedeutung wie für große Ressorts. Vielmehr wird IT-

Controlling als Rechtfertigungshilfe genutzt, um Ressourcen zu behalten oder zu erhalten. Mitt-

lere und große Ressorts mit einem homogenen, nachgeordneten Bereich haben durch IT-

Controlling mehrere Vorteile: Aufgrund der Homogenität des nachgeordneten Bereichs wird 

dieser vergleichbar. Somit kann ein IT-Benchmarking durchgeführt werden. Zudem nutzen sie 

die IT-Controlling-Informationen eher dafür, um Entscheidungen basierend auf objektiven Kri-

terien zu treffen oder um ihren IT-Bereich transparent externen Stakeholdern darzustellen. Auf-

grund der Komplexität ihrer Organisation nutzen sie IT-Controlling dafür, Informationen 

systematisch zu sammeln und eine übergreifende Transparenz zu schaffen (Greger et al. 2015c, 

S. 610). Aufgrund der unterschiedlichen Wahrnehmung der Nutzenpotentiale ist eher zu erwar-

ten, dass kleinere Ressorts Widerstände zeigen. Es sollte daher beachtet werden, dass der Mehr-

wert des IT-Controllings kleineren Ressorts deutlich aufgezeigt werden muss, so dass diese ihn 

erkennen können und IT-Controlling nicht nur als lästige Pflicht empfinden. 

Fünftens scheint die Wahrnehmung der Nutzenpotentiale von der Perspektive des IT-

Controllers beeinflusst zu werden: Ein Unterschied zeigt sich zwischen zentraler IT-Stelle und 

den Ressorts. Die zentrale IT-Stelle nimmt primär Nutzen wahr, der darauf abzielt, den CIO 

mit relevanten Informationen zu versorgen, den IT-Bereich nach Außen darzustellen sowie den 

übergreifenden Austausch zwischen den Ressorts zu pflegen. Die Ressorts stimmen mit der 

zentralen IT-Stelle nur bei den Nutzenpotentialen hinsichtlich der Transparenz, der Argumen-

tationshilfe, der Möglichkeit des Benchmarkings von homogenen, nachgeordneten Behörden 

und der Identifikation von Trends basierend auf Zeitreihenbildung überein. Hinsichtlich der 

politischen Globalzahlen und des Erfahrungsaustauschs besteht keine Übereinstimmung 

(Greger et al. 2015c, S. 610). Dies kann darauf hindeuten, dass die offene Kultur noch nicht 
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gänzlich bei den Ressorts verankert ist. Der eigene Bereich wird zwar im Zuge des IT-

Controllings von der zentralen IT-Stelle vor den anderen Ressorts präsentiert, aber ein aktiver 

Erfahrungsaustausch wird nicht mit dem IT-Controlling verbunden. Ebenso unwichtig er-

scheint den IT-Verantwortlichen der Ressorts der Informationsbedarf des CIO. Dies zeigt, dass 

der CIO zwar als Rolle etabliert, aber aufgrund des Ressortprinzips von eher geringerer Bedeu-

tung für die Ressorts ist. Die Ergebnisse der Analyse der Nutzenpotentiale stehen im Einklang 

mit den Ergebnissen der Analyse des IT-Controllings in der Landesverwaltung, welche in Ab-

schnitt 5.2 beschrieben wurden. Bereits in Abschnitt 5.2.8 und Abschnitt 5.3.2 wurde die Be-

deutung der beiden Perspektiven diskutiert. Somit beeinflussen die Sichten maßgeblich die 

Gestaltung des IT-Controllings und müssen bei der Gestaltung berücksichtigt werden. Bei der 

vorherrschenden IT-Governance der analysierten Landesverwaltung heißt dies, dass die zent-

rale IT-Stelle Globalkennzahlen als politische Kennzahlen sammeln und für Berichte aufberei-

ten kann. Jedoch kann sie aufgrund des Ressortprinzips derzeit nur unter Beachtung des 

Ressortprinzips übergreifend steuernd tätig werden. Die Steuerungsfunktion muss daher 

schwerpunktmäßig von den Ressorts ausgeführt werden (Greger et al. 2015c, S. 611), denn nur 

die IT-Controller der Ressorts haben eine Weisungsbefugnis in ihren Ressorts. Die zentrale IT-

Stelle kann hier als Impulsgeber oder Berater tätig sein und Leitfäden, Best Practices und In-

strumente für die Ressorts bereitstellen. Übergreifende Aspekte, wie die Planung der zentralen 

Beschaffung oder von der zentralen IT-Stelle finanzierte IT-Projekte, können und sollten je-

doch von ihr gesteuert werden. Damit die Ressorts sich auf die Steuerungsfunktion konzentrie-

ren und Ressourcen darauf verwenden können, sollte der Aufwand für das Erheben der 

Kennzahlen möglichst gering sein. Es empfiehlt sich daher, Kennzahlen mit Haushaltstiteln zu 

verknüpfen oder Kennzahlen automatisch aus bereits vorhandenen und genutzten Systemen zu 

erheben (Greger et al. 2015c, S. 611). Aufgrund der Governance-Struktur empfiehlt sich zudem 

ein kaskadierender IT-Controlling-Ansatz: Ausgehend von den von der zentralen IT-Stelle und 

dem CIO benötigten, oftmals strategischen Kennzahlen sollen die Ressorts eigene (strategische 

wie operative) Kennzahlen definieren. IT-Controller bzw. IT-Verantwortliche der nachgeord-

neten Behörden können diese Kennzahlen dann bei Bedarf noch ergänzen.  

Die Einführung des Benefits Managements in die Landesverwaltung leistet einen Beitrag zu 

diesen Nutzenpotentialen, wie folgende Beispiele zeigen: 

 Durch Benefits Management wird Transparenz über die Stakeholder und ihre Interes-

sen sowie über erwartete und realisierte Benefits geschaffen. Zudem sind die Stakehol-

der-Struktur und die Benefits den IT-Verantwortlichen nicht nur bekannt, sondern 

werden auch strukturiert dokumentiert, z. B. in der Stakeholder-Scorecard. 

 Basierend auf den identifizierten Benefits können umfassende Wirtschaftlichkeitsana-

lysen durchgeführt und Entscheidungen getroffen werden, ob ein IT-Projekt durchge-

führt werden soll oder nicht. Hierfür stellt das Benefits Management Instrumente zur 

Verfügung, wie die Benefits-Typologie oder das Benefits Template. In Konsequenz 

dazu unterstützt Benefits Management die Entscheidungsfindung.  

 Die reine Budgetkontrolle wird ergänzt durch eine Betrachtung der Benefits, so dass 

letztendlich analog zum Bewusstsein für die IT-Kosten ein Bewusstsein für Erwartun-

gen der externen Stakeholder, wie Bürger oder Unternehmen, und für mögliche Benefits 

geschaffen wird. 
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 Die Image-Steigerung für die öffentliche Verwaltung kann sich ergeben, wenn IT- und 

E-Government-Projekte erfolgreich und für Stakeholder nutzbringend durchgeführt 

werden. Der Benefits Management-Ansatz verspricht eine erfolgreiche Durchführung 

der Projekte, indem er die Realisierung der erwarteten Benefits steuert. 

Diese Nutzenpotentiale sollen im Zuge des Akzeptanzmanagements bei der Einführung des 

Benefits Managements kommuniziert werden. Ob diese Nutzenpotentiale des Benefits Mana-

gements tatsächlich von den IT-Verantwortlichen wahrgenommen werden, konnte im Zuge der 

Arbeit nicht erhoben werden. Dies kann in zukünftiger Forschung durchgeführt werden. 

7.2 Implikationen aus der Analyse des IT-Controllings in einer Landesver-

waltung 

Eine kritische Reflexion mit einem Abgleich der Ergebnisse der Fallstudie mit Ergebnissen der 

Literatur wurde bereits in Abschnitt 5.3 vorgenommen. Ziel dieses Kapitels ist es, kritische 

Implikationen aus der Reflexion der Ergebnisse zu ziehen. Darauf aufbauend werden dann im 

nächsten Abschnitt Handlungsempfehlungen für das IT-Controlling in einer Landesverwaltung 

vorgestellt. 

Aufgrund des Ressortprinzips ist IT-Controlling im Spannungsfeld zwischen zentraler IT-Stelle 

und den IT-Verantwortlichen der Ressorts einzuführen. Besitzt die zentrale IT-Stelle keine 

Weisungsbefugnis oder Budgethoheit, so ist es zwingend erforderlich, dass die Einführung des 

IT-Controllings – sowie auch des Benefits Managements – von einem Akzeptanzmanagement 

begleitet wird. Die Beteiligung der IT-Verantwortlichen der Ressorts am Einführungsprozess 

und an der Gestaltung des IT-Controllings ist unabdingbar, um Widerständen zu begegnen. 

Für das IT-Controlling der öffentlichen Verwaltung ist ein kaskadierender Ansatz zu wählen, 

bei welchem die zentrale IT-Stelle Kennzahlen gemäß dem Informationsbedarf des CIO anfor-

dert und die IT-Verantwortlichen der Ressorts ihr ressortinternes IT-Controlling um Kennzah-

len für den Informationsbedarf der Ressort-CIO ergänzen. Dieser Ansatz lässt sich in die durch 

das Ressortprinzip geregelte, organisatorische Struktur der Landesverwaltung einbetten und er-

möglicht zeitgleich ein ressortübergreifendes IT-Controlling. Zudem kann dieser Ansatz so-

wohl Breite als auch Tiefe des IT-Controllings gewährleisten. Das IT-Controlling kann gemäß 

unterschiedlichen Informationsbedarfen gestaltet werden. Durch eine Kaskadierung kann die 

von Schmidberger (1994, S. 389) geforderte, mehrgliederige Lösung umgesetzt werden. 

Die analysierte Landesverwaltung gilt als Vorreiter im IT-Controlling und wurde aus diesem 

Grund für die Analyse ausgewählt. Die Langzeitanalyse zeigt, dass die öffentliche Verwaltung 

noch auf einer frühen Entwicklungsstufe des IT-Controllings ist. Einerseits hinkt sie der Privat-

wirtschaft hinterher, andererseits nutzt sie das IT-Controlling anders als die Privatwirtschaft. 

Dies liegt vor allem darin begründet, dass dem Aufstellen und Überwachen von Zielen im IT-

Bereich eine geringere Bedeutung beigemessen und es durch politische, organisatorische sowie 

kulturelle Herausforderungen erschwert wird. IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung 

wird derzeit zum Sammeln von Daten verwendet, welche dann schwerpunktmäßig zur Vorstel-

lung des IT-Bereichs, z. B. bei Vorträgen, oder für Analysen der Kennzahlen über die Zeitrei-

hen herangezogen werden. Inwieweit das landesweite IT-Controlling weiter im ressortinternen 

IT-Controlling ausgebaut wird, ist abhängig vom jeweiligen IT-Verantwortlichen.  
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Aufgrund fehlender Ziele mit konkreten Soll-Vorgaben ist die Steuerung als größte Herausfor-

derung für die öffentliche Verwaltung anzusehen. Zwar wird erkannt und kommuniziert, dass 

IT-Controlling eine Steuerungsfunktion besitzt. Die Umsetzung dieser wird jedoch durch feh-

lende Soll-Vorgaben erschwert. Zudem ist Verwaltung und Politik eine Steuerungsfunktion 

fremd, da diese vor der Einführung eines Controllings kaum Verwendung fand. Aus diesem 

Grund müssen Politik und Verwaltung erst lernen, wie gesteuert werden kann (Maly/Riedel 

2014, S. 117). Steuerung bedingt des Weiteren ein Zusammenspiel zwischen IT-Management 

und IT-Controlling. Dieses Zusammenspiel ist in der öffentlichen Verwaltung noch zu verbes-

sern. Hierfür ist eine Verhaltensänderung bei Führungskräften und Mitarbeitern notwendig. 

Maly/Riedel (2014, S. 118) fordern in diesem Zusammenhang einen ganzheitlichen IT-

Manager. Erst wenn das IT-Management die Kennzahlen des IT-Controllings nutzt und aktuelle 

Themen mit dem IT-Controlling verbunden werden, kann das IT-Controlling als in der öffent-

lichen Verwaltung erfolgreich etabliert bezeichnet werden. Die derzeitige, durch das IT-

Controlling geschaffene Transparenz bietet hierfür einen Startpunkt. 

Das Schaffen eines Anreiz- und Sanktionssystems unterstützt die Steuerungsfunktion: Eine 

Steuerungsfunktion benötigt einen Abgleich von Soll- und Ist-Zustand. Dieser Abgleich bleibt 

jedoch ohne Wirkung, wenn ein Verfehlen der Ziele keine Auswirkungen nach sich zieht oder 

ein Erreichen der Ziele weitestgehend unberücksichtigt bleibt. Anreiz- und Sanktionsmecha-

nismen sind daher notwendig, um die Überwachung der Zielerreichung mit Konsequenzen ver-

sehen zu können. Mögliche Sanktionsmechanismen sind beispielsweise das Ablegen von 

Rechenschaft über nicht erreichte Ziele, eine obligatorische Beratung bei Nichterreichen der 

Ziele, strengere Beaufsichtigung im IT-Controlling-Prozess, Rückfall in Einzelbegutachtungen, 

Budgetvorbelastungen oder Organisationsuntersuchungen (Maly/Riedel 2014, S. 118 f.). Dem-

gegenüber stehen Anreizmechanismen wie die Bekanntgabe als Mitarbeiter, Projekt oder Or-

ganisation des Monats, ein Meeting mit dem CIO zum Einbringen persönlicher Anliegen oder 

die Möglichkeit zu Fortbildungen. 

Hieraus und aus den Ergebnissen der Fallstudie lässt sich folgern, dass ein Kulturwandel in der 

öffentlichen Verwaltung notwendig ist. Nur wenn ein Wandel weg von einer durch das Res-

sortprinzip verstärkten, isolierten Betrachtung des IT-Bereichs hin zu einer ressortübergreifend 

offenen Kultur innerhalb der öffentlichen Verwaltung stattfindet, kann IT-Controlling ressort-

übergreifend durchgeführt werden. Dieser Wandel kann als Wandel der dritten Ordnung be-

zeichnet werden, da er nicht nur einen Teilbereich (Wandel erster Ordnung) oder eine einzelne 

Organisation (Wandel zweiter Ordnung) betrifft, sondern Auswirkungen auf den gesamten Sek-

tor haben kann (Kuipers et al. 2014, S. 8). Zudem begünstigt ein solcher Wandel die Einführung 

anderer ressortübergreifender, betriebswirtschaftlicher Instrumente und Ansätze. Aufbauend 

auf einer offenen Kultur kann eine übergreifende Zusammenarbeit zwischen den einzelnen IT-

Bereichen der unterschiedlichen Ressorts stattfinden. Erst dies ermöglicht bei der derzeitigen, 

vorliegenden IT-Governance die Einführung von betriebswirtschaftlichen Konzepten an einer 

zentralen IT-Stelle. 

Es zeigt sich, dass die Instrumente des IT-Controllings per se übertragbar sind. Bei der Nutzung 

der Instrumente sind jedoch politische, rechtliche oder organisatorische Rahmenbedingungen 

der öffentlichen Verwaltung zu beachten. Die kontinuierliche Fortentwicklung der eingesetzten 

Instrumente ist fest in den IT-Controlling-Prozess zu etablieren. Hierbei sind zum einen die 
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Kennzahlen stetig auf ihre Steuerungsrelevanz zu hinterfragen. Aufgrund der begrenzten Res-

sourcen zur Erhebung der Kennzahlen sollte bei der Einführung neuer Kennzahlen geprüft wer-

den, inwieweit bestehende Kennzahlen noch für den Informationsbedarf der IT-Manager 

notwendig sind. Zum anderen sind die Reifegrade bestehender Instrumente weiter auszubauen. 

Die Fallstudie zeigt, dass die BSC eingeführt wurde. Dennoch besitzt die BSC einen eher nied-

rigen Reifegrad. Die Nutzung und Etablierung der BSC können folglich weiter ausgebaut wer-

den. Eine Weiterentwicklung ist somit nicht auf die Einführung neuer Instrumente zu 

beschränken, sondern muss bestehende Instrumente in die Verwaltungsprozesse integrieren. 

Ressourcen für das IT-Controlling sind in Form von Mitarbeitern oder Zeit bereitzustellen. Ob-

wohl IT-Controlling zumeist im Stellenplan genannt wird, ist es dennoch derzeit eine Aufgabe, 

welche die IT-Verantwortlichen zusätzlich zu ihren anderen Aufgaben – ohne Bereitstellung 

neuer Ressourcen – erhalten. Für den Ausbau von betriebswirtschaftlichen Ansätzen sind im 

IT-Bereich geeignete Ressourcen bereitzustellen und genügend Stellen zu schaffen. Wenn Res-

sourcen im IT-Bereich künftig nicht deutlich ausgebaut werden, ist zu befürchten, dass die öf-

fentliche Verwaltung der Digitalisierung deutlich hinterherhinkt und von dieser eher getrieben 

wird als dass sie diese selbst gestaltet. 

Während die Einführung quantitativer und finanzieller Kennzahlen verhältnismäßig leicht vor-

genommen werden kann, stellt das Controlling der IT-Leistung die öffentliche Verwaltung vor 

große Herausforderungen. Zugleich wird die Forderung nach einer Möglichkeit zum Control-

ling der IT-Leistung immer lauter. Benefits Management stellt hierfür einen Lösungsansatz dar, 

welcher bei der öffentlichen Verwaltung auf Interesse stößt. Dennoch ist die Einführung des 

Benefits Managements nicht nur mit Aufwand im IT-Controlling verbunden, sondern tangiert 

auch das IT-Projektmanagement sowie das IT-Management im Allgemeinen. Deshalb kann 

eine Einführung nicht von heute auf morgen stattfinden. Parallel zum Benefits Management 

empfiehlt es sich daher, die Leistung der IT in Form von Projektberichten darzustellen und zu 

kommunizieren. Während intern bereits Projektberichte etabliert sind, ist eine Kommunikation 

der IT-Leistung bei externen Stakeholdern noch ausbaufähig. Hierfür könnten beispielsweise 

die zehn wichtigsten Projekte einer Landesverwaltung mit den wichtigsten Kerninformationen 

vorgestellt werden. Eine derartige Darstellung unterstützt dabei, den Fokus darauf zu legen, 

welche Zielgruppe mit einem Projekt adressiert werden soll. Die interne Stakeholder-BSC 

könnte zudem hierdurch nach Außen kommuniziert werden. Dies würde somit wiederum die 

Etablierung des Benefits Management-Ansatzes begünstigen. 

Eine Ausweitung der Veröffentlichung der Controlling-Daten sollte in Betracht gezogen wer-

den. Derzeit werden Kennzahlen des IT-Controllings entweder nur intern genutzt oder bei ex-

ternen Veranstaltungen oder Workshops zur Darstellung des IT-Bereichs herangezogen. Diese 

externen Veranstaltungen haben oftmals andere Verwaltungen als Zielgruppe. Die IT-

Controlling-Kennzahlen können es jedoch ermöglichen, den IT-Bereich der öffentlichen Ver-

waltung derart darzustellen, dass die öffentliche Verwaltung auch für potentielle Arbeitnehmer 

im IT-Bereich interessant erscheint. In diese Richtung sollte die Darstellung der IT-Controlling-

Kennzahlen künftig noch ausgebaut werden. 
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7.3 Handlungsempfehlungen für das IT-Controlling in einer Landesverwal-

tung 

7.3.1 Handlungsempfehlungen für IT-Controlling 

7.3.1.1 Handlungsempfehlungen für die Einführung des IT-Controllings 

Die Handlungsempfehlungen für die Einführung beschäftigen sich mit dem Prozess der Ein-

führung. IT-Manager der öffentlichen Verwaltung können diese für die Ausgestaltung der Ein-

führungsstrategie des IT-Controllings verwenden. Die Handlungsempfehlungen können aber 

auch für die Einführung von weiteren, ressortübergreifenden, betriebswirtschaftlichen Konzep-

ten heranzogen werden. 

Ressortübergreifende Beauftragung der Einführung des IT-Controllings. Für die Einfüh-

rung eines ressortübergreifenden IT-Controllings ist ein für alle Ressorts verbindlicher Auftrag 

notwendig. Dieser zeigt zum einen die Bedeutung des IT-Controllings auf, zum anderen gibt er 

einer zentralen IT-Stelle die Legitimation zur Einführung des IT-Controllings und kann als An-

stoß für die Zusammenarbeit der IT-Verantwortlichen der Ressorts angesehen werden. Auftrag-

geber können – je nach Weisungsbefugnis und Durchsetzungskraft – der CIO oder die 

politische Ebene eines Landes sein. Diese Managementunterstützung wird auch in der Literatur 

als bedeutend angesehen (Jones 2008, S. 252; Jones et al. 2007, S. 6). 

Festlegung eines Promoters und Identifikation von Change Agents für IT-Controlling. 

Um ein ressortübergreifendes IT-Controlling einzuführen, braucht es neben einem ressortüber-

greifenden Beschluss eine treibende, personelle Kraft. Hierfür eignet sich der CIO mit seiner 

zentralen IT-Stelle. Innerhalb der zentralen IT-Stelle ist die Rolle eines ressortübergreifenden 

IT-Controllers zu etablieren. Der ressortübergreifende IT-Controller ist sowohl Promoter des 

IT-Controllings als auch Impulsgeber für die Ausgestaltung des IT-Controllings. Er treibt die 

Einführung, Gestaltung und Nutzung des IT-Controllings aktiv voran, kommuniziert mögliche 

Nutzenpotentiale und legt eine Einführungsstrategie fest. Bereits vor der Einführung des IT-

Controllings identifiziert er zudem diejenigen IT-Verantwortlichen (Change Agents), welche 

gegenüber der Einführung des IT-Controllings positiv eingestellt sind. Damit der ressortüber-

greifende IT-Controller eine treibende Kraft ist, benötigt er neben fachlichem Wissen eine um-

fassende Führungskompetenz, Überzeugungskraft sowie Einfühlungsvermögen. Während der 

Einführungsphase übernimmt er die Rolle des Projektleiters für das Einführungsprojekt IT-

Controlling.  

Verfolgen einer schrittweisen Einführungsstrategie unter Beteiligung aller Stakeholder. 

IT-Controlling ist für IT-Verantwortliche in der öffentlichen Verwaltung größtenteils ein neues 

Themengebiet. Eine schrittweise Einführung ermöglicht es, langsam an dieses Themengebiet 

heranzuführen, Know-how aufzubauen, Akzeptanz zu fördern und Ängste abzubauen. Um die 

Akzeptanz in der gesamten Landesverwaltung zu gewährleisten, sind alle Stakeholder in den 

Einführungsprozess und die Gestaltung der Konzepte und Instrumente einzubinden. Hierfür 

sind die Stakeholder des IT-Controllings bereits während der Planungsphase zu identifizieren 

(Stoltzfus 2015, S. 2125). Reine Top-Down-Vorgaben sind zu vermeiden. Für die Einführungs-

strategie ist besonders die Bedeutung eines Akzeptanzmanagements hervorzuheben. Durch IT-
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Controlling zu erzielende Nutzenpotentiale sind frühzeitig zu kommunizieren und anhand von 

Beispielszenarien aufzuzeigen. 

Etablieren eines Einführungsprojekts IT-Controlling. Um die Einführung des IT-

Controllings strukturiert zu gestalten und zielgebunden durchzuführen, empfiehlt es sich, die 

Einführung als Projekt anzugehen. Folglich sind projektartige Gremienstrukturen aufzubauen. 

Neben einer Projektgruppe – bestehend aus den IT-Controllern der zentralen IT-Stelle und den 

IT-Verantwortlichen der Ressorts – ist ein Lenkungsausschuss zu gründen. Verantwortlichkei-

ten innerhalb des Projekts sind klar zu regeln. Die zentrale IT-Stelle leitet die Projektgruppe 

und nimmt die Rolle des Projektleiters ein. Innerhalb der Projektgruppe wird das IT-Controlling 

gestaltet. Der Lenkungsausschuss dient als Kontrollgremium und überwacht den Projektfort-

schritt. Kann keine Einigung innerhalb der Projektgruppe erzielt werden, dient er als Eskalati-

onsgremium. Die Einführungsphase wird erst dann als abgeschlossen angesehen, wenn der 

Lenkungsausschuss das IT-Controlling-Konzept offiziell abnimmt.  

Etablieren der Rolle des IT-Controllers. Um IT-Controlling durchzuführen, ist die Rolle des 

IT-Controllers sowohl bei der zentralen IT-Stelle als auch innerhalb der Ressorts zu etablieren. 

Dieser benötigt neben umfassenden Kompetenzen im IT-Controlling Wissen über Verwal-

tungsabläufe und Verwaltungsorganisation sowie (bezogen auf den IT-Controller der Ressorts) 

Fachwissen. Ohne dieses Fachwissen sind eine Interpretation und Analyse der Kennzahlen 

schwierig (Irani et al. 2005, S. 75 f.). Für eine detaillierte Beschreibung der Rolle des IT-

Controllers wird auf Abschnitt 6.5.4.1 verwiesen. Die Rolle des IT-Controllers ist im Stellen-

plan zu verankern. 

Festsetzen von Verantwortlichkeiten. Feste Verantwortlichkeiten bezogen auf das IT-

Controlling sind unter Beachtung der gegebenen, organisatorischen Rahmenbedingungen zu 

etablieren. Ansprechpartner sind festzusetzen. Zudem sind die Zuständigkeiten zwischen IT-

Controller und IT-Manager zu bestimmen. Kommunikationswege und Berichtsstrukturen sind 

klar festzusetzen und bei der Nutzung zu befolgen. Das Festsetzen der Verantwortlichkeiten 

wird auch in der Literatur als wichtiger Aspekt für das IT-Controlling angeführt (Jones 2008, 

S. 252; Jones et al. 2007, S. 6).  

Aufbau von IT-Controlling-Know-how durch Schulungen. Da das IT-Controlling ein neues 

Themengebiet darstellt, ist es unerlässlich, Schulungsmaßnahmen durchzuführen, welche die 

Einführung begleiten. Um alle Stakeholder bei der Gestaltung des IT-Controllings zu beteili-

gen, benötigen diese Know-how im IT-Controlling. Zudem können die Schulungen genutzt 

werden, um Best Practices vorzustellen und zu diskutieren. Die Schulungen sollten zentral or-

ganisiert werden und allen Interessierten offenstehen. 
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7.3.1.2 Handlungsempfehlungen für die Ausgestaltung des IT-Controllings 

Die im Folgenden beschriebenen Handlungsempfehlungen beschäftigen sich mit der Gestaltung 

des IT-Controlling-Konzepts. Die Ausgestaltung des IT-Controllings wird erstmalig in der Ein-

führungsphase vorgenommen. Anschließend wird das IT-Controlling während der Nutzungs-

phase fortwährend weiterentwickelt und dadurch gestaltet.  

Ableiten des IT-Controllings aus den Zielen der IT-Strategie. Das ressortübergreifende IT-

Controlling dient dazu, die Ziele der IT-Strategie zu überwachen. Folglich ist das IT-

Controlling ausgehend von der IT-Strategie der Landesverwaltung zu gestalten. Kennzahlen 

sind einem Ziel oder mehreren Zielen zuzuordnen. Zusammenhänge sind aufzuzeigen. Hierfür 

eignet sich die BSC als Instrument. Um das IT-Controlling fest zu etablieren, erscheint es sinn-

voll, das Controlling der IT-Ziele, des IT-Einsatzes und der IT-Bereitstellung bereits in die IT-

Strategie – beschreibend oder mit einer Liste von Kennzahlen – aufzunehmen. Feste Zielvor-

gaben bilden somit den Ausgangspunkt für das IT-Controlling. Ist noch keine IT-Strategie vor-

handen, so ist diese zuerst festzusetzen. Ein Blick in die deutsche Verwaltungslandschaft zeigt, 

dass in allen Landesverwaltungen IT-Strategien vorhanden sind. Jedoch ist vorab zu prüfen, 

inwieweit die darin beschriebenen Ziele bereits messbar gemacht werden können. Bei Bedarf 

ist ein Zwischenschritt einzufügen, welcher die Ziele mit konkreten Maßnahmen versieht, wel-

che dann durch das IT-Controlling geplant, überwacht und gesteuert werden können. Die Ver-

knüpfung des IT-Controllings mit konkreten Zielen der IT-Strategie und Soll-Vorgaben 

erleichtert letztendlich die Steuerungsfunktion. 

Übertragen von Best Practices aus der Privatwirtschaft unter Anpassung an organisato-

rische, politische und rechtliche Rahmenbedingungen sowie an die Charakteristika der 

öffentlichen Verwaltung. Bekannte, einfach anzuwendende Methoden und Instrumente aus 

der Privatwirtschaft bilden die Grundlage für die Gestaltung des IT-Controlling-Konzepts. Best 

Practice-Ansätze umfassen auch die organisatorische Verankerung des IT-Controllings in der 

Organisation sowie Aufgaben und Prozesse des IT-Controllings. Praxisnahe IT-Controlling-

Literatur liefert hierbei eine Unterstützung. Die Best Practices sind an die Rahmenbedingungen 

der öffentlichen Verwaltung anzupassen. Das Ressortprinzip, Entscheidungsstrukturen und das 

zugrundeliegende Rechnungssystem der öffentlichen Verwaltung sind zu beachten.  

Berücksichtigen eines interpretativen IT-Controlling-Ansatzes. In der Literatur zum IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung wird ein interpretativer Ansatz empfohlen, welcher 

sowohl finanzielle und quantitative Kennzahlen als auch qualitative Aspekte beinhaltet und 

über traditionelle IT-Controlling-Methoden hinausgeht (Jones 2008, S. 252). Zudem ist ein 

Wechsel von Effizienzkennzahlen zu strategischen, qualitativen Aspekten notwendig, um den 

IT-Wert und IT-Leistungen umfassend darzustellen (Marthandan/Tang 2010, S. 37). Es emp-

fiehlt sich, den Aufbau des IT-Controllings mit quantitativen und finanziellen Kennzahlen zu 

beginnen, da diese leichter zu definieren, zu messen und auszuwerten sind. Sind diese etabliert, 

kann der Schwerpunkt auf einen interpretativen Ansatz gelegt und sich auf das Controlling der 

IT-Leistung fokussiert werden. Im Zuge dessen kann IT-Controlling dann um den Benefits Ma-

nagement-Ansatz erweitert werden (vgl. Kapitel 6). 
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Aufbau eines kaskadierenden und flexiblen IT-Controllings. Das landesweite, strategische 

IT-Controlling dient dazu, den CIO mit Informationen zu versorgen. Aus diesem Grund ist es 

am Informationsbedarf des CIO auszurichten. Um die Informationsbedarfe der Ressort-CIO 

nicht unberücksichtigt zu lassen, ist das ressortübergreifende IT-Controlling von den IT-

Controllern der Ressorts um Kennzahlen für eigenen Informationsbedarf zu erweitern. Ein kas-

kadierender IT-Controlling-Ansatz gewährleistet, dass unterschiedliche Informationsbedarfe 

berücksichtigt werden. Während ein ressortübergreifendes IT-Controlling sich auf das strategi-

sche IT-Controlling fokussiert, findet innerhalb der Ressorts sowohl ein strategisches als auch 

operatives IT-Controlling statt. Der kaskadierende IT-Controlling-Ansatz benötigt zudem ein 

flexibles IT-Controlling, welches es ermöglicht, dass die Ressorts eigene IT-Controlling-

Konzepte einbringen bzw. entwickeln. Ist das ressortübergreifende IT-Controlling flexibel ge-

staltet, ermöglicht es Anpassungen durch die Ressorts für das ressortinterne IT-Controlling und 

Weiterentwicklungen hinsichtlich geänderter Informationsbedarfe im Sinne eines dynamischen 

IT-Controllings. 

Einbinden vorhandener Informations- und Haushaltssysteme in das IT-Controlling. Um 

den Aufwand für die Erhebung zu minimieren, sind bereits vorhandene Informationssysteme 

und Datenbanken als Datenquellen in das IT-Controlling einzubinden. Mögliche Systeme sind 

neben Personalverwaltungssystemen oder Projektportfoliomanagementsystemen die Systeme 

des Haushalts. Besonders die Verlinkung zwischen IT-Controlling und Haushalt ist frühzeitig 

anzustreben, denn der Haushalt kann als zentrales Steuerungsgremium der öffentlichen Ver-

waltung bezeichnet werden (Bals 2004, S. 9). Die bislang noch getrennte Betrachtung von 

Haushalt und IT-Controlling (Maly/Riedel 2014, S. 118) ist zugunsten einer Verknüpfung von 

Haushalt und IT-Controlling aufzugeben. Besonders Finanzkennzahlen sollen basierend auf In-

formationen aus dem Haushalt erhoben werden. 

Festlegen der Kennzahlen unter Beteiligung des IT-Managements. Die Kennzahlen des IT-

Controllings sind basierend auf den Zielen der IT-Strategie festzulegen. Hierbei sind jedoch 

nicht nur IT-Controller, sondern auch IT-Manager zu beteiligen. Damit das IT-Management 

basierend auf Kennzahlen Entscheidungen treffen kann, müssen diese für das IT-Management 

eine Steuerungsrelevanz besitzen. Ob eine Kennzahl Steuerungsrelevanz besitzt, kann nicht 

vom IT-Controller allein bewertet werden. Das IT-Management in Form des CIO, der IT-

Verantwortlichen oder der (politischen) Amtsleitung legt den Informationsbedarf fest. Aus die-

sem Grund sind diese auch in die Gestaltung des IT-Controllings mit einzubinden. 

7.3.1.3 Handlungsempfehlungen für die Nutzung des IT-Controllings 

Die im Folgenden vorgestellten Handlungsempfehlungen stehen mit der Nutzung des IT-

Controllings in einer Landesverwaltung im Zusammenhang. 

Fördern des Kulturwandels hin zu einer offenen Kultur. Um ein ressortübergreifendes, lan-

desweites IT-Controlling durchführen zu können, ist ein Kulturwandel hin zu einer offenen 

Kultur anzustreben (vgl. Abschnitt 7.2). Um diesen zu erreichen, sind die mit einer Transparenz 

und Öffnung verbundenen Ängste bei den IT-Verantwortlichen der Ressorts abzubauen. Wie 

auch schon bei der Einführungsstrategie empfiehlt es sich, den Kulturwandel in kleinen Schrit-

ten vorzunehmen. Herrscht eine offene Kultur vor, in welcher scheinbar schlechte Kennzahlen-

werte offen diskutiert werden können, so kann dies auch der Herausforderung der Manipulation 
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von Kennzahlen (vgl. Abschnitt 5.2.11.1) entgegenwirken. Es ist jedoch zu beachten, dass die-

ser Kulturwandel selbst eine sehr große Herausforderung darstellt, da die öffentliche Verwal-

tung durch die Ressortstruktur und die Autonomie der einzelnen Ressorts geprägt ist. 

Maly/Riedel (2014, S. 118) setzen für einen solchen Kulturwandel in der öffentlichen Verwal-

tung auf kommunaler Ebene fünf Jahre als Minimum an. In der analysierten Landesverwaltung 

war ein Kulturwandel hin zu einer Öffnung nach etwa drei bis vier Jahren zu bemerken. Mit 

einem solchen Zeitraum sollte die IT-Controlling einführende und nutzende Organisation rech-

nen. 

Beachten der Informationsbedarfe der Stakeholder des IT-Controllings. IT-Controlling 

liefert Informationen, welche Steuerungsrelevanz aus Sicht des IT-Managements besitzen und 

welche das IT-Management beim Treffen von Entscheidungen unterstützen sollen. Demzufolge 

ist das IT-Controlling derart zu gestalten, dass es die Informationsbedarfe des IT-Managements 

befriedigt. Aus diesem Grund sind die Stakeholder des IT-Controllings in den Mittelpunkt zu 

stellen (Irani et al. 2005, S. 75 f.). Zu beachten sind jedoch nicht nur die Informationsbedarfe 

der Adressaten, wie IT-Manager oder des CIO, sondern auch die Interessen und Änderungs-

wünsche der Datenlieferanten, wie IT-Controller der Ressorts, IT-Mitarbeiter der nachgeord-

neten Behörden oder IT-Controller der IT-Dienstleister. Um die Informationsbedarfe, 

Interessen und Wünsche der Stakeholder zu identifizieren und aktuell zu halten, ist eine Stake-

holder-Analyse während der Nutzungsphase des IT-Controllings fortwährend durchzuführen. 

Regelmäßige Gespräche mit den IT-Verantwortlichen – IT-Managern wie IT-Controllern – sind 

hierfür unabdingbar. 

Aus- und Aufbau des ressortinternen IT-Controllings. Ähnlich wie im Zuge des ressort-

übergreifenden IT-Controllings die zentrale IT-Stelle die Kennzahlen den Ressorts übergrei-

fend vorstellt und offenlegt, so sind auch innerhalb eines Ressorts derartige Kommunikations-

wege und Vorgehensweisen zu etablieren. Dies führt dazu, dass IT-Controlling innerhalb eines 

Ressorts fest etabliert wird, und erhöht die Akzeptanz bei den Datenlieferanten innerhalb des 

Ressorts sowie der nachgeordneten Behörden. Zudem sind ressortinterne IT-Controlling-Werte 

der ressorteigenen Amtsleitung zu berichten – ähnlich wie die ressortübergreifenden IT-

Controlling-Werte dem CIO vorgestellt werden. Eine Etablierung des IT-Controllings inner-

halb der Ressorts ist letztendlich deshalb wichtig, da die Steuerungsfunktion primär eine ress-

ortinterne Aufgabe bleibt. 

Bereitstellen von Ressourcen und organisatorische Verankerung des IT-Controllings im 

Stellenplan. In der Literatur wird vielfach empfohlen, genügend Ressourcen für das IT-

Controlling in der öffentlichen Verwaltung bereitzustellen (Jones 2008, S. 252; Jones et al. 

2007, S. 6; Irani et al. 2005, S. 76). Dies geht einher mit den Ergebnissen der Langzeitanalyse. 

Wenn IT-Controlling erfolgreich durchgeführt werden soll, müssen genügend Ressourcen für 

die Erhebung, Auswertung, Analyse, Interpretation sowie Aufbereitung der Kennzahlen bereit-

gestellt werden. Um IT-Controlling als Aufgabe sichtbar zu machen, ist es im Stellenplan der 

öffentlichen Verwaltung zu verankern und in Organigramme aufzunehmen. 
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Etablieren des Zusammenspiels zwischen IT-Controlling und IT-Management. IT-

Controlling ist kein Selbstzweck, sondern liefert Informationen, um das IT-Management bei 

der Entscheidungsfindung zu unterstützen. Kennzahlen sollen auf den Informationsbedarf des 

IT-Managements ausgerichtet sein. Aus diesem Grund ist ein Zusammenspiel von IT-

Controlling und IT-Management zu etablieren. Hierbei ist zu beachten, dass das IT-

Management oftmals erst lernen muss, dass eine Entscheidungsfindung basierend auf Informa-

tionen des IT-Controllings stattfinden soll (vgl. Abschnitt 7.2).  

Schaffung eines Anreizsystems. Die Schaffung eines Anreizsystems sowohl für die Nutzung 

von IT-Controlling-Informationen für das IT-Management als auch für die IT-Verantwortlichen 

für die Etablierung des IT-Controllings unterstützt die Nutzung des IT-Controllings. Positive 

Bemühungen sind hierbei zu loben. Von den IT-Controllern der Ressorts etablierte Best Prac-

tices können beispielsweise den anderen Ressorts im IT-Controlling-Arbeitskreis vorgestellt 

werden. Entscheidungsfindungen, die basierend auf IT-Controlling-Informationen vorgenom-

men oder aktiv mit den Zielen der IT-Strategie verbunden werden, sind zu honorieren. Anreize 

bieten eine positive Leistungsbewertung des jeweiligen Mitarbeiters, das Küren als Mitarbeiter 

des Monats oder die Teilnahme an einer Konferenz, Tagung oder Fortbildung. 

Kommunikation von Best Practices innerhalb der öffentlichen Verwaltung. Das fortwäh-

rende Teilen von Best Practice-Ansätzen gibt den IT-Controllern die Möglichkeit, einen Ein-

blick in die IT-Controlling-Abläufe anderer Ressorts zu bekommen. Zudem können diese 

Ansätze von anderen Ressorts in das eigene, ressortinterne IT-Controlling oder auch in das 

ressortübergreifende IT-Controlling übernommen werden. Auch in der Literatur wird empfoh-

len, Best Practices zu teilen (Jones 2008, S. 252). 

Sorgfältige und rechtzeitige Auswahl eines IT-Controlling unterstützenden Tools. Der 

Einsatz eines IT-Controlling-Tools ermöglicht es, den Aufwand für die Erhebung und Auswer-

tung der Kennzahlen zu minimieren. Zudem kann ein Tool als Datenbank für die Speicherung 

alter Werte dienen und die Zeitreihenbildung über mehrere Jahre hinweg übersichtlich halten. 

Während bei der Einführung die Datenbestände noch relativ gering sind, wachsen diese inner-

halb weniger Jahre auf ein riesiges Datenvolumen an. IT-Controlling wird somit zu Big Data. 

Aus diesem Grund sollte der Einsatz eines IT-Controlling unterstützenden Tools frühzeitig er-

wogen und in Angriff genommen werden. Kommerzielle IT-Controlling-Tools erscheinen der 

öffentlichen Verwaltung oftmals als zu mächtig. Hier sollte sorgfältig abgewogen werden, wel-

che Funktionalitäten ein Tool aufweisen und welche Phasen des IT-Controlling-Prozesses es 

unterstützen muss. 

Fortwährende Fortschreibung des IT-Controllings. Ein einmalig eingeführtes IT-

Controlling stellt kein starres Gebilde dar, sondern ist basierend auf den Informationsbedarfen 

des CIO oder der Ressort-CIO fortzuschreiben. Dies gewährleistet ein flexibles und dynami-

sches IT-Controlling. Bei der Fortschreibung sind die IT-Verantwortlichen der Ressorts zu be-

teiligen, um die Akzeptanz für die Änderungen zu erhöhen. 
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7.3.2 Handlungsempfehlungen für die Integration des Benefits Managements in IT-

Controlling 

Handlungsempfehlungen für die Durchführung des Benefits Managements bei E-Government-

Projekten wurden in Greger et al. (2015a) und Greger et al. (2015b) identifiziert und ausführlich 

vorgestellt. Diese umfassen (1) die Identifikation der Stakeholder und der von den Stakeholdern 

erwarteten Benefits, (2) die Analyse der Stakeholder-Beziehungen und der Benefits, (3) die 

Planung der Realisierung der Benefits unter Berücksichtigung der beiden Perspektiven Stake-

holder und Projektteam, (4) das Festlegen von Strategien für die Realisierung der Benefits so-

wie (5) die Integration in die Projektbeauftragung und das Projekt- sowie Risikomanagement 

(Greger et al. 2015b, S. 65 ff.). Sie sollen im Zuge der vorliegenden Arbeit nicht weiter vertieft 

werden. Im Folgenden werden Handlungsempfehlungen gegeben, welche sich auf die Einfüh-

rung des Benefits Managements in die öffentliche Verwaltung sowie auf die Integration in das 

IT-Controlling konzentrieren.  

Kommunizieren des Zwecks und Mehrwerts des Benefits Managements für das IT-

Controlling. Im Zuge der Einführung ist den IT-Verantwortlichen klar zu kommunizieren, wel-

chen Beitrag der Benefits Management-Ansatz für die Weiterentwicklung des bestehenden IT-

Controllings leisten kann. Hierfür sind die Nutzenpotentiale des Benefits Managements aufzu-

zeigen. Den IT-Controllern ist darzulegen, dass die Leistung der IT nicht direkt gemessen, aber 

durch die durch die IT zu erzielenden Benefits, welche wiederum im Zuge des Benefits Mana-

gements identifiziert, realisiert und überwacht werden, aufgezeigt werden kann. IT-Projekte 

oder IT-Investitionen sind folglich dann erfolgreich, wenn sie die Erwartungen der Stakeholder 

hinsichtlich der Benefits erfüllen, d. h. die Benefits realisiert werden. Folglich trägt der Benefits 

Management-Ansatz zu einer Stakeholder-orientierten Sicht bei. Benefits Management ergänzt 

die traditionellen, rein betriebswirtschaftlichen Instrumente des IT-Controllings und kann als 

interpretativer Ansatz angesehen werden. Es ist darauf zu achten, dass eine Balance zwischen 

dem klassischen IT-Controlling und dem interpretativen Controlling der Benefits stattfindet 

(Irani et al. 2005, S. 75 f.). 

Etablieren eines Value Management Office. Im Zuge der Einführung ist ein Value Manage-

ment Office zu etablieren, welches in der zentralen IT-Stelle angesiedelt ist. Dieses treibt die 

Einführung des Benefits Managements voran, führt Schulungen durch und wird während der 

Durchführung des Benefits Managements beratend tätig oder stellt hierfür Ressourcen, z. B. 

Benefits-Controller, bereit (vgl. Abschnitt 6.5.4.3). 

Festsetzen einer Einführungsstrategie. Um Benefits Management strukturiert einzuführen, 

ist eine Einführungsstrategie vom Value Management Office festzusetzen. Im Zuge der Ein-

führung sind Instrumente und Prozesse festzusetzen, Verantwortlichkeiten festzulegen und 

neue Rollen – wie der Benefits-Manager oder der Benefits-Controller – zu etablieren. Ein Vor-

gehen bei der Einführung wird ausführlich in Abschnitt 6.5.5.2 beschrieben und kann als Hand-

lungsempfehlung übernommen werden.  
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Einbeziehen der Stakeholder in die Einführung des Benefits Managements. Um die Ak-

zeptanz für Benefits Management zu erhöhen, sind alle Stakeholder in die Einführung und Ge-

staltung der Instrumente mit einzubeziehen. Stakeholder im Benefits Management sind sowohl 

die IT-Manager oder IT-Projektleiter als Benefits-Manger (vgl. Abschnitt 6.5.4.4) als auch die 

IT-Controller als Benefits-Controller (vgl. Abschnitt 6.5.4.2). Um alle Stakeholder der Landes-

verwaltung zu erfassen, empfiehlt es sich, vorab eine Stakeholder-Analyse bezogen auf das 

Benefits Management durchzuführen. 

Berücksichtigung bestehender Konzepte und Instrumente. Ähnlich wie bei der Einführung 

des IT-Controllings sind bei der Einführung des Benefits Managements bereits bestehende 

Konzepte und Instrumente zu berücksichtigen. Es soll bei der Einführung daher abgefragt wer-

den, ob die Ressorts bereits Konzepte und Instrumente ressortintern etabliert haben. Ist dies der 

Fall, so sind diese auf ihre Anwendbarkeit bei anderen Ressorts durch das Value Management 

Office zu prüfen. Zudem sind allgemein in der Verwaltung zum Einsatz kommende Konzepte 

und Instrumente zu identifizieren und in das Benefits Management einzubinden. Beispiele für 

solche Konzepte und Instrumente sind das V-Modell XT oder die WiBe. 

Definition von Schnittstellen zwischen IT-Controlling, IT-Projektmanagement und Be-

nefits Management. Schnittstellen zum IT-Controlling, IT-Projektmanagement und Benefits 

Management sind zu identifizieren und Verantwortlichkeiten sowie Kommunikationswege ent-

lang der Schnittstellen sind festzusetzen. Es ist zu klären, wie Benefits-Manager und Benefits-

Controller zusammenarbeiten – analog der Zusammenarbeit zwischen IT-Manager und IT-

Controller. 

Aufbau einer ressortübergreifenden Benefits- (Kennzahlen-) Datenbank. Der Benefits Ma-

nagement-Ansatz ist eng mit einem IT- bzw. E-Government-Projekt oder einer IT-Investition 

verknüpft. Aus diesem Grund können zwar Prozesse und zu verwendende Instrumente vom 

Value Management Office festgesetzt, aber keine übergreifenden Benefits und dazugehörige 

Kennzahlen bestimmt werden. Die Bestimmung der Benefits erfolgt je Projekt oder Investition. 

Damit bereits definierte Benefits sowie dazugehörige Kennzahlen nicht fortwährend erneut 

festgesetzt werden müssen, sind diese in einer Benefits- (Kennzahlen-) Datenbank zu sammeln. 

Diese Datenbank enthält die Benefits-Steckbriefe sowie die dazugehörigen Kennzahlen zur 

Messung der Benefits. Die darin enthaltenen Benefits und Kennzahlen sind kontinuierlich fort-

zuschreiben. 
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8 Fazit und Ausblick 

8.1 Zusammenfassung der Ergebnisse 

Die zunehmende Durchdringung der öffentlichen Verwaltung mit IT und die daraus entste-

hende, hohe Bedeutung der IT für die Verwaltungsabläufe machen es zwingend erforderlich, 

den IT-Einsatz systematisch zu planen, zu überwachen und zu steuern. Um informierte Ent-

scheidungen treffen zu können, benötigt das IT-Management steuerungsrelevante Informatio-

nen über den IT-Einsatz und die IT-Bereitstellung. Das IT-Controlling bietet eine Vielzahl an 

operativen und strategischen Instrumenten, um IT zu planen, zu überwachen und zu steuern. 

Obwohl IT-Controlling in der Privatwirtschaft seit langem in der Literatur diskutiert und in der 

Praxis eingesetzt wird, stellen die Einführung und Gestaltung des IT-Controllings die öffentli-

che Verwaltung vor große Herausforderungen. Eine empirische Aufarbeitung des IT-

Controlling-Einsatzes in der öffentlichen Verwaltung mit Schwerpunkt auf der Landesebene 

fand bislang noch nicht statt. Ein umfassendes Verständnis der Gestaltung des IT-Controllings 

in der öffentlichen Verwaltung fehlt folglich. Aufgrund unterschiedlicher Charakteristika von 

Privatwirtschaft und öffentlicher Verwaltung kann ein Transfer der IT-Controlling-Konzepte 

aus der Privatwirtschaft in die öffentliche Verwaltung nicht durchgeführt werden, ohne eine 

Anpassung der Konzepte vorzunehmen. Unterschiede betreffen vor allem die Art der Ziele: 

Während Umsatzsteigerung und Profitmaximierung in der Privatwirtschaft leicht zu messende 

Ziele darstellen, verfolgt die Verwaltung allgemein die Verbesserung des Gemeinwohls sowie 

schwer zu messende Ziele. Die Schwierigkeit, IT-Leistung darzustellen und zu bemessen, trifft 

daher besonders die öffentliche Verwaltung. Zudem kommt als wesentlicher Unterschied hinzu, 

dass bei einer Einführung des IT-Controllings auf Landesebene unterschiedliche Anforderun-

gen der Stakeholder an die Gestaltung berücksichtigt werden müssen. Aufgrund der Beachtung 

des Ressortprinzips und der fehlenden Weisungsbefugnis kann der CIO keine verbindlichen 

Vorgaben machen. 

Ziel der Arbeit war es, das Verständnis der Einführung, Gestaltung und Nutzung des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung basierend auf einer Langzeitanalyse zu vertiefen. 

Zudem sollte aufgezeigt werden, wie Benefits Management als Lösungsansatz für die Darstel-

lung und Bemessung der IT-Leistung in das IT-Controlling integriert und in eine öffentliche 

Verwaltung auf Landesebene eingeführt werden kann. Diesem Ziel wurden drei Forschungs-

fragen zugeordnet. Die im Zuge der Arbeit gewonnenen Ergebnisse werden im Folgenden zu-

sammengefasst. 

Forschungsfrage 1: Was sind Anforderungen an ein IT-Controlling der öffentlichen Ver-

waltung und inwieweit wird IT-Controlling im öffentlichen Sektor bereits umgesetzt?  

Für die Beantwortung von Forschungsfrage 1 wurden zuerst eine theoretische Einführung in 

IT-Controlling sowie eine Darstellung der besonderen Rahmenbedingungen der öffentlichen 

Verwaltung gegeben. IT-Controlling wurde in NPM eingeordnet. Charakteristika von privatem 

und öffentlichem Sektor wurden verglichen und durch die Unterschiede entstehende Auswir-

kungen auf die Gestaltung des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung abgeleitet. An-

schließend wurde eine Literaturrecherche durchgeführt, um den Status quo der Forschung des 

Controllings zu erheben. Hierbei wurde zwischen Ergebnissen zum Verwaltungscontrolling 
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und zum IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung unterschieden. Zuletzt fand eine Lang-

zeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesverwaltung statt. 

Das erste Ergebnis ist eine Beschreibung der Rahmenbedingungen und Charakteristika der öf-

fentlichen Verwaltung und ein Aufzeigen der Auswirkung von diesen auf das IT-Controlling. 

Bei der Gestaltung des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung sind neben der ressort-

prinzipgeprägten Struktur die meist nicht auf finanzielle Aspekte ausgerichteten Ziele zu be-

rücksichtigen. Zudem beeinflusst die Art des Rechnungssystems die Gestaltung des IT-

Controllings und dessen Einbettung in den Haushalt. Stakeholder mit unterschiedlichen Anfor-

derungen und sich hierdurch ergebende, komplexe Entscheidungsstrukturen sind bei der Ein-

führung zu beachten. Der politische Einfluss erschwert die Etablierung des IT-Controllings. 

Selbst wenn Priorisierungen, z. B. bei IT-Investitionen oder IT-Projekten, basierend auf IT-

Controlling-Informationen getroffen werden, können diese durch politische Entscheidungen 

zurückgestellt werden, indem von der Politik getriebene IT-Projekte zuerst umgesetzt werden 

müssen. 

Ergebnisse der Literaturrecherche hinsichtlich des Status quo zeigen, dass der großen Anzahl 

an wissenschaftlichen Beiträgen – zumeist basierend auf Fallstudien – zum Verwaltungscon-

trolling nur eine äußerst kleine Anzahl an Beiträgen zum IT-Controlling in der öffentlichen 

Verwaltung gegenübersteht. Eine Analyse des IT-Controllings basierend auf empirischen Da-

ten findet kaum statt. Die Literatur zum IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung beschäf-

tigt sich schwerpunktmäßig mit der Bemessung der IT-Leistung oder des Werts von E-

Government oder mit Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen als Instrument des IT-Controllings. Ob-

wohl die Bemessung der IT-Leistung diskutiert wird und bestehende, traditionelle IT-

Controlling-Instrumente als für die öffentliche Verwaltung ungeeignet angesehen werden, fin-

den sich kaum Lösungsvorschläge – bis auf die Forderung nach einem interpretativen IT-

Controlling. Die Ergebnisse der Literaturrecherche bestärken somit die identifizierte For-

schungslücke.  

Um IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung anhand empirischer Daten zu analysieren, 

wird am Beispiel einer Fallstudie eine Langzeitanalyse durchgeführt. Zur strukturierten Durch-

führung der Analyse wird das CCP-Modell verwendet, welches bereits in der Literatur zur Ana-

lyse von IT-Controlling herangezogen wurde. Im Zuge dessen werden die Stakeholder des IT-

Controllings in einer Landesverwaltung identifiziert, beschrieben und kategorisiert. Wichtige 

Stakeholder sind auf Landesebene der CIO mit seiner zentralen IT-Stelle sowie die Ressorts 

mit eigenen IT-Controllern; Rollen, die eingenommen werden, sind Auftraggeber, Datenliefe-

rant, Datennutzer, Prüfer, Gremienmitglieder sowie Unterstützer. Die Fallstudie zeigt, dass sich 

die Stakeholder einer Landesverwaltung anhand einer Adressatenpyramide darstellen lassen, 

welche von den IT-Verantwortlichen der nachgeordneten Behörden bis hin zum CIO reicht. 

Des Weiteren wurden Anforderungen an das IT-Controlling erhoben. Es zeigt sich, dass sich 

die Anforderungen schwerpunktmäßig auf die Prozesse der Einführung sowie der Erhebung 

und Auswertung der Kennzahlen beziehen. Anforderungen an Inhalte des IT-Controllings fin-

den sich kaum. Hervorzuheben sind die ressourcenschonende Erhebung und Auswertung, der 

geringe Aufwand des IT-Controllings sowie eine stetige Einbeziehung der Stakeholder. Ebenso 

soll durch das IT-Controlling die Leistung der IT dargestellt und bemessen werden können.  
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Neben Stakeholdern und deren Anforderungen wurden die Prozesse der Einführung, Nutzung 

und Weiterentwicklung, die Ziele, Aufgaben, Steuerungsobjekte und Instrumente sowie Her-

ausforderungen und Einflussfaktoren beschrieben und diskutiert. Die aus der Literatur identifi-

zierten Herausforderungen und Einflussfaktoren wurden durch die Ergebnisse der Fallstudie 

ergänzt. Die Analyse des IT-Projekt-Controllings zeigt, dass das IT-Projekt-Controlling in den 

Ressorts unterschiedlich ausgeprägt durchgeführt wird. Dies wird vor allem durch die Einstel-

lung des IT-Verantwortlichen zum IT-Controlling beeinflusst. Die Langzeitanalyse zeigt, dass 

sich das IT-Controlling über die Jahre fest etabliert hat und mittlerweile routiniert durchgeführt 

wird. Die Anforderungen wurden nach und nach durch stetige Weiterentwicklungen adressiert. 

Eine noch offene Anforderung stellt die Darstellung der IT-Leistung dar. Alle anderen Anfor-

derungen konnten größtenteils bereits umgesetzt werden.  

Der Theoriebeitrag zeigt sich durch ein detailliertes Verständnis des IT-Controllings in der öf-

fentlichen Verwaltung. Zuletzt findet eine Einordnung des Spannungsfelds zwischen zentraler 

IT-Stelle und Ressorts in bestehende Theorien statt. Erklärungsansätze hierfür liefern die Prin-

cipal-Agent-Theorie sowie die Koordinationstheorie. 

Zusammenfassend wurde Forschungsfrage 1 durch die Darstellung des aktuellen Forschungs-

stands zum Controlling in der öffentlichen Verwaltung, der Beschreibung der Rahmenbedin-

gungen, der Identifikation von Anforderungen sowie der detaillierten Analyse des IT-

Controllings in einer Landesverwaltung beantwortet. 

Forschungsfrage 2: Welche Ansätze, Instrumente, organisatorische Strukturen und Pro-

zesse sind notwendig, damit diese Anforderungen und speziell die Anforderung nach einer 

Darstellung der IT-Leistung adressiert werden? 

Ausgangspunkt zur Beantwortung der zweiten Forschungsfrage bildet die noch offene Anfor-

derung nach einer Darstellung und Bemessung der IT-Leistung sowie die Forderung nach ei-

nem interpretativen IT-Controlling für die öffentliche Verwaltung. Als ein Lösungsansatz wird 

Benefits Management vorgestellt. Dieser Ansatz ermöglicht es, die IT-Leistung als erzielten 

Nutzen (Benefit) für einen Stakeholder darzustellen. Folglich wird das Benefits Management 

in die Landesverwaltung eingeführt und in bestehende IT-Controlling-Konzepte integriert. 

Hierfür wird ein gestaltungsorientierter Ansatz gewählt, welcher sich aus den Schritten Analyse 

des Problembereichs, Gestaltung der Artefakte und Evaluation der Artefakte zusammensetzt. 

Diesem Vorgehen folgend wird zuerst der Problembereich näher beschrieben. Dies geschieht 

in Form einer Zusammenfassung der bisher gewonnenen Erkenntnisse und einer Motivation für 

Benefits Management. Anschließend werden theoretische Grundlagen zum Benefits Manage-

ment vorgestellt und der Status quo der Forschung zum Benefits Management von E-Govern-

ment-Projekten aufgearbeitet. Es zeigt sich, dass Benefits Management derzeit noch nicht in 

der öffentlichen Verwaltung in Deutschland eingesetzt wird, während Norwegen oder Austra-

lien bereits erste Ansätze verfolgen. Zudem ist anzumerken, dass Benefits Management in der 

öffentlichen Verwaltung meist im Zusammenhang mit E-Government-Projekten diskutiert 

wird, da Benefits Management es ermöglicht, eine Vielzahl an Stakeholdern eines E-Govern-

ment-Projekts zu berücksichtigen. 
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Basierend auf dem geschaffenen Verständnis des IT-Controllings in der öffentlichen Verwal-

tung und des Benefits Managements bei E-Government-Projekten bzw. IT-Projekten erfolgt die 

Einführung des Benefits Managements mit Schwerpunkt auf der Integration des Benefits Ma-

nagements in das IT-Controlling. Hierfür werden unterschiedliche Artefakte, wie Instrumente, 

Prozesse, Rollen und eine Einführungsstrategie, gestaltet, beschrieben und anhand von kurzen 

Szenarien oder Beispielen dargestellt. 

 Einige Ansätze des Benefits Managements wurden in bestehende IT-Controlling-

Instrumente integriert oder Instrumente des Benefits Managements wurden beim IT-

Controlling angewendet. Konkret bedeutet dies erstens eine Erweiterung der IT-BSC 

zur Stakeholder-Scorecard: Diese berücksichtigt neben Zielen, Maßnahmen und Kenn-

zahlen auch die durch ein Ziel zu erreichenden Benefits sowie die den Benefits zuge-

ordneten Stakeholder. Zudem erhält die Stakeholder-Scorecard eine explizite 

Stakeholder-Perspektive. In dieser werden die Benefits, welche sich die Stakeholder 

von der öffentlichen Verwaltung erwarten, zusammengefasst und mit Zielen der IT-

Strategie und Maßnahmen verknüpft. Zweitens wird gezeigt, inwieweit die Benefits-

Typologie als IT-Controlling-Instrument eingesetzt werden kann. Die Benefits-Typolo-

gie ermöglicht beispielsweise eine umfassende Analyse des Nutzens eines Projekts bei 

einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung. Mit ihrer Hilfe können IT-Projekte, IT-Systeme, 

IT-Produkte oder die IT-Infrastruktur ausgehend von den jeweiligen Benefits geplant, 

überwacht und gesteuert werden. Die Benefits-Typologie stellt somit ein Instrument 

dar, mit dessen Hilfe der Nutzen von IT bzw. die IT-Leistung dargestellt und visualisiert 

werden können. Drittens wird ein Vorgehen zur Messung der Benefits entwickelt. Im 

Zuge dessen wird ein auf der Benefits-Typologie aufbauendes Benefits Template er-

stellt. Dieses Benefits Template kann auch in die WiBe als bestehendes IT-Controlling-

Konzept übernommen werden. 

 Der bereits in der Literatur bestehende Benefits Management-Prozess wird erweitert, so 

dass die neu gestalteten Instrumente Anwendung finden. Zudem wird aufgezeigt, an 

welchen Stellen des Prozesses der IT-Controller (im Sinne eines Benefits-Controllers) 

vorkommt. Zuletzt werden Unterschiede und Gemeinsamkeiten des IT-Controlling- und 

Benefits Management-Prozesses aufgezeigt. Es zeigt sich, dass beide Prozesse dem 

Plan-Do-Check-Act-Zyklus folgen. Während der IT-Controlling-Prozess jedoch an den 

Zeitraum von einem Jahr gebunden ist, ist die Dauer des Benefits Management-Prozes-

ses abhängig vom jeweiligen Steuerungsobjekt. Der Benefits Management-Prozess be-

dingt ein Zusammenspiel zwischen Benefits-Controller und Benefits-Manager. 

 Um Benefits Management durchzuführen, ist zum einen die Rolle des IT-Controllers 

zur Rolle des Benefits-Controllers zu erweitern. Der Benefits-Controller benötigt ein 

Verständnis für Stakeholder und deren Erwartungen und Interessen. Zudem benötigt er 

Kompetenzen im Benefits Management. Zum anderen wird – analog zum IT-Manager 

– ein Benefits-Manager benötigt, welcher für einen Benefit verantwortlich ist. In der 

zentralen IT-Stelle ist ein Value Management Office zu etablieren, welches einen Pool 

an Benefits-Controllern und Benefits-Managern vorhält und welches die IT-

Verantwortlichen der Ressorts oder die IT-Projektleiter berät und schult. 
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 Eine Einführungsstrategie unterstützt die Einführung des Benefits Managements in die 

Landesverwaltung. Diese Einführungsstrategie baut auf den Erkenntnissen der Fallstu-

die hinsichtlich des IT-Controlling-Einführungsprozesses auf und berücksichtigt orga-

nisatorische und föderale Rahmenbedingungen. Die Einführungsstrategie kann als 

Handlungsempfehlung für IT-Manager der öffentlichen Verwaltung angesehen werden. 

Die entwickelten Artefakte wurden abschließend evaluiert. Ein Einsatz unter Realbedingungen 

war aufgrund der langen Einführungszeit nicht im Zuge der Arbeit möglich. Aus diesem Grund 

fand die Evaluation merkmalsbasiert und analytisch statt. Hierfür wurden die entwickelten Ar-

tefakte gegenüber den Anforderungen und gegenüber den Grundsätzen ordnungsgemäßer Mo-

dellierung evaluiert. 

Forschungsfrage 2 wurde zusammenfassend durch die Darstellung des aktuellen Forschungs-

stands zum Benefits Management sowie die entwickelten und evaluierten Artefakte beantwor-

tet. 

Forschungsfrage 3: Welche Implikationen lassen sich aus den Nutzenpotentialen des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung ableiten und welche Handlungsempfehlun-

gen für die Einführung und Gestaltung des IT-Controllings in der öffentlichen Verwal-

tung können basierend auf den zuvor gewonnenen Erkenntnissen gegeben werden? 

Um die Akzeptanz von IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung zu erhöhen und die Nut-

zung von IT-Controlling-Informationen voranzutreiben, empfiehlt es sich, dessen Nutzen zu 

kommunizieren. In der Literatur werden unterschiedliche Nutzenpotentiale genannt, welche je-

doch nicht alle bei den IT-Controllern der öffentlichen Verwaltung Anklang fanden. Aus die-

sem Grund wurden Nutzenpotentiale aus Sicht der Ressorts und der zentralen IT-Stelle erhoben. 

Es zeigt sich, dass Transparenz und die Unterstützung bei der Entscheidungsfindung wichtige 

Nutzenpotentiale des IT-Controllings darstellen, während die Steigerung von Effizienz und Ef-

fektivität sowie das Festlegen von Verantwortlichkeiten nicht als Nutzenpotentiale angesehen 

werden. Zudem beeinflusst die Perspektive der Stakeholder die Wahrnehmung der Nutzenpo-

tentiale. Auf diesen Nutzenpotentialen aufbauend kann der Nutzen von IT-Controlling adres-

satengerecht kommuniziert werden. Im Zuge der Arbeit wurden Schlussfolgerungen 

hinsichtlich des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung von den Nutzenpotentialen ab-

geleitet. 

Die Erweiterung des Verständnisses des IT-Controllings durch die Analyse in der Domäne der 

öffentlichen Verwaltung auf Landesebene dient als übergreifender, theoretischer Beitrag. Aus 

dem Verständnis des IT-Controllings in einer öffentlichen Verwaltung – basierend auf den Er-

gebnissen der Langzeitanalyse – wurden Implikationen abgeleitet und zusammengefasst. Dies 

diente als Ausgangslage zur Ableitung von Handlungsempfehlungen für IT-Manager der öf-

fentlichen Verwaltung. 

Die Handlungsempfehlungen für IT-Manager in der öffentlichen Verwaltung dienen als Beitrag 

zur Praxis. Dabei richten sich die Handlungsempfehlungen an unterschiedliche Phasen, indem 

sie zwischen der Einführungs- und Nutzungsphase unterscheiden. Die Gestaltung des IT-

Controlling-Konzepts wird gesondert behandelt. Zudem werden Handlungsempfehlungen für 

Benefits Management separat gegeben. 
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Forschungsfrage 3 wird durch die Identifikation von Nutzenpotentialen zugeordnet zu den Sta-

keholdern, Implikationen aus der Langzeitanalyse des IT-Controllings in einer Landesverwal-

tung und Handlungsempfehlungen für IT-Manager der öffentlichen Verwaltung beantwortet. 

Durch die Beantwortung der Forschungsfragen konnten die in Abschnitt 3.5 identifizierten fünf 

Handlungsfelder adressiert werden. Tabelle 38 weist den Handlungsfeldern diejenigen Kapitel 

zu, in welchen sie adressiert wurden. 

Handlungsfeld Kapitel 

Handlungsfeld 1: 

Analyse des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung 

Kapitel 4 bis 7 

Handlungsfeld 2: 

Durchführung einer Langzeitanalyse des IT-Controllings in der öffentli-

chen Verwaltung 

Kapitel 5 

Handlungsfeld 3: 

Detaillierte Analyse der Rolle des IT-Controllers und der am IT-

Controlling beteiligten Stakeholder 

Abschnitt 5.2.1,  

Abschnitt 6.5.4.1,  

Abschnitt 6.5.4.2 

Handlungsfeld 4: 

Erweiterung des IT-Projekt-Controllings um eine differenzierte Betrach-

tung der Stakeholder 

Abschnitt 6.5.2.1 

Handlungsfeld 5: 

Integration des Benefits Management-Ansatzes in das IT-Controlling 

Kapitel 6 

Tabelle 38: Zuordnung der Ergebnisse der Arbeit zu den Handlungsfeldern 

Quelle: Eigene Darstellung 

Im Folgenden wird kurz skizziert, wie die Handlungsfelder im Zuge der Dissertation adressiert 

wurden. 

Handlungsfeld 1: Das IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung wurde bislang kaum ana-

lysiert. Aus diesem Grund wurde eine Untersuchung des IT-Controllings sowohl in der Litera-

tur als auch basierend auf empirischen Daten vorgenommen. Die Literaturrecherche umfasste 

sowohl das Verwaltungscontrolling als auch das IT-Controlling der öffentlichen Verwaltung. 

Für die Analyse der empirischen Daten wurde das CCP-Modell herangezogen, so dass der Ein-

satz von IT-Controlling umfassend untersucht werden konnte.  

Handlungsfeld 2: Die Langzeitanalyse wird im Zuge der Beantwortung von Forschungsfrage 1 

durchgeführt. Das IT-Controlling einer Landesverwaltung wurde hierfür im Zeitraum von 2005 

bis 2016 untersucht. Im Zuge der Arbeit wurden für die Analyse eine umfassende Dokumen-

tenanalyse durchgeführt, Beobachtungen ausgewertet und Interviews geführt. 

Handlungsfeld 3: Die am IT-Controlling beteiligten Stakeholder werden im Zuge der Lang-

zeitanalyse identifiziert und beschrieben. Zudem wird die Rolle des IT-Controllers mit seinen 

Aufgaben und Kompetenzen vorgestellt. Die Rolle des Benefits-Controllers, als besondere 

Ausprägung eines Controllers und als Erweiterung des IT-Controllers, wird präsentiert. 
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Handlungsfeld 4: Durch die Einführung des Benefits Managements werden Benefits aus Sicht 

der Stakeholder erhoben. Eine weitere Analyse und ein Controlling der Benefits finden ver-

knüpft mit den Stakeholdern statt. Hierfür wird die IT-BSC zu einer Stakeholder-BSC mit ei-

gener Stakeholder-Perspektive erweitert. 

Handlungsfeld 5: Die Integration des Benefits Managements in das IT-Controlling wird im 

Zuge der Beantwortung von Forschungsfrage 2 durchgeführt. Hierfür werden Instrumente und 

Prozesse erweitert und angepasst, Rollen definiert und eine Einführungsstrategie vorgeschla-

gen. 

Die Erkenntnisse zur Lösung der Handlungsfelder flossen in die Implikationen und Handlungs-

empfehlungen für die IT-Manager und IT-Controller der öffentlichen Verwaltung ein. 

8.2 Ausblick auf weiteren Forschungsbedarf 

Ausgehend von den Erkenntnissen und Limitationen der Arbeit kann weiterer Forschungsbe-

darf identifiziert werden. Dieser wird im Folgenden kurz vorgestellt. 

Das Verständnis des Einsatzes von IT-Controlling in der öffentlichen Verwaltung wurde basie-

rend auf der Langzeitanalyse einer einzelnen öffentlichen Landesverwaltung geschaffen. Auf-

grund dieser Limitation bietet es sich an, weitere öffentliche Verwaltungen hinsichtlich ihres 

IT-Controlling-Einsatzes zu analysieren. Da der Einsatz von IT-Controlling in der öffentlichen 

Verwaltung in Deutschland nur begrenzt stattfindet, können andere deutschsprachige Länder, 

wie Österreich oder die Schweiz, herangezogen werden. Dies ermöglicht zudem eine Analyse 

der Auswirkung des zugrundeliegenden Verwaltungsaufbaus auf das IT-Controlling. Des Wei-

teren kann die Auswirkung des Rechnungssystems auf die Gestaltung des IT-Controllings nä-

her untersucht werden. Bislang herrscht in Deutschland ein Mix aus Doppik und Kameralistik 

vor. Inwieweit die Doppik IT-Controlling vereinfacht oder die Kameralistik IT-Controlling er-

schwert, wurde bislang noch nicht untersucht. Ein umfassender Vergleich unterschiedlicher öf-

fentlicher Verwaltungen über Landesgrenzen oder über die Ebenen der öffentlichen 

Verwaltung (kommunale, Landes- oder Bundesebene) hinweg kann zuletzt das Verständnis des 

IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung noch vertiefen. 

Einen weiteren Ansatzpunkt für Forschungsbedarf bildet die Evaluation der im Zuge dieser 

Arbeit entwickelten Artefakte: Aufgrund der langen Einführungsphase konnten diese nicht im 

Zuge einer Fallstudie oder im Zuge von Feldstudien evaluiert werden. Zudem könnten hier-

durch weitere Szenarien für die Anwendung der Instrumente entwickelt werden. Die im Zuge 

der Arbeit definierten Rollen könnten durch Erkenntnisse aus der praktischen Anwendung er-

weitert und ggf. ergänzt werden. Das Zusammenspiel zwischen Benefits-Controller und Be-

nefits-Manager sowie zwischen Benefits Management und Projekt- bzw. Risikomanagement 

könnte weiter beleuchtet werden.  

Im Zuge der Arbeit wurde der Schwerpunkt auf die Interaktion zwischen zentraler IT-Stelle 

und IT-Verantwortlichen der Ressorts gelegt. Externe Stakeholder, wie die Politik und der 

ORH, wurden nicht befragt und folglich nicht näher analysiert. Im Zuge weiterer Forschung 

könnte die Analyse dahingehend ausgeweitet werden, inwiefern durch ein Eingreifen der Poli-

tik oder des ORH IT-Controlling-Konzepte tangiert werden. 
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Außerdem bleibt ein IT-Controlling wirkungslos, wenn Abweichungen bei einer Zielerreichung 

zwar identifiziert und aufgedeckt werden können, ansonsten aber keine Konsequenzen nach 

sich ziehen, da kaum Sanktionsmechanismen in der öffentlichen Verwaltung eingesetzt werden 

können. Ebenso fehlt derzeit ein Belohnungssystem für das Umsetzen von IT-Zielen, was wie-

derum die Modernisierung verhindert. Der Aufbau eines für die öffentliche Verwaltung geeig-

neten Anreizkonzepts stellt weiteren Forschungsbedarf dar. 

Zuletzt wird im Zuge der Arbeit auf den positiven Einfluss eines Tools in Form von reduziertem 

Aufwand hingewiesen: Ein Tool kann zum einen die Erhebung und Auswertung der Kennzah-

len des IT-Controllings vereinfachen. Zum anderen kann es benötigte Informationen adressa-

tengerecht aufbereiten und bereitstellen. Die Implementierung eines Tools oder die 

Übertragung und Anpassung eines auf die Privatwirtschaft ausgerichteten Tools bergen weite-

res Potential für die gestaltungsorientierte Wirtschaftsinformatik. 

Trotz der aufgeführten Potentiale für weitere Forschungsmöglichkeiten stellt diese Arbeit einen 

Startpunkt für die Verbesserung des IT-Controllings in der öffentlichen Verwaltung dar. Sie 

erweitert durch die Betrachtung des öffentlichen Sektors das Verständnis des IT-Controllings 

und liefert mit Benefits Management einen Lösungsansatz für das Darstellen und Bemessen der 

IT-Leistung. 
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Anhang 

Im Anhang sind 

 die analysierten Fallstudien des Verwaltungscontrollings, 

 die Leitfäden zu den 2014 und 2015 durchgeführten Interviews mit Experten der unter-

suchten Landesverwaltung, 

 das bei der Analyse der Fallstudie verwendete Codingschema sowie 

 die Gegenüberstellung von Literatur und Praxis bei den Herausforderungen des IT-

Controllings in der öffentlichen Verwaltung 

aufgeführt. 
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Anhang A Fallstudien des Verwaltungscontrollings 

Im Folgenden sind die Fallstudien des Verwaltungscontrollings mit Angabe des jeweiligen Lan-

des, der Verwaltungsebene sowie einer stichpunktartigen Beschreibung des Analysefokus auf-

geführt. Die Fallstudien sind zudem nach Kontinenten geordnet. Die Verwaltungsebene ist in 

drei Ebenen aufgeteilt: Die lokale (unterste) Ebene entspricht Städten und Gemeinden. Die re-

gionale (mittlere) Ebene entspricht Bundesländern (Deutschland), Staaten (USA oder Austra-

lien) oder Provinzen (China). Die nationale (höchste) Ebene entspricht der Bundesebene oder 

der Nation. 

Anhang A.1 Europa 

Tabelle 39 zeigt die Fallstudien aus Europa ohne UK. Diese sind alphabetisch nach dem Land 

geordnet. Für die Fallstudien aus dem UK erfolgt eine separate Auflistung.  

Quelle Land Ebene Analysefokus 

Greiling (2005) Deutschland --- Status quo 

Harle/Kuleman (2005) Deutschland --- Kaufmännisches Rechnungswesen 

Hirsch et al. (2015) Deutschland Lokal Einfluss der Controlling-Abteilung auf die 

Leistung einer Behörde 

Jagalla/Weber (2009) Deutschland Regional Doppik-Einführung 

Pieper et al. (2006) Deutschland Lokal Wirkungsorientiertes Verwaltungscontrol-

ling 

Jääskeläinen/Sillanpää 

(2013) 

Finnland Lokal Einflussfaktoren auf das Controlling der 

Produktivität 

Jääskeläinen (2009) Finnland Lokal Methode zum Messen von Produktivität, 

Action Research 

Linna et al. (2010) Finnland Lokal Kennzahlen für Produktivität 

Rautiainen (2010) Finnland Lokal Analyse des institutionellen Drucks auf 

Controlling 

Rautiainen (2009) Finnland Lokal BSC 

Zeppou/Sotirakou 

(2003) 

Griechenland --- STAIR (strategy, targets, assessment, im-

plementation, results) Modell 

Conaty (2012) Irland --- Herausforderungen 

Anessi-Pessina et al. 

(2008) 

Italien Lokal Reformen der Rechnungslegung 

Barbato/Turri (2017) Italien --- Herausforderungen 

Sole/Schiuma (2010) Italien Lokal Herausforderungen bei den Kennzahlen 

Bevanda et al. (2011) Kroatien --- Einführung einer BSC 

Anderson/Klaassen 

(2012) 

Niederlande Lokal Leistungsmanagement 

Haselbekke (1995) Niederlande Lokal, 

zentral 

Bereitstellen von Controlling-Informatio-

nen 

Ter Bogt (2004) Niederlande Lokal Controlling der Leistungen von Top Mana-

gern durch Politiker basierend auf einer 
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Quelle Land Ebene Analysefokus 

großen Anzahl an Kriterien, nicht nur Er-

gebnisorientierung 

Ter Bogt (2003) Niederlande Lokal Controlling der Leistungen von Top Mana-

gern durch Politiker basierend auf einer 

großen Anzahl an Kriterien, nicht nur Er-

gebnisorientierung 

Ter Bogt (2001) Niederlande Lokal Controlling der Leistungen von Top Mana-

gern durch Politiker basierend auf einer 

großen Anzahl an Kriterien, nicht nur Er-

gebnisorientierung 

van der Hoek (2005) Niederlande National Periodengerechte Aufwands- und Ertrags-

rechnung 

Verbeeten (2008) Niederlande --- Auswirkung des Controllings auf die Per-

formance 

Bjornenak (2000) Norwegen Lokal  Analyse von Kostentreibern 

de Bruijn/van Helden 

(2006) 

Norwegen Lokal Erfolgsfaktoren 

Johnsen/Vakkuri 

(2006) 

Norwegen --- Identifikation einer norwegischen Perspek-

tive auf Controlling, Handlungsempfehlun-

gen 

Johnsen (1999) Norwegen Lokal Einführung des Controllings 

Monsen (2006) Norwegen --- Rechnungswesen 

Gomes et al. (2008) Portugal --- Änderung des Rechnungslegungssystems 

Mendes et al. (2012) Portugal Lokal BSC 

Ramos et al. (2007) Portugal --- Kennzahlensystem 

Bergevarn/Olson 

(1989) 

Schweden Lokal Reformen der Rechnungslegung 

Johansson/Siverbo 

(2009) 

Schweden Lokal Nutzung des Controllings 

Modell/Wiesel (2008) Schweden National Institutionelle Sicht auf das Controlling 

Siverbo/Johansson 

(2006) 

Schweden Lokal Relatives Leistungscontrolling 

Brun/Siegel (2006) Schweiz Regional, 

national 

Analyse der Voraussetzungen für Reporting 

von Controlling-Informationen an Politiker 

Schedler (1994) Schweiz Lokal Leistungsmessung 

Sevic (2005) Serbien Lokal Analyse des Prozesses, Herausforderungen 

Kasperskaya (2008) Spanien Lokal BSC 

Torres et al. (2011) Spanien Lokal Entwicklung und Einsatz von Controlling 

Tabelle 39: Zusammenfassung der Controlling-Fallstudien in Europa exklusive UK 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Tabelle 40 zeigt die Fallstudien des UK. Es zeigt sich, dass diese Fallstudien primär auf lokaler 

Ebene durchgeführt wurden. 

Quelle Ebene Analysefokus 

Andrews et al. (2005) Lokal Leistungsbewertung 

Arnaboldi/Lapsley (2005) Lokal Activity-based Costing 

Arnaboldi/Lapsley (2005) Lokal Periodengerechte Aufwands- und Ertragsrechnung 

Arnaboldi/Lapsley (2003) Lokal Activity-based Costing 

Ball/Beckett (1991) Lokal Leistungscontrolling 

Bertelli/John (2010) Lokal Leistungsmessung 

Black et al. (2001) --- Messen der Dienstleistungsqualität, Ableiten von Her-

ausforderungen sowie Lösungsvorschlägen 

Boyns/Edwards (1997) --- Status quo 

Brignall (1993) Lokal Leistungsmessung im Zusammenhang mit Verände-

rungen  

Ghobadian/Ashworth 

(1994) 

Lokal  Ableiten von Anforderungen an Controlling 

Goddard (2005b) Lokal  Änderung des Rechnungslegungssystems 

Hall (2017) Lokal Herausforderungen 

Likierman (1994) National Herausforderungen 

McAdam et al. (2011) Lokal Strategisch-operative Rolle des Controllings 

McAdam et al. (2005) --- Stakeholder-Komplexität (Stakeholder-BSC) 

McAdam/Walker (2003) Lokal BSC und Best Value 

Midwinter (1994) Lokal Entwicklung von Kennzahlen in Schottland 

Nakamura et al. (2010) --- Analyse der Systeme und Prozesse sowie des zentralen 

Ansatzes 

Pendlebury (1994) Lokal Historie 

Pidd (2005) Lokal Herausforderungen 

Radnor/McGuire (2004) --- Status quo 

Sanderson (2001) Lokal Leistungscontrolling 

Smith (1993) --- Ergebnisorientierte Leistungskennzahlen 

Walker et al. (2002) --- Messen von Innovationen 

Wisniewski/Stewart 

(2004) 

Lokal Analyse von Controlling-Informationen aus Sicht der 

Stakeholder in Schottland 

Tabelle 40: Zusammenfassung der Controlling-Fallstudien im UK 

Quelle: Eigene Darstellung  
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Anhang A.2 Amerika 

Die Fallstudien aus Amerika sind unterteilt in Kanada und die USA. Tabelle 41 zeigt die Fall-

studien aus Kanada. 

Quelle Ebene Analysefokus 

Abdel-Maksoud et al. 

(2015) 

Alle Ebenen Nutzung von Controlling-Informationen 

Goh et al. (2015) National, 

regional 

Einflussfaktoren, Herausforderungen, Status quo der 

Nutzung 

Pollanen (2005) Lokal Status quo 

Robinson (2003) --- Controlling und Verantwortlichkeiten 

Tabelle 41: Zusammenfassung der Controlling-Fallstudien in Kanada 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die Fallstudien der USA sind in Tabelle 42 gelistet. 

Quelle Ebene Analysefokus 

Ammons (1995) Lokal Leistungsmessung 

Berman (2008) Lokal Controlling 

Berman/Wang (2000) Lokal Einführung und Nutzung der Leistungsmessung 

Bernstein (2001) Lokal Entwicklung und Nutzung von Kennzahlen 

Carpenter/Feroz (2001) Regional Analyse der Entscheidung für Controlling 

Cavalluzzo/Ittner (2004) --- Analyse der Einflussfaktoren 

de Lancer Julnes/Holzer 

(2001) 

Lokal, 

regional 

Einflussfaktoren auf Einführung und Umsetzung des 

Controllings 

Edwards/Thomas (2005) Lokal Dashboard für Kennzahlen 

Hatry (1978) Alle Ebenen Status quo des Controllings von Produktivität 

Mandell (1997) Lokal Einsatz von Managementtools, u. a. Controlling 

Melkers/Willoughby 

(2005) 

Lokal Auswirkung von Controlling-Informationen auf u. a. 

Budgetentscheidungen oder Kommunikation 

Poister/Streib (1999) Lokal Integration des Controllings in bestehende Manage-

mentansätze 

Streib/Poister (1999) Lokal Validität, Legitimität und Funktionalität von Control-

ling-Systemen zur Leistungsmessung 

Tuck/Zaleski (1996) --- Erfolgsfaktoren zur Gestaltung von Controlling 

Wang/Berman (2000) --- Einflussfaktoren auf die Umsetzung von Controlling 

Willoughby (2004) Regional Analyse des Controllings aus regionaler Perspektive 

Yang (2007) --- Sicht der IT-Manager auf die Controlling-Nutzung 

Tabelle 42: Zusammenfassung der Controlling-Fallstudien in den USA 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Anhang A.3 Australien und Neuseeland 

Tabelle 43 fast die Fallstudien aus Australien und Neuseeland zusammen. 

Quelle Ebene Analysefokus 

Baird et al. (2012) Lokal Effektivität des Controllings 

Carnegie/West (2005) Lokal Transfer von Ansätzen aus der Privatwirtschaft, Erwei-

terung um nicht-finanzielle Kennzahlen 

Carrington et al. (1997) Lokal Controlling 

Cuganesan et al. (2012) --- Langzeitanalyse des strategischen Controllings 

Evans/Bellamy (1995) --- Activity-based Costing 

Gregory/Lonti (2008) --- Nutzung von Kennzahlen in Neuseeland 

Griffiths (2003) Ministerien Einsatz BSC in Neuseeland 

Guthrie/English (1997) --- Programm-Evaluation 

Hoque/Adams (2011) Ministerien BSC 

Hoque (2008) Ministerien Controlling- und Reporting-Ansätze 

Kloot (2009) Lokal Identifikation bedeutender Kennzahlen für Control-

ling-Berichte 

Kloot (1999) Lokal Status quo, Treiber und Einsatz nicht-finanzieller 

Kennzahlen, wie Kundenservice oder Qualität 

Kloot/Martin (2000) Lokal BSC 

Lee (2008) --- Controlling-Berichte und ihr Einfluss auf Verantwort-

lichkeiten 

Ryan (1999) --- Reporting über Finanzkennzahlen 

Ryan (1998) --- Reporting über Finanzkennzahlen 

Sharma/Gadenne (2011) Lokal Herausforderungen verbunden mit der BSC 

Taylor (2011a) Regional Einflussfaktoren auf die Nutzung von Controlling-In-

formationen für die Entscheidungsfindung 

Taylor (2011b) Regional Einflussfaktoren auf die Nutzung von Controlling-In-

formationen für die Entscheidungsfindung 

Woodbury/Dollery 

(2004) 

Lokal Controlling von Effizienz 

Yetano (2009) Lokal BSC 

Tabelle 43: Zusammenfassung der Controlling-Fallstudien in Australien und Neusee-

land 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Anhang A.4 Asien und Afrika 

Die Fallstudien aus Asien lassen sich in die Länder Taiwan, China, Malaysia, Thailand, Indo-

nesien und Singapur unterteilen. Tabelle 44 beinhaltet diese sortiert nach Land. 

Quelle Land Ebene Analysefokus 

Chan/Gao (2008) China Lokal  Status quo 

Yang/Modell (2013) China Lokal  Analyse von Macht und Leistung 

Akbar et al. (2012) Indonesien Lokal Leistungsmessung 

Harun et al. (2012) Indonesien Lokal Institutionalisierung periodengerechter Buch-

führung 

Mimba et al. (2013) Indonesien Lokal Nutzung von Controlling-Informationen 

Tooley et al. (2010) Malaysia Lokal Leistungsreporting unter Berücksichtigung der 

Stakeholder 

Chia/Koh (2007) Singapur --- Analyse des Zusammenhangs zwischen Orga-

nisationskultur und Controlling 

Hong (1991) Singapur --- Controlling 

Yang/Hsieh (2007) Taiwan Lokal Analyse von Einflussfaktoren (u. a. Stakehol-

der) auf Controlling   

Srimai et al. (2011) Thailand --- Rolle des Controllings 

Tabelle 44: Zusammenfassung der Controlling-Fallstudien in Asien 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die Fallstudie aus Afrika wurde in Malawi durchgeführt (vgl. Tabelle 45). 

Quelle Ebene Analysefokus 

Tambulasi (2007) Lokal  Einfluss des Controllings auf die politische Steuerung 

Tabelle 45: Zusammenfassung der Controlling-Fallstudie in Afrika 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Anhang A.5 Vergleich zwischen Ländern 

In einigen Fallstudien werden mehrere Länder miteinander verglichen. Tabelle 46 listet diese 

Fallstudien auf. 

Quelle Länder Analysefokus 

Bergevärn et al. (1995) Norwegen, 

Schweden 

Rechnungslegung 

Chan (2004) USA, 

Kanada 

BSC 

Hyndman/Connolly 

(2011) 

UK, 

Irland 

Einsatz der periodengerechten Aufwands- und Er-

tragsermittlung 

Monsen (2007) Norwegen, 

Deutschland 

Rechnungswesen 

Padovani et al. (2010) Italien, 

Spanien 

Einflussfaktoren 

Pina et al. (2009) EU-Länder 

(lokale Ebene) 

Vergleich der unterschiedlichen Umsetzungsansätze 

bei der periodengerechten Aufwands- und Ertragsrech-

nung 

Pina/Torres (2003) OECD-Länder Vergleich der Rechnungslegungssysteme 

Propper/Wilson (2003) UK, 

USA 

Analyse des Einsatzes und des Nutzens 

Rhodes et al. (2012) Brasilien, 

Ghana, 

Indonesien, 

Irland, 

Italien, 

Portugal, 

Spanien 

Status quo 

Saleh/Pendlebury (2006) UK, 

Malaysia 

Periodengerechte Aufwands- und Ertragsrechnung 

Tabelle 46: Zusammenfassung der Controlling-Fallstudien mit Vergleich zwischen 

verschiedenen Ländern 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Anhang B Leitfaden für die Interviews der Langzeitanalyse 

Im Zuge der Fallstudie wurden zwei Interviewserien durchgeführt. Die Leitfäden werden im 

Folgenden dargestellt. 

Anhang B.1 Leitfaden zur Interviewserie im Jahr 2014 

Zweck der Befragung war es, einen Überblick über das ressortinterne sowie ressortübergrei-

fende IT-Controlling zu bekommen. Folgende Fragen dienten als Leitfaden der Interviews: 

 Welche Anforderungen haben Sie an das IT-Controlling im Allgemeinen und in Ihrem 

Ressort? 

 Welche Ziele verfolgt das IT-Controlling in Ihrem Ressort? 

 Für welche Aufgaben nutzen Sie das IT-Controlling? 

 Welchen Mehrwert / Nutzen bringt Ihnen das IT-Controlling? 

 Welche weiteren Instrumente (neben dem IT-Controlling) nutzen Sie für Ihren internen 

Steuerungsbedarf? 

Anhang B.2 Leitfaden zur Interviewserie im Jahr 2015 

Zweck der Interviewserie war es, das IT-Projekt-Controlling näher zu untersuchen. Folgende 

Fragen dienten als Leitfaden der Interviews: 

 Wie führen Sie intern das IT-Projekt-Controlling durch? 

o Wer ist beteiligt? Wem wird berichtet? 

o Wie sind Berichtsstrukturen aufgebaut? 

 Wie wird Projekterfolg – speziell bezogen auf E-Government-Projekte – gemessen? 

 Wie wird der Nutzen eines E-Government-Projekts dargestellt? 
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Anhang C Überblick über das Kodierschema 

Die Auswertung der Fallstudie erfolgte anhand des in Tabelle 47 aufgeführten Kodierschemas. 

Code-IDs Code (ggf. mit kurzer Beschreibung) Zuordnung 

zum 

CCP-Modell 

Allgemeine 

Informatio-

nen 

 Jahr (für jedes Jahr des analysierten Zeitraums wurde je-

weils ein Code zugeordnet, um zu dokumentieren, aus wel-

chem Jahr das jeweilige Dokument stammt) 

 Dokumentart_Vermerk (offizielles, internes Dokument) 

 Dokumentart_Protokoll (Protokolle von Workshops, Ar-

beitskreisen etc.) 

 Dokumentart_Präsentation (Präsentationsfolien) 

 Dokumentart_Arbeitsdokument (internes Dokument der 

Projektgruppe oder der Arbeitskreise, wie noch nicht final 

abgestimmte Konzepte) 

 Dokumentart_offizielles Dokument (Dokument der Pro-

jektgruppe oder der Arbeitskreise, welches final abgestimmt 

ist und verteilt werden kann) 

 Dokumentart_Interview (Transkripte alter Interviews) 

 Initiator_intern (zentrale IT-Stelle regt Überarbeitungen, 

Neuerungen o. ä. an) 

 Initiator_Arbeitskreis (Arbeitskreis regt Überarbeitungen, 

Neuerungen o. ä. an) 

 Initiator_Ressort (ein Ressort regt Überarbeitungen, Neue-

rungen o. ä. an) 

 Initiator_IT-Dienstleister (ein IT-Dienstleister regt Überar-

beitungen, Neuerungen o. ä. an) 

 Initiator_wissenschaftliche Berater (ein wissenschaftlicher 

Berater regt Überarbeitungen, Neuerungen o. ä. an) 

 Initiator_extern (eine externe, dritte Person, wie der ORH 

oder die Politik, regt Überarbeitungen, Neuerungen o. ä. an) 

 Initiator_Lenkungsausschuss (der Lenkungsausschuss regt 

Überarbeitungen, Neuerungen o. ä. an) 

 Zweck des Dokuments (sofern im Dokument dessen Zweck, 

z. B. Kommunikations- oder Informationsmittel, beschrie-

ben ist, hält dieser Code dies fest) 

 Status_Plan (geplante Überarbeitung, Neuerung o. ä.) 

 Status_umgesetzt (umgesetzte Überarbeitung, Neuerung 

o. ä.) 

 Status_nicht weiterverfolgt (nicht weiterverfolgte Überar-

beitungs- oder Neuerungsidee) 

 Status_in Arbeit (Umsetzung einer Überarbeitungs- oder 

Neuerungsidee ist in Arbeit) 
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Code-IDs Code (ggf. mit kurzer Beschreibung) Zuordnung 

zum 

CCP-Modell 

Organisatio-

nale Einfluss-

faktoren 

 Ziele_Projekt (Ziele des Einführungsprojekts) 

 Ziele_Controlling (Ziele des eingeführten IT-Controllings) 

 Verankerung_Stabstelle (Verankerung der zentralen IT-

Stelle als Stabstelle) 

 Verankerung_Abteilung (Verankerung der zentralen IT-

Stelle in einer Abteilung) 

 Veränderung_Organisationsstruktur (Veränderung der Or-

ganisationsstruktur und deren Auswirkung auf das IT-

Controlling) 

 Veränderung_Geschäftsprozesse (Veränderung der Ge-

schäfts- bzw. Verwaltungsprozesse und deren Auswirkung 

auf das IT-Controlling) 

 Veränderung_Gesetze, Regularien, Vorschriften (Verände-

rung von Gesetzen, Regularien und Vorschriften und deren 

Auswirkung auf das IT-Controlling) 

 Erfolgsfaktor (Erfolgsfaktoren des IT-Controllings während 

der Einführung, Nutzung und Weiterentwicklung) 

 Herausforderung_organisatorisch (organisatorische Her-

ausforderungen) 

 Herausforderung_politisch (politische Herausforderungen) 

 Herausforderung_kulturell (kulturell-bedingte Herausfor-

derungen) 

 Herausforderung_Ausbildung (Herausforderungen bei der 

Ausbildung und Qualifizierung der Mitarbeiter) 

 Herausforderung_Führung (führungsbedingte Herausforde-

rungen) 

 Herausforderung_Ressource (Herausforderungen durch 

(Nicht-)Vorhandensein von Ressourcen) 

 Herausforderung_Motivation (Herausforderungen bezüg-

lich Motivation) 

 Herausforderung_Anforderungen (Herausforderungen be-

züglich der Anforderungen an IT-Controlling) 

 Herausforderung_Managementunterstützung (Herausforde-

rungen durch die Unterstützung durch das Management) 

 Herausforderung_Budget & Finanzierung (finanziell be-

dingte Herausforderungen) 

 Herausforderung_Erhebungswerkzeug (Herausforderungen 

bezüglich des Einsatzes der IT-Controlling-Instrumente) 

 Herausforderung_Partnerschaft (Herausforderungen bei der 

Zusammenarbeit) 

 Herausforderung_allgemein (weitere Herausforderungen) 

 

Kontext 
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Code-IDs Code (ggf. mit kurzer Beschreibung) Zuordnung 

zum 

CCP-Modell 

Technologie  IT_bereits vorhanden (bestehende Technologien zum Ma-

nagen des Einführungsprojekts werden eingesetzt) 

 IT_neu (neu im Einführungsprojekt eingesetzte Technolo-

gien) 

 MS Office (Einsatz von MS Office-Produkten, wie Word 

und Excel) 

 KLR (Einsatz einer KLR während der Nutzung des IT-

Controllings) 

 Tool_Auswertung (Einsatz eines Tools zur Auswertung) 

 Tool_Kommunikation (Einsatz eines Tools zur Projektkom-

munikation, z. B. Sharepoint oder Wiki) 

 Technologie_zusätzliche (weitere Technologien, die wäh-

rend der Einführungs-, Nutzungs- oder Weiterentwick-

lungsphase zum Einsatz kommen) 

Kontext 

Governance  Aufgabe_neu (neu hinzugekommene Aufgabe des IT-

Controllings) 

 Aufgabe_geändert (Aufgaben, die sich im Laufe der Zeit ge-

ändert haben) 

 Aufgabe_abgegeben (weggefallene, nicht genutzte Aufgabe 

des IT-Controllings) 

 Aufgabe_Planung, Prognose, Beratung (Aufgaben, die den 

IT-Controlling-Funktionen Planung, Prognose oder Bera-

tung zugeordnet werden können) 

 Aufgabe_Vorgabe, Steuerung (Aufgaben, die den IT-

Controlling-Funktionen Vorgabe oder Steuerung zugeord-

net werden können) 

 Aufgabe_Koordination (Aufgaben, die der IT-Controlling-

Funktion Koordination zugeordnet werden können) 

 Aufgabe_Kontrolle (Aufgaben, die der IT-Controlling-

Funktion Kontrolle zugeordnet werden können) 

 Aufgabe_sonstige (weitere Aufgaben des IT-Controllings) 

 Steuerungsobjekte (Steuerungsobjekte des IT-Controllings) 

 Modell_Hierarchie (hierarchisch bestimmtes Projekt- bzw. 

Abstimmungsvorgehen) 

 Modell_hybrid (hybrides Projekt- bzw. Abstimmungsvor-

gehen) 

 Modell_Netzwerk (netzwerkartig bestimmtes Projekt- bzw. 

Abstimmungsvorgehen, bei welchem Konsens angestrebt 

wird) 

 Rollen_Gegenspieler (Klassifikation eines Stakeholders als 

Gegenspieler im Projekt) 

 Rollen_neutrale Akteure (Klassifikation eines Stakeholders 

als neutraler Projektakteur) 

Kontext, 

Inhalt 
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Code-IDs Code (ggf. mit kurzer Beschreibung) Zuordnung 

zum 

CCP-Modell 

 Rollen_unterstützende Akteure (Klassifikation eines Stake-

holders als projektunterstützender Akteur) 

 Entscheidungen_Prozess (Prozess der Entscheidungsfin-

dung) 

 Entscheidungen_Info (Informationsprozess über getroffene 

Entscheidungen) 

 Entscheidungen_Priorisierung (Vorgehen bei der Priorisie-

rung von Entscheidungen) 

 Entscheidungen_Konfliktlösung (Vorgehen bei einem Kon-

flikt) 

Gesetzgebung  Allgemeiner Einfluss (Einfluss des Projekts auf die Gesetz-

gebung und vice versa) 

 Beziehung zum Projekt (Beziehung zwischen Projekt und 

Gesetzgebung) 

Kontext 

Stakeholder  Ressort 

 IT-Dienstleister 

 Zentrale IT-Stelle 

 CIO 

 Wissenschaftliche Berater 

 ORH 

 Politik 

 Haushaltsabteilung 

 Personalabteilung 

 Bund 

 Bundesländer 

 Kommunen / Gemeinden 

 Lenkungsausschuss 

 Weitere (zusätzliche Stakeholder) 

Kontext 

Vorteile / 

Nutzen 

 Schaffen von Transparenz 

 Schaffen eines Erfahrungsaustauschs 

 Politische Kennzahlen 

 Benchmarking 

 Einhalten gesetzlicher Vorgaben 

 Entgegenwirken des Drucks von Außen 

 Verbesserung von Verantwortlichkeiten 

 Qualitätsverbesserung 

 Unterstützung bei Entscheidungsfindung 

 Verbesserung des Managements 

 Überwachung des Budgets 

 Steigerung von Effizienz 

 Steigerung von Effektivität 

 Mitarbeitermotivation 

 Identifikation von Trends 

Kontext 
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Code-IDs Code (ggf. mit kurzer Beschreibung) Zuordnung 

zum 

CCP-Modell 

 Zugang zu Informationen möglich 

 What get’s measured, get’s done 

 Weitere Nutzenaspekte 

 Herausforderungen bei Nutzenaspekten 

Controlling-

phasen 

 Informationsphase (Einholen genereller Informationen über 

das IT-Controlling vor der Einführung) 

 Entscheidungsphase (Treffen der Entscheidung zur Einfüh-

rung des IT-Controllings) 

 Einführungsphase_Zielsetzung (Festlegen der Ziele des IT-

Controllings) 

 Einführungsphase_Aufbau Controllingbereich (organisato-

rische Verankerung des IT-Controllings) 

 Einführungsphase_Soll-Konzept (Festlegen, wie das IT-

Controlling gestaltet sein soll) 

 Einführungsphase_Ist-Zustand (Erheben des aktuellen Ist-

Zustands beim IT-Controlling, z. B. Vorhandensein von be-

reits bestehenden IT-Controlling-Konzepten) 

 Einführungsphase_Analyse (Abgleich des Soll- und Ist-Zu-

stands) 

 Einführungsphase_Bekanntgabe (Bekanntgabe des IT-

Controllings und Vorstellung der zu nutzenden Konzepte 

und Instrumente) 

 Durchführungsphase_Soll-Zustand (Festlegung von Soll-

Werten bei den Kennzahlen, abgeleitet aus den Zielen) 

 Durchführungsphase_Verantwortungsbereiche (Festlegen 

von Verantwortungsbereichen und Zuständigkeiten) 

 Durchführungsphase_Schulungen (Schulung von Mitarbei-

tern) 

 Durchführungsphase_Daten erheben (Erhebung der Daten) 

 Durchführungsphase_Daten analysieren (Analyse der Da-

ten durch Abgleich von Soll- und Ist-Zustand) 

 Durchführungsphase_Maßnahmen ergreifen (Ergreifen von 

Maßnahmen bei Abweichungen von Soll und Ist) 

 Konsolidierungsphase (Fortentwicklung des IT-

Controllings basierend auf gewonnenen Erkenntnissen) 

Prozess 

Instrumente  Berichtswesen 

 Kennzahlen 

 Ressortinternes IT-Controlling-Konzept 

 Ressortübergreifendes IT-Controlling-Konzept 

 BSC 

 Steckbriefe 

 Weitere Instrumente 

 Herausforderung_Kennzahlen 

Inhalt 
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Code-IDs Code (ggf. mit kurzer Beschreibung) Zuordnung 

zum 

CCP-Modell 

 Herausforderung_IT-Controlling-Konzept 

 Herausforderung_Berichtswesen 

 Herausforderung_Steckbriefe 

Koordinati-

onstheorie 

 Abhängigkeiten_geteilte Ressourcen (Entstehen von Ab-

hängigkeiten durch geteilte Ressourcen) 

 Abhängigkeiten_sequentiell (Entstehen von Abhängigkei-

ten durch sequentielles Abarbeiten von Aktivitäten) 

 Abhängigkeiten_simultan (Entstehen von Abhängigkeiten 

durch benötigtes, paralleles Abarbeiten von Aktivitäten) 

 Abhängigkeiten_Herstellung (Entstehen von Abhängigkei-

ten durch die Notwendigkeit einer Dienstleistung eines Ex-

ternen) 

 Abhängigkeiten_Kunde (Entstehen von Abhängigkeiten be-

zogen auf den Kunden) 

 Abhängigkeiten_Aufteilung Aufgaben (Entstehen von Ab-

hängigkeiten durch die Vergabe von Aufgaben) 

 Herausforderung_Abhängigkeiten (Herausforderung, die 

durch die genannten Abhängigkeiten entstehen) 

 Prozess_Teilen von Informationen (Prozess zum Teilen von 

Informationen bei der Koordination) 

 Prozess_Aufgabenteilen (Prozess zum Teilen der Aufgaben 

bei der Koordination) 

 Prozess_Aufgabenzuordnung (Prozess zum Zuordnen der 

Aufgaben zu Verantwortlichen) 

 Prozess_Ressourcenzuteilung (Prozess zum Zuordnen von 

Ressourcen zu den einzelnen Aufgaben und Verantwortli-

chen) 

 Steuerung_Autoritätssystem 

 Steuerung_Anreizsystem 

 Steuerung_Standardprozesse 

 Steuerung_Konfliktlösung 

 Steuerung_Preissystem 

 Entscheidung_Autorität (Treffen der Entscheidung durch 

eine hierarchisch übergeordnete Person) 

 Entscheidung_Abstimmung (Treffen der Entscheidung 

durch Abstimmung) 

 Entscheidung_Konsens (Treffen der Entscheidung durch 

Konsens) 

Prozess 

Benefits 

Management 

Prozess nach Cranfield’s Benefits Management-Prozessmodell: 

 Prozess_Stakeholderanalyse 

 Prozess_Benefits identifizieren und strukturieren 

 Prozess_Benefitsrealisierung planen 

 Prozess_Benefitsplan ausführen 

Inhalt 
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Code-IDs Code (ggf. mit kurzer Beschreibung) Zuordnung 

zum 

CCP-Modell 

 Prozess_Ergebnisse evaluieren 

 Prozess_Potentiale für weitere Benefits entdecken 

 Herausforderung_Benefits Management-Prozess 

Benefits Management-Faktoren: 

 Faktor_Benefits Planung 

 Faktor_Benefits Review 

 Faktor_Incentive Management 

 Faktor_Top Management 

 Faktor_Benefits Messung 

 Faktor_Geschäftsprozess-Wissen 

 Faktor_Benefits Realisierungserfolg 

 Faktor_Kommunikation 

 Herausforderung_Benefits Management-Faktoren 

Einflussfakto-

ren 

Einflussfaktoren Kontext 

Tabelle 47: Kodierschema für die Auswertung der Fallstudiendokumente 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Anhang D Herausforderungen des IT-Controllings in der öffentli-

chen Verwaltung: Gegenüberstellung Literatur und Praxis 

Tabelle 48 zeigt die Herausforderungen sowohl abgeleitet aus der Fallstudie als auch identifi-

ziert während der Literaturrecherche.  

Kategorie Herausforderung Fallstudie Literatur 

IT-Controlling-

Instrumente 

und 

IT-Controlling-

Prozess 

Definition einheitlicher Begrifflichkeiten   

Fehlende Benutzerfreundlichkeit der Unterlagen   

Fehlende adressatengerechte Aufbereitung der Unter-

lagen 

  

Ständig sich ändernde Kennzahlensteckbriefe   

 Ständiges Wechseln der Kennzahlen   

 Unsaubere und nicht eindeutige Beschreibung der 

Kennzahlen 

  

 Erhebungsfehler durch falsche Interpretation der 

Kennzahlensteckbriefe 

  

 Schlechte Erfahrungen aus der Vergangenheit mit 

Kennzahlen 

  

 Festsetzen geeigneter Kennzahlen   

 Fehlen von klaren Zielen und Soll-Vorgaben   

 Schwierigkeiten beim Aufbau von Leistungs- und 

Wirkungskennzahlen 

  

 Schwierigkeiten bei der Definition des Leistungsbe-

griffs für öffentliche Dienstleistungen 

  

 Geringe bzw. keine (effiziente) Nutzung der IT-

Controlling-Informationen  

  

 Fehlen von Vergleichszahlen   

 Fehlen von Nutzungsszenarien   

 Fehlende Steuerungsrelevanz bei den Kennzahlen   

 Nichtbeachtung des Informationsbedarfs   

 Fehlende Zweck- und Zielzuordnung   

 Fehlende Betrachtung der Leistungsverwendung   

 Unkommentierte Kennzahlen   

 Manipulation der erhobenen Kennzahlen   

 Fehlender freier Zugang zu den Kennzahlen   

 Fehlende Kommentarfunktion im Berichtswesen   

 Unsystematisches Vorgehen   

 Unterschiedliche Erhebungsmethodiken   

 Fehlende Automatisierung   

Nutzen des IT-

Controllings 

Aufwand höher als der wahrgenommene Nutzen   

Anstieg des bürokratischen Aufwands   

Keine Kenntnisse des Nutzens   

 Kein Darstellen der Benefits des IT-Controllings   
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Kategorie Herausforderung Fallstudie Literatur 

Organisatori-

sche Heraus-

forderungen 

Ressorthoheit und Eigenständigkeit der Ministerien   

Unterschiedliche Fachlichkeiten   

Fehlende Weisungsbefugnisse und fehlender Durch-

griff 

  

 Unterschiedlicher Aufbau der ressortinternen IT-

Controlling-Struktur 

  

Politische Her-

ausforderun-

gen 

Wahlzyklen   

Änderung der politischen Ausrichtung   

Einbindung der Politik in das IT-Controlling   

Kulturelle Her-

ausforderun-

gen 

Fehlende Offenheit   

Fehlen eines Leistungs- oder Wettbewerbsgedankens   

Fehlende Sanktionsmechanismen   

Ressourcen Fehlende Zeit   

 Fehlendes Personal   

IT-Controlling-

Kompetenzen 

Fehlende IT-Controlling-Kompetenzen   

Kein Bewusstsein und keine Kompetenzen bezüglich 

IT beim (Top) Management 

  

Fehlende 

Unterstützung 

Fehlende Unterstützung beim Management   

Widerstand beim Top Management   

Fehlende Unterstützung bei der Politik   

 Fehlende Unterstützung bei den Ressorts   

Haushalt Kameralistik   

 Schattenhaushalte   

Stakeholder 

und Verant-

wortlichkeiten 

Fehlende Ausrichtung des IT-Controllings auf die 

Stakeholder 

  

Kein Einbeziehen der Stakeholder   

Fehlende, einheitliche Ansprechpartner   

Fehlende oder unklare Verantwortlichkeiten   

 Fehlende Identifikation und Analyse der Stakeholder   

 Kein Berücksichtigen der unterschiedlichen Anforde-

rungen der Stakeholder 

  

Unsicherheiten 

über Informa-

tionen, 

Informations-

asymmetrien 

Informationsasymmetrie durch nicht Erklären von 

Kennzahlen 

  

Fehlendes Wissen über Datenquellen   

Fehlende, ebenenübergreifende Kommunikations-

flüsse 

  

Fehlen einer gemeinsamen Kommunikationsplatt-

form, z. B. Wikis 

  

Tabelle 48: Gegenüberstellung der Herausforderungen aus Literatur und Fallstudie 

Quelle: Eigene Darstellung 


